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Vorwort. 

Als vor wenig mehr als dreißig Jahren Japan nach 
der Umgestaltung seiner Regierimgsform in den Reigen der 
Nationen eintrat und ein reger Verkehr mit dem Auslande 
sich ent^vickelte, hielten nicht nur die Ei-zeugnisse Avest- 
ländischen Gewerbefleißes, sondern auch neue Gedanken 
und Anschauungen, Künste und Wissenschaften ihren Einzug 
in das jahrhundertelang in strenger Abgeschlossenheit ver- 
bliebene Land, und Tausende junger und strebsamer Männer 
drangen mit Ungestüm in die neuen Wissensgebiete und 
suchten sich darin heimisch zu machen. Gegenwärtig blühen 
überall im Lande Schulen, in denen dieselben Gegenstände 
nach denselben Methoden gelehrt werden wie im alten 
Europa. Wer das heutige Japan kennt, wird gestehen müssen, 
daß es ein Kultui-staat auch im europäischen Sinne des 
AV'ortes ist. 

Es ist nur natürlich, daß auch in der Rechtswissen- 
schaft in dieser Zeit sich ein Wandel vollzogen hat. Während 
das ältere japanische Recht fast ganz unter chinesischem 
EinflidJ gestanden hatte und zuerst den Rechtsbüchern der 
Tang und später denen der Tsing nachgebildet war, nahm 
es seit der Restauration einen europäischen Charakter an, 
indem es anfangs dem französischen und englischen Recht 
folgte, um sich später mehr dem römisch-deutschen zuzu- 
wenden. 

So ist das neue japanische Bürgerliche Gesetzbuch, wie 
auch alle Rechtsinstitutionen, zwar auf japanische Sitte und 
Gewohnheit gegründet im System aber folgt es dem deutscli- 
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römischen Recht, iind daneben enthält es einzelnes, was 
dem französischen und englischen entlehnt ist Wenn wir 
daher von denjenigen Gebieten absehen, die sich vornehm- 
lich mit althergebrachten, den Sitten und der Lebensführung 
des Volkes entsprechenden Einrieb timgen, die jede Nation 
nach ihren eigenen Bedürfnissen zu regeln pflegt, beschäftigen, 
so finden wir in der Aufstellung der Rechtsgrundsätze keinen 
besonderen Unterschied zwischen japanischem und europä- 
ischem Recht Unter denjenigen Rechtsgebieten nun, auf 
denen die aus nationalen Eigentümlichkeiten herrührenden 
Gewohnheiten und Sitten am stärksten sich geltend machen, 
steht an erster Stelle das Familien- und Erbrecht 

Was das japanische Erbrecht noch besonders interessant 
macht und was mich veranlaßt hat, einen Teil desselben 
zum Thema meiner Abhandlung zu wählen, ist der Umstand, 
daß in Japan sich das Familienprinzip und die in eigentümlicher 
Weise ausgeprägte Hauserbfolge bis heute erhalten hat, 
die ihrem Wesen nach vorzüglich geeignet ist, einen Ein- 
blick in die gesellschaftlichen Verhältnisse des Landes zu 
gewähren. 

Es erscheint vielleicht anmaßend von mir, micli an 
ein solches Thema zu wagen, das nicht nur einen klaren 
Verstand, sondern auch einen Überblick über die gesamte 
japanische und europäische Rechtsentwickelung und außer- 
dem eine Menge der verschiedensten Hilfsmittel verlangt. 
Als erschwerend kommt noch hinzu, daß einesteils wegen 
der großen Entfernung von Japan, andemteils wegen unzu- 
reichender Mittel ich mir das nötige japanische Material nur 
sehr unvollkommen verschaffen konnte. Ich fürchte daher, 
dem Gegenstand nur in mangelhafter Weise gerecht geworden 
zu sein. Auch hätten mich die erwähnten Schwierigkeiten 
vielleicht ganz abgeschreckt, wenn nicht ein glücklicher 
Umstand mir Mut eingeflöst hätte. Es fügte sich nämlich, 
daß während meines Aufenthaltes hier auch mein alter und 
hochverehrter Lehrer, Herr Prof. Nobushige Hozumi von der 
Universität Tokyo, hier Aveilte, der die Güte hatte, mich mit 
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Quellen- und Literatuniachweisungen zu vei*seheii und mir 
auch sonst wertvolle Ratschläge zu erteilen. Es ist 
mir eine angenehme Pflicht, ihm auch an dieser Stelle 
meinen aufrichtigsten Dank auszusprechen. Trotzdem konnte 
ich nicht die ganze einschlägige Literatur einsehen, nament- 
lich nicht den TeiK der nur handschriftlich in japanischen 
Bibliotheken liegt; häufig war ich also genötigt, indirekt 
zu zitieren. 

Vielleicht ist es mir später vergönnt, das Thema nochmals 
gründlicher und besser zu bearbeiten. 

Es erübrigt noch, meinen Landsleuten Heim Prof. Oka- 
matsu von der Universität Kyoto und insbesondere Graf 
Tsugaru für manchen schätzenswerten Rat zu danken. 

Zu ganz besonderem Dank fühle ich mich meinem hoch- 
verehrten Lehrer, Herrn Dr. Kohler, ordentlichem Professor 
der Rechte an der Universität Berlin, für das meiner Ar- 
beit entgegengebrachte lebhafte Interesse und die mir gütigst 
gewährte Unterstützung verpflichtet. 

Berlin, den 1^. Dezember 1902. 

Biuiehi Ikeda« 
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Vorbemerkung. Bei der Transkription japanischer Wörter ist 
nicht immer konsequent verfahren worden, indem sich z. B. dieselben 
Wörter zuweilen mit großen, zuweilen mit kleinen Anfangsbuchstaben, 
femer zusammengesetzte Wörter manchmal durch Bindestrich getrennt, 
manchmal zusammengezogen geschrieben finden. Der freundliche Leser 
wolle diese kleinen Verschiedenheiten, da es keine feststehenden Tran- 
skriptionsregeln gibt, gütigst entschuldigen. 
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Einleitung. 

Juristischer Charakter der Hauserbfolge. 

§ 1- 

Die Hauserbfolge in Japan beruht auf dem Familien- 
prinzip, d. h. auf dem Prinzip der Zusammengehörigkeit 
verschiedener blutsverwandter oder verschwägerter Ehepaare 
nebst deren Nachkommen und Sklaven oder Hörigen zu 
einer einheitlichen Familie und der Einheitlichkeit des Ver- 
mögens als Hausvermögen. Sämtliche Glieder dieser Familie 
bilden die Hausgenossenschaft, die unter der Gewalt des 
Hausherrn als des Familienoberhauptes steht. Dieser Komplex 
von Personen und Vermögen, den wir das japanische Haus 
nennen können, ist nicht eine bloße Wohnstätte von Menschen, 
sondern ein Heiligtum, welches durch den Hausgott geschützt 
^vird,') ähnlich wie dies beim römischen Haus der Fall war, 
welches unter dem besonderen Schutz seiner Hausgötter, 
der Penaten stand.^) 

Das japanische Haus ist ferner ein abstrakter und 
dauernder Begriff, es besteht nämlich trotz dem Absterben 
des Hausherrn und der Hausgenossen weiter. Dieser 
Charakter zeigt sich u. a. darin, daß das untergegangene 
oder aufgehobene Haus wieder errichtet werden kann, wenn 
ein neuer Hausherr auftritt und das Herrschaftsrecht tat- 
sächlich ausübt.^) 

*) So hatte z. B. jedes Uji seinen üjigarai (Ujigott). 
») Vgl. Ihering, Bd. H, 1, S. 158. 
») Vgl. B. G.-B. §§ 743, 753. 

Ikeda, Hanserbfolge. 1 
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Wir sehen also, daß dies Haus sich aus zwei Faktoren 
zusammensetzt: der eine besteht aus den den Haushalt 
bildenden Personen und dem Yermögenskomplex, beherrscht 
von dem Hausherrn, beschützt von dem Hausgott; den 
andern Faktor bildet die ganze als Einheit gedachte Reihe 
der nach der Erbfolge succedierenden Inhaber der Haus- 
herrschaft. ^) 

Das japanische Haus ist gewissermaßen ein Staat im 
kleinen, der Hausherr ist ein Monarch, der die Familie und 
das Vermögen beherrscht Der Hausherr ist der Vertreter 
des Hauses Dritten und dem Staate gegenüber, er hat volle 
Gewalt über die Hausgenossen und das Hausvermögen, aber 
auf der andern Seite auch die Pflicht, für den Unterhalt 
der Hausgenossen Sorge zu tragen. Ja man muß noch 
weiter gehen und sagen: jeder Hausherr hat die Pflicht, 
das Haus heilig und friedlich zu erhalten und für einen 
Nachfolger in der Hausherrschaft zu sorgen. Der Ausspruch 
von Mencius »Drei Verstöße gibt es gegen die Kindes- 
pflicht, der schwerste ist der Mangel an Nachkommenschaft« 
gilt auch in Japan und zeigt dem Hausherrn seine Pflicht. 

Aus dem oben Angeführten ergibt sich, daß bei Wegfall 
des Hausherrn eine Erbfolge stattfinden muß, ähnlich wie 
im Staate bei dem Wegfall eines Monarchen. Der Hauserbe 
erbt ungeteilt die hausheiTliche Gewalt und das Hausver- 
mögen mit allen sich daran knüpfenden Rechten und Pflichten, 
er setzt die Persönlichkeit des Erblassers fort und repräsentiert 
ihn.*) Dies nennen wir die Hauserbfolge.') 

Was die Erbfolge anbetrifft, so ist sie stets Individual- 
succession. Der Satz »der Bauer hat nur ein Kind«,* den 
wir im deutschen Anerbenrecht finden, gilt auch insoweit 
im japanischen Recht, als hier nur ein Erbberechtigter die 

») Vgl. Weipert, S. 86. 

') Im römischen und deutschen Rechte dagegen wurden sofort mit 
dem Tode des Familienoberhauptes alle Söhne gewaltfrei, ohne in irgend 
welches häusliche Abhängigkeitsverhältnis zu einem andern Familien, 
mitgliede zu treten ; sie bildeten vielmehr jeder für sich eine neue Familie. 

•) Vgl. Hozumi, Sözoku sampeo, S. 107. 
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Hausherrschaft und das ganze Vermögen erbt. Ein Unter- 
schied liegt nur darin, daß es sich nach Anerbenrecht bloß 
um Immobilien handelt und der das Gut übernehmende 
Anerbe die übrigen gleich nahen Erben in Geld abzufinden 
hat,^) während nach japanischem Recht zum Hausvermögen 
alles gehört, Immobilien wie Mobilien, und der Hauserbo 
alles erhält, die anderen Söhne und Töchter dagegen leer 
ausgehen und als Hausgenossen nur von dem Hauserben 
alimentiert werden müssen. 

Die Ordnung der Hauserbfolge ist als Regel Primo- 
genitur, doch kommt ausnahmsweise Majorat, Minorat u. s. w. 
vor. Weibliche Succession fjmd sich früher subsidiär nur 
in gewissen Ständen, jetzt allgemein. Doch pflegt der Erb- 
lasser bei Vorhandensein nur einer weiblichen Person einen 
Schwiegersohn zu adoptieren, muß aber, wenn überhaupt 
kein leiblicher Nachfolger existiert, Adoption eines Sohnes 
oder einer Tochter vornehmen, um das spätere Erlöschen 
des Hauses zu verhindern. Es gibt also im japanischen 
Recht zwei Formen, die Hauslinie fortzusetzen: einmal, wie 
anderswo auch, durch männliche Nachkommenschaft, so daß 
der Sohn resp. der Adoptivsohn im Hause bleibt und sich 
eine Frau heimholt ; zweitens in eigentümlicherweise durch 
weibliche Nachkommenschaft, indem die leibliche oder 
Adoptivtochter im Hause bleibt und sich einen Ehemann 
heimholt.*) 

Was die Eröffnungsgründe anbetrifft, so gilt als solcher 
Grund u. a. zunächst der Tod oder Verlust der Staatsange- 
hörigkeit des Hausherrn. Ferner gibt es ein eigentümliches 
Institut, »das Inkyotum«, indem der Hausherr bei Lebzeiten 
sein hausherrliches Recht dem Nachfolger übergibt und sich 
als Hausgenosse in den Ruhestand ziu'ückzieht, ähnlich wie 
der Bauer in Deutschland sich auf das Altenteil setzt.') 

») Vgl. Beseler, Bd. II, S. 870. 

') Genaueres siehe unten, 8. 54, Anm. 3 u. 176fg. 

») Vgl. Grimm, Bd. I, S. 674. 
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Von der nach römischem Recht ausnahmslos geltenden Regel ^) 
»Viventis nuUa hereditas« kennt also das japanische Recht, 
ähnlich wie das deutsche Recht,^ einige Ausnahmen. In 
allen solchen Fällen heißt der frühere Hausherr, nicht bloß 
der verstorbene, sondern auch, wie z. B. bei Inkyo, der 
noch lebende »Erblasser«. 

Die Hauserbfolge hängt also aufs engste mit dem 
Familienprinzip zusammen, und es ist klar, daß mit der 
Veränderung des Begriffes Haus auch jene sich verändern 
mußte. Der Begriff »Haus« hat sich nun aber im Laufe 
der Geschichte bis zur Individualisierung verengert. Während 
man in der alten Zeit darunter das Uji, im Mittelaket das 
Ko (im weiteren Sinn) verstand, ist an deren Stelle in der 
gegenwärtigen Zeit die Bezeichnung ly-e (Ko im engeren 
Sinn) getreten, und es läßt sich voraussehen, daß unter dem 
Einfluß des jetzigen Bürgerlichen Gesetzbuches bald auch 
dieser letzte Rest der historischen Bedeutung des japanischen 
Hauses verschwinden wird. Die oben erwähnte Veränderung 
und Verengerung äußert sicli in zweifacher Richtung. 

I. In Bezug auf die rein hausherrliche Gewalt: 

a) in rechtlicher BeziehaDg. 

Da in der ältesten Zeit das Haus eine rechtliche Einheit 
innerhalb des Staates bildete, deren Vertreter nach außen 
der Hausherr war, so folgt daraus, daß bei Verletzung der 
Rechte Dritter oder des Staates durch einen Hausgenossen 
der Verletzte sich auschließlich an den Hausherrn halten 
konnte, der für alle Handlungen der unter seiner Gewalt 
stehenden Personen verantwortlicli war. Xach innen da- 
gegen besaß der Hausherr zu manchen Zeiten eine gewisse 
selbstherrliche Gewalt über alle Hausgenossen, ähnlich dem 
jus vitae ac necis, das in dem alten röm. Recht die patria 

») Vgl. Dernburg, Fand. 111, S. 98. 

') Nach Ssp. I 38 § 2 wii-d der Friedlose, nach langob. Rechte der 
Aussatzige, nach friesischem der Blinde und "Wahnsinnige als verstorben 
behandelt Der Eintritt in ein Kloster führt den bürgerlichen Tod herbei. 
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potestas*) mit sich brachte, welches ihm sogar erlaubtey 
unter Umständen über die Person der Hausgenossen zu ver- 
fügen; außerdem aber hatte er allein die mit dem Ahnen- 
kultus verbundenen sakralen Handlungen vorzunehmen; so 
war er zugleich Monarch und Priester. 

Diese Stellung des Hausherrn brachte es mit sich, dalJ 
dem Staate gegenüber er allein in Frage kam, also auch, 
daß nur er Rang und Ämter haben konnte und daß er allein 
zu Steuerleistungen verpflichtet war. 

Infolge der Entwickelung des Staatswesens verlor der 
Hausherr seine öffentlich-rechtliche Gewalt an das Staats- 
oberhaupt Es entwickelte sich dann im Laufe der Zeit 
die Anerkennung der Rechte des Individuums, das In- 
dividualrecht, und Hand in Hand damit verminderten sich 
die Rechte des Hausherrn, und es blieb ihm schließlich 
nur das Recht, sein Haus zu verwalten und die Hausordnung 
aufrecht zu erhalten. Die Hausgenossen dagegen werden nun 
Träger von Rechten und Pflichten. Sie können eigenes Ver- 
mögen besitzen, sie müssen aber auch Steuern zahlen und ihrer 
Wehrpflicht genügen. Da auf diese Weise das Haus seine 
öffentlich-rechtliche Stellung einbüßt, so verringert sich auch 
der Umfang der Erbfolge. 

b) in persönlicher Beziehung. 

Der oben geschilderte große Umfang des Hauses ver- 
minderte sich allmählich, bis das Haus nur noch den Haus- 
herni mit seiner Frau und seinen Kindern und seine im 
Hause lebenden Geschwister umfaßte. 

II. In Bezug auf die vermögensrechtlicheGewalt. 

Während in alten Zeiten nur das Haus Vermögen haben 
konnte und somit der Hausherr als Eigentümer unter Umständen 
nur als Verwalter Subjekt dieses Hausvermögens war, zerteilte 



*) Eine väterliche Gewalt im engeren Sinne gab es eigentlich 
im Japan. Hechte nicht, weil der Hausherr seine Gewalt über alle zum 
Hause gehörigen Familien ausübte, so daß die einzelnen Väter immerhin 
von dem über allen gemeinschaftlich stehenden Hausherrn abhängig waren, 
also mit ihrer engeren Familie kein besonderes Haus bildeten, sondern 
Bestandteile des einen Hauses waren. 



— 6 — 

sich allmählich dieses Subjekt, bis nach dem Untergang des 
Familienprinzips jeder Hausgenosse Subjekt eines Vermögens 
werden konnte. Nach und nach machten die Hausgenossen 
von diesem Recht Gebrauch, und je mehr Vermögen sie 
durch Teilung dem Haus entzogen, desto mehr verringerte 
sich das Hausvermögen, so daß schließlich das letztere 
unter Umständen nicht mehr größer war als das Vermögen 
der Hausgenossen. 

Mit der Verringerung des Hausvermögens verlor die 
Stellung des Hausherrn natürlich im allgemeinen an Be- 
deutung. 

In Bezug auf die Erbfolge ist noch zu unterscheiden 
zwischen Hauserbfolge und Vermögenserbfolge. Da 
nach dem obigen in der alten Zeit die Hausgenossen kein 
Vermögen besitzen konnten, sondern nur der HausheiT 
allein, so gab es auch keine Vermögenserbfolge. Ei-st mit 
der Einführung der chinesischen Kultur lernte man die 
Idee des Personalvermögens kennen, und da nun auch die 
Hausgenossen Sondervermögen erwerben imd besitzen 
konnten, so wurde folgerichtig beim Tode eines Vermögen 
besitzenden Hausgenossen die Erbfolge in sein Vermögen 
eröffnet 

Die damalige Zeit nimmt überhaupt eine Ausnahme- 
stellung in der japanischen Rechtsgeschichte ein. Während 
nämlich sonst immer, auch heute noch, der Hauserbe das 
gesamte Vermögen erbt und die anderen Kinder leer aus- 
gehen, erbte damals der Hauserbe außer der haus- 
herrlichen Gewalt nur noch die dem Ahnenkult dienenden 
(xegenstände ; das sonstige Vermögen wurde unter die Kinder 
verteilt. 

In der Feudalzeit war das Recht des Hauserben auf 
den gesamten Nachlaß des Hausherrn geset:2lich fixiert. 
Diese Hauserbfolge ist unter der Bezeichnung »Söryö-sö- 
zoku« oder »Katoku-sözoku« bekannt. 

Söryö, d. h. wörtlich »Alles beherrschenc, bezeichnete 
ursprünglich einen abstrakten Begriff, nämlich die Macht 
oder das Recht des Inhabers des Familienstammhauses, eine 



gewisse Vormundschaft über die Nebenhäuser auszuüben.*) 
Erst später wurde das Wort zu einem konkreten Begriff 
und bezeichnete den Erben oder Inhaber des Stammhauses. 
Der Söryö war das Haupt desselben, über das er in patri- 
archalischer Weise herrschte, das er aber auch zu schützen 
hatte und für dessen Verhalten dem Staate oder Dritten 
gegenüber er verantwortlich war, sowie er auch verpflichtet 
war, den Ahnentempel in baulichem Zustande zu erhalten.^) 
Die Erbfolge dieses Söryö heißt Söryö-sözoku. 

Katoku bedeutet wörtlich »Hausherrschaft, Haus- 
gewalt«.*) Es bezeichnet die Hauslinie;^) Katoku-sözoku 
ist demnach die Erbfolge in die Hauslinie.^) Der Ausdruck 
Söryö-sözoku hatte also ursprünglich eine umfassendere 
Bedeutung als Katoku-sözoku; später jedoch wurden beide 
Ausdrücke als gleichbedeutend gebraucht. Das heutige 
bürgerliche Gesetzbuch bedient sich nur des Ausdrucks 
Katoku-sözoku.^) 



') Vgl. Shigeno, Adoptioo, 8. 11; siehe Literaturverzeichnis. 

«) Vgl. Fujioka, Bd. U, 8. 11. 

*) 8päter verstand man unter Söryo und Katoku den ehelich erst- 
geborenen Sohn (welch letzterer Ausdruck dem chinesischen entlehnt ist 
und auch in China dem Erstgeborenen zukommt), da dieser nach japanischer 
Hauserbfolge in der Regel zum Erben bestimmt war. 

*) Vgl. Ruishu-meibutsukö 59. 

*) Das Wort Katoku-sözoku hat verschiedene Bedeutungen: wie 
Hozumi (Einfluß, 8. 48) bemerkt, wurde das Wort seit dem Mittelalter 
für »Erbfolge in die hausherrliclie Gewalt« gebraucht und seit den Feudal- 
Zeiten, besonders seit der Tokugawazeit für »Fortsetzung der Hausherr- 
schaft«. In dieser Zeit war der Ausdruck Katoku-sözoku, wie es 
scheint auf die Hauserbfolge im Lehensverhältnis beschränkt; das 
Lehensiand hieß damals Katoku no chi und der Erbberechtigte Ka- 
toku no hito oder kimi. In letzter Zeit bedeutete das Wort Katoku 
schlechthin »Hausvermögen«, welches den Gegenstand der Erbfolge bildete 

*) In Japan findet man seit der Tokugawazeit noch die Bezeichnung 
Geidosözoku d. h. die Übertragung der Firma eines Schauspielers, Ring- 
kämpfers, Tanz- und Gesangsmeisters u. dgl. entweder auf den eigent- 
lichen Erben oder einen Fremden. Der letzte hat eigentlich gar nichts 
mit der Erbfolge zu tun. Wir sehen hieraus, daß der Ausdnick »so- 
zoku« in einem viel weiteren Sinn gebraucht wird. 
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Nach dem heatigen bürgeriichen Gesetzbuch gibt es 
zwei Arten der Erbfolge: Katoku-sözoku (Haaserbfolge) 
und Isan-sözoku (Vennögenserbfolge). Die erstere tritt 
u. a, beim Tode oder Rücktritt des Hausherrn ein. Der 
Hauserbe erbt grundsätzlich alles, was dem Erblasser gehörte, 
nämlich außer der rein hausherrlichen Gewalt (Eoshuken) 
auch alle Rechte und Pflichten des Erblassers, jedoch nicht 
die höchst persönlichen Rechte und Pflichten desselben.') Die 
Vermögenserbfolge kann nur beim Tode von Hausgenossen 
eintreten.*) Außer dem angegebenen Unterschiede zwischen 
Katoku-sözoku und Isan-sözoku ist noch der weitere 
Unterschied, daß die Erben andere Personen und auch die 
Objekte der Erbfolge andere sind. Auf die Vermögens- 
erbfolge brauchen wir hier, als nicht zu unserem Thema 
gehörend, nicht näher einzugehen. 

Obwohl die Erbfolge des Kaiserhauses nicht nach civil- 
rechtlichen Gesichtspunkten besprochen werden kann, sa 
hat sie doch eine gewisse Verwandtschaft mit der Haus- 
erbfolge insofern, als in Japan der Staat als auf dem Familien- 
prinzip beruhend und eine große Familie bildend angesehen 
wird, deren Familienoberhaupt der Kaiser ist, wonach also 
beim Tode des Kaisers eine Hauserbfolge eintritt Aus 
diesem Grunde haben wir die Erbfolge des Kaiserhauses in 
imser Thema aufgenommen. 



») B. G.-B. § 964fg. 
«) B. G.-B. § 992fg. 



Erstes Kapitel. 

Entwickelungsgeschichte des Instituts der 
Hauserbfolge. 

§ 2. 
Nach dem vorhandenen Material, besonders aber nach 
den zur Verfügung stehenden wissenschaftlichen Bearbeitungen 
unserer Lehre ist es schwer, ein Bild von der Entwickelungs- 
geschichte der Hauserbfolge nach japanischem Rechte zu 
ent^verfen, weil nach unserer Ansicht die charakteristischen 
Eigentümlichkeiten der verschiedenen Zeiten nicht genügend 
hervorgehoben werden. Deshalb hielten wir es für ange- 
bjacht, was man ja auch sonst bei juristischen wissenschaft- 
lichen Bearbeitungen — z. B. beim Kirchenrecht — mit 
der Wirkung einer besseren Übersicht der Darstellung tut, 
die Entwickelung der Hauserbfolge nach Zeitperioden dar- 
zustellen und glaubten, am zweckmäßigsten zu folgender, 
vier Perioden umfassender Einteilung greifen zu dürfen: 

1. zur Zeit der Uji (Gentil)- Verfassung (ca. 660 v. Chr. 
bis 644 n. Chr.), 

2. zur Zeit der Einführung der chinesischen Kultur 
(645—1191), 

8. zur Zeit des Feudalismus (1192—1867), 
4. seit Beginn der Einführung der europäischen Kultur 
(1868). 

Wird werden uns bemühen, in unserer kritischen Dar- 
stellung stets im Auge zu behalten, daß dieselbe sich haupt- 
sächlich auf die Hauserbfolge beziehen soll. Trotzdem werden 
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wir den eigentlichen Erörterungen über die Hauserbfolge 
einer jeden Periode einige kurze Vorbemerkungen voraus- 
schicken, welche sich nicht immer direkt auf die Hauserb- 
folge, sondern mitunter auf allgemeine staatsrechtliche imd 
soziale Verhältnisse beziehen, deren Erwähnung das Ver- 
ständnis der speziell die Hauserbfolge betreffenden Dar- 
stellung erleichtem dürfte. In derselben Weise soll ein 
kurzer Anhang bei dem jedesmaligen Übergange von einer 
Periode auf die nächstfolgende eingefügt werden. Bei der 
Besprechung einer jeden einzelnen Periode soll, soweit das 
vorhandene Material in der jeweiligen Periode ausreicht, 
die Hauserbfolge im allgemeinen, sodann das Subjekt und 
endlich das Objekt derselben besprochen werden. 



Erste Periode. 



Hauserbfolgre zur Zeit der Uji-Verfassungr 
(ea. 660 v. Chr. bis 644 n. Chr.). 

A. Allgemeine Vorbemerkungen über die staats- 
rechtlichen und gesellschaftlichen Yerhältnisse. 

§ 3. 

Da es vor dem Kojiki,*) dem ältesten Qeschichtsbuche 
Japans, verfaßt und vollendet 712 n. Chr., und dem Nihongi,^) 
einem etwas späteren Geschichtswerke, keine geschriebenen 
Quellen über die Entwickelung des Rechts in Japan gab, kann 
man nur aus diesen und späteren Büchern erfahren, in welcher 
Weise vor jener Zeit die Rechtsverhältnisse und somit auch 
das Erbrecht geregelt waren. 

In der ältesten Zeit, d. h. zur Zeit der Entstehung des 
Staats, finden wir in Japan drei Stämme: 

1. den Yamatostamm, 

2. den Takerustamm und 

3. den Stamm der Höhlenbewohner. 

Der Yamatostamm zerfiel in drei Unterabteilungen: 

1. die Tenson, 

2. die Tenjin und 

3. die Chigi. 

1. unter Tenson versteht man die kaiserliche Familie als 
gleicher Abstammung wie der Enkel Amaterasu's im 5. Glied, 
nämlich der Kaiser Jimmu, ihr Oberhaupt 

2. Tenjin bezeichet den Volksstamm, welcher, gleichen 
Ursprungs mit der kaiserlichen Familie (Tenson), ebenfalls Am a- 

^) Kojiki, Bach der alten TraditioDen, im Auftrage der Kaiserin 
Oensbo von Fatono-Yasumaro verfaßt, übersetzt von Chamberlain. 

') Nihongi oder auch Nihonshoki genannt Ebenfalls im Auf- 
trage der Kaiserin Genshö verfaßt; vollendet im Jahre 720, übersetzt 
von Florenz. 
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terasu als Stammmutter verehrte, aber von einer Zweiglinie ab- 
stammte, die mit der kaiserlichen Familie zusammen in das Land 
gekommen war und Jimmu in der Erschließung desselben unter- 
stützt hatte. Wegen dieses Verdienstes nahm er eine hervor- 
ragende Stelle ein und hatte teil an der Verwaltung des Landes. 

3. Die Chigi sind wie die Tenjin eine von Amaterasu 
abstammende Seitenlinie und verehrten ebenfalls letztere als 
Stammmutter. Sie sind indessen früher als Tenjin ins Land 
gekommen, haben die Urbe wohner unterworfen und die ersten 
Anfänge der Kultur verbreitet Als dann später Jimmu sieg- 
reich nach Osten vordrang, empfingen ihn die Chigi als ihren 
Ahnherrn. 

Die obigen drei Stämme verdrängten den Takeru stamm 
und den der Höhlenbewohner, sie heißen das japanische Volk ini 
eigentlichen Sinne und bilden dessen Qrundstock. Sie sprechen 
von Haus aus dieselbe Sprache, behaupten von demselben 
Himmelslande hergekommen zu sein und blicken alle auf Jimmu 
als ihren Ahnherrn. 

Das Band, welches die drei Stämme umschlang, war der 
ihnen allen gemeinsame, auf der gemeinschaftlichen Abstammung 
von Amaterasu beruhende Ahnenkultus, welcher bewirkte, daß 
die Stämme Tenjin und Chigi sich dem Oberhaupt der Tenson 
unterordnen mußten, weil dieser direkt von der Himmelsgöttin 
abstammte. Ferner verband sie das gemeinsame äußere Inter- 
esse, die anderen Stämme zu vertreiben und selbst eine Macht- 
stellung einzunehmen. 

So finden wir in der alten Zeit in Japan eine wahre üji- 
d. i. Qentil Verfassung. Die üji^), d. i. die älteren gentes aus 
dem Yamatostamm, unterdrückten die anderen, wie es in Rom die 
alten patrizischen Stämme Ramnes, Tities und Luceres maichten. 

Nach der üj i Verfassung zerfiel das ganze Volk in eine 
größere Anzahl von ü-üji, d. i. gi*oße üji, diese wiederum in 
viele Ko-Üji, d. i. kleine üji^). Die Ko-Uji enthielten mehrere 
Ko, d. i. Häuser. Etwas Sicheres über die Mitgliederzahl eines 
Ko läßt sich nicht behaupten; nach Ariga') zählte es 50 — 90 
Köpfe*) und umfaßte nicht nur den Hausherrn und seine un- 



*) Vgl. Florenz, die staatliche etc. Organisation o. s. w , S. 165. 

») Nach Ariga, Gesch., S. 108, stammt das "Wort üji von »ümiji» 
d. i. OeburtBstand oder von »Umisuji«, d. i. Goburtslinie, nach Hagino 
Nihon Seidotsü, B.II, S. 1, stammt es von tUchi«, das Innere; vgl. auch Ho- 
zumi, Einfluß, S. 18, Florenz a. a. 0., 8.165: »Haus mit denselben Ahnen«. 

«) Ariga, Geschichte, Bd. I, S. 108. 

*) Die literarischen Überlieferungen bezüglich der Entstehung der 
Uj i Verfassung sind dürftig; es ist anzunehmen, daß der in Japan ein- 
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ihittelbaren Familienangehörigen, sondern auch Geschwister und 
ihre Familien, ähnlich wie die Sippe des deutschen Volkes. An 
der Spitze eines ü-üji stand der Ö-Üji no kami, an der eines 
Ko-Üji der Ko-Üji no kami; das Haupt eines Ko war der 
I y e g i m i. Ein jedes Oberhaupt hatte in seinem Ei*eise die Herrschaft 
über s&mtfiche Hitglieder inne. Zu bemerken ist aber, daß diese 
nicht bloß Blutsverwandte waren, sondern es gehörten auch alle 
solche Personen in das üji resp. Ko, welche zur Aufrecht- 
erhaltung der Hausgenossenschaft erforderlicli waren, also Diener, 
Dienerinnen, ja sogar Handwerker, welche nur für diese Familie 
tätig waren ; diese standen in einer Art üntertanenverhältnis 
zum Oberhaupte, ohne eigentliche Sklaven zu sein, wenn auch 
manche derselben, wie Yatsuko, schon frühzeitig als gewisser- 
maßen Leibeigene galten, aus denen sich dann später der Stand 
der gänzlich Unfreien, der Sklaven, bildete. Sämtlich waren sie 
aber Untertanen des Hausherrn und seinem Willen vollständig 
unterworfen, so daß er allein über die Oesamtverhältnisse des 
Uji resp. des Ko zu bestimmen hatte. Das Uji bildete also 
eine Art Einheit, geleitet und vertreten durch den üji no kami, 
ohne daß jedoch das Band ein so festes, an die Korporation 
erinnerndes war, wie wir es später in der dritten Periode vor- 
finden. Es war in der älteren Zeit ein ganz eigenartiges, mit 
keiner modernen Erscheinung übereinstimmendes Gebilde; das 
zeigt sich z. B. darin, daß das ganze Uji wegen eines von dem 
Uji no kami begangenen Verbrechens bestraft wurde.^) So 
kam es z. B. in der Zeit des Kaisers Yüryaku (ca. 457 n. 
Chr.) vor, daß wegen eines von dem Uji no kami begangenen 
Kapitalverbrechens das ganze Uji hingerichtet wurde *)^) 

Eigentümlich war es, daß ursprünglich jede Verwandten- 
gemeinschaft für sich eine bestimmte Tätigkeit ausübte, nach 
welcher dann Namen gebildet wurden; z. B. Hanishi-Uji,*) d. i. 

wandernde Yamatostamm sowohl hierbei, als auch später bei seinen 
weiteren Wanderzügen, sowie bei seineu kriegerischen Streifzügen, ins- 
besondere auch auf seinen Seefahrten, nach Familien in der Weise 
geordnet war, daß immer die Angehörigen einer blutsverwandten giößeren 
Familie unter einem gemeinschaftlichen Oberhaupte sich befanden und 
ein üji bildeten; dieser größere Kreis von Blutsverwandten »0-üji«, d. i. 
Groß -üji, zerfiel wieder in mehrere kleinere »Ko-Üji«, und in jedem 
derselben befanden sich die nächsten Blutsverwandten, welche unter 
sich eine, engere, kleinere Familie bildeten. Vgl. Fukuda, S. 10. 

*) Ähnlich in R. R. 1. Quisquis etc. 

*) Vgl. Ariga, Geschichte, ßd, I, S, 222. 

«) In Rom war Kindern von Hochverrätern die Erbfähigkeit ent- 
zogen; vgl. Demburg, Fand., Bd. III, S. 102, Anm. 2 und 1. Quisquis: 
1. 5 cod; ad leg, Jul. maj. 9,8. 

♦) Vgl. auch Florenz a. a. 0., S. 165, Spalte rechts. 
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Porzellanarbeiter-Uji; diese Bezeichnung blieb für die Zukunft 
als Familiennamen erhalten, wenn auch die einzelnen Hitglieder 
sich nicht mehr mit Porzellanarbeit beschäftigten. 

Ebenso beruht auf der Uj i Verfassung, einer der römischen 
gens oder der deutschen Sippe ähnlichen Institution^), nicht 
nur die allgemeine Entwicklung des ganzen gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen, sondern auch des staatsrechtlichen Lebens 
Japans. Die sämtlichen Uji sind Untertanen der Stamm-Uji, 
deren Haupt immer der Kaiser ist, und gleichzeitig Organe des 
Staates. Der Name »üji« macht allerdings hier dem Namen 
»Kabane« Platz, aber der Einheitsgedanke, der in der üji Ver- 
fassung verkörpert war, lebte auch im Staatsleben fort. Der ü j i , 
welcher ein Staatsamt bekleidete, hieß »Kabane«; man nannte 
nun dieses ganze System der staatlichen Organisation in der ältesten 
Zeit Kabanesystem. Die Oberhäupter der üji nämlich waren 
nach dem Kabanesystem zugleich Staatsbeamte, und je nach dem 
Range und der Stellung des Uji bekleidete in der lUtesten Zeit 
das Oberhaupt ein hohes oder niederes Amt. Schon durch die 
Verschiedenheit der Bezeichnungen der üji Verfassung und des 
Kabanesystems wird der Oegensatz zwischen inneren, d, h. 
verwandten, und äußeren, d. h. staatsrechtlichen Verhältnissen 
so recht zum Ausdruck gebracht; der Charakter der Worte 
»Uji«, d. h. »Inneres« und »Kabane« = Kabu oder Kabune, 
d. i. Stand, Rang, auch Stamm, blieb also vollständig ge- 
wahrt*) Die vornehmsten üji wai'en diejenigen, welche vom 
Tensonstamm (Ko-betsu) abstammten; die einzelnen Stämme 
wurden nach dem Familiennamen genannt, und zwar hatten sie 
ihren besonderen vornehmen Namen, so daß man daran schon 
die Abstammung erkennen konnte; so war z. B. ein vornehmer 
Name Abe-Uji. Bekam nun das Oberhaupt desselben ein Amt 
so hieß er: Abe no ö-omi; das Wort »ö-omi« war damals 
der Name für den höchsten Staatsbeamten'^). 

Auch die Nachkommen des Ten j in- und Chigistammes — 
diese beiden zusammen nannte man Shin-betsu — hatten ihre 
besonderen Uji-Namen, woran man ebenfalls ihre Abstammung 
erkennen konnte, z. B. Monobe-Uji; erhielt das Oberhaupt ein 
Amt, so hieß es Monobe no Ö-muraji. »Muraji« war eben- 
falls die Bezeichnung des höchsten Staatsamtes; durch die Ver- 

») Vgl. Ihering, Bd. I, S. 183fg., Brunoer, RechtBgesohichte, Bd. 1, 
S. 85fg. 

*) Wie Hozumi. Einfloß, S. 15, zutreffend bemerkt sind die 
japanischen Gelehrten über die Bedeutung des Wortes t Kabane« nicht 
einig; vgl. auch hierüber Florenz a. a. 0., S. 167 und Miyasaki. 

») Vgl. Florenz a. a. 0., S. 175. 
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schiedenheit der Ausdrücke »Omi« und »Muraji« sollte bloß auf 
die Verschiedenheit der Abstammung hingedeutet werden. In 
der späteren Zeit erhielt sich dieses Kabane System nicht, d. h. 
es kamen nunmehr Angehörige eines vornehmen üji oft in 
ein niederes Amt und umgekehrt Allerdings erhielten sich 
auch später noch die Bezeichnungen der Beamten »Omi« und 
»Muraji«, aber sie waren nicht mehr Unterscheidungsmerkmale 
der vornehmen oder niederen Abstammung des üji, sondern 
hatten nur noch eine historische Bedeutung. 

Der Kaiser hatte über die Mitglieder seiner eigenen Familie 
selbstredend eine direkte Herrschaft, ebenso auch über die 
Familien dieser Mitglieder, sowie auch über alle einzelnen 
Personen, welche in die Hausgenossenschaften dieser aufgenommen 
wurden; sie alle bildeten zusammen einen streng abgegrenzten 
Kreis, gleichsam ein eigenes »Volk« für sich,*) welches nicht 
bloß in seiner Gesamtheit unter dem Kaiser stand, sondern 
dessen einzelne Individuen direkt dem Kaiser gehorchen mußten; 
es gehörten dazu nicht bloß die Verwandten untereinander, 
sondern alle, welche aus irgend einer Veranlassung in diesen 
Kreis gelangt waren, wie z. B. geschenkte oder gekaufte Diener- 
schaft, beschlagnahmte fremde Personen u. s. w. 

Das Herrschaftsverliältnis der anderen Oberhäupter der 
üji über ihre Familienglieder wurde durch den Kaiser aber 
nicht berührt Sie behielten die Gewalt über dieselben, und 
der Kaiser hatte nur über die Oberhäupter selbst direkte Gewalt, 
80 daß sein Wille unmittelbar nur für diese verbindlich war; 
sie hatten aber die Pflicht, dem Willen des Kaisers entsprechend 
auf ihre Angehörigen einzuwirken, so daß der Kaiser als oberster 
Herrscher indirekt natürlich auch die Herrschaft über letztere hatte. 

So war der alte japanische Staat als eine große, gleichsam 
von einem gemeinschaftlichen Vater, dem Kaiser, geleitete 
Familie anzusehen. Es war ein Geschlechterstaat oder vielmehr 
ein patriarchalischer Geschlechterstaat*) Dieser familienrechtliche 
Charakter war zugleich ein streng religiöser, denn infolge des 
engen familienrechtlichen Bandes war es die erste Pflicht nicht 
nur eines Privatmannes, sondern auch des Kaisers, der ver- 
storbenen Familienglieder feierlichst zu gedenken. Daher be- 
ginnt auch noch heute seine offizielle Tätigkeit in jedem Jahre 
damit, daß er einen Vortrag des ersten Beamten über den 
Tempel Daijingü der kaiserlichen Ahnhecrin anhört. Dies heißt 
heute: Seijihajime, d. i. Beginn der Regierungstätigkeit So 



>) Vgl. Ariga, EntWickelung, S. 240. 

^) Über diese Ausdrücke vgl. Ihering, Bd. I, S. iSOflf. 
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wurden und werden auch noch verschiedene, ihrer Abstammung 
nach streng religiöse Ausdrücke zur Bezeichnung politischer 
und staatsrechtlicher Funktionen gebraucht. Das Wort »Mats u- 
rigoto« z. B. heißt wörtlich »Angelegenheit der Verehrung« und 
bedeutet »Regierung«; femer wurde in älterer Zeit das Wort 
»Saiseiitchi« d. i. »Einheit von Verehrung und Regierung« oft 
für » Politik« und »Regierung« gebraucht Daher stand auch selbst 
noch nach der Taika-Reform (645—649) das Kultusministerium 
an der Spitze aller Staatsbehörden. Es waren und sind auch noch 
jetzt alle Staatsaktionen, alle Regierungshandlungen Akteder Ahnen- 
verehrung, so daß man sehr wohl mit Hozumi^) sagen kann : »Die 
Gründung unseres Staates war ein Akt der Ahnen Verehrung«. 
Auch auf das Besitzverhältnis am Grund und Boden übte 
4as Verhältnis des Kaisers zum Volke einen wichtigen Einfluß 
aus; während nämlich die einzelnen üji eigenen Grund und 
Boden haben konnten, unterstand sämtliches unbewegliche Gut 
der kaiserlichen Familie und des Volkes dem Kaiser, dessen 
hauptsächlichste Vorrechte in der ersten Periode folgende waren : 

1. war er oberster Priester. Als solcher leitete er den 
Kultus der gemeinsamen Ahnengöttin; 

2. war er oberster Kriegsherr; in dieser Eigenschaft nahm 
er im Völkerrecht eine wichtige Stellung ein, indem er das 
Reich nach außen hin vertrat; 

3. war er der höchste Richter zur Entscheidung von allen 
Streitigkeiten unter den einzelnen Uji no kami; damit hatte er 
auch in verwaltungsrechtlicher Beziehung die Stellung eines 
gemeinsamen Oberhauptes über alle Uji no kami.') 

Also auch in Japan gipfelte, wie man es bei anderen Völkern 
sieht, — z, B. bei den Römern im jus pontificum und jus fetiale^) 
— ursprünglich das öfiFentliche Recht im Kultus und im Kriegsrecht. 

B. Erbrechtliche Bestimmungen. 

I. In der kaiserlichen Familie. 
1. Im allgemeinen. 

§ 4. 
Was die erbrechtlichen Verhältnisse der kaiserlichen 
Familie anbetrifft, so ist hervorzuheben, daß an denselben 
in der zweiten, dritten und vierten Periode wenig geändert 

') Einfluß u. 8. w. S. 24. 

«) Vgl. Ariga, Geschichte, Bd. I, S. 129 fg., Fukuda, S. 21, Floreoz 
a. a. 0., S. 166, 160 und 179. 
3) Vgl. Puchta § 40. 
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worden ist, so daß sie im allgemeinen, wenigstens dem 
Prinzipe nach, dieselben geblieben sind; deshalb haben wir 
sie hier bei Besprechung der ersten Periode gleich mit 
erwähnt, um ermüdende Wiederholungen zu vermeiden. In 
den Vorbemerkungen wurde gesagt, wie die kaiserliche 
Dynastie entstanden ist, und in welchen Beziehungen sich 
die bevorzugte Stellung des Kaisers nach außen hin kenn- 
zeichnete. 

Durch ein Edikt der Amaterasu war das Land ihren 
Nachkommen zur Beherrschung gegeben imd bestimmt 
worden, daß diese direkten Nachkommen der Amaterasu 
die Herrschaft ausüben sollten. Es heißt in dem betreffenden 
Edikte: »Das Toyoashi-hara no mizuho no kuni (Japan) 
ist das Land, dessen Herrschaft meinen Nachkommen ewig 
gehören soll, und meine erhabene Dynastie soll blühen in 
alle Ewigkeit, wie Himmel und Erde«. 

Dieses Edikt wurde der Nachwelt übergeben durch 
einen sehr nahen Abkömmling der Amaterasu, nämlich 
ihren Enkel Hikohoho-ninigi no mikoto, der noch der 
unmittelbaren göttlichen Sphäre angehörte.') 

Erst in der zweiten Generation nach ihm, also in der 
fünften nach Amaterasu, begegnen wir dem ersten japa- 
nischen Kaiser in der Person des Jimmu; er ist als der 
unmittelbare Erbe des Hikohoho-ninigi no mikoto auf- 
zufassen, und somit galt auch die Herrschaft über das Land 
als auf ihn vererbt, und von ihm vererbte sie sich auf die 
spätere Zeit weiter. Hierdurch ist also bewiesen, daß die 
Herrschaft der kaiserlichen Familie erbrechtlich begründet 
ist;*) der jetzige Kaiser ist der 121 te, imd das augen- 
blickliche Regierungsjahr desselben (1902 d. chrstl. Aera) 
ist das 2562 te seit Jimmu. 

Welche Personen alle in der ersten Periode zur kaiser- 
lichen Familie gerechnet wurden, ist unbekannt In der zweiten 



^) Also eine Dynastie nicht bloß »von Gottes Gnaden c, sondern 
tatsächlich göttlicher Abstammnng; daher ist der Kaiser »Tenshi« d. i. 
8ohn des Himmels. 

«) Vgl. Stein, S. 5. 

Ikeda, HaoMrbfolfe. 2 
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Periode zählten nach dem Taihöryö zur kaiserlichen Familie 
die Abkömmlinge des Kaisers bis zur vierten Generation. 
Brüder und Söhne des Kaisers führten die Bezeichnung; 
Shin-ö; Enkel, Urenkel und ürurenkel hießen Ö. Schwestern 
und Töchter des Kaisei-s wurden Nai shin-ö genannt; Enke- 
linnen, Ur- und Ururenkelinnen hießen Jo-ö. Seit Kaiser 
Junnin (derselben Periode angehörig, 757 — 764 n. Chr.) 
führten den Titel Shin-ö die Mitglieder der kaiserlichen 
Familie nicht kraft ihrer Abstammung, sondern kraft be- 
sonderer kaiserlicher Verleihung. Um femer bei der im 
Laufe der Zeit immer größer werdenden Zahl der Mitglieder des 
kaiserlichen Hauses zu verhüten, daß die Unterhaltungskosten 
unerträglich würden, machte der Kaiser einzelne Söhne zu 
Untertanen, indem er ihnen Familiennamen verlieh. Das 
erste Beispiel hierfür bietet Kaiser Kwammu (782 — 805) 
der seinem Sohn Okanari von einer Nebenfrau einen 
anderen Namen gab und ihn zum Untertan machte.') 

Seit Kaiser Kameyama (3. Periode, 1260—1274 n. Chr.) 
wurden gewisse Shin-ö-Familien zu selbständigen Zweig- 
häusem, mit erblicher Übertragung.*) Im Beginn der 
Tokugawaperiode wurde die Zahl der Shin-öhäuser auf 
drei herabgesetzt: Fushimi, Katsura, Arisugawa. Alle 
andere wurden Untertanen. Zur Zeit des Shöguns 
Jyenobu wurde noch eine Shin-ö -Familie hinzugefügt, 
die Familie Kan-in. Diese \ier Familien sind bei mangeln- 
der männlicher Nachkommenschaft des Kaisers zur Nachfolge 
berufen.*) In der neuesten Zeit (nach 1868) wurden die 
Shin-ö-Familien noch um viele vermehrt*) 

Es sollen nun einige Bemerkungen über die Haus- 
erbfolge im allgemeinen folgen. Hierzu gehört in erster 
Reihe die Erwähnung allgemeiner Eröffnungsgründe der Haus- 
erbfolge resp. Berufungsgründe zu derselben. 



») Vgl. Shigeno, Kokushigan, Bd. II, S. 33. 
») Vgl Itö, 8. 177. 

«) Vgl. Hagino, Nihon Seidotsü, Bd. I, S. 7 fg. 
*) Anderangen der obigen Angabeo infolge de» Erlasses des Kaiseii 
Hausgesetzes s. a. 8. 155. 
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Wie im Erbrecht ganz allgemein der Tod des Erblassers 
ein Berufungsgrund zur Erbfolge ist, so ist der Tod des 
Hausherrn ein solcher für die Nachfolge in die Hausherr- 
schaft im besonderen. 

Der im Staatsrecht in monarchischen Staaten anerkannte 
Satz: »Le roi est mort, vive le roi!« galt auch schon von 
jeher im japanischen Recht, d.h. also: unmittelbar mit dem 
Tode eines Kaisers wurde ein Anderer Kaiser. Andererseits 
aber konnte auch ein Anderer nicht eher Kaiser werden, 
bevor nicht sein Vorgänger gestorben resp., was dem gleich- 
stand, körperlich oder geistig unfähig zur Regierung ge- 
worden war. Von dem zuletzt angeführten Grundsatze bildet 
eine Ausnahme das Inkyotum.') Unter Inkyo versteht man 
ganz allgemein das Institut, wonach ein Hausherr zu gunsten 
einer anderen Person auf die hausherrliche Gewalt ver- 
zichten kann. Da aber der Kaiser, wie gezeigt wurde, als 
Oberhaupt einer großen Familie, nämlich seines Staates an- 
gesehen wurde — und noch wird — , so stand ihm selbst- 
verständlich, wie jedem anderen Hausherrn, das Recht zu, 
Inkyo zu machen.^ 

Was das Inkyo speziell des Kaisers anbetrifft, welches 
nur in der zweiten und dritten Periode vorkam, so setzte 
dasselbe stets bestimmte Veranlassungen voraus, z. B. daß 
der Kaiser krank, sehr alt war, oder aus einem anderen 
(irunde sich zur FortfühiTing der Regierung nicht mehr 
fähig fühlte. Auch kam es öfters vor, daß er sich lediglich 
dem religiösen Dienste, dem Buddhismus widmen wollte, 
wodurch er dann sich für die Ausübung der weltlichen 
Herrschaft nicht mehr eignete. Auch waren die Fälle nicht 
selten, in denen der Schwiegervater des Kaisers seine Macht 
dazu mißbrauchte, um den Kaiser zu Inkyo zu zwingen; 
damit verfolgte er dann in der Regel den Zweck, den Sohn 
des Kaisers und der Kaiserin, also seinen eigenen Enkel, 



^) Streitig ist, ob das Inkyotum ursprünglich dem indischen Recht 

— so nach Shigeno — oder dem chinesischen Recht — so nach Hozumi 

— angehört. Vgl Hozami, Inkyoron, S. 55. 

*) Siehe anten, S. 50. 

2« 
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frühzeitig auf den Thron gelangen zu lassen. Ein eigen- 
tümlicher, und zwar der erste Fall von Inkyo, trat 748 nach 
Chr. ein. Der Kaiser Shömu (von 724 bis 748), der keinen 
Sohn hatte, machte nämlich zu gunsten seiner Tochter 
Koken Inkyo.*) Die Veranlassung lag hier in der völligen 
Hingebung des Kaisers an den Buddhismus. Er selbst 
nannte sich Jökö, eine Bezeichnung, welche auch weiterhin 
auf die Kaiser, die lakyo gemacht hatten, angewendet N^iu^e. 
Seit dieser Zeit machten überhaupt 58 Kaiser Inkyo.*) 

Da gerade die Neigung zur neuen Lehre des Buddha oft 
zum Inkyo drängte, wurde der Kaiser, der Inkyo gemacht 
hatte, seit Kaiser Uda (889—897) ganz allgemein auch Höö, 
d. i. ungefähr gleichbedeutend mit »Priesterkönig«, genannt. 

Oft führte das Inkyo zu inneren Streitigkeiten über die 
Stellung und die Macht des bisherigen Kaisers. Grund- 
sätzlich hatte er kein Anrecht darauf, den Verzicht rück- 
gängig zu machen und wieder Kaiser zu werden. Aber oft 
wurde er nach dem Inkyo wieder mächtig und hatte viele 
Anhänger, so daß er sich das Recht herausnahm, wieder 
Verordnungen zu erlassen, die aber staatsrechtlich nicht die 
Bedeutung wirklicher kaiserlicher Edikte — bis zur zweiten 
Periode: »Mikoto« oder »0-Mikoto«, später »Shöchoku': 
genannt^ — hatten, sondern seit Shirakawa*)-Höö »Insen : 



') Schon früher hatte die Kaiserin Kokyoku (642—644) zu gunsten 
ihres Sohnes Kotoku Inkyo gemacht Der Gmnd hierfür lag aber bloß 
darin, daß sie für denselben regierte, solange er selbst noch zu jung war ; 
als er dann das erforderliche Alter erreichte, verstand es sich von selbst, 
daß sie die Herrschaft, die ihm gebührte, an ihn abtrat Dieser Fall hat 
also nichts besonders Eigentümliches an sich. Ebenso verhält es sich 
in den sechs andern Fällen, in denen Kaiserinnen Inkyo machten, 
nämlich die Kaiserin Jitü 687—696; Kaiserin Gemmyü 708—714; Kaiserin 
Genshö 715—723; Kaiserin Koken 749—758; Kaiserin Myöshö 
1630-1643; Kaiserin Gosakuramachi 1763-1770. 

•) Vgl. Itö, S. 155; Shigeno, Adoption, S. 2; Hagino, Nihon seidotsO, 
Bd. II, S. 2. 

«) Vgl Hagino, Nihon seidotsO, Bd. I, S. 28. 

*) Derselbe regierte als Kaiser 1073—1086 und lebte nachher als 
Em noch 43 Jahre. 
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hießen; es ist dies eine Bezeichnung, die man gerade nur 
den Veröffentlichungen des Inkjo-Kaisere beilegte.^) 

Als sehr seltener Fall ist der zu bezeichnen, daß die 
Kaiserin Koken Inkyo machte und, nachdem sie acht Jahre 
Koken Jökö gewesen war, den jugendlichen Kaiser Junnin 
absetzte und selbst wieder unter dem Namen Shötoku die 
Zügel der Regierung ergriff. 

Aber auch ohne Zwistigkeiten zwischen dem bisherigen 
imd dem neuen Kaiser erließ der erstere vielfach Insen; 
zu diesen galt er dann als berechtigt, wenn sein Sohn, der 
neue Kaiser, noch nicht die Macht hatte, selbständig und 
ohne Beihilfe seines Vaters die kaiserliche Regierung aus- 
zuüben; alsdann hatte der frühere Kaiser kraft der Fort- 
dauer seiner väterlichen Gewalt das Recht, ihm mit Rat 
und Tat zur Seite zu stehen. Auch konnte der Vater als 
Aßcendent wieder Kaiser w^erden, wenn der Sohn starb ohne 
seinerseits einen regierungsfähigen Sohn zu hinterlassen, 
oder wenn er bei Lebzeiten regienmgsunfähig wurde. 

Nicht uninteressant dürfte es sein zu vermerken, daß, 
als der Kaiser Gofushimi (1299 — 1301) Inkyo machte, außer 
ihm noch zugleich vier frühere Kaiser lebten, welche inner- 
halb der letzten 40 Jahre Inkyo gemacht hatten, und zwar 
sämtlich, weil sie von einer ihnen feindlichen politischen Partei 
dazu gezwungen worden waren. 

Ebenfalls von allgemeinem Charakter ist der Hinweis 
auf bestimmte sakrale Förmlichkeiten, welche in der ersten 
Periode in hohem Maße an die Ausübung der kaiserlichen 
Würde geknüpft waren. Der Nachfolger in die Hen-schaft 
war zu denselben ebenso verpflichtet, wie sein Vorgänger. 
So mußte z. B. jeder Kaiser sofort beim Regierungsantritt 
nach der Provinz Ise gehen oder einen Vertreter dorthiir 
senden, wo ein der Amaterasu gewidmeter Ahnentempel 
stand, in dem der neue Kaiser oder dessen Abgesandter in 
der feierlichsten Weise der (Jrahnin der Dynastie, der 
Himmelsgöttin, opfern mußte. . 



') Vgl. Shigeno, Eokushigan, Bd. III, S. 3. 
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Außer diesen lediglich religiösen Förmlichkeiten gab es 
noch weltliche, welche der neue Kaiser zu erfüllen hatte. 
Im Palaste Shishinden in Kyoto übemalmi er feierlich die 
Abzeichen seiner neuen Würde: Schwert, Spiegel und 
KugeP), und im Palaste Daigokuden*) erfolgten weitere 
feierliche zeremonielle Akte im Beisein der höchsten Be- 
amten.') 

Jedesmal, wenn seit der zweiten Periode ein kaiser- 
licher Erbe antrat, begann hiermit ein neuer Zeitabschnitt; 
nach diesen Abschnitten bestinmit sich bis auf die heutige 
Zeit die japanische Zeitrechnung. Diese einzelnen Zeit- 
abschnitte kann man Perioden im engeren Sinne nennen; 
die erste solcher engeren Perioden war die Taika-, die jetzige 
ist die Meiji-Periode. Der Name der betreffenden Peinode 
wird vom Kaiser gewählt, steht aber in keiner Beziehung 
zu seinem eigenen Namen. Oft geschali es, daß ein Kaiser 
die Periode nach kürzerer oder längerer Dauer schloß und 
eine neue begann, gewöhnlich aus Veranlassung des Ein- 
trittes von Ereignissen, welche für den Staat von großer — 
sei es guter, sei es böser — Bedeutung waren, wie z. B. 
glückliche oder unglückliche Beendigung eines Krieges, 
lange Zeit ersehnte Geburt eines männlichen Nachkommen 
u. s. w. Auch diese Einrichtung der Periodenrechnung 
wurde mit der chinesischen Kultur in Japan eingefülirt. 



2. Subjekt der Hauserbfolffe» 

§ 5. 
In der Wissenschaft ist man geneigt zu bestreiten, daß 
überhaupt in den älteren Zeiten für die kaiserliche Erbfolge 
eine bestimmte Successionsordnung bestanden habe. Man 
meint vielmehr, daß es regelmäßig ganz von der Willkür 
des jeweiligen Kaisers abgehangen habe, für sich einen ihm 

^) Über die Bedeatang dieser Insignien siehe S. 24, 33 a. 34. 
*) Als später der Palast Daigokaden abbrannte, ftmd die Pro- 
klamation ebenfalls im Palaste Shishiiden statt 
») Vgl. Hagino, Nihon SeidotsQ, Bd. I, S. 19fg. 
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geeignet erscheinenden Nachfolger zu bestimmen.^) Nach 
einer anderen Ansicht soll anscheinend in der Regel eine 
Art consilium principum, geleitet von religiösen Motiven, 
natürlich unter Berücksichtigung der Wünsche des Kaisers, 
dessen Nachfolger gewählt haben, während die Bestimmung 
des Thronfolgers durch den regierenden Kaiser allein nur 
ausnahmsweise vorgekommen wäre.^) Wir sind der An- 
sicht, daß der Wille des Kaisers, als des Trägers der 
potestas patria und dominica, allerdings nicht ohne Einfluß 
gewesen sein mag, daß aber trotzdem eine bestimmte 
Successionsordnung bereits in jener Zeit für die kaiserliche 
Erbfolge bestanden hat*) 

Das Prinzip, nach welchem die Erbfolge in der kaiser- 
lichen Familie stattfand, beruht zwar nicht auf geschriebenen 
Gesetzen, sondern läßt sich lediglich aus historischen Über- 
lieferungen vermuten. Aber trotzdem ist man im stände, 
eine ganze Anzahl grundsätzlicher Gesichtspunkte festzu- 
stellen, von welchen allerdings schon in der ersten Periode 
ab und zu abgewichen wurde. 

I. Das erbrechüiche Prinzip erforderte zuerst, daß der 
Nachfolger des Kaisers ein Blutsverwandter desselben, d. h. 
also ebenfalls, wie der Kaiser selbst, ein Nachkomme der 
Ahnengöttin Amaterasu war. Dies ergab sich aus dem oben*) 
erwähnten Edikt, also auch hier eine unmittelbare Wirkung 
des Ahnenkultus. Hiervon wurde bis jetzt, wo der 
121. Kaiser herrscht, noch keine Ausnahme gemacht, wie- 
wohl schon zu Ende der ersten Periode unter dem Einflüsse 
des neueingeführten Buddhismus,*) als die Macht der Soga- 
üji(in der Zeit der KaiserinSuiko bis Kökyoku593 — G44) 
beträchtlich gestiegen war, von diesen öfter der Versuch ge- 
macht wurde, die kaiserliche Würde an sich zu reißen; 
auch in der zweiten Periode versuchte der damals mächtige 



>) Vgl. Yoshida, S. 49; Weipert, S. 121, 122. 

*) Vgl. Fukuda, S. 14. 

») Vgl Itö, S. 4 und 143, 144. 

*) S. 17. 

•) Vgl. unten Anhang, S. 41 ff. 
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Masakado, welcher mit dem Kaiser Shujaku (931 — 946) in 
Feindschaft lebte, vergeblich sich des Thrones zu bemächtigen, 
n. Sodann ist das monarchische Prinzip hervorzuheben, 
nur Einer soll Herrscher sein; wie, nach dem vom Kaiser 
Ten Chi getanen Ausspruch, nur eine Sonne am Himmel 
steht, so darf es auch auf Erden nur einen Herrscher geben. 
Also der Satz: »Ovx dya^ov noXvxoi^avirj^ eig xoiQavog lotco« 
galt auch von jeher im japanischen Recht und blieb, wie 
wir sehen werden, für spätere Zeiten, und zwar auch für 
das Privatrecht maßgebend.^) Die Kaiserwürde sollte aber 
auch nicht in der Weise verteilt sein, daß der Kaiser 
mehrere Nachfolger bestimmen durfte, welche nach einander 
die Herrschaft erhielten ; in der ersten Periode wurde hieran 
ohne Ausnahme festgehalten. In der zweiten Periode unter 
Kaiser Godaigo (1319 — 1338) war Ashikaga Takauji als 
Machthaber überaus stark; er stand an der Spitze einer dem 
Kaiser feindlichen Partei, welche denselben stürzen wollte. 
Da er aber wußte, daß er für seine Person nicht Kaiser 
werden konnte, so agitierte er für den dem Kaiser ebenfalls 
feindlich gesinnten Prinzen Toyohito, welcher nach dem 
kaiserlichen Throne strebte, und es gelang ihm auch tat- 
sächlich, dem Kaiser Godaigo die Abzeichen der kaiserlichen 
Macht (Spiegel, Schwert und Kugel*) mit Gewalt zu entreißen 
imd sie dem Prinzen Toyohito zu übergeben, worauf dieser 
nun als Kaiser auftrat. Die geraubten Abzeichen waren 
aber unechte, welche Godaigo nach den echten hatte an- 
fertigen lassen; die echten hatte er selbst behalten und, mit 
denselben versehen, herrschte er ebenfalls weiter als Kaiser, so 
daß tatsächlich zwei Kaiser vorhanden waren. Der Prinz 
nannte sich als Kaiser Kömyö; manche Historiker erkennen 
ihn nicht als wahren Kaiser an, sondern nennen ihn nur 
IMnz Kömyö- in'). Die Macht der aufständischen Partei, an 
deren Spitze in Wirklichkeit noch Ashikaga Takauji stand, 
war so groß, daß es mit ihrer Hilfe dem Prinzen Kömyö 

») Vgl. S. 194. 

') Nälieres hierüber siehe unten, S. 33 u. 34. 

•) Vgl. Ariga, Geschichte, Bd. II, S. 658. 
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gelang, den wahren Kaiser Godaigo ans der Residenz Kyoto 
zn vertreiben und allein das Feld zu behaupten; Godaigo 
flüchtete mit seiner Partei nach Yoshino in der Provinz 
Yamato. Nach der geographischen Lage dieser beiden Orte 
wurde nun von einer nördlichen und einer südlichen Re- 
gierung gesprochen, die nördliche in Kyoto hieß: »Hoku- 
Chö«, die südliche in Yoshino: »Nan-Chö«. Diese Doppel- 
herrschaft bestand bis zum zweiten Nachfolger des Godaigo: 
Gokameyama (1369 — 1392), welcher als dritter Herrscher 
in Yoshino mit dem damaligen vierten Nachfolger des 
Prinzen Komyö, dem späteren Kaiser Gokomatsu (1392 bis 
1412) in Kyoto, in Frieden lebte und diesem die südliche 
Herrschaft freiwillig übergab: so wurde dem Lande der 
innere Frieden wiedergegeben, und das alte monarchische 
Prinzip der Alleinherrschaft wieder zu allgemeiner Aner- 
kennung gebracht. Diese Doppelherrschaft hatte im ganzen 
von 1336 — 1392, also 57 Jahre ^) gewährt und war durch 
fortdauernde innere Kriege ausgefüllt.-) 

III. Grundsätzlich sollte die Herrschaft nur auf männ- 
liche Personen übergehen;*) vom Kaiser Jimmu, 660 v. Chr., 
bis zum 32ten Kaiser Sushun 592 n. Chr. wurde hiervon 
keine Ausnahme gemacht. Man hielt hieran so fest, daß 
sogar nach dem Tode des Kaisers Chüai (201) dessen post- 
humus Ojin als Kaiser figurierte, wiewohl seine Mutter 
Jingökögö tatsächlich als eine Art Yormund von 201 — 269 
(üe Regentschaft für ihn führte.*) Das erbrechtliche Prinzip 



') Vgl. Shigeno, Kokushigan, Bd. IV, S. 36. 

*) Damals hat ein hervorragender Ratgeber des echten Kaisers in Tos- 
hino^KitabatakeChikafusafein'WerkJinko-Seitoki geschrieben a.a. 
über die Frage, wer der wahre Kaiser sei, und sich selbstverständlich gegen 
den Kaiser in Kyoto entschieden, da dessen Insignien die unechten wären. 

•) Vgl Itö, S. 145. 

*) Nach Hattori berichtet allerdings das Nihonshoki, daß Jingo- 
Kogo sofort nach dem Tode ihres Gemahls, des Kaisers Chüai, als Kaiserin, 
nicht als Regentin, die Herrscbaff geführt und dann dieselbe auf ihren 
später geborenen Sohn Öjin vererbt habe. Verf. hat in dem ihm zu 
Gebote stehenden Text des Nihonshoki diese Stelle leider nicht finden 
können. Vgl. Kishimoto und Omiya, Nihongi, Bd. IX, S. 1 fg. 
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brachte es mit sich, daß schon mit der Konzeption die Erben- 
eigenschaft vorhanden war, so daß Öjin schon vor seiner 
Geburt, sofort mit dem Tode des Vaters, Anwartschaft auf 
die Kaiserwürde erhielt; es zeigt sich, daß der römische 
Gnmdsatz: »Nasciturus pro jam nato habetur, quotiens de 
commodis ejus quaeritur« auch in Japan schon frühzeitig 
tatsächlich zur Geltung kam, während eine solche positive 
Gesetzesvorschrift, wie sie das japanische bürgerliche Gesetz- 
buch (§ 968) enthält, nicht existierte. Man nannte deshalb 
den Kaiser Djin auch Taichu,') d. h. soviel wie Kaiser 
im Mutterleibe. 

Auch das Institut der Eegentschaft als selbständige 
staatsrechtliche Form war schon damals in Japan bekannt 
für den Fall, daß der Kaiser wegen jugendlichen Alters oder 
aus einem anderen Grunde unfähig war, selbst zu regieren. 

Von dem Prinzip, daß nur ein männliches Wesen Erbe 
in die Kaiserwürde sein sollte, wurde zuerst durch die 
Kaiserin Suiko (593 — 628) eine Ausnahme gemacht Von 
da ab wurde das Prinzip öfter durchbrochen, z. B. wenn 
der männliche Erbe krank war, so daß also in solchen 
Fällen die tatsächlich regierende weibliche Person nicht 
bloß als Regentin, sondern als wirkliche Kaiserin herrschte. 
Im ganzen gab es bis jetzt zehn Kaiserinnen, die letzte, 
Gosakuramachi regierte von 1763 — 1770. Zwei von diesen 
zehn waren je zweimal auf dem Throne, so daß es nur 
acht weibliche Personen waren, welche den kaiserlichen 
Thron inne hatten, und von diesen machten sieben Inkyo, 
um den regelmäßigen Zustand der männlichen Thronfolge 
möglichst schnell wieder eintreten zu lassen.*) Wir erwähnen 
dies gerade deshalb, um zu zeigen, daß ein wirkliches 
Prinzip der männlichen Succession bestanden hat, von 
welchem nur ausnahmsweise abgewichen und zu welchem 
nach jeder Abweichung möglichst bald zurückgekehrt wurde. 
Also die weibliche Succession bestand nur subsidiär. 



») Vgl. u. A. Ariga, Geschichte, Bd. I, S. 149. 
») Vgl. oben, S. 20, A. 1. 
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IV. Es ist wohl als selbstverständlich zu betrachten, 
da£ dem Prinzipe nach die Herrschaft von einem Ascen- 
denten auf einen Descendenten überging, und zwar eben- 
falls grundsätzlich auf den ältesten DescendentenJ) Auch 
hiervon wurden indessen Ausnahmen gemacht durch die 
eigentümliche Einrichtung des Inkyo. So machte z.B. die 
Kaiserin Kökyoku (642 — 644) zu gunsten ihres Sohnes 
Inkyo; dieser starb aber bald, und darauf wurde sie als 
seine Ascendentin das zweite mal Kaiserin und regierte 
unter dem Namen Saimei von 655 — 661. Auch hier kam 
es ausnahmsweise vor, daß nicht ein vorhandener Descendent, 
sondern ein anderer Verwandter, z. B. ein Bruder und sogar 
ejn jüngerer, vom Kaiser besonders geliebter, zum Nach- 
folger bestimmt wurde. Ein solcher Fall trat mitunter ein 
ohne besondere Bestimmung des lebenden Kaisers, z. B. 
wenn derselbe zwar einen Sohn hinterließ, aber ein Bruder 
des Kaisers infolge seiner Macht tatsächlich die kaiserliche 
Herrschaft ausübte. So war das erste mal Hanshö (406 bis 
411) als Kaiser der Nachfolger seines kaiserlichen Bruders 
Richü (400—405). 

An dem Grundsatze, daß der älteste von mehreren 
Söhnen Nachfolger des Kaisers wurde, hielt man ziemlich 
streng fest. So kam es, daß, als der Kaiser Ojin nicht seinen 
ältesten Sohn Osasagi, sondern den zweiten üjino wa- 
kaira-tsuko, welchen er besonders liebte, zum Nachfolger 
bestimmt hatte, dieser nach dem Tode des Vaters sich 
weigerte, als zweitgeborener den Thron zu besteigen, da 
dieses Recht nur dem Erstgeborenen gebühre. Aber auch 
der ältere weigerte sich, Kaiser zu werden aus Pietät für 
den Willen des verstorbenen Vaters. Dieser edle Streit 
dauerte drei Jahre und wurde erst durch den Selbstmord 
des jüngeren Bruders beendet, so daß nunmehr der ältere 
mit gutem Gewissen dem Prinzipe gemäß die Herrschaft 
antreten konnte; als Kaiser hieß er Nintoku (313 — 399). 
Während der drei Jahre war eine Art Interregnum vor- 



>) Vgl Itö, S. 147. 
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banden; denn tatsächlich war wegen der Weigerung beider 
Brüder keiner Kaiser. Da aber nach japanischem Staats- 
recht stets ein Kaiser vorhanden sein muß, so galt schon 
während der Zwischenzeit der ältere Bruder, der nachher 
definitiv Kaiser wurde, staatsrechtlich als Kaiser. 

In der zweiten Periode kamen jedoch öfter Ausnahmen 
von diesem Prinzipe vor. Nämlich wegen der immer mehr 
zunehmenden Macht der Uji no kami war es notwendig, daß 
auf dem Thron nur ein sehr umsichtiger, kluger Kaiser saß, 
und da man in dieser Zeit als Folge des Umsichgreifens^ 
der chinesischen Kultur weniger Wert auf den Ahnenkultus 
als auf wahrhaft tugendhafte persönliche^) Eigenschaften 
des Kaisers legte, wurde oft ein Verwandter des Kaisers, 
der nicht sein Descendent war, bei dem aber diese 
tugendhaften Eigenschaften vorhanden waren, einem Des- 
cendenten als Kaiser vorgezogen, bei welchem dieselben 
fehlten. Aus denselben Gründen wurde auch oft unter 
mehreren Descendenten nicht der ältere zum Kaiser be- 
stimmt Mitimter sorgten auch die Uji no kami im Inter- 
esse ihrer Machtstellung dafür, daß gerade umgekehrt ein 
unbegabter, schwacher Verwandter, der eigentlich dem Prin- 
zipe nach gar kein Anrecht auf den Thron hatte, auf den- 
selben gelangte; sie wußten natürlich, daß sie unter einem 
solchen geistig beschränkten Kaiser für ihre Machtstellung 
wenig oder gar nichts zu fürchten hatten. 

Ein ganz eigentümlicher Fall der Abweichung von dem 
Prinzipe, daß die Herrschaft auf einen Descendenten über- 
gehen sollte, trat u. a. zu Beginn der zweiten Periode ein. 
Nach dem Tode des Kaisers Jomyö nämlich hätte sein Sohn 
Prinz Naka-Öe Kaiser werden müssen. Da dieser jedoch 
gemeinsam mit dem Muraji Nakatomi no Kamatari in 
der Richtung der chinesischen Kultur eingehenden Reform- 
bestrebungen') nachhing, die er als Kaiser nicht glaubte 
verwirklichen zu können, so überließ er den Thron seiner 
Mutter Kökyoku, welche nunmehr Kaiserin wurde, und nach- 

») Vgl. unten S. 40. 

•) sogen. Taika-Reform ; Näheres darüber folgt unten 8. 42 § 9. 
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dem sie Inkyo gemacht, seinem Stiefbruder Kötoku; ja 
selbst als dieser starb, verzichtete Prinz Naka-Öe wieder, 
und seine Mutter wurde zum zweitenmale unter dem Namen 
Saimei Kaiserin; erst nach deren Tode nahm er den Thron 
ein, starb aber schon nach 9 Jahren (662 — 671). Als Prinz 
hatte er sich bereits große Verdienste um das Eeich er- 
worben. So tötete er z. ß. xmter Beihilfe des Kamatari 
bald nach dem Tode seines Vaters den Minister üji no kami 
Soga no Iruka, einen gefährlichen Feind der kaiserlichen 
Dynastie, der selbst nach der Kaiserkrone strebte und daher 
auch ein Feind des Kamatari war, welchem trotz seiner 
hohen Stellung als Uji no kami und Muraji solche Be- 
strebungen fem lagen. 

V. Auch die Geburt von einer Hauptfrau gab grund- 
sätzlich den Vorzug vor der von einer Nebenfrau. Es war 
damals in Japan Gebrauch, daß der Kaiser mehrere Frauen 
hatte, von denen aber nur einer einzigen die bevorzugte 
Stellung und der Titel einer Kaiserin zukam. Nun galten 
zwar die mit den Nebenfrauen gezeugten Kinder nicht als 
uneheliche, in der Thronfolge standen sie aber hinter den 
mit der Kaiserin gezeugten Kindern, so daß sie erst zur Herr- 
schaft gelangten, wenn Kinder der Hauptfrau nicht vorhanden 
waren. Es ist übrigens zu bemerken, daß auch die Neben- 
frauen nicht etwa von niederem Stande waren, sondern stets 
auch adligen Familie entnommen waren. 

So waren z. B. die verschiedenen Kinder des Kaisers 
Jimmu teils von der Hauptfrau, teils von Nebenfrauen. Der 
älteste Sohn war von einer Nebenfrau, der dritte von der 
Kaiserin und wurde daher Thronfolger als Kaiser Suisei 
(581—549 V. Chr.) »)^. 

Die Thronfolge vererbte sich auch grimdsätzlich nur 
auf Verwandte der kaiserlichen Familie in gerader Linie; 
nur wenn solche nicht vorhanden waren, wurden Mitglieder 



') Diese Verhältnisse haben nur noch historischen Wert, da der 
Kaiser jetzt stets nar eine Gemahlin haben soll. 

') Aber wirklich uneheliche Kinder des Kaisers waren nicht 
succesionsfähig. 
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einer Seitenlinie Nachfolger; dies darf nicht auffallen, weil 
solche ja immerhin auch Nachkommen der Amaterasu 
waren, also die Grundsätze des Ahnenkultns dadurch nicht 
verletzt wurden. 

VI. Auch Adoption — Yöshi — gab es in der kaiser- 
lichen Familie. Friedrichs verneint dies zwar*) und Wei- 
pert-) bezeichnet es als »zweifelhaft«, da nicht feststehe, 
daß in der alten Zeit in Japan überhaupt eine »bestimmte 
gewohnheitsiechtliche Erbfol«?eordnung existierte«. 

Dies dürfte jedoch nicht zutreffen; denn die im vorigen 
Abschnitte angeführten Prinzipien bezüglich einer vor- 
handenen Erbfolgeordnung wurden gewohnheitsmäßig regel- 
mäßig befolgt. Es steht somit unseres Erachtens fest, daß 
beim Tode des Kaisers grundsätzlich die Erbfolge in der 
angegebenen Weise stattfand, also wirklich eine Erbfolge- 
ordnung vorhanden war, wenn auch nur durch Gewohnheits- 
recht entstanden und wenn auch davon häufig Ausnahmen 
gemacht wurden. 

Aber selbst wenn, wie Weipert anzunehmen geneigt ist, 
tatsächlich keine Erbfolgeordnung bestanden hätte, konnte 
deshalb doch Adoption bestehen, da diese ein selbständiges, 
lediglich dem Familienrecht und nicht dem Erbrecht an- 
gehöriges Institut ist, wenn sie auch erbrechtliche Wir- 
kungen erzeugt. 

Es ist auch aus psychologischen Gründen wahrschein- 
lich, daß der Kaiser sich oft nicht damit begnügte, in Er- 
mangelung leiblicher Söhne bloß einen Nachfolger für den 
FaU seines Todes zu ernennen, sondern daß er schon zu 
Lebzeiten ein besonders von ihm geliebtes Familienglied 
durch Adoption als seinen Sohn betrachten und behandeln 
wollte; denn auch in Japan gilt der römische Grundsatz: 
Adoptio naturam imitatur. Aus diesem Gesichtspunkte er- 
klärt sich auch die unten •) angeführte Beschränkung, da 



») S. 372-373. 
») 8. 109 § 21. 
») 8. 32. 
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beim Vorhandensein von leiblichen Descendenten kein Be- 
dürfnis für eine Adoption vorlag; denn ein Aussterben der 
Familie, was doch durch die Adoption verhindert werden 
sollte, war alsdann nicht zu befürchten. Als Beweis für 
das A^orhandensein der Adoption sei es gestattet, ein Bei- 
spiel anzuführen: Kaiser Junna, welcher selbst leibliche 
Kinder hatte, adoptierte einen Sohn des früheren Kaisers 
Saga; dieser Adoptivsohn wurde aber nach dessen Tode 
nicht Kaiser. Diesen Fall erwähnt Itö*) als den ersten 
Adoptionsfall in der kaiserlichen Familie. 

Ein ferneres Beispiel für das frühe Vorkommen von 
Adoption in der kaiserlichen Familie ist folgendes. Der 
Kaiser Nimmyö adoptierte einen Sohn des Kaisers Saga, 
seinen eigenen Bruder, obwohl er selbst einen leib- 
lichen Sohn hatte ; aber es kam doch der leibliche 
Sohn des Nimmyö auf den Thron, der als Kaiser 
Montoku von 851 bis 858 regierte. Dieses Beispiel zeig^ 
zugleich, daß von den angeführten Beschränkungen der 
Adoption auch Ausnahmen zugelassen wiu-den, jedoch sieht 
man, daß der Kaiser Nimmyö — wahrscheinlich gedrängt 
durch die Wünsche seiner Ratgeber und des Volkes — 
der Regel folgte, die ihm verbot, bei Vorbandensein eines 
leiblichen Sohnes die Rechte desselben zu verkürzen. 

Wenn aber der Ausnahmefall eintrat, daß der Kaiser 
an Stelle eines vorhandenen leiblichen Sohnes einen anderen 
Verwandten zu seinem Nachfolger bestimmte und denselben 
zu diesem Zwecke adoptierte, und wenn dieser Zustand er- 
halten blieb, dann müssen hierzu auch triftige Gründe vor- 
handen gewesen sein, z. B. daß der eigene Sohn krank 
war oder vielleicht sich unwürdig gezeigt hatte, Nach- 
folger zu werden, etwa weil er sich gegen den Vater auf- 
lehnte u. s. w. 

Seit welcher Zeit das Institut des Yöshi besteht, 
ist trotz der erwähnten Angabe Itös zweifelhaft Nimmt 

') S. 184. 
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man die bei Weipert^) angegebenen Fälle als Adoptionen an, 
so stammt es schon ans der Zeit der Himmelsgöttin Ama- 
terasu, denn sie adoptierte ihren Neffen Ama no Oshiho- 
mimi no mikoto und übergab ihm alsdann die Herrschaft. 
Da übrigens die für Yöshi in der kaiserlichen Familie 
sprechenden und von uns angeführten Gründe für alle 
Zeiten, also auch für die erste Periode, ihre Berechtigung 
haben, so ist schon deshalb anzunehmen, daß die Adoption 
schon in der ältesten Zeit bestand*). 

Nachdem wir nachgewiesen zu haben glauben, daß das 
Institut der Adoption schon in den ältesten Zeiten in der 
kaiserlichen Familie bestanden hat, soll noch hinzugefügt 
werden, daß allerdings einige Beschränkungen in dieser Be- 
ziehung vorhanden waren. Die Adoption mußte nämlich: 

1. inter vivos stattfinden, war also durch letztwiDige 
Verfügung nicht zulässig; 

2. der Kaiser durfte keine leiblichen männlichen Des- 
cendenten haben; 

3. der Adoptierte mußte selbst zur kaiserlichen Familie 
gehören, da jeder Kaiser ein Nachkomme der Amaterasu 
sein mußte. 

Natürlich, wenn der Kaiser durch Adoption nicht Für- 
sorge für die Thronfolge getroffen hatte, und auch sonst 
keine Person vorhanden war, an welcher die Erbfolge- 
ordnung hätte zur Anwendung kommen können, dann konnte 
der Kaiser auch abweichend von der hergebrachten Ordnung 
(öine Wahl treffen, resp. nach seinem Tode der Ministerrat*). 

Eine ganz interessant erscheinende, aber quellenmäßig 
nicht begründete Statistik über die Thronfolge im Laufe der 



») a. a. 0., S. 109. 

*) Die Bezeichnung »YDshic existierte aber anfangs noch nicht. 
Jedenfalls stammt das Wort »TDshic ans China; es bedeutet wörtlich 
»Nährkind«; das Wort »Yüshi«, welches auch für>Yö8hi« gebraucht 
wird, bedeutet dagegen »Geschwisterkind« und wird für »Adoption« 
gebraucht, weil man wahrscheinlich in Ermangelung leiblicher Kinder 
diejenigen von Geschwistern zu adoptieren pflegte. 

«) Vgl. S. 23 und Fukuda, S. 13, 14. 
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geschichtlichen Entwickelung gibt Yoshida'). Er führt an, 
daß in 121 Fällen die Krone 59 mal direkt auf den Erst- 
geborenen übergegangen sei und fügt dann selbst hinzu, 
daß man danach annehmen müsse, »daß die Primogenitur als 
Regel gegolten habe«. Dieses Zugeständnis von Yoshida 
genügt uns, da es doch gerade den Inhalt unserer Auffassung 
bildet Wenn dagegen in 62 Fällen andere Verwandte den 
Thron bestiegen, so kann das nicht gegen die Annahme der 
Primogenitur als Regel angeführt werden, denn erstens 
spricht doch die Zahl 59 für die Regel, und zweitens weiß 
man ja nicht, ob nicht in vielen von den 62 anderen Fällen 
triftige Gründe zur Ausschließung eines etwa vorhandenen 
Erstgeborenen obgewaltet haben. Wenn also Yoshida an- 
führt, daß 19mal der jüngere Bruder dem älteren, 7mal ein 
jüngerer Sohn unter Ausschluß des älteren Sohnes, 3 mal 
eine ältere Schwester dem jüngeren Bruder, 3 mal der Neffe 
dem Onkel folgte, so sind dies wahrscheinlich Fälle gewesen, 
in welchen — von dem Tmaligen Ausschluß des älteren 
Sohnes ist es klar — der etwa vorhandene, an sich zur 
Erbfolge berechtigte, nicht dazu geeignet, oder wo überhaupt 
kein Erstgeborener vorhanden war. Außerdem aber haben 
wir wiederholt zugegeben, daß mitunter auch nach WUlkür 
des Kaisers Ausnahmen gemacht wurden. 



8. Objekt der Hauserbfolsre. 

§6. 
Gegenstand der Erbfolge in die kaiserliche Herrschaft 
waren alle Objekte und Rechte, die dem bisherigen Kaiser 
zustanden, und zwar vor allem die, welche mit der kaiser- 
lichen Würde selbst verbunden waren. Dazu gehörten 
zuerst die kaiserlichen Insignien, von denen schon oben 
gesprochen wurde: Spiegel, Schwert, Kugel*); dieselben 
brachte die Himmelsgöttin Amaterasu mit, als sie ihrem 



») a. a. 0., 8. 49. 

*) Spiegel helBt: Yata no kagami. Schwert: Arne no mar a- 
kumo no tsuragi. Kogel: Yasakani no magatama. Yf^ hierzu 
Rein, S. 246. Ito, S. 154. Hagino, Nihon SeidotsO, Bd. I, 8. 3f^. 

Iktda, HMuerbfolge. 3 
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Nachkommen in dem oben genannten Edikte die Dynastie 
übergab, und sie erklärte, daß diese drei Abzeichen gleich- 
sam sie selbst darstellten und befahl, daß dieselben wie sie 
selbst heilig gehalten werden sollten. 

Welche Bedeutung diesen Insignien beigelegt wurde, 
ersieht man auch daraus, daß in der 3. Periode lyeyasu 
dieselben in seinem Gesetze*) wie folgt erwähnt: »Die aus 
der Götterzeit überkommenen drei göttlichen Geräte dienen 
dem Sohne des Himmels dazu, alles Volk zwischen den 
vier Meeren mit Milde zu beherrschen«. 

Was die Güter betraf, die der kaiserlichen Familie als 
solcher gehörten — Mita — , so hatten sie schon damals 
den Charakter von heutigen Krongütem — heute: Sei de n- 
goryö — . Sie durften also von keinem Kaiser verkauft, 
verpfändet, verschenkt, übeiiiaupt nicht zu fremdem Eigen- 
tume gemacht werden, während er über seinen Privatbesitz 
frei verfügen konnte, so daß dieser nicht ohne weiteres mit 
der Herrschaft seinem Nachfolger zufiel, sondern wie jeder 
andere Privatbesitz unter den sämtlichen Familiengliedem 
nach dem Willen des Kaisers geteilt werden konnte. 

Was den Umfang des Herrschaftsrechtes, soweit es 
Gegenstand der Erbfolge war, betrifft, so ist derselbe nicht 
in allen Perioden gleich-). Während z. B. in der ersten 
Periode die Rechte des Kaisers als obersten Richters und 
als gemeinsamen Oberhauptes über alle üji sich sowohl in 
verwaltungsrechtlicher, wie in richterlicher Beziehung auf 
die üji und deren Oberhäupter beschränkten, dehnten sie 
sich in der zweiten Periode auf alle Untertanen aus. Von 
der zweiten Periode an seit der Taikareform ist der Kaiser 
absoluter Herrscher. 

In der dritten Periode werden seine Befugnisse in 
mancher Beziehung abgeschwächt. In dieser Periode waren 
zwar staatsrechtlich auch alle richterliche und verwaltnngs- 
rechiliche Befugnisse in abstracto in der kaiserlichen Per- 



^) lyeyasa, Gesetz 1 der 18 Gesetze, 

•) Vgl. hierzu a 16, 46, 78, 79, 144, 145. 
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sönlichkeit vereint, aber in dieser Feudalzeit waren die 
kriegerischen Funktionen eigentlich wichtiger als alle anderen; 
der Kaiser blieb zwar dem Namen nach oberster Richter, 
Verwaltungs- und Kriegsherr, aber die wichtigsten krie- 
gerischen und auch sonstigen Funktionen übte der Shögun 
aus, d. h. eine Persönlichkeit, welche infolge ihrer Macht 
über allen Großen des Reiches, bloß nicht über dem Kaiser 
stand; den Titel Shögun erhielt er vom Kaiser selbst 

In der gegenwärtigen Periode trat mit dem Aufhörea 
der Feudalzeit der Kaiser auch tatsächlich wieder in seine 
früheren Rechte. 

Zu den wichtigsten Objekten der kaiserlichen Haus- 
erbfolge gehört auch die Unverletzlichkeit der kaiserlichen 
Person. Hier gilt so recht, wie oben gesagt, daß ein großer 
Teil der Bemerkungen über die kaiserliche Familie für alle 
Perioden in gleicher Weise zutrifft Daß die Unverletz- 
lichkeit des Herrschers ihn zu seinen Lebzeiten von jedem 
Angriffe von außen her schützt, ist selbstverständlich. Aber 
der Kaiser galt imd gilt noch heute seiner göttlichen Ur- 
abstammung gemäß auch nach seinem Tode als ein Objekt, 
das gegen jede profane Berührung geschützt sein muß, als 
•eine pei*sona sancta im römisch-rechtiichen Sinne. Deshalb 
war auch nicht bloß sein Körper, sondern auch seine Grab- 
stätte der Gegenstand einer ganz besonderen Verehrung, 
imd die Verletzung der letzteren galt daher als ein noch 
%iel größerer Frevel, als die Verletzung der Grabstätten 
anderer Personen. Bei dem Kaiser ist die göttliche Ab- 
stammung in diesem Punkte von einer besonderen Be- 
deutung, denn in dem Momente, wo ein Mensch Kaiser 
wird, ist er ein Nachfolger der Göttin Amaterasu und er- 
hält dadurch die Eigenschaft eines Gottes, die er auch nach 
seinem Tode behält Folgendes durchaus historische Bei- 
spiel gibt eine klare Illustration dieser Anschauung. Kaiser 
Yüryaku (457 — 479) hatte den Vater des 485 zur Re- 
gierung gelangenden Kaisers Kensö (485—487) getötet 
Als nun Kensö Kaiser wurde, wollte er an der Leiche des 
schon längst verstorbenen Mörders seines Vaters Rache 

3* 
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nehmen, gab jedoch anf das eindringliche Abraten des klugen 
Thronfolgers, des Prinzen üke, dieses Vorhaben auf, da dieser 
ihm die göttliche Eigenschaft eines jeden, selbst eines ge- 
storbenen Kaisers vorhielte. 

Diese ünverletzlichkeit des Kaisers erstreckte sich auch 
auf den Thronerben und äußerte sich bei diesem besonders 
darin, daß er über dem Strafgesetze stand. So durfte z. B. 
der Erbe des Kaisers Ingyö*) (412 — 453) wegen eines zu 
Lebzeiten des Kaisers von ihm begangenen Sittlichkeits- 
verbrechens nicht bestraft werden; die Teilnehmerin des 
Verbrechens dagegen, eine Prinzessin, wurde bestraft, wie 
denn überhaupt dieses TJnverletzlichkeitsrecht ein höchst 
persönliches ist. 

IL Unter den Untertanen. 

§. 7. 

Während die Überlieferungen betreffend das Erbrecht 
der kaiserlichen Familie wegen des erhöhten Interesses, welches 
man derselben erklärlicherweise zuwendete, etwas zuver- 
lässiger sind, kann man über die erblichen Verhältnisse der 
Untertanen selbst nur sehr wenig Authentisches angeben, 
da Gesetzesquellen aus jener Zeit überhaupt nicht existieren 
und man angewiesen ist auf die Darstellungen der alten 
japanischen Historiker, welche ihrerseits wiedenim sehr oft 
auf bloßen Kombinationen und Vermutungen fußen. Aus 
diesem Grunde fehlt es auch an genügendem Material, hier 
solche Unterabteilungen zu machen wie bei der Darstellung 
der erbrechtlichen Bestimmungen der kaiserlichen Familie. 
Dagegen können wir für die späteren Perioden wieder eine 
systematische Darstellung in Aussicht stellen. 

Zuerst muß bemerkt werden, daß es in jener Zeit für 
die Hauserbfolge der Untertanen gesetzliche Erbfolge- 
ordnungen, wie sie die zwölf Tafeln des römischen Rechts 
in den drei Klassen der sui, agnati und gentiles aufweisen, 



^) Vgl Ariga, Komment z. jap. Verf., 8. 34-~38. 
*) Vgl Ariga, Geschiohte, Bd. I, 8. 173 und 222. 
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wahrscheinlich nicht gab. Es war jedoch sicherlich schon 
damals das Gewöhnliche, daß die nächsten Blutsverwandten 
und unter diesen die männlichen zuerst als Erben in die 
Hausherrschaft folgten, wie denn überhaupt schon damals 
die männlichen Personen in sozialen und familienrechtlichen 
Beziehungen einen Vorzug vor den weiblichen hatten. Es 
zeigt sich auch hier wieder eine große Ähnlichkeit z. B. 
mit den Bestimmungen des römischen Zivilrechts, wonach 
ebenfalls eine entschiedene Bevorzugung der Männer vor 
den Weibern in familienrechtlicher und auch in wirtschaft- 
licher Beziehung bestand. Aber es ist andererseits auch 
sicher, daß der Hausherr in dieser Beziehung ein gewisses 
selbständiges Bestimmungsrecht hatte ^). Sowie er nämlich 
auf Grund seiner väterlichen Gewalt auch sonstige persön- 
liche Rechte über seine Hausgenossen hatte, wie Strafrecht 
— jus vitae ac necis — femer das Recht, in die Ehe der- 
selben einzuwilligen u. s. w., so konnte er auch schon zu 
seinen Lebzeiten bestimmen, wer aus seiner Hausgemein- 
schaft sein Hauserbe sein sollte. Jedenfalls brachten es 
aber die Grundsätze des Ahnenkultus mit sich, daß der 
Hausherr zuerst Blutsverwandte auszuwählen pflegte; zu be- 
merken ist jedoch, daß er hierbei an die verschiedenen 
Altersstufen nicht gebunden war, sondern unter mehreren 
Söhnen den jüngsten auserwählen konnte, der von ihm mehr 
geliebt wurde als die anderen*). Auch konnte ein Ko-Uji 
no kami Hauserbe eines Ö-Üji no kami sein, wenn imHaupt- 
hause kein, oder kein geeigneter Nachfolger vorhanden war. 
Allerdings überliefert uns Kojiki Hinweise darauf, daß die 
Hauserbfolge ganz allgemein durch Wahl geregelt wurde. 
Jedoch ist bei dem schon hervorgehobenen Mangel an 
authentischen Quellen aus jener Zeit, wie Weipert*) zu- 
treffend bemerkt, nicht mit Bestimmtheit zu entscheiden, 
ob dieses Wahlrecht vielleicht bloß subsidiär, d, h. also in 



>) VgL Weipeit, 8. 122. 

«) VgL Piyioka, Bd. I, 8. 25. 

») 8. 122. 
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Ermangelung einer Bestimmung des Hausherrn stattfand. 
Es ist übrigens auch sehr leicht möglich, ja wahrscheinlich, 
daß schon damals auch bei den Untertanen die Primogenitur 
als Regel gegolten hat*). 

Einige "Worte dürften noch bezüglich der Frage zu 
sagen sein, ob in der ersten Periode auch weibliche Haus- 
erbfolge zulässig war. Zulässig war sie unseres Erachtens 
entschieden, denn die Grundsätze des Ahnenkultus ließen*) 
es sicher nicht zu, daß ein Haus bloß deshalb erlosch, weil 
kein männlicher Hauserbe, wohl aber die Möglichkeit der 
Fortsetzung des Hauses durch weibliche Erbfolge vorhanden 
war. Gerade in Japan, wo die staatliche Existenz durch 
ein göttliches weibliches Wesen, Amaterasu, begründet 
worden ist, ist anzunehmen, daß dieses Vorbild der weib- 
lichen Herrschaft in dynastischem Kreise auch auf die 
Untertanenkreise einwirkte, so daß die weibliche Hauserb- 
folge sicher auch bei letzteren zulässig war, unbeschadet 
jedoch des Vorzuges des männlichen Geschlechtes vor dem 
weiblichen. 

Ähnlich verhält es sich mit der Adoption; auch sie*) 
fand zuerst seitens der Amaterasu statt gegenüber ihrem 
Neffen und wurde dann sicher zur Aufrechterhaltung der 
Vorschriften des Ahnenkultus sehr frühzeitig auch von den 
Untertanen angenommen, wenn Gefahr vorlag, daß ohne 
dieselbe ein Haus erlöschen würde; deshalb darf vielleicht 
mit Hozumi*) gesagt werden, daß in solchen Fällen eine 
Adoption seitens des derzeitigen Hausvaters sogar vorge- 
nommen werden mußte. 

Gerade auf einer niedem Kulturstufe wie in der ersten 
Periode und besonders bei einem Volke, dessen ganze staat- 
liche und soziale Existenz auf dem Fundamente religiöser, 



^) Vgl. Miyasaki, Vorlesung. 

') Wie denn auch die nach heutigem japanischen Recht bestehende 
Zulässigkeit der weiblichen Haaserbfolge sicherlich der Rücksichtnahme 
auf den Ahnenkultus zuzuschreiben ist 

•) Vgl. S. 32. 

*) Einfluß, S. 39. 
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pietätvoll befolgter Überlieferung beruht, ist anzunehmen, 
daß derartige Vorgänge in göttlicher Sphäre ein willig be- 
folgtes, nachahmenswertes Vorbild für den Untertanenkreis 
bildeten. 

Die in der Hauserbfolge liegenden Objekte beschiünkten 
sich in der ersten Zeit auf den Kreis, der durch die Vor- 
schriften über den Ahnenkultus gezogen war. Deshalb gab 
es eine Erbfolge in das Vermögen lediglich um des Ver- 
mögens willen nicht; sondern nur insofern, als dasselbe be- 
sonders zur Verehrung der Ahnen verwendet werden mußte. 
In diesem Sinne darf wohl Hozumi*) sagen, daß Gegenstand 
der Erbfolge nur die Fortsetzung der Ahnenverehrung 
bildete. 

Außer dem Vermögen in dem soeben in Überein- 
stimmung mit Hozumi dargelegten Sinne waren aber noch 
Gegenstand der Hauserbfolge des Hausherrn Ämter, Titel, 
Familienname, ja sogar die Familienbeschäftigung; daher 
kommt es, daß, wie bereits oben gesagt worden ist, sich oft 
in einer Familie dieselbe gewerbliche Tätigkeit, wie Por- 
zellanfabrikation u. s. w. durch viele Generationen vererbte, 
ebenso wie Titulaturen und Ämter. Dieselben verblieben 
als ein Vorrecht dem Hausherrn. 



C. Anhang. 

Untergang der üjivorfassung und Beginn der 
Einführung der chinesischen Kultur. 
§ 8. . 

In der ältesten Zeit, vom ersten Kaiser Jimmu ab bis um 
570, der Zeit des Kaisers Süjin herrschte die reine Uji Verfassung 
und das Kabanesystem; seit Kaiser Süjin trat eine Änderung 
ein, motiviert doroh den Beginn des Verkehrs mit Korea und 
China, welohe für die damalige Zeit auf einer verhältnismäßig 
hohen Kulturstufe standen. Besonders wirkten in geistiger Be- 
ziehung die von den Chinesen übermittelte Literatur, Philo- 
sophie — besonders die Lehre des Konfucius — und der 



») Einfluß, 8. 47. 
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Buddhismus, sowie die EinfOhrong anderer Kulturmittel, wie 
yerfeinerte Handwerke u. s. w. 

Der Anfang des internationalen Verkehrs mit Korea und 
China fällt in die letzte Zeit der Regierung des Kaisers Kaikwa 
(um 157 bis 98 y] Chr.). Der erste Kri^ Japans mit Aus- 
Undem war der mit Korea zur Zieit des Kaisers Chüai (102 bis 
200 n. Chr.). Kurz darauf, zur Zieit des Kaisers üjin (201 — 311 ^) 
fanden zahlreiohe Naturalisationen von eingewanderten Koreanern 
und Chinesen statt; hierduroh wurde nach und nach fremde 
Literatur in Japan eingeführt und mit ihr die chinesische 
Schrift'). 

Durch die nähere BerOhrung mit China wurde der Ahnen- 
kultus mehr und mehr erschüttert China zerfiel in sehr Tiele 
grofie, bedeutende Stämme, und die Herrschaft über das Land 
stellte an den Kaiser große Ansprüche in Bezug auf persönliche 
Tugend und Tüchtigkeit, während in Japan nach dem Ahnen- 
kultus die Herrschaft an bestimmte Personen fallen mußte; auch 
wurden an den Kaiser nicht so hohe Ansprüche gestellt, weil 
es doch nur einen Hauptstamm, den Yamatostamm gab. 
Infolgedessen waren in China die Beziehungen zwischen Kaiser 
und Volk ganz andere wie in Japan, wodurch auch eine Be- 
einträchtigung des Ahnenkultus bewirkt wurde ^). 

Dieselbe Wirkung rief auch die Einführung und Verbreitung 
des Buddhismus in Japan hervor. Diese neue Lehre fand be- 
sonders seit der Hegierungszeit des Kusers Kimmei (540 — 571) 
nach und nach mehr Anhänger. Während die Untertanen bia* 
her den Kaiser infolge seiner göttlichen Abstammung auf Orund 
des Ahnenkultus selbst als Gottheit verehrten — man nennt 
diese Lehre Shintöismus — erlaubte und befahl die Lehre des 
Buddha ihnen, die Gottheit und zwar nicht mehr die alte, 
sondern die neue, durch den Buddhismus geschaffene ohne Yer- 
mittelung des Kaisers anzubeten, so daß das einzelne Indi- 
viduum als selbständiges Kultusmitglied auftreten durfte und 
nicht mehr der Gbttheit gegenüber sich durch den Kaiser ver- 
treten zu lassen brauchte. Es leuchtet ein, daß durch dies^ 



^) Die Angabe dieser aofMend langen Regierangszeit findet sidi 
bei den Historikern; u. a. vgL Rein, 8. 249. 

') Es wird in der Japan. literator auch eine in deralten Zeit gebrauchte 
einheimische Schrift erwähnt — Shindai-monji, d.h. Schrift der Odtter- 
zeit — ., die aber wohl in das Reich der Mythe gehört Eine in Japan 
in späterer Zeit entstandene und noch heute gebrauchte Schrift ist das 
Eana; vgl. Kitasato, Zur Erklär, der alfgap. Schrift; Inaug.-Dissert 1901. 

*) Vgl. Ariea, Entwickelang, S. 259, auch Tagachi, chinesische Ge- 
schichte, S. 11—21. 
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aufklärende neue Lehre der Ahnenkultus^) und somit auoh die 
Yerehmng des Kaisers als göttliches Wesens ihre frühere große 
Bedeutung verloren; damit begann aber auch die weltliche 
Autorität des Kaisers schwacher zu werden. Die Soga-Uji näm- 
lich, welche zu Kobetsu') gehörten, benutzten weniger aus 
religiöser Überzeugung als aus Überlegung die neue Lehre, um 
die Autorität des Kaisers anzugreifen und versuchten, ihn von 
seinem hohen Platze zu verdrängen*). Auch in anderer Be- 
ziehung wurde der Buddhismus verwertet Der Prinz Seitoku- 
Taishi, ein einflußreicher Ratgeber des Kaisers Suiko (593 bis 
628), wiewohlauch weiterhin ein Anhänger des Ahnenkultus, wollte 
zwischen Religion und staatsrechtlichen Verhältnissen eine Art 
vermittelnder, vereinender Rolle spielen und erließ eigenmächtig 
unter dem aufklärenden Einflüsse des Buddhismus das Jü-shiohi- 
Kempö (Verfassung der 17 §§), hauptsächlich moralischen In- 
haltes und deshalb wohl mit Recht von Ariga ^) nicht als (besetz 
anerkannt, wie denn überhaupt der Buddhismus gleich der 
Philosophie hauptsächlich nur auf geistigem Gebiete Früchte 
hervorbrachte. Immerhin aber ist diese Verfassung für Japan 
von einer gewissen rechtsgeschichtlichen Bedeutung. 

Außer auf geistigem Gebiete vollzog sich aber auch mit 
der Hebung der Kultur in Japan eine deutlich erkennbare Be- 
wegung in Bezug auf die innere Politik, besonders die Ver- 
fassung und Verwaltung und alle Zweige des öffentlichen und 
privaten Rechts. 

Von hier ab kann man von der zweiten Periode der 
japanischen Rechtsgeschichte und somit auch des japanischen 
Erbrechtes sprechen. 



1) Vgl. Ariga, Oesohiohte, Bd. I, S. 238. Fukada, 8. 35^ 

«) Vgl oben S. 14. 

») VgL Ariga, Geschichte, Bd. l, 8. 240. 

*) Ematerangen, S. 1, 2; auoh Kendo, Bd. I, S. 6. 



Zweite Periode. 



Hauserbfolgre zur Zeit der Einführunff der chinesischen 
Kultur (645—1191 n. Chr.). 

A. Allgemeine Vorbemerkungen über die 
staatsrechtlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse. 

§9. 

Wie oben erwähnt, entwickelte sich zur Zeit des japanischen 
Kaisers Kötoku (645 — 647 n. Chr.) ein lebhafter Verkehr zwischen 
Japan einerseits und Korea und China andererseits, infolgedessen 
durch den Prinzen Naka no De, nachmals Kaiser Tenchi, und 
seinen Vertrauten Nakatomi no Kamatari die chinesische Kultur 
in Japan eingeführt wurde. Auch gingen damals viele Japaner 
zu ihrer Ausbildung nach China. Diese Beform wird in der 
japanischen Geschichte Taika-Kaishin,d.h. Reform der Periode 
Taika, genannt. Im Anschluß hieran wurden dann in Japan 
die Gesetze der chinesischen Tang-Dynastie recipiert, und zwar 
unter dem Namen ümi-ryö, d. h. Gesetze von ömi, und noch- 
mals als das später berühmt gewordene Taihöritsu und Taihö- 
r y 5 , außerdem » K ak u « und > S h i k i « i). Zur Verbreitung der Kennt- 
nis dieser Gesetze schickte der Kaiser viele gelehrte Juristen 
(Myöböhakushi genannt) in alle Provinzen mit dem Auftrag, 
Vorlesungen darüber zu halten. Selbstverständlich wurden hier- 
durch auch die erbrechtlichen Bestimmungen beeinflußt. Bevor 
wir deshalb auf das Erbrecht in dieser Periode eingehen, dürfte 
es nötig sein, einige Worte über die Grundsätze der Reform 
vorauszuschicken. 

^) Ömi-ryo kam unter dem Kaiser Tencbi (668 n. Chr.) zustande 
und wurde in 22 Büchern dargestellt Es ist dies das älteste in Japan 
existierende geschriebene Gesetz. Eine eigentliche Veröffentlichung fand 
nicht statt Taihöritsu (vgl Michaelis, 8. 353 fg.) und Taihürya auf 
Befehl des Kaisers Mombu (700 n. Chr.) vom Pnnzen Oshikabe und 
Minister Fujiwara Fuhito verfaßt, von Kaiser Genshü verbessert (718 
n. Chr.). Nach der damaligen Periode Y o r o nennt man es auch Y Or o r i ts u 
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I. Trennung der Begriffe »Staat« und »Familie«. 
In der ersten Periode horrschte das Prinzip der üji- 
Terfassung iind des Eabane- Systems, d. h. der Kaiser selbst 



undTöröryo. G eDshosGesetzbuch ist noch vorhanden, währendMombus 
verloren gegangen ist Zum TaihoryG existiert noch unter dem Namen 
Ryo no gige ein offizieller Kommentar (unter Kaiser Junna 833 n. Chr. 
von einer Kommission unter Vorsitz von FujiwaranoNatsuno verfaßt). 
Außerdem besitzen wir noch den Sammelkommentar — Ryü no shuge. 
Vom Taihoritsu hat sich ungefähr die Hälfte bis heute erhalten. Vom 
Taihoryo dagegen besitzen wir 28 Teile, 2 sind verloren gegangen. Ein 
Inhaltsverzeichnis der einzelnen Teile dürfte nicht ohne Interesse sein. 

1. Kwan-iryü, Bestimmungen über die Amtswürden. 

2. Shokuinryo-Organisation des Beamtentums. 

3. Eokyü-shokuinryG, Organisation der Haushaltsbeamten der Kaiserin. 

4. Tögu-shokninryo, Organisation der Haushaltsbeamten des Kron- 
prinzen. 

5. Karei-shokuinryG, Über das Hausministeramt. 

6. Shingiryo, Über Shintotempel und Priester. 

7. Soniryo, Über buddhistische Mönche und Nonnen. 

8. Koryo, Hausordnung. 

9. Denryö, Agrargesetze. 

10. Buyakuryü, Über Steuern, Abgaben und Frondienst 

11. Gakuryo, ünterrichtsgesetze. 

12. Serjoryo, Über Ernennung und Beförderung der Beamten. 

13. Keishiryo, Über die Erbfolge der Würdentiäger. 

14. Kökwaryö, betr. die von den Beamten über ihre Untergebenen 
zu erstattenden Personalberichte. 

15. Rokuryo, Amtsbesoldung. 

16. KyOyeyo, Über die kaiserliche Leibgarde. 

17. Gumböryö, Über das Militärwesen. 

18. Giseiryo, Ceremonialvorschriften. 

19. Ifukuiyo, Kleiderordnung. 

20. Eizenryö, Bauordnung. 

21. Koshikiryo^ Über die Form der Gesetzesveröffentlichungen und 
amtiiche Korrespondenzen. 

22. Sokoryo, Magazinordnung (verloren gegangen). 

23. Kyübokuryo, Über Stallungen und Viehzucht 

24. Ishitsuryo, Medizinalgesetze (verloren gegangen). 

25. KaneiryG, Über Dienstferien der Beamten. 

26. Sosoryö, Bestattungs- und Trauerordnung. 

27. Kwansluryö, Über Territorialgrenzen und Märkte. 

28. Hoboryö, Über Verfolgung und Verhaftung von Verbrechern. 

29. Gokuryü, Geföngnisordnung. 

30. Zatsuryö, Vermischte Bestimmungen (z. B. Maß und Gewicht, 
Kalenderordnung, Bewässerung u. s. w. 

Kaku und shiki. In China unterschied man vier Arten von 
Gesetzen: ritsu, ryo, kaku und shiki. Ritsu entspricht unserm 
Strafreoht; ryo enthält wichtige nicht strafrechtliche Ghosetze; kaku 
sind kaiserliche Verordnungen innerhalb der ritsu und ryö; shiki 
sind Dienstvorschriften für die höheren Beamten (gleich den mandata, 
jsjL Poohta, 8. 304). Es ist noch zu bemerken, daß bereits unter 
Kaiser Kwammu (782—805) einzelne dieser Gesetze außer Gebrauch 
gekommen sind. 
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herrschte kraft seiner Eigensohaft als Landesvater über sämtliche 
Familienväter, die ihrerseits ihre Eamilienmitglieder b^errschten. 
Der ganze Staat wurde als eine große Familie angesehen^). In 
der zweiten Periode änderte sich dies: der Kaiser beherrschte 
alle Landeskinder in derselben Weise, er ist nicht mehr Landes- 
vater im alten Sinne, sondern vielmehr Souverän in der heutigen 
Bedeutung des Wortes. Die Staatsuntertanen sind prinzipiell 
dem Kaiser gegenüber alle gleichberechtigt'), es kann daher 
z. B. ein Mann niedrigen Standes staatsrechtlich eine höhere 
Stelle einnehmen als ein Mann höheren Standes. Für den 
Gteburtsstand und den persönlichen Bang brauchte man damals 
bestimmungsgemäß die Ausdrücke Shaku bezw. Kurai'). 

IL Trennung des Staatsrechts vom Familienrecht 
Obgleich also staatsrechtlich alle Personen gleichgestellt 
waren, gab es doch innerhalb der Familie noch die alten Ab- 
stufungen in Haupthaus, Zweighaus u. s. w., femer in hausherr- 
liche Gewalt und kindliche Unterwürfigkeit 

Ein Ergebnis dieser Entwickelung war die völlige Um- 
gestaltung des Verhältnisses zwischen Kaiser und Volk bezw. 
Land. In einem altchinesischen Gedicht heißt es: »Alle Menschen 
unter dem Himmel sind des Kaisers Untertanen; alles Land 
auf der Erde ist des Kaisers Lande. Auf Japan bezogen drückt 
dieser Satz das in dieser Periode zur Herrschaft gelangte Prin- 
zip der direkten Herrschaft des Kaisers über alle Landeskinder 
und alles Land aus. Zum Zweck der Verwaltung wurde das 
gesamte Land in Kuni (Provinzen) und Kori (Kreise) eingeteilt 
Es wurden 8 AGnisterien mit zahlreichen Unterämtern ziu: Ver- 
waltung des Landes geschaffen, darunter das Jibushö, dem die 
standesamtlichen Geschäfte und die Beaufsichtigung der Erb- 
folge in den hohem Klassen übertragen war^). Zugleich wurden 
Hausstandsregister (Eoseki) eingerichtet und eine Landsteuer 
(Sozei) und außerdem Fronarbeit eingeführt und das Land ver- 
messen. 



1) Vgl S. 15. 

') Das Prinzip wurde iedooh nioht konsequeDt durchgeführt, so 
z. B. bezogen sich die erbreohtlichen Bestimmungen nur auf die Würden- 
träger; femer unterschied man geseUschafÜich und reohtlich die Volks- 
klassen der Semmin und Byümin. Semmin («Bhrlose«) waren 
diejenigen, die reohtlich beschränkt oder ganz anfrei waren; ryomin 
(»gates Volk«) die Vollberechtigten im privatrechtUchen Sinne. 

') Heute wird das shaku (es gibt fünf Grade: kü, kü, haku, 
shiy dan, ungeföhr Herzog, Marquis, Graf, Vioomte und Baron) vom 
Kaiser verliehen. Die alte Bedeutung shaku ist daher mit der heutigen 
nicht zu verwechseln. 

*) Vgl. Ryö ao gige, Bd. 1, S. 34. 
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Das Eigentumsreoht der Uji no kami war also grundsätz- 
lich^) aufgehoben. Das Land wurde dem Volke nur auf eine 
bestimmte Reihe von Jahren zur Nutznießung verliehen (sogen. 
Handen-System); besonderer Verleihungen erfreuten sich Würden- 
träger^), Beamte*) und um den Staat verdiente Personen^) ^). 
Man gedachte auf diese Weise zu verhüten, daß einzelne Per- 
sonen, wie früher manche Uji no kami, durch die GrOße ihres 
Landbesitzes zu großen Einfluß erwerben und am Ende der 
Macht des Kaisers Abbruch tun könnten. 

So wurde in der zweiten Periode die aus den drei oben- 
erwähnten^) Vorrechten bestehende kaiserliche Macht insofern 
erweitert, als sie sich nun auf das ganze Volk erstreckte. Der 
Kaiser war der unumschränkte Herr über Leben und Tod und 
Eigentum aller Japaner, seiner Untertanen^. Damit war der 
Ausbau der mit der Ehroberung des Ostlandes durch Kaiser 
Jimmu begonnenen Organisation abgeschlossen. 



^) Als Ausnahme sind anzusehen: 

1. koden (anter den unten erwähnten Bedingungen); 

2. das Grondstüok, anf dem das Hans steht (takuohi). Vgl. Miya- 
saki, Vorlesong; 

3. enohi, ein Omndstück zur Koltor von Maulbeer- und Lackbäumen. 
Ein solches enchi war damals allen Untertanen verliehen worden 
und blieb an der Familie haften; 

4. k enden, als Belohnung ^ die Urbarmachung von Ödland ver- 
liehener Landbesitz (ygl. Weipert, 8. 123). 

Man darf indes nioht vergessen, daß das Eigentumsreoht in 
damaligem Sinne nicht vollständig dasselbe war, was das heutige bürger- 
liche Gesetzbuch darunter versteht 

*) iden. ') shokuden. *) koden. 

*) banden wörtlich: Verteilung des Ackerlandes; die einzelne 
Aokerportion hieß kubunden. Alle sechs Jahre wurde der Landbesitz 
durch kaiseriiche Kommissare (banden shi) nach der zur Zeit vor- 
handenen Kopfzahl der Familienmitglieder über sechs Jahren neu verteilt, 
wobei die Größe des Kopfteils verschieden war nach Geschlecht und 
Stand. Vgl Ota-Nitobe, S. llfg. 

Iden und shokuden fielen nach dem Tode des Beliehenen an 
den Kaiser zurück. Bei koden unterschied man vier Verdienstklassen: 
dai, jo, cha, ge; idai blieb in ewigem Besitz der Familie, jü durch drei, 
cha durch zwei und ge durch eine Generation; dai und jo konnten 
außerdem nur als Strafe für schwere Verbrechen entzogen werden. 

•) Vgl. S. 16. 

^ Vgl. Ariga, Geschichte, Bd. I, 8. 323. 
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B. Erbreohtliche Bestimmungea. 
1. Im allgemeinen. 

§ 10. 

Von den Bestimmungen des Taihöryö interessiert uns 
hier besonders Abteilung 8, koryö, d. i. Vorschriften, weldie 
<\as Haus — ko — betreffen, imd Abteilung 13, keishiry ö, d.i. 
Bestimmungen über die Erbfolge der höheren Klassen, Rang- 
Tvürdenträger. 

Wir ei*sehen daraus, daß der Kreis der zu einander 
gehörigen Personen sich in der zweiten Periode bedeutend 
verkleinert, indem Ko an die Stelle von Uji tritt Das 
Wort »Uji« behält nunmehr nur noch eine gewisse historische 
Bedeutung, wie an der nur in der zweiten Periode noch 
fortdauernden bloßen Titularbezeichnung Uji no kam i zu er- 
kennen ist. 

Es lag im Prinzip der Taikareform, die Individualrechte 
der Einzelnen mehr und mehr zur gesetzlichen Geltung zu 
bringen. Wie in Gestalt der neu geschaffenen sogenannten 
>Fänferschaft«,^) »Goho«, an Stelle der weitgehenden Uji- 
verfassung kleine, aus je fünf Ko bestehende Kreise ge- 
schaffen werden, nicht nur zu gegenseitigem Schutze der 
einzelnen Mitglieder, sondern hauptsächlich zur solidarischen 
Haftung für die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Ver- 
pflichtungen — Steuern u. s. w. — , so erhält nunmehr auch 
in lediglich persönlicher und wirtschaftlicher Beziehung das 
Ko eine größere Bedeutung. Das Selbständigkeitsgefühl der 
-einzelnen Individuen war aber bei der immerhin doch noch 
nicht hohen Kulturstufe der zweiten Periode selbstverständlich 
noch nicht ein derartiges, daß das in der Taikareform an- 

>) Nach deu durch das Taihöryö hervorgerufenen Veränderung!^ 
-war das ganze Land eingeteilt in Euni, diese in Kori, die Kori in 
Sato (50 Ko) und die letzteren in Ooho (5 Eo). Auch dies Goho- 
System ist, wie anderes, China entlehnt. Es hat sich besonders zur 
Zeit der Tokugawa weiter entwickelt und führte den Namen Go-nin- 
gumi; die Zahl der zusammengehörigen Ko war jedoch nicht immer 
fänf, sondern betrug von zwei bis fünfzehn. Vgl. Hozumi, Oonin- 
gumi-seido, S. 3fF. — Miura, S. 9 ff. Auch Okubo, 8. 54 ff. 
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gestrebte Individualrecht sofort im engsten Sinne hätte ein- 
geführt werden können. Wie es sich schon im Goho zeigt, 
das den gegenseitigen Schutz seiner Mitglieder mit bezweckte, 
so lehnten sich auch in familiärer und wirtschaftlicher Be- 
ziehung eine kleinere Zahl von Familien an einander an, 
welche zusammen ein Ko bildeten.^) Hierdurch entstand 
gleichsam eine größere Familien- and "Wirtschaftsgemein- 
schaft welche als eine Einheit in das Hausstandsregister 
eingetragen wurde, im Rechtsleben gemeinsame Interessen 
verfolgte und gleichsam als eine Rechtseinheit galt Für 
unsere Studie hat dieser Punkt deshalb eine gewisse Be- 
deutung, weil ein solches Ko unter einem Oberhaupte 
(Koshu) stand, welches ähnlich wie der Inhaber der römischen 
patria potestas eine gewisse Machtstellung einnahm, und weil 
in diese Stellung als Hausvorstand schon frühzeitig eine 
Hauserbfolge eintrat; dieser Hausherr wurde auch in das 
Hausstandsregister*) — Koseki — als solcher eingetragen. 

') Ein ko bestand durchschnittlich aus 15—25 Köpfen; die ein- 
zelnen das ko bildenden Familien wurden zur Unterscheidung von ko 
»lye« genannt, was ebenfalls wie >ko« Haus bedeutet Zum ko 
gehörten übrigens nicht bloß Blutsverwandte, sondern, wie zur römisohen 
familia, auch etwaige in den Hausstand aufgenommene Fremde, 
Oesinde etc. Näheres über die Bedeutung von »Iye< wird unten bei der 
Besprechung der dritten Periode gesagt werden. Vgl. übrigen« Okuda, 
Kommentar des FamilienreohtSy 8. 39, auch Miyasaki, Vorlesun(|, 
Miura, S. 11. 

^) Die Anfange zu dem EEausstandsregister finden sich schon in 
der ersten Periode; der weitere Ausbau dieser Einrichtung fand in der 
zweiten Periode statt Hier wird bei öffentlicher Strafe die Anmeldung 
auch des Hausherrn befohlen, sowie auch die Meldung, wenn er sich 
auf längere Zeit von seinem ko entfernen wollte. Zu bemerken ist 
jedoch, daß immer nur von sechs zu sechs Jahren eine Revision resp. 
Vervollständigung des Hausstandsregisters stattfand; in der Zwischenzeit 
erfolgten keine Eintragungen. Dieser Zeitraum hängt jedenfalls mit dem 
gleichen in den Vorbemerkungen bereits erwähnten, für die Verteilung 
des Ackerlandes maßgebenden Zeitraum von sechs Jahren zusanunen. — 
Daneben gab es ein Register zum Zweck der Steuerveranlagung (Dai- 
ohö oder Dai-kei-chö. Vg^. Ryö no gige, Bd. 11, (Koryo) S. 20 
bis 22, und Hagino, Nihon Seidotsu, Bd. HL, S. 10 fg. 
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Solange noch Eltern oder Großeltern lebten, konnte seitens 
keines Angehörigen des Eo, auch nicht der Eltern oder 
Großeltern, die Organisation desselben ohne behördliche Ge- 
nehmigung geändert werden; ausgenommen bei der Heirat 
in ein anderes Ko. Es durfte also weder ein neues Ko 
willkürlich geschaffen, noch ein bestehendes aufgehoben, noch 
endlich ein Ko mit einem anderen verschmolzen werden. 
Die Nichtbefolgung aller dieser Vorschriften war u. a. nach Ko- 
konritsu *), einem Teile des Taihöritsu, mit strengen Strafen 
bedroht Welch hohe Bedeutung die Hausherrschaft hatte, 
und welche Verantwortlichkeit sie enthielt, ersieht man 
daraus, daß beispielsweise Eltern oder Großeltern nach Ko- 
konritsu schon dann mit einem Jahr »To« — d. i. ungefähr 
gleichbedeutend mit Zuchthaus — bedroht wurden, wenn 
sie zuließen, daß ein Kind oder Enkel ein neues Ko bildete. 
Dieser Hausgenosse selbst war straffrei; dagegen wurde er 
auch bestraft und zwar mit »To« bis zu zwei Jaliren, wenn er 
ohne oder gegen den Willen der Eltern oder Großeltern 
ein Ko gebildet hatte; damit war in der Regel eine Teilimg 
des Hausvermögens verbunden, jedoch war eine solche 
allein, d. h. ohne daß zugleich ein neues Ko gebildet 
wurde, erlaubt*). 

In dieser Periode treten auch in vermögensrechtlicher 
Beziehung schon gewisse, auf das Individualisierungsprinzip 
hinzielende Verhältnisse hervor. Es mögen ja schon in der 
ersten Periode einzelne Hausgenossen außer dem Hausvater 
gewisse Eigentumsrechte, ähnlich dem römischen peculium 
castrense und quasi castrense, an gewissen Gütern und Ein- 
nahmen gehabt haben, aber gesetzlich geregelt wurde dies 
erst jetzt in der zweiten Periode. So durften nunmehr auch 
andere Hausangehörige außer dem Hausherrn grundsätzlich 
eigenes Vermögen haben, waren aber allerdings nach Zatsu- 
ryö — ebenfalls einem Kapitel von Taihöryö — in 
dem Verfügungsrechte über dasselbe insoweit beschränkt,^ 



^) StrafreohtL Vorsohr, betr. Haosstandsreg. und Ehe, 

*) YgL H0880 shiyüBhü in der Sammlung von Hagino» S. 300. 
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als sie willkürlich nichts veräiißem oder verpfänden durften*) 
zn Lebzeiten des Oberhauptes des Hauses — Kachö. Nach 
Zatsuryö*) bedeutet Kachö das älteste männliche Mitglied 
des Hauses, tatsächlich war dasselbe auch regelmäßig Haus- 
herr; es konnte aber auch, z. B. wenn Inkyo gemacht war 
oder ein Bruder des Erblassers lebte, welcher selbstredend 
einem Sohne des Erblassers in der Hauserbfolge nachstand, 
anders sein. In solchen Fällen war nun dieses älteste Glied 
der Familie, welches im Hause lebte ohne Hausherr zu sein, 
eine Art Vormimd des Hausherrn. Eine eigentliche Vor- 
mundschaft als gesetzliches Institut, wie es später entstand, 
gab es allerdings damals noch nicht; aber diese ältere Per- 
son hatte in mancher Beziehung die Rechte und Pflichten 
eines wirklichen Vormundes. So wird wohl auch die oben 
angeführte Strafe zu einem Jahr To den Vater oder Großvater 
auch dann getroffen haben, wenn er nicht als Hausherr, 
sondern bloß als diese Art Vormund eine Neubildung eines 
Ko und somit eine willkürliche Veränderung des Haus- 
htandsregisters zuließ oder auch bloß nicht verhinderte, 
während er sie verhindern konnte. Man sieht, wie eigen- 
tümlich diese Vernältnisse waren. Diese Art Vormundschaft 
war lediglich wegen des Alters — selbst über den Haus- 
herrn vorhanden, der doch als solcher das Oberhaupt der 
Familie war. Diese Bevorzugung des Alters zeigte sich auch, 
wie unten näher ausgeführt werden soll, bei der Verwaltung 
des Hausvermögens'). 

"Wenn ein Hausherr stirbt, so können andere männ- 
liche Mitglieder des Ko, falls sie 18 Jahre alt sind, ein 
neues Haus gründen; ebenso männliche Mitglieder unter 
17 Jahren und Witwen und Nebenfrauen, wenn dieselben 
das zur Begründung eines Ko erforderliche Vermögen be- 
sitzen*). Wie es mit der Vererbung des Vermögens in 



^) Vgl fiagino, SammiUDg, S. 360 and Ariga, EriäaterongeD, S. 110* 
*) Vgl. Ryi> no Gige, Bd. X, S. 28, aaoh Ariga, Erläateroogen, S. 110. 
•) Vgl. unten S. 72. 

*) Vgl. Ariga, Erläaterangen, 8. 84 n. RyQ no Oige, B.II, Eoryü, S. 18. 
Ikedft, Hftoaerbfolge. 4 
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dieser Periode, iind in welcher Beziehung diese vermögens- 
rechtliche Vererbung zur Hauserbfolge steht, soll weiter 
unten bei der Erörterung über das Objekt der Hauserbfolge 
näher besprochen werden. 

Was die allgemeinen Eröffnungsgrtinde für die Haus- 
erbfolge anbetrifft, so ist selbstredend der erste, natürliche, 
der Tod des Hausherrn. Aber außer dem Tode wird auch 
das längere Zeit andauernde Verlassen des Ko seitens des 
Hausherrn jedenfalls seine Hausherrschaft beendet und somit 
einen Eröffnungsgnmd für eine neue abgegeben haben. 
Aus der Bestimmung des Koryö, daß der sechs Jahre vom 
Hause unbekannt wo abwesende Hausherr im Steuerregister 
gestrichen wird, darf man wohl annehmen, daß hier unter 
)» längerer Zeit« ebenfalls sechs Jahre verstanden sind*). Femer 
auch daraus, daß nach ausdrücklicher Vorschrift des Kokon- 
ritsu ein solcher Hausherr mit einer Zuchthausstrafe von 
drei Jahren »To« bedroht wurde. Zwar ist nicht zugleich 
im Gegensatz ausdrücklich gesagt, daß dadurch die Haus- 
herrschaft verloren ging, aber, wie gesagt, man darf es aus 
der strengen Strafe entnehmen. 

Ein fernerer Grund für die Beendigung der Haus- 
herrschaft und zugleich Eröffnungsgrund für die Hauserb- 
folge war das Inkyotum^). Allerdings ist hervorzuheben, 
daß das Inkyotum selbst gewissen Beschränkungen unter- 
worfen war. So sollte im allgemeinen nach dem Vorbilde 
von China nui- wegen des hohen Alters von siebzig Jahren*) 
oder wegen Krankheit oder ähnlicher triftiger Gründe, aus 
welchen der Hausherr zur Weiterführung der Hausherr- 
schaft unfähig war, Inkyo gemacht werden. Natürlich mußte 
schon ein erbberechtigter und erbfähiger Nachfolger da sein. 



») Vgl. Ryö no Gige, Bd. H, S. 17. 

*) Die von Chioa überooromene Einrichtung des Inkyo wurde in 
Japan erst in der zweiten Periode eingeführt und zwar anfangs wahr- 
scheinlich nur in der kaiserlichen Familie, später auch bei der Bürger- 
famiiie; vgl. hierzu S. 19. 

«) Vgl. Ryö no Gige, Bd. IV, Senjoryö, 8. 4. 
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oder in Ermangelung eines solchen durcli Yöshi geschaffen 
werden. Diese Beschränkungen ') sollten ganz besonders von 
höheren Würdenträgern streng befolgt werden. 



2. Subjekt der Hauserbfolgre. 

§ 11. 

Die Bearbeitung dieser Materie ist deshalb besonders 
schwierig, weil erstens die ganze Lehre ziemlich kompliziert 
ist, und weil die wenigen zur Verfügung stehenden Bruch- 
stücke aus den alten Gesetzen, besonders dem Taihöryö, in 
einem ganz veralteten, jetzt sehr schwer verständlichen Stil 
abgefaßt sind ; endlich ist auch sehr wenig über den Gegen- 
stand geschrieben, so daß alles in allem dem Verfasser dieser 
Arbeit nur geringe literarische Hilfsmittel zur Verfügung 
stehen. Deshalb wird besonders dieser Teil einer nach- 
sichtigeren Beurteilung empfohlen als die übrigen. 

Die Subjekte der Erbfolge lassen sich im allgemeinen 
in drei Gruppen zerlegen. 

I. Allgemeine Grundsätze. 

Die allgemeinen Vorschriften über die Subjekte der 
Erbfolge beziehen sich auf die gewöhnliche Succession und 
sind der Regel nach anzuwenden, wenn nicht Spezial- 
vorschriften etwas anderes anordnen. Aber diese letzteren 
gerade sind so zahlreich und, da sie hauptsächlich höhere 
Beamte und höhere Würdenträger betreffen, so wichtig, daß 
<lie allgemeinen Vorschriften ihnen gegenüber einen ver- 
hältnismäßig kleinen Raum einnehmen. Bei den allgemeinen 
Succossionsregeln handelt es sich eben nur um das Volk, 
<lessen Erbrecht in der früheren Zeit von sehr geringer Be- 
<leutung für das allgemeine Wohl war, oder wenigstens von 
den Gesetzgebern für sehr geringwertig gehalten wurde. 

Der wichtigste Grundsatz war der der Primogenitur; 
derselbe war in der ersten Periode bereits gewohnheits- 

») Vgl. Hozumi, Inkyoron, S. 130. 
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rechtlich anerkannt -worden und hatte mit Einführung der 
chinesischen Kultur, welche ihn schon längst befolgte, weitere 
Unterstützung gefunden'). Also immer der erstgeborene 
Sohn und dann dessen erstgeborener Sohn u. s. w. erbten. 
Andere Söhne oder Brüder des Erblassers waren somit von 
der Nachfolge in die Hausherrschaft ausgeschlossen, solange 
Erstgeborene vorhanden waren. 

Ob der Erstgeborene von der Hauptfrau oder von einer 
Nebenfrau geboren war, war gleichgültig. Im Gesetze steht 
dies allerdings nicht ausdrücklich; es muß aber angenommen 
werden, da nach allgemeinen Grundsätzen auch Nebenfrauen 
als Ehefrauen und ihre Söhne somit als erbfäliige Söhne 
galten; nur insofern ist ein Unterschied gemacht worden, 
als die Hauptfrau der Nebenfrau vorging und die Kinder 
der Hauptfrau regelmäßig denen der Nebenfrau*). So war 
es auch bei der Succession; der erstgeborene Sohn der 
Hauptfrau ging also dem Erstgeborenen der Nebenfrau vor: 
ebenso succedierte kein Sohn der Nebenfrau, solange über- 
haupt von der Hauptfrau ein successionsfähiger Sohn vor- 
handen war, gleichviel ob als Erst- oder später Geborener. 
Zu beachten ist aber hierbei, daß das natürliche Alter bei 
Söhnen von der Haupt- und Nebenfrau nicht den Vorzuc- 
gab. So ging in der Regel ein Sohn der Hauptfrau einem 
älteren Sohn der Nebenfrau vor. Daß hiervon Ausnahmen 
gemacht wuj-den, ändert an der Hegel nichts. So konnte 
es z. B. vorkommen, daß ein Hausherr Inkyo machen wollte 
und von der Hauptfrau nur einen in noch zartem Alter be- 
findlichen, von der Nebenfrau dagegen einen älteren Sohn 
hatte, welchen er lieber als Nachfolger in der Hausherr- 
schaft haben wollte. Trotzdem der jüngere Sohn an sich 



») Vgl. Kohler, Rechtsvergleichende Studien, S. 184, 185. 

*) Rücksichtlich der vermögensrechtlichen Erbfolge wird diese 
Bevorzugung der Kinder der Hauptfrau ausdrücklich anericannt im 
Taihüryü, indem den Söhnen der Hauptfrau eine doppelt so große 
Erbquote zuerkannt wird als denen der Nebenfrau. Hosso shiyüshö, in 
der Sammlung von Hagino. S. 354. 
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Kur Nachfolge fähig und berechtigt war, konnte liier durch 
Willkür des noch lebenden Hausherrn die allgemeine Regel 
durchbrochen und der Sohn der Nebenfrau Hauserbe werden. 
Auch kam es öfter vor, daß die Familie der Nebenfrau 
mächtiger war und so gegen die allgemeine Erbrechts- 
vorschrift ihrem Angehörigen zur Hauserbfolge verhalf, trotz- 
dem ein erbfähiger Sohn von der Hauptfrau lebte. 

Bei der Erbfolge in die Hausherrschaft spielt nach wie 
vor die Adoption — Yöshi — eine wichtige Rolle und war 
oft das einzige Mittel, das Erlöschen eines Hauses zu ver- 
hindern. Der noch lebende Hausherr, welcher keine erb- 
fähigen resp. erbberechtigten Hausangehörigen hatte, konnte 
durch Adoption diesem natürlichen Mangel abhelfen; es 
traten durch Töshi nämlich dieselben Wirkungen ein, als 
wenn der Adoptierte von Anfang an ein natürlich erb- 
berechtigter Angehöriger gewesen wäre^). Weil es aber 
galt, eine natürliche Lücke durch einen zivUrechtlichen Akt 
auszufüllen und einer an sich gar nicht berechtigten Person 
zu der wichtigen Stellung eines Hauserben zu verhelfen, 
war selbstverständlich dieser Akt nur unter gewissen be- 
schränkenden Voraussetzungen erlaubt. Diese Beschrän- 
kungen^) betrafen einerseits die adoptierende, andererseits 
die zu adoptierende Person. 

A. Bezüglich der adoptierenden Person bestimmte das 
Taihöryö: 

1. daß nur Männer adoptieren sollten. Nach dem 
argumentum e contrario wären mm streng genommen 
Frauen nicht zur Vornahme von Adoptionen berechtigt ge- 
wesen. Die Gesetze der älteren Zeiten hatten jedoch nicht 
einen so strengen, absolut verbindlichen Charakter, daß stets 

^) VermögeDsrechtiich war der Adoptierte jedoch materiell un- 
günstiger gestellt, als eine etwa vorhandene leibliche Tochter des Adoptiv- 
vaters; war keine Tochter vorhanden, so erbte er wie ein leiblicher Sohn 
ohne jede Beechränknng. Vgl. Hosso shiyosho in der Sammlang von 
Hagino, S. 361. 

^ Sie stehen im Koryc. 
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an ihre Nichtbefolgung Strafen oder andere erhebliche 
Rechtsnaohteile sich knüpften. Es wurde vielmehr oft aus 
Zweckmäßigkeitsgründen die Übertretung von Gesetzes- 
vorschriften ohne weiteres als zulässig erachtet Jedenfalls 
ist es unbestritten, daß, wie Ariga*) betont, im Taihöryö 
den Frauen die Adoption weder ausdrücklich gestattet noch 
verboten worden ist und daß tatsächlich oft Adoptionen 
seitens einer Frau, besonders seitens einer Witwe vor- 
kommen. 

Auch spielte hierbei wieder der Grundgedanke eine 
Rolle mit, daß das Erlöschen von Familien mögliclist ver- 
hindert werden sollte. 

2. Der Adoptierende durfte keinen leibliehen Sohn oder 
Enkel haben. Ob er, wie Weipert^) behauptet nicht über 
50 Jahr alt sein mußte, aber nicht jünger als 17 Jahiv 
sein durfte, soll dahingestellt bleiben; eine Erörterung hier- 
über dürfte nicht hierher gehören, da liier nicht über die 
Adoption speziell, sondern nur in Verbindung mit der Haus- 
erbfolge zu sprechen ist Das Vorhandensein einer leib- 
lichen Tochter war kein Hindenmgsgnmd für die Adoption : 
im Gegenteil, oft wurde gerade ein Adoptivsohn zu dem 
Zwecke angenommen, um eine Tochter des Adoptivvaters 
zu heiraten. (Muko-yöshi*); Muko = Schwiegersohn.) 



») Erläuterungen, S. 324. 

«) S. 112, Spalte links unten. 

') Über die nach dem bürgerlichen Gesetzbuch geltende engere Be- 
deutung dieses Ausdrucks soll weiter unten gesprochen werden; schon 
hier mag jedoch angedeutet werden, daß diese Einrichtung des Muko- 
yoshi früher von großer Bedeutung und mit vielen Förmlichkeiten 
verbunden war. (Sekine, S. 22). — Bei dieser Art der Eheschließung, 
die auch Mukoiri — Bräutigameingang — genannt wird, erhält der 
Bräutigam, nunmehrige Ehemann, den Familiennamen der Braut, da er 
gänzlich in die Familie derselben aufgenommen wird. Außerdem gibt 
es eine zweite Form, bei welcher umgekehrt die Frau in die Familie 
ihres jungen Gatten einzieht, dessen Familiennamen und sonstige Familien- 
rechte erhält; daher spricht man hier von Yomeiri — Brauteingang. Ob 
übrigens diese beiden Formen der Eheschließung schon in der ältesten 
Zeit bestanden haben, ist zweifelhaft. Über das jetzige Recht s. u. § 24. 
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B. Bezüglich der zu adoptierenden Person wurde be- 
stimmt: 

1. Sie mußte der Familie des Adoptivvaters angehören; 
es war also ausgeschlossen, andere als Blutsverwandte und 
zwar aus dem Mannesstamme zu adoptieren'). Ja, der zu 
Adoptierende mußte sogar mit dem Adoptivvater innerhalb 
der ersten 4 Grade blutsverwandt sein^). 

2. Das Verhältnis des Alters beider Personen mußte 
ungefähr den Naturgesetzen entsprechen*). So mußte der 
Adoptivsohn mindestens soviel jünger sein als der Adoptiv- 
vater, als leibliche Kinder ihren Eltern an Jahren nach- 
zustehen pflegen, wie es auch in Rom der Fall war*). Daher 
mag es kommen, daß nach manchen Kommentaren"*) nur 
der Sohn eines Bruders des Adoptivvaters adoptiert werden 
sollte. 

Hierzu sind noch einige Bestimmungen allgemeiner 
Natur hinzuzufügen. So war es erlaubt, ausgesetzte, nicht 
blutsverwandte Kinder zu adoptieren, falls sie noch nicht 
älter als drei Jahre waren, ebenso konnten auch weibliehe 
Personen adoptiert werden. 

Endlich ist auch für die Hauserbfolge die Frage von 
Bedeutung, ob weibliche Personen in dieselbe succedieren 
könnten. 

^) Das Gesetz bedient sich nur des Ausdiucks Do sei d. i. gleiche 
Familie, und Dach Kokonritsu wird bestraft, wer aus einer fremden 
Familie (Isei) adoptiert. Es bleibt aber zweifelhaft, wie weit der 
Umfang des Sei (der Familie) angenommen ist 

•) Vgl. Weipert, S. 90, über die Verwandtschaftsgrade und ihre 
Berechnung. 

•) Vgl. Ryö no Oige, Bd. II, Koryö S. 18. 

*) In Rom mußte der Adoptivvater um die sogenannte plena 
pubertas d. h. 18 Jahre älter sein als das Adoptivkind. In Japan 
brauchte nach der Interpretation der meisten Juristen der Altersunterschied 
nur 15 Jahre zu betragen. Vgl. Demburg, Bd. III, S. 67 ; Windscheid- 
Kippe, Bd. III, S. 93 und Miyasaki, Vorlesung. 

*) Vgl. Hosso shiyösho in Samml. von Hagino, 8. 363. 
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Wir haben bereits oben*) Veranlassung genommen, zu- 
zugeben, daß allerdings prinzipiell in der ersten Periodo 
die weibliche Succession in die Hausherrschaft ausgeschlossen 
gewesen sein dürfte, daß aber andererseits triftige Gründe 
vorliegen, wonach zu schliessen ist, daß wenigstens sub- 
sidiär auch weibliche Personen zugelassen wurden. Dies 
gilt auch von der zweiten Periode. Außer dem a. a. 0. an- 
gegebenen Grunde, das Erlöschen der Familie möglichst zu 
verhindern, dürfte vielleicht noch der Gesichtspunkt Beachtung 
verdienen, daß in beiden Perioden die Hausherrschaft ganz 
allgemein keine so große öffentlichrechtliche Bedeutung hatte 
Avie später in der Feudalzeit; daher mochte keine Veranlassung 
vorgelegen haben, weibliche Personen als überhaupt un- 
geeignet zur Wahrnehmung der Hausherrschaft von der 
Succession in dieselbe absolut auszuschließen. Allerdings 
bei der Hauserbfolge der Würdenträger verhielt es sich, 
wie wir später sehen werden, aus naheliegenden Gründen 
anders. Wenn schon, wie angedeutet, Töchter subsidiär zu- 
zulassen waren, so müßte dies von der Witwe, welche doch 
den Töchtern naturgemäß an Jahren und Erfahrung über- 
legen war, noch viel mehr gelten. Eine solche konnte also 
nicht nur wie oben*) ausgeführt wurde, selbständig ein 
neues Ko bilden, sondern ohne weiteres — seil: in Er- 
mangelung von Söhnen — in die bestehende Hausherr- 
schaft succedieren'), also das alte Ko fortführen*). 

*) Siehe oben S. 38. 

») S. 49. 

8) So auch Ariga, Erläut. S. 84 und Fujioka, Bd. I, S. 84. 

^) Wenn Fukuda (S. 66) sagt, es stehe im Gige u. a. ausdrüoklich 
» ... die weiblichen Nachkommen und Seitenverwandten sind von der 
Erbfolge ausgeschlossen«, so kann ihm hier nicht ohne weiteres bei- 
getreten werden. Bei der Verschiedenheit des Textee der vorbandenen 
Konmientarexemplare ist es vielleicht möglich, daß in dem Texte, welchen 
Fuknda benutzte, dies so steht, wie es Fukuda angibt Weipert (8. 128) 
spricht ebenfalls über diesen Punkt; er gibt erst an, was wörtlich im 
Koryö steht, nämlich die Primogenitur in der HauptUnie, und fugt 
dann noch hinzu, daß nach »der allgemeinen Regel« Töchter und Seiten- 
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Diese der Frauensuccession günstige Auffassung erscheint 
noch aus einem anderen Grunde berechtigt, ja sogar not- 
wendig. Es ist nämlich allgemein anerkannt, daß Frauen 
wegen persönlicher Verdienste vom Kaiser Rangwürden — 
Kurai — und damit verbunden gewisse Einkünfte — 
Iden^) — verliehen wurden*); infolgedessen ist auch gar 
nicht abzusehen, warum ihnen die Succession in die Haus- 
herrschaft absolut verschlossen gewesen sein sollte. 

Aus dem über die allgemeinen Successionsbestimmungen 
besagten ergibt sich auch, daß eine Bestimmung eines 
Hauserben durch letztwillige Verfügung nicht zulässig sein 
konnte. Das japanische Recht kannte eben, wie das deutsche, 
kein Testament im römischen Sinne*). 

Es soll hier gleich hinzugefügt werden, daß diese Be- 
merkungen über die letztwilligen Verfügungen auch für die 
<Iritto Periode gelten. Es versteht sich von selbst, daß ein 
Hausvater nicht wie ein unmündiges Kind überhaupt ge- 
setzlich verhindert war, irgend welche vermögensrechtliche 
letztwillige Verfügungen zu treffen. Es kam im Gegenteil 
auch in den älteren Zeiten vor, daß ein Hausvater, der ver- 
mögend war, diesem oder jenem Hausgenossen oder einem 
Freunde oder vielleicht einem treuen Diener gewisse Zu- 
wendungen machte. Dies geschah ursprünglich allerdings 
nui- mündlich, aber um den Akt verbindlich zu machen 

verwandte aosgeschlossen waren. Das Riohtige erscheint dem Verfasser 
dieser Studie, daß allerdings grundsätzlich Töchter und Seitenverwandte 
ausgeschlossen waren, aber daß diese Regel nicht eine absolute, sondern 
nur eine relative Bedeutung hatte. 

») Vgl. Hagino, Nihon Seidotsü, Bd. II, S. 33 fg.; Ariga, Er- 
läuterungen, S. 74; Weipert, S. 123, Sp. 1. 

*) In die einer anderen Person verliehenen Kurai succedieren konnte 
jedoch, wie unten ausgeführt wird, eine Frau nicht 

») Wenn Fukuda, S. 68, sagt: »Das Taihüyro kennt ein 
Testament«, so meint er damit nur Verfügungen im allgemeinen, ohne 
an den terminologisch-juristischen Unterschied der Testamente und 
Kodizille zu denken, welchen Weipert, S. 136, Spalte links, richtig 
hervorhebt Vgl Brunner, Orundzüge S. 211. 
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und zugleich um zu zeigen, daß die Hausgenossen im all- 
gemeinen nicht geschädigt werden sollten, in Gegenwart 
sämtlicher Familienmitglieder^). Natürlich mußten diese 
Zuwendungen sich innerhalb gewisser Grenzen bewegen. Es 
darf aber nicht Wunder nehmen, daß gesetzlich keine be- 
stimmten Schranken gezogen wurden. Dieselben ergaben 
sich von selbst aus den jedesmaligen Verhältnissen, aus der 
Pflicht, dem Hauserben die Mittel zu hinterlassen, um die 
Familie standesgemäß zu alimentieren. Dies alles muß auch 
für den Grundbesitz — einschließlich des Lehnsbesitzes — 
gelten 2). 

Wenn beim Tode eines Hausherrn kein successions- 
fähiger resp. berechtigter Erbe vorhanden, auch kein Yöshi 
von dem Erblasser gemacht worden war, so blieb allerding^i 
nichts anderes übrig, als daß das Haus und somit die Fa- 
milie erlosch; so nach dem Sösoryö-^), ebenfalls einem Teile 
des Taihöryö. Das vorhandene Hausvermögen wurde von 
der Fünferschaft vorläufig in Verwaltung genommen und 
dann, soweit frei darüber verfügt werden konnte, nach den 
Grundsätzen des Ahnenkultus zu religiösen Zwecken für das 
iSeelenheil des V^orstorbenen, zum Teil auch zu gemein- 
nützigen Zwecken verwendet. Das leibeigene Hauspersonal 
wurde freigelassen. 

n. Würdenträger. 

Keishiryö enthält besondere Vorschriften über die 
Hauserbfolge der Würdenträger, und zwar werden dieselben 
in zwei getrennte Kategorien geteilt. In der ersten sind 

») Vgl. Kohler, Studien, S. 148 a. E. 

*) Jedoch mag es zutreffen, was Fukuda (S. 172) hierüber sagt, 
xlaß nämlich bei letztwilligen Verfügungen über unbewegliches Gut 
gewisse Förmlichkeiten vorgeschrieben waren, wie Mitwirkung, Erlaub- 
nis XL. s. w. seitens der zuständigen Behörden. Hiermit stimmt es auch 
überein, wenn Kishi (S. 26) sagt, daß das »Testament« — er meint damit 
jede letztwillige Verfügung — zwar von den ältesten Zeiten her in 
Gebrauch, aber von jeher von sehr geringer Bedeutung war. 

») Vgl. Ryö no Gige, Bd. IX, S. 8. 
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nur (Jie Inhaber der drei höchsten Rangstufen, in der anderen 
die der zwei folgenden, also der vierten bis fünften Stufe 
enthalten. In allen diesen Bestimmungen aber, gleichviel 
ob sie sich auf die eine oder die andere Kategorie beziehen, 
tritt eine eigentümliche Erscheinung hervor, nämlich die 
Einrichtung') des On-i, wonach immer der Sohn oder der 
Enkel gewisse Nachfolgerechte in die Rangwürde — On-i — 
des Vaters oder Großvatei's hat Dieses Institut hat ver- 
schiedene erwähnenswerte Eigentümlichkeiten, welche des- 
halb hier hervorgehoben werden sollen, weil sie sich direkt 
auf unsere Abhandlung, die Hauserbfolge, und speziell auf 
die Successionsordnung, also die Subjekte der Erbfolge be- 
ziehen. 

Erstens ist zu bemerken, daß grundsätzlich jeder Unter- 
tan, welcher vom Kaiser mit einer Rangwürde, gleichviel 
welcher Stufe, beliehen werden sollte, das Alter von 25 Jahren 
erreicht haben mußte; der Sohn oder Enkel dagegen, welcher 
dem On-i gemäß der Nachfolger in diese Rangwürde des 
Vaters oder des Großvaters werden sollte, brauchte nicht 
älter als 21 Jahre zu sein. Femer sei darauf hingewiesen, 
daß die Nachfolge in die Rangwürde bei den ersten drei 
Stufen allerdings auch dem EnkeP), von der vierten ab da- 
gegen nur dem Sohne zu gute kam. Endlich bestand die 
Eigentümlichkeit, daß der Würden nachfolger immer eine 
etwas geringere Rangwürde erhielt als der Vorgänger, und 
;5war erhielt der Sohn weniger als der Vater, der Enkel 
wiederum weniger als der Sohn, und ein Sohn oder Enkel 
von einer Nebenfrau weniger als der Sohn oder Enkel von 
einer Hauptfrau erhalten haben würde Diese Bestimmungen 
sind deshalb von Bedeutung, weil gewisse Rangwürden mit 
einem größeren Einkommen und in der Regel auch 
mit einem Amt verbunden waren, und dieses sich dann 

») Vgl. Ariga, Erläut., S. 76 fg. ; Hagioo, Nihon Seidotsü, Bd. DJ, 
S. Ifg., auch Ryö no Gige, Bd. IV, Senjoryö, S. 13 fg. 
*) Vgl. hierzu 8. 62 C. 
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in der angegebenen "Weise für den Nachfolger ver- 
ringerte V- 

Ein Teil dieser letzten Ausführungen, besonders der 
über den Umfang des Inhaltes der durch den Nachfolger 
übernommenen Rangwürde, bezieht sich zwar nicht lediglich 
auf das Subjekt, sondern zugleich auf das später zu be- 
handelnde Objekt der Hauserbfolge; es schien jedoch nicht 
ratsam, bei der Besprechung des On-i eine Trennung der 
dargestellten Vorschriften vorzunehmen. Es wird dafür 
später bei der eigentlichen Besprechung des Objektes auf 
diese hier stattgehabte Darstellung verwiesen werden können, 
um Wiederholungen zu vermeiden. 

Wir kommen nunmehr zur eigentlichen Successions- 
ordnung und zwar soll zuerst im Anschluß an unsere 
Darstellung des On-i die im Keishiryö speziell für 
Würdenträger vorgesehene Successionsordnung besprochen 
werden. 

Hier ist zuerst voranzuschicken, daß diese Spezial- 
successionsordnung der Würdenträger nur für die drei ersten 
Rangstufen gilt Das Keishirvö^ stellt nun sechs Klassen 
auf und zwar wie folgt: 

1. der erste Sohn (Chakushi'^ des Erblassers gezeugt 
mit der Hauptfrau; 



*) ÜbrigeDS ist noch zu erwähnen, daß »Amt« und »Rangwürde« 
zwar meist, aber nicht stets zusammenfielen. Es konnte nämlich jemand 
eine bestimmte Bangwürde haben ohne Amt (8an-i), nämlich entweder 
so, daß ihm zu Lebzeiten des Vaters oder Großvaters durch den Kaiser 
behufe Auszeichnung eine Würde ohne ein bestimmtes Amt übertragen 
wurde, oder auch so, daß jemand bei seinem Scheiden aus einem Amte 
die Bangwürde, die ihm durch das Amt veriiehen worden war, beibehielt, 
sowie dies ja auch heute noch der Fall ist Dagegen hatte der Inhaber 
eines Amtes auch stets eine Rangwürde. 

*) Vgl. Ryö no Gige, Bd. IV, S. 14. 

*) Das Wort »Ohakushi« bedeutet im weiteren Sinne jeden Sohn 
von der Hauptfrau, also auch den zweiten, dritten u. s. w.; im engeren 
Sinne dagegen nur den ältesten Sohn, der mit der Hauptfrau gezeugt ist 



— 61 — 

2. wenn dieser ans irgend einem Gmnde nicht Nach- 
folger wird: der älteste Sohn desselben, also der erste 
Enkel des Erblassers (von dem ersten Sohne und dessen 
Hauptfrau gezeugt); 

3. stirbt dieser Enkel des Erblassers, oder ist er ebenfalls 
aus irgend einem anderen Grunde nicht Nachfolger, 
so erbt der nächste Sohn des Erblassers, also der 
nächste Bruder des ältesten Sohnes (seil:* von der 
Hauptfrau); 

4. ist kein Sohn von der Hauptfrau vorhanden, so erbt 
der älteste Sohn der Nebenfrau, nach diesem der nächst- 
älteste u. s. w. ; 

5. sind weder von der Hauptfrau noch von einer Neben" 
frau Brüder des ältesten Sohnes vorhanden, so erbt 
der nächste Sohn des ältesten Sohnes, also der Bruder 
des zu 2 berufenen ersten Enkels, nach diesem wieder 
der nächste u. s. w.; 

6. in Ermangelung von Enkeln der Klasse 5 erben die 
Enkel von Söhnen der Nebenfrau des ältesten Sohnes 
herrührend nach dem Alter ^). 

Zu bemerken ist zu dieser Successionsordnung vor 
allem: 



') Während im ganzen das TaihQryo den Gesetzen der Tang- 
Dynastie folgt, weicht es hier vollständig davon ab, indem die Tang- 
Gesetze ansschlielUich die Primogenitur als fierechtigung zur Erbfolge 
anerkennen. Allerdings die damals korz vor der Zeit des TaihoryQ in 
Kraft befindlichen Tang-Dynastiegeeetze (ca. 637 verfaßt) sind heat 
schwer in authentischer Form aufzufinden (wenigstens gelang es dem 
Verfasser nicht), es ist aber allgemein anerkannt, daß die noch heute 
geltenden Gesetze der T sing- Dynastie (bestehend seit 1618) in diesen 
erbreohtlichen Suooessionspunkten mit den Gesetzen der Tang -Dynastie 
übereinstimmen, so daß also dadurch ein Häckschiuß auf den hierauf 
bezüglichen Inhalt der letzteren gezogen werden kann; diese Reflexion 
ist einer englischen Übersetzung der Gesetze der Tsing-Dynastie von 
Staunten, S. 49, entnommen. 
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A. daß stets Tortiaadene Abkömmlinge, die mit der 
Haaptfrau gezeugt sind oder von ihr — als Enkel — her- 
rühren, allen Abkömmlingen gleichen Grades, die von einer 
Nebenfrau herrühren, vorgehen. Dagegen sehen wir in 
Klasse 4, daß der Sohn einer Nebenfrau einem erst in 
Klasse 5 erbenden, von der Hauptfrau herrührenden Enkel 
vorgeht. 

B. Was die in Klasse 2 und 3 erwähnten »Gründe« 
anbelangt so sind es selbstrodend zuerst Unfähigkeit durch 
Tod oder unheilbare körperliche resp. geistige Krankheit 
Ferner gewisse Verbrechen oder deren Folge, nämlich: 
1. geistige Gestörtheit infolge von Trunksucht; 2. Bestrafung 
mit To und schwereren Strafen; 3. mehrmalige Bestrafung 
mit einer geringem Strafe als To, wodurch der Betreffende 
zur Führung der Hausherrschaft ungeeignet erschien. 

Außerdem aber wahrscheinlich noch jede Pietäts- oder 
Achtungslosigkeit gegen Eltern oder Großeltern, wodurch 
der Täter sich unwüidig machte, im Sinne des Ahnenkultus 
zu wirken. 

C. Bezüglich der obigen *) Bemerkung, daß in den ersten 
drei Rangstufen die Rangwürde sich bis auf den Enkel 
vererbte, ist noch zu sagen: Der Enkel konnte auch durch 
Yöshi — Adoption — seitens des Sohnes des Erblassers 
in diese Stellung gelangen; selbstverständlich konnte der 
Sohn nur adoptieren, wenn er selbst keinen leiblichen Sohn 
hatte. Ja man muß noch weiter gehen und sagen: Wenn 
der älteste Sohn, der bereits mit der Rangwürde beliehen 
war, keinen leiblichen Sohn hatte, so mußte er Yoshi 
machen, um einen erbfolgefähigen Enkel seines eigenen 
Vaters zu schaffen und dadurch die betreffende Rangwürde 
der Familie zu erhalten; machte er nicht Yöshi, so ging 
diese Rangwürde der Familie verloren. Dasselbe galt übrigens 
auch von dem Erblasser selbst; wenn er die von ihm be- 
sessene Rangwürde der Familie erhalten wollte, mußte er 



») Siehe oben, S. 59. 
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selbst in Ermangelung leiblicher Kinder Yöshi machen. In 
beiden genannten Fällen mußte der Yöshi ein Bruderssohn 
des Adoptiei-enden sein^). 

AVenn vor Erreichung des 21. Lebensjahres der Cha- 
kushi starb oder aus obigen Gründen imfähig wurde, so 
daß also die Rang\vürde noch nicht auf ihn tibertragen sein 
konnte, so trat der Nächstberechtigte an seine Stelle. Es 
repräsentierte also der Sohn des Chakushi seinen Vater 
und wurde erbrechtlich nicht als Enkel, sondern bloß als 
Sohn behandelt. Fraglich ist, ob bei dem Sohn des Cha- 
kushi ebenfalls eine Art Repräsentation stattfand, da im 
(tcsetz nur vom Chakushi die Rede ist. Allerdings kann 
der Sohn des Chakushi auch seinerseits ein Chakushi 
sein. Diese Repräsentation fand jedoch bei den jungem 
Söhnen der Hauptfrau und den Abkömmlingen von einer 
Nebenfrau nicht stati. Zu beachten ist aber, daß überall 
da, wo von einem Erbfall an den Bruder des ältesten Sohnes 
oder dos letzteren Sohn die Rede ist, eine Verleihung an 
den ältesten Si)hn selbst oder seinen Sohn nicht stattgefunden 
haben durfte. 

Diese allgemeinen Erörterungen über diese Art der 
Repräsentation finden nur an einer Stelle des Keishiryö 
Ausdruck^); es heißt nämlich daselbst imgefähr so: »Wenn 
ein Chakushi (hier ältester Sohn von der Hauptfrau), der 
die Anwartschaft auf eine der fünf Rangstufen besitzt, vor 
Verleihung der Rangwürde — Kurai — stirbt, oder wegen 
Krankheit oder gewisser Verbrechen und deren Folge un- 
fähig zur Nachfolge wird, so darf ein anderer an seine Stelle 
treten«. 

Diese etwas knapp gehaltene Bestimmung des Keishi- 
ryö mußte jedoch unseres Erachtens in der hier an- 
gewendeten Weise extensiv interpretiert werden. 



») Vgl. Ryö no Gige, Bd. IV, Senjoryö, S. 11. 
«) Vgl. Ryö no Gige, Bd. IV, S. 14. Ariga, Erl&uterangen, 
S. 108. 
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Es wurde oben betont, daß die angegebene Suo- 
cessionsordnung nur für die drei ersten Rangstufen galt. 
Nunmehr ist zu untersuchen, in welcher Weise in den 
übrigen Stufen von 4 — 5 eine Succession stattfand. M Auch 



^) Fakudas Aosicht (8. 66), daß n u r f ür die Inhaber der drei ersten 
RaDgstofen eine besoodere Erbfolge bestanden habe, ist nicht zutreftend. 
Die Beetimmang des Taihoryo, daß in den übrigen Klassen nur der 
älteste Sohn Nachfolger sein solle, erkennt er allerdings auch an, nennt 
aber nach der dritten Klasse keine weitere Grenzklasse, also nicht die 
vierte bis fünfte, and außerdem nennt er diese sich auf den Erstgeborenen 
beschränkende Erbfolge »Erbrecht des gemeinen Volkes«. Nach unserer 
Meinung bezieht sich diese Bestimmung vielmehr auf die Würdenträger 
der vierten bis fünften Klasse und nicht auf »das gemeine Volk«. 

Anderseits befindet sich auch Weipert im Irrtum, wenn er behauptet 
(S. 128), »daß diese ganze Erbfolgeordnung desKeishiryc nur für die 
»Nebenhäuser der acht ersten Bangstufen« galt, während nach seiner 
Meinung »für die Haupthäuser in allen Fällen die Bestimmung des 
Haupterben durch besondere Anordnung des Kaisers zu erfolgen habe.« 
Diese Ansicht Weiperts beruht auf einer mißverständlichen Auffasson^'^ 
des Keishiryo; er übersieht nämlich, daß Haupthaus und Zweighaus in 
der zweiten Periode eine ganz andere Bedeutung wie in der ersten 
Periode zur Zeit der üji Verfassung hatten, und daß der Name üji no 
kami nur noch als eine Art historischer Titulatur dem Haupte des 
Stammes, d. h. des ursprünglichen Haupthauses zukam; in der 
zweiten Periode wird in erbrechtlicher Beziehung an keinen grund- 
sätzlichen Gegensatz zwischen Haupt- und Zweighaus gedacht, so dai> 
die Successionsordnung des Keishiryo beide gleich betrifft. Weipeit 
scheint zu seinem Irrtum dadurch gelangt zu sein, daß es in der zweiten 
Periode allerdings noch einen Uji no kami gab; derselbe nahm aber 
nicht, wie früher, eine besondere exklusive Stellung als Herr des Haupt- 
hauses ein. Wenn also ein üji no kami starb, so ging, wie unten 
gesagt, die Hauserbfolge in seine Würde sowohl auf Angehörige des 
Haupthauses als auch auf solche des Zweighauses über; ganz aus- 
geschlossen erscheint es daher, daß, wie Weipert (S. 128) sagt, der Erbe 
für das Hauptbaus durch den Kaiser besimmt worden sein sollte; denn 
nach Wegfall der Bedeutung der U j i Verfassung fiel auch jeder Grund 
weg, die Erbfolge in das Haupthatis anders zu behandeln, wie die dei> 
Nebenhauses; nach Weipert hätte es sonach in der zweiten Periode für 
die Haupthäuser überhaupt keine gesetzliche Successionsordnung gegeben, 
so daß danach dasTaihoryo sich nur auf die Erbfolge in den Neben- 
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hierüber enthält Keishiryö Yorschriften. Danach kann 
in allen diesen Stufen nur der Chakushi erben*). Hier 
ist es aber fraglich, ob Chakushi im engeren^) oder 
weiteren Sinne gemeint ist Nach Analogie der Successions- 
ordnung für die drei ersten Rangstufen, wo im Keishi- 
ryö immer der älteste Sohn von der Hauptfrau gemeint 
ist, darf man wohl auch hier bei den fünf anderen Klassen 
annehmen, daß Chakushi im engeren Sinne, also immer 
nur der älteste Sohn von der Hauptfrau gemeint ist 

Der Fall, daß der Erblasser gar keinen Sohn von der 
Hauptfrau, sondern nur einen Sohn oder mehrere von der 
Nebenfrau hat, ist, soviel dem Verfasser dieser Studie be- 
kannt ist, im Keishiryö nicht vorgesehen, da dort, wie 
bereits oben bemerkt ist, nur von dem Chakushi, d. h. 
also dem ältesten Sohne der Hauptfrau, die Rede ist; es 
muß deshalb auch hier wieder versucht werden, durch Inter- 
pretation zu einer Entscheidimg zu gelangen. Nach unserer 
Meinung mußte hier die betreffende Rangwürde erlöschen. 



hädsem bezogen babeo solle; dies ist unseres Erachtens nicht richtig. 
Der Umstand, daß, wie unten (8. 68) erwähnt, dem Kaiser mitunter 
ein Bestätigungsrecht der Wahl eines üji no kami zustand, steht 
durchaus nicht im Widerspruch zu der hier vertretenen Anschauung, da 
an der genannten Stelle und auch sonst noch wiederholt worden ist, dafi 
in dieser Periode die Würde des Uji no kami nur eine rein äußerliche, 
titulare Bedeutung hatte. 

^) Nach Ryü no Gige bezieht sich diese Bestimmung auf die 
Würdenträger von vier bis acht, aber es ist fraglich, ob diese Suocedons- 
ordnung Ton Eeishiryü über die fünfte Stufe hinaus galt ü. E. muß 
sie nur für die Würdenträger der vierten und fünften Klasse gegolten 
haben, da diese Bestimmung sich nach dem Text des Keishirjü 
nur auf die ersten fünf Klassen zu beziehen scheint, die nach Ein- 
riohtnog des On-i ein Vorrecht hatten. Auf diese Weise würde xmsere 
Interpretation mit der Einrichtung des On-i übereinstimmen. Anderseits 
ist es jedoch denkbar, daß der Chakushi auch in den übrigen Klassen 
tatsächlich Erbe würde und daß deshalb Ryü no gige die genannten 
Bestimmungen auf die Klassen vier bis acht bezidit 

*) Siehe oben Anm. 3, S. 60. 
Ik«4a, HAOMrbfolg«. ^ 
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weil doch die ganze ratio des Gesetzes dahin ging, nur 
Chakushi erben zu lassen. Selbstverständlich aber konnte 
der Erblasser in Ermangelung leiblicher Erben Yöshi machen, 
der dann, wie oben gesagt, ein Bruderssohn sein mußte. 
Andererseits aber, wenn kein Chakushi da war, oder ein 
vorhandener aus den oben angeführten Gründen unfähig war 
oder starb, so wurde Bepräsentation zugelassen, d. h. also, 
wenn der Chakushi vor Verleihung der Rangwürde mit 
Hinterlassung eines Sohnes starb, so erhielt letzterer als 
Bepräsentant seines Yaters die Rangwürde. Hinterließ der 
Chakushi keinen Sohn, so konnte unseres Erachtens sein 
Bruder, wenn er auch von einer Nebenfrau war, die Re- 
präsentation übernehmen. Aber alle diese erhalten die Rang- 
würde nicht auf Grund einer Successionsordnung, also nicht 
als Erben des Hausherrn, sondern nur als eine Art Re- 
präsentanten des Chakushi. Der Übergang der Rangwürde 
auf diese Personen war also nur eine Nachwirkung des 
Grundsatzes, daß nur Chakushi succedieren sollten. 

Bei dieser Art der Succession konnte auch aus anderen 
Gründen die Rangwürde für die Familie erlöschen. 

Wenn nämlich ein Erbe eine Rangwürde vom ersten 
bis dritten Range hatte, konnte sich nur eine Würde niederen 
Ranges, also etwa des vierten, auf dessen Sohn vererben und 
von diesem auf dessen Sohn auch wieder eine Würde nie- 
deren Ranges, also etwa des fünften Grades; da nun der 
erste Erbe eine Würde bis zum dritten Grade inne hatte 
und nach dem On-i Würden bis zu dem dritten Grade sich 
nur bis zum Enkel vererben konnten, so mußte, wenn die 
Vererbung bis auf den Enkel erfolgt war, die Rangwürde 
alsdann für die Familie mit dem Tode dieses erlöschen. 

Das etwaige Erlöschen der Würde bei beiden Kategorien 
hatte aber nach der hier vertretenen Ansicht gar nichts mit 
dem Hausnamen und der Familie als solcher zu tun. 

Es ist nicht anzunehmen, daß ohne Verschulden irgend 
einer Person eine ganze Familie, zumal die Familie eines 
verdienstvollen Mannes, bloß aus dem Grunde erlöschen soll, 
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weil unglücklicherweise ein geeigneter Erbe für die Würde 
nicht vorhanden wai* oder nach dem On-i nicht in dieselbe 
succedieren konnte. Also es konnte sich nur um ein Er- 
löschen der betreffenden Würde, nicht des Hauses selbst 
handeln ^). 

Diese ganzen Bestimmungen betreffend die Würden- 
träger waren naturgemäß auf die männliche Succession be- 
schränkt, da die Träger von Würden und Ämtern aus- 
schließlich im Mittelpunkte des öffentlichen Lebens standen 
\md die Frauen in letzterem damals gar keine Bolle spielten. 
Hierzu steht das, was wir oben*) über die Verleihung von 
Kurai und Iden an Frauen sagten, nicht im Widerspruch; 
dort nämlich handelt es sich nicht um Vererbung bestehender 
Kurai und Iden, sondern um Neuverleihungen wegen 
konkreter persönlicher Auszeichnungen der betreffenden 
weiblichen Personen, eine Sache, die mit der Succession 
nichts zu tun hat. 

ni. Der Uji no kami. 

In dieser Periode war, wie bereits erwähnt, die Be- 
deutung der alten Uji Verfassung geschwunden. An Stelle 
der Ujieinheit, durch welche um die ganze Familie ein 
festes Band geschlungen war, trat die Koeinheit, durch 
welche der frühere große Familienkreis in mehrere kleine 
geteilt wurde. Allerdings solange noch successionsfähige 
Mitglieder des Haupthauses vorhanden waren, succedierten 
dieselben, und in ihnen setzte sich alsdann noch die Würde 
iies Uji no kami fort, aber nicht, wie früher, als Bezeichnimg 
für eine hervorragende Machtstellimg des Inhabers, sondern 



^) Wenn man, wie Fokuda, S. 66, einüach vom »Erlöschen des 
Hauses« spricht, dann hat es den Anschein, als ob das Haus als solches 
erlösche. Hier mnß man anter dem »HaTise« vielmehr das mit einer 
Würde aosgeetattete Haus verstehen; das Hans als solches besteht 
weiter. Dafi auch Fokuda die Adoption als Mittel gegen das Erlöschen 
anerkennt, ändert an der seiner unklaren Ausdrucksweise zu entnehmen- 
den irrigen Auffassung räcksichtlich des Prinzips nichts. 

•) 8. 57. 

5* 
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nur als eine historische Titulatur. So konnte es wohl ror- 
kommen, daß, wie geschichtlich überiiefert wird*), unter 
Umständen, wenn die noch lebenden Mitglieder des Haupt- 
hauses aus irgend einem Grunde nicht succedieren konnten,, 
aus den vorhandenen Zweighäusem ein Uji no kami ge- 
wählt wurde, selbstredend mit der schon hervorgehobenen 
Beschränkung, daß dies auch bloß eine rein äußerliche^ 
nur formale Ehrenstellung war; auch mußte zu einer solchen 
Wahl der Kaiser stets seine Genehmigung erteilen. 

Bei der in dieser Periode nur noch historischen Be- 
deutung') der Uji Verfassung läßt sich über diesen Punkt 
Erwähnenswertes nicht mehr sagen. 

8. Objekt der Hauserbfolgre. 

§ 12. 

Da der Hauserbe, wie ein Universalsuccessor des rö- 
mischen Rechts, in die ganze Rechtssphäre seines Vorgängers 
trat, so war vor allem das wichtigste Objekt seiner Haus- 
erbfolge die vom Vorgänger ausgeübte hausherrliche Gewalt 

Bei diesem Abschnitte tritt noch in höherem Maße der 
spezifische Charakter der Hauserbfolge zu Tage wie bei den 
bisher behandelten Punkten. Hier handelt es sich vor 
allem darum, die gewöhnliche sachen-vermögensrechtliche 
Erbfolge von der Hauserbfolge getrennt zu halten. Da, wie 
oben bemerkt, in der zweiten Periode bereits alle Haus- 
genossen kraft Gesetzes eigenes Vermögen haben konnten, 
so bildete dieses, soweit ein solches vorhanden war, beim 
Tode des bisherigen Eigentümers ein selbständiges erb- 
rechtliches Objekt, welches auf die bestimmten Subjekte 
überging, die nach den allgemeinen erbrechtlichen Grund- 
sätzen gerade diesem Erblasser gegenüber erbberechtigt 
waren. Hierin lag also eine rein vermögensrechtliche Erb- 
folge, welche mit der Hauserbfolge in keinem Zusammen- 



>) Vgl Ariga, Erläatemngen, 8. 108. 
*) YgL Enrita, Shazokukü, S. 63. 



hange stand. Allerdings wird die praktische Bedeutung 
dieses eben angedeuteten Zustandes wohl nicht von besonderer 
Tragweite gewesen sein, da der Umfang des eigenen Ver- 
mögens der einzelnen Hausgenossen meist sehr gering ge- 
wesen sein wird. Femer ist zu bemerken, daß sie, wie 
oben^) angedeutet, über dieses »eigene« Vermögen nicht 
etwa frei verfügen durften, sondern an gewisse gesetzliche 
Beschränkungen gebunden waren. 

Andererseits aber gehörte zur Hausherrschaft als solcher 
ein gewisser Vermögenskomplex, der allerdings, solange der 
Hausherr lebte, völlig in seiner Verwaltung stand, aber auf 
welchen alle Hausgenossen ein gewisses Anrecht hatten, 
indem beim Tode des Hausherrn dieses sogen. Hausvermögen 
unter die Hausgenossen verteilt wurde; selbstverständlich 
mußte der succedierende Hauserbe auch seinen Teil dieses 
Hausvermögens erhalten, aber nicht in seiner Eigenschaft 
als Hauserbe, sondern als erbberechtigter Hausgenosse wie 
alle übrigen. Die Anteile, welche alle Hausangehörigen, 
so auch der Hauserbe, in dieser Weise erhielten, waren 
zwar aus Veranlassimg des Todes des Hausherrn an sie zu 
zahlen, stellten aber selbst keineswegs eine Hauserbfolge dar. 
Hatte jedoch der Hausherr zu seinen Lebzeiten bereits über 
das Hausvermögen disponiert, so blieb es dabei*). 

Die Hausherrschaft hatte, wie bereits erörtert, zwei für 
sich bestehende Bestandteile: dereine war die Hausherrschaf t 
als solche, der andere das Hausvermögen. Der erstere ging 
in seinem ganzen Umfange auf den Hauserben allein, dQr 
letztere ging auf ihn imd die übrigen Hausangehörigen ge- 
meinschaftlich über. 

Das Hausvermögen konnte jedoch auch nach dem Tode 
des bisherigen Hausherrn weiterhin ein imgeteiltes Ganze 
bleiben 5). Wenn nämlich die Hausgenossen weiter gemein- 

') 8. 48 u. 49. 

*) Vgl. Ryü no Gige, Bd. n, Koryö, 8. 24. 
*) VgL hierzu Ariga, Eriftatenmgen, 8. 114 und Ryo no Oige, 
Bd. n, Koryö, S. 24. 
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eam in der alten Hausgenossensehaft unter dem neuen Haits- 
lierrn bleiben wollten, so war auch kein Grund zur Teilung 
des Hausvermögens vorhanden. Hier ging also ein wichtiges 
Vermögensrecht mit der Hausherrschaft auf den Hauserben 
über; er hatte nämlich, wie sein Vorgänger, das Haus- 
vermögen im Interesse imd ziun Nutzen sämtlicher Haus- 
genossen zu verwalten. 

Dieser Modus der Erbfolge bezüglich des Hausvermögens 
ist ausschließlich der zweiten Periode eigentümlich, und 
zwar wird man annehmen dürfen, daß regelmäßig die 
Hausgenossen beisammen blieben und somit das Haus- 
vermögen nicht geteilt, sondern von dem Hauserben als 
Repräsentanten der Familie in Empfang genommen wurde. 
Diese regelmäßige Übernahme des Hausvermögens durch 
den Hauserben, ohne daß er dadurch als Alleinerbe des 
Hausvermögens aufzufassen war, war eine Eigentümlichkeit 
der zweiten Periode, beruhend auf Vorschriften desTaihö- 
ryö. Das, was nach der zweiten Periode als feststehend 
beobachtet wurde, war weiter nichts als die gewöhn- 
liche vermögensrechtliche Erbfolge, ohne Zusammen- 
hang mit der Hauserbfolge als einem spezifischen Rechts- 
institut 

Wenn nach dieser Darstellung die Hausgenossen es in 
ihrer Macht hatten, eine Teilung des Hausvermögens zu 
verlangen, so lag hier die ratio zu Grunde, daß das Gesetz 
ein Mittel schaffen wollte, um das zu große Anwachsen 
umfangreicher Vermögensmassen in einer Hand resp. in 
einer Familie möglichst zu verhindern. Man hatte nämlich 
gerade in dieser Beziehung in der ersten Periode Erfahrungen 
gemacht, auf Grund deren durch die Zunahme der Macht 
einzelner üji no kami eine Gefährdung der kaiserlichen 
Macht eintrat oder wenigstens mit gutem Grunde zu be- 
fürchten war. Wir erkennen hier einen politischen Ge- 
danken, welcher in der Geschichte vielfach zum Ausdrucke 
gebracht wurde, der allerdings unmittelbar mit der Ein- 
führung der chinesischen Kultur in Japan zusammen- 
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hängt*). Nämlich die Bestimmungen der leges Liciniae »ne 
quis plus quam quingenta jugera haberet«, die weiteren Be- 
strebungen der Gracchen, wodurch der Bildung von Lati- 
fimdien Einhalt getan wurde, die vielen Säkularisationen 
zur Vermeidung des Anwachsens großer Vermögensmassen 
zur sogen, »toten Hand«: dies alles waren politische An- 
griffe auf die Möglichkeit des Anwachsens der Macht ein- 
zelner Faktoren im Staate. 

Freilich, bezüglich des japanischen Rechtes der zweiten 
Periode kann hierauf erwidert werden, daß, wenn die Haus- 
genossen verschiedener Generationen beharrlich beieinander 
blieben und so längere Zeit hindurch eine Teilung des Haas- 
vermögens unterblieb, dieses alsdann dennoch einen großen 
Umfang erhielt, und somit die Möglichkeit der Zunahme der 
Macht einer Familie bestand. Dies ist allerdings richtig, 
ließ sich aber bei dem zu kraft bestehenden Gewohnheits- 
recht nicht vermeiden. Doch tat der Gesetzgeber, was er 
unter diesen Umständen zur Verhütung des übermäßigen 
Anwachsens der Hausmacht tun konnte, indem er den 
Hausgenossen das Recht gab, eine Teilung des Haus- 
vermögens zu verlangen, während diese Möglichkeit später 
dadurch gänzlich abgeschnitten wurde, daß regelmäßig 
ohne weiteres das ganze Hausvermögen auf den Hauserben 
überging. 

Da nach dem oben gesagten die gewöhnliche sachen- 
rechüiche Erbfolge nicht in die Lehre von der Hauserbfolge 
gehört, so erscheint es nicht angebracht, die diesbezüglichen 
Vorschriften des Taihöryö'), welche Näheres über den 
Verteilungsmodus des Vermögens des Hausherrn enthalten, 
hier zu erörtern. 



>) Vgl. hierzu Gans, Erbrecht, Bd. I, 8. 118, 121. Bezüglich der 
Aoafohnuigen dieeee Schriftstellers über die Vermögenserbfolge gilt 
dasselbe, was obeo über das Verhältnis der Tsing- Dynastiegesetze zu 
den Tang-Dynastiegeeetzen gesagt ist; vgL oben 8. 61, Anm. 1. 

*) VgL Weipert, 8. 129 fg.; Pukuda, 8. 67 fg. 
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Zu den Objekten der Haaserbfolge und somit auch zu 
dem Inhalte der hausherrlichen Oewalt gehörte also nach 
dem Gesetze die Verwaltung des Hausvermögens ^). Tat- 
sächlich kam jedoch der Hauserbe oft nicht zur Ausübung 
dieses Rechtes. War nämlich ein älteres Mitglied der Familie 
vorhanden, so traten auch hier wieder, wie oben*) ausgeführt 
wurde, die Wirkungen einer Art von Vormundschaft ein 
Die Verwaltung des Hausvermögens ging alsdann nämlich 
tatsächlich nicht auf den Hauserben über, sondern soll, dem 
Zatsuryö zufolge, auf den ältesten Bruder des Erblassers 
übergegangen sein. Nach dem Zatsuryö ging jedoch das 
Verwaltungsrecht nicht bloß auf den ältesten Bruder, 
sondern überhaupt auf das älteste männliche Mitglied — Ka- 
chö — der Familie über, also z. B. auf einen etwa vor- 
handenen Vater des Verstorbenen, welcher dann dem ältesten 
Bruder vorgegangen wäre; ja wahrscheinlich erhielt sogar 
auch die Mutter des Verstorbenen vor dem ältesten Bruder 
die Verwaltung; doch soll zugegeben werden, daß das letztere 
zweifelhaft ist Solange also derartige Familienglieder lebten, 
war der Hauserbe in seinen Funktionen als Hauserbe und 
Hausherr beschränkt auf die sonstige Vertretung der Familie 
nach außen hin und hatte selbstredend auch vor allem die 
mit dem Ahnenkultus zusammenhängenden Bechte und 
Pflichten eines Hausherrn auszuüben und zu erfüllen. 

Zu erwähnen ist noch, daß zu dem Hausvermögen im 
weitesten Sinne auch das Eubunden gehörte, welches, wie 
oben') dargetan ist, Staatsland war und zur Verteilung an 
die Untertanen gelangte. Es hatte Ähnlichkeit mit der 
römischen Assignation des ager limitatus, jedoch mit dem 
Unterschiede, daß in Bom dadurch Eigentum überging, 
während es nach japanischem Recht nur als eine Art von 



») A. M. Fuknda, 8. 70. 

«) S. 49. 

•) 8. 45, Anm. 5. 
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Lehen angesehen wurde. An dem Kubunden erhielt der 
Hauserbe ebenfalls Besitz und Verwaltung wie an dem 
übrigen Hausvermögen. 

Ferner war in der zweiten Periode Objekt der Haus- 
erbfolge das Wohnhaus der Familie und das zu demselben 
gehörige Land, sowie das oben^) ebenfalls erwähnte Enchi 
und Konden, letztere jedoch mit der gleichfalls a.a.O. 
erwähnten Beschränkung auf eine bestimmte Anzahl von 
Generationen. 

Endlich fiel dem Hauserben auch Besitz an den zum 
Ahnenkultus erforderlichen Gegenständen (z. B. Tempeln, 
Opfergefäßen u. s. w.), sowie an den Begräbnisplätzen zu. 

Zu den Objekten der Hauserbfolge, welche keinen ver- 
mögensrechtlichen Inhalt haben, gehört in erster Reihe der 
Familienname. Jedoch ist zu bemerken, daß diese Familien- 
namen nicht dasselbe bedeuteten, wie die Familiennamen 
— Myöji — der späteren Zeit Über die letzteren werden 
weiter xmten noch einige Erläuterungen zu geben sein.*) 
Die Familiennamen der zweiten Periode waren eine Art 
Stammnamen, z.B. Abe, welcher allerdings im allgemeinen 
sämtlichen blutsvei*wandten Hausgenossen und auch den 
Frauen des Hausherrn zukam ; diesen Namen teilten also schon 
zu Lebzeiten des Hausherrn die übrigen Hausgenossen mit 
dem ältesten Sohne, als gesetzlich bestimmtem Nachfolger des 
Hausherrn, aber zu einer Art Specificum wurde der Familien- 
name erst mit dem Anfall der Hauserbfolge an den Be- 
rechtigten. Von dieser Zeit an führte er ihn in seiner 
besonderen Eigenschaft als Hauserbe, d. h. also als Re- 
präsentant der Familie. Er konnte somit imter diesem Haus- 
namen Rechtsgeschäfte abschließen, welche die Literessep 
des ganzen Hauses berührten, z. B. bezüglich der Vermögens- 
verwaltung, imd er berechtigte und verpflichtete somit auch 
durch diese unter dem Hausnamen abgeschlossenen Ge- 



») 8. 45, A. 1. 

«) Vgl. unten, 8. 132, A. 1. 
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Schäfte nicht nur sich, sondern auch indirekt die ganze 
durch ihn repräsentierte Familie. 

Es war aber nicht nötig, daß alle Hausnamen in der 
zweiten Periode sich bereits aus früherer Zeit vererbt hatten, 
sondern es wurden auch viele zu dieser Zeit erst neu vom 
Kaiser verliehen, wie z. B. der Name Fujiwara. Von 
diesen neuen Namen galt selbstredend nunmehr bezüglich 
der weiteren Vererbung dasselbe wie von den älteren schon 
bestehenden. 

Daß zu den Objekten der Hauserbfolge auch die Dar- 
bringung der Familienopfer, sowie die Ausübung aller übrigen 
mit dem Ahnenkultus verbundenen Obliegenheiten gehörte, 
wurde bereits oben angedeutet 

Soviel über die Hauserbfolge im allgemeinen. Es st)ll 
sich nun hieran die Darstellung der sich speziell auf die 
Würdenträger beziehenden Hauserbfolge schließen. Es ver- 
erbten sich auf den Hauserben als solchen auch die Rang- 
würden — Kurai — des verstorbenen Hausherrn, welche 
somit ebenso zu den Objekten der Hauserbfolge zu zählen 
waren. Das Nähere hierüber wurde bereits oben bei Be- 
sprechung der Subjekte der Hauserbfolge ausführlich gesagt 
so daß, wie a. a. 0. schon im voraus bemerkt wurde, jetzt auf 
diese Darstellung nur verwiesen zu werden braucht') Man 
sieht an den obigen Ausführungen, daß die Rangstufe, auf 
welcher ein Hausherr steht nicht ohne weiteres vererblich 
ist, sondern daß der Übergang nebst Einkünften — Iden — 
auf den nachfolgenden Hauserben sich nur unter gewissen 
Voraussetzxmgen und auch dann nur in beschränktem Um- 
fange vollzieht, dagegen darf wohl behauptet werden, 
daß gewisse höhere Ämter regelmäßig auf den Haus- 
erben übergingen, selbstredend mit den damit ver- 
bundenen Einkünften — Shokuden und Fuko. Solche 
Ämter waren das des Provinzial- und Kreisvorstehers 



^) Siehe oben S. 59. 
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— Kokushi, Gunryö — , des Regenten — Sesshö — 
u. a. m. Immerhin ist aber hervorzuheben, daß es eben nur 
eine bestimmte Anzahl speziell bezeichneter Ämter war, 
welche sich in gewissen Familien von Generation zu Gene- 
ration vererbten, ähnlich wie auch heute noch in manchen 
Staaten, z. B. Preußen, die Ämter des Kanzlers, Ober- 
marschalls u. s. w.') Alle übrigen Staats- und Hofämter waren 
niemals vererblich.*) 

Zum Schluß sei bezüglich der Objekte der Hauserbfolge 
noch bemerkt, daß mit dem Verschwinden der üji Verfassung 
der Umfang der hausherrlichen Gewalt sich naturgemäß auf 
einen kleineren Kreis erstreckte, und daß auch die früheren 
mit der Hausherrschaft verbundenen Rechte des Hausvaters 
über die Personen des Hausstandes — z. B. das Strafrecht 
im öffentlich rechtlichen Sinne — verschwanden oder 
wenigstens auf ein Minimum von Disziplinargewalt reduziert 
wurden. 



C. Anhang. 

Ursprung des Lehenswesens in Japan. 

§ 13. 

Durch die allzugroße Erstarkimg des Eriegerstandes war 
die Macht des Kaisers allmählich zu einem bloßen Schatten herab- 
gesunken. Mit dem ersten Fujiwara (Nakatomi no Kamatari), 
dessen Verdienste um die Taikarefonn oben erwähnt wurden, 
verlor der Kaiser immer mehr an Einfluß und hatte in Wirk- 
lichkeit unter dieser Familie und später unter den Taira fast 
nur noch den Namen Kaiser, währead die tatsächliche Macht 
durch diese Familien ausgeübt wurde. Als die Taira ihre Maoht- 
stellung an die Minamoto verloren, bildete sich allmählioh 
das Lehnswesen aus. Es verdankte seine Entstehung und sein 
Wachstum folgenden Umständen: 



«) Vgl V. Stengel, S. 39. 

') Vgl Hagioo, Nihon Seidotsü, Bd. III, 8. Ifg.; auch bierza 
Toshida, S. 49. 
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1. Seit der Taikareform hatte mit dem Buddhiismus die 
chinesische Literatur in Japan Eingang gefunden und wurde 
namentlich am Hofe und in der Umgebung des Kaisers neben 
der einheimischen so eifrig studiert, daß man dort die Ver- 
hältnisse des Landes ganz aus den Augen verlor und sich aller 
kriegerischen Übung entwöhnte. Ihren Höhepunkt erreichte 
dieses Aufgehen in der literarischen Beschäftigung unter den 
Kaisern Uda (889—897) und Daigo (898—930). Begünstigt 
durch die Schwäche der Kaiser blühte schon seit Kaiser Shömu 
(724) das Räuberunwesen im Lande in einem solchen Orade, 
daß die Kaiser und die Hofbeamten unfähig waren, dasselbe 
zu unterdrücken. Oegen 810 wurde daher ein besonderes Amt, 
das Kebiishichö, begründet, dessen alleinige Aufgabe es war, 
die Räuber aufzuspüren und zu vernichten. Kriegserfahrene 
Männer wunlen berufen und als Tsuihoshi (»Verfolger und 
Ergreifer«) ausgesandt, den Räubern das Handwerk zu l^en. 
Da die Tsuihoshi reichlich Oelegenheit hatten, ihre Macht zu 
erweitem und ihren Namen berühmt zu machen, so wünschten 
die Großen aller Landesteile, Tsuihoshi zu sein. Das ist der 
Ursprung des Kriegerstandes. Das Kebiishichö war eigentlich 
ein Polizeiamt, jedoch waren die Befugnisse nicht streng ab- 
gegrenzt und es übte auch die Oerichtsbarkeit und andere 
Herrschaftsrechte aus, und seine Erlasse, Chösen, hatten die- 
selbe Gültigkeit wie kaiserliche^). So kam es, daß dem Kaiser 
nach und nach alle Herrschaftsrechte verloren gingen und sich 
auf den Kriegerstand übertrugen. 

2. Shöen'). Nach dem Taihöryö konnte der Einzelne 
keinen Privatbesitz haben, der Grund und Boden wurde viel- 
mehr, wie bereits erörtert, auf eine Reihe von Jahren den Untere 
tanen zur Nutznießung überwiesen. Nur das urbar gemachte 
Land (Konden) war wirkliches Eigentum; auch das Köden, das 
eigentlich nur auf Zeit verliehen war, wurde häufig nicht zurück- 
gegeben. Femer wurden Tempelgrundstücke Eigentum der 
Tempel. So vermehrte sich nach und nach der Privatbesitz. 
Da außerdem dies Privatland nicht dem direkten kaiserlichen 
Einfluß unterworfen war und nur eine geringe (Grundsteuer zu 
zahlen hatte, so wünschten viele Leute dieser Privilegien teil- 
haft zu werden, und sie erreichten dies, indem sie den Privat- 



») Vgl. Shigeno, KokushigaD, Bd. II, 8. 32. 
«) Vgl. Köhler, Studien, S. 417. ökubo, S. 70 fg. Kurita. Shöenkö. 
S. 45 fg.; Weipert, 8. 125. Fukuda, 8. 79. 
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eigentfimern Land abpachteten und es bebauten. P&chter des 
Kaisers zu werden vermied man, und so kam es, daß allmählich 
die Zahl der PrivatlandpAohter und die dem kaiserlichen Ein- 
fluß entzogenen sich bedeutend vermehrten, während die Macht 
des Kaisers in demselben Maße abnahm. Natürlich waren die 
Pächter von den Eigentümern abhängig und mußten ihnen 
außer der Pacht gewisse Dienste leisten. Dieser Umstand im 
Verein mit dem ersten bildete die Qrundlage des späteren 
Lehnswesens und des Überganges der Macht vom Kaiser auf 
den Kri^erstand. 

Die Eigentümer aber nahmen außer den Pächtern noch 
andere Leute in ihren Dienst, die von ihnen ernährt wurden 
und als Entgelt Kriegsdienste leisten mußten. Diese nach und 
nach sehr zahlreich werdende Klasse der Kerai (Vasallen) 
kannte nur ihren Lehnsherrn und gehorchte nur ihm ; der Kaiser 
war für sie nicht vorhanden oder nur ein unklarer Begriffl 

Nachdem die Ausdehnung des Shöen^) so zugenommen 
hatte, daß sich unter Kaiser Toba (1108—1123) nur noch 
etwa '/]0o des ganzen Landes unter der Verwaltung der kaiser- 
lichen Kokushi befand, während alles übrige Shöen geworden 
war, wurde unter dem Kaiser Ootoba (1190 — 1198) Minamoto 
no Yoritomo zum Sötsuihoshi, d. h. etwa zum obersten Polizei- 
verwalter, und gleichzeitig zum Söjitö, d. h. eigentlich Ober- 
steuerverwalter, ernannt und hatte als solcher die Verwaltung 
des Shöen. Yoritomo teilte das gesamte Shöenland in Kreise 
und unterstellte jeden Kreis einem Shugo (Sohutzherr), der den 
Kreis an seiner Stelle zu verwalten hatte und ihm persönlich, 
nicht dem Kaiser, verantwortlich war, also im Verhältnis eines 
Lehnsmanns zu ihm stand. Allmählich dehnte Yoritomo seine 
Verwaltung auch auf das kaiserliche Land aus. Yoritomo war 
schließlich so mächtig geworden, daß er seine Machtstellung 
in seiner Familie erblich machen konnte. Nicht lange nach 
Yoritomos Tod setzte sich Höjö Yoshitoki in den Besitz 
der Macht und zwar als Shikken, d. h. Vormund der Familie 
Minamoto. Li seiner Zeit entstand wegen der Shöen 
ein Krieg zwischen dem Kaiser und Höjö, der schließlich mit 
dem Siege Höjös endete. Damit war Japan endgültig ein 
Feudalstaat geworden. 



>) Vgl. Kurita, Shöenkü, 8. 94^. 



Dritte Periode. 



Hauserbfolge zur Zeit des Feudalismus (1192—1867). 

A. Allgemeine Bemerkungen über das 
staatsrechtliche und gesellschaftliche Verhältnis. 

§ u. 

Nachdem Yoritomo sich in den tatsächlichen Besitz der 
Herrschaft gesetzt hatte, verlegte er den Sitz seiner Begieiong 
nach Eamakura^), während der Kaiser nach wie vor in Kyoto 
residierte. Der Kaiser verlieh ihm den Titel Seiitaishögun*). 
Statt dieses langen Titels sagte man kurzweg Shogun. Seine 
Regierung nannte man das Bakufu. Das Bakufu regierte das 
ganze Land vGllig unumschränkt, wenn auch im Namen des 
Kusers. Es ist dies ein Beweis dafQr, wie tief der Glaube an 
die göttliche Abstammung des Kaisers in den Herzen der Japaner 
wurzelte, daß weder Yoritomo noch irgend einer seiner Nach- 
folger im Bakufu, obwohl im tatsächlichen Besitz aller Macht, 
den Kaiser seiner Stellung zu entheben versuchte, sondern 
immer nur als dessen erster Diener und in seinem Namen die 
Macht ausübte'). 

Als in dem Kampfe zwischen dem Kaiseriiofe und Höjo 
Yoshitoki als Vormund der Minamotofamilie der letztere ge- 
siegt hatte, entzog er dem Hofadel (Kuge) sowohl, wie allen 
anderen Anhängern des Kaisers Lihren andbesitz und gab denselben 
als Lehen seinen Getreuen. Diese neuen LehnstrSger nannte man 
Shin-jitö, im Gegensatz zu den alten Jitö, die nur Steuer- 
verwaltungsbeamte gewesen waren. Später sagte man statt des 
außer Gebrauch kommenden Wortes Shin-jitö: Daimyö. 



^) Kamakura liegt in der Nähe von Yokohama, also ziemlich 
weit östlich von Kyoto. 

*) Wörtlich: »der die Barbaren unterwerfende Oeneralissimas«. 
*) Über Shogun und Bakufu vgl. Yoshida, S. 53f^. u. S. bßfg. 
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Wir hatten also zu jener Zeit und weiter bis zur Restau- 
ration 1868 folgende Oliederung in Japan: 

L Der Kaiser als nomineller Herrscher; als direkt unter 
seinem Befehl stehend die Enge (HoMel, YaeuEdlen des Kaisers), 
welche wiederum ihre Untergebenen hatten. 

11. Der Shögun als tatsächlicher Beherrscher des Landes im 
Namen des Kaisers. Von ihm abhängig waren als seine Lehns- 
träger: 1. die Hatamoto, seine unmittelbaren Vasallen und 2. die 
Daimyö oder Territorialherren, die wiederum Lehnsherren der 
Samurai waren. Die höchste Stufe seiner Entwickelung erreichte 
das Lenswesen unter den Shogun aus der Familie Tokugawa. 
Die Zahl der Daimyö betrug ungefähr 300 Familien. Das 
gesamte japanische Volk war in vier Klassen eingeteilt: shi- 
nö-kö-shö, d. h. Krieger, Ackerbauer, Handwerker und Kaufleute, 
wozu denn noch die Unehrlichen, Eta und Hinin, kamen. Der 
Shögun erlangte mit der Zeit auch die indirekte Herrschaft 
über die Kuge. 

Im § 18 des (Gesetzes Kobuhösei^) (unter Hidetada 
1615) wird ausdrücklich heryorgehoben, daß der Shögun seine 
Oewalt im Namen und Auftrag des Kaisers ausübte, und zwar er- 
streckte sich diese Gewalt auch über die kaiserlichen Prinzen 
und alle Kuge. Rang und Würden verlieh der Kaiser, aber durch 
Yermittelung des Shögun. Die Shögun aus dem Hause To- 
kugawa waren also sozusagen unumschränkte Herren in Japan. 
Im ganzen erhielt sich das Lehnswesen in Japan 675 Jahre, 
vom Bakufu in Kamakura 1192 bis 1867'). 

Seit dem tatsächlichen Übergang der Gewalt an die Shögun 
übten letztere auch die Oesetzgebungsgewalt aus. Da aber auch 
die Daimyö für ihre Territorien Oesetze erlassen konnten, so 



*) Vgl RudorfF, 18 Gesetze des lyeyasu, S. 4. 

*) Übersicht über die machthabenden Familien von 1192—1867: 

1. Minamoto (Gründer Yoritomo), drei Generationen, 1192—1219, 
Sitz Kamakura, Titel: Seiitaishogun. 

2. Hojo (Gründer Tokimasa), nenn Generationen, 1119—1332, Sitz 
Kamakura, Titel: Shikken. 

3. Ashikaga (Gründer Takauji), dreizehn Generationen, 1336 
bis 1573, Sitz Kyoto Titel: Beiitaishogun. 

4. Ota (Gründer Nobunaga), eine Generation, 1574—1582, Sitz 
Gifu, Titel: Ukonyenotaisho. 

5. Toyotomi (Gründer Hideyoshi), drei Genetationen, 1585—1602, 
Sitz üsaka, Titel: Kampaku. 

6. Tokugawa (GriLnder lyeyasu), fünfzehn Generationen, 1603 bis 
1867, Sitz Edo, Titel: Seiitaishogun. 
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waren die Rechtsverhftltnisse nioht nur in den versohiedenen 
Zeiten, sondern auch in den verschiedenen Landesteilen sehr 
versohieden und mannigfaltig. 

Zur Zeit der Minamoto und Höjö waren noch die ans 
der zweiten Periode stammenden Taihöryö und Taihöritsu in 
Geltung. Seit Yoritomo bildete sich außerdem ein neues Ge- 
wohnheitsrecht aus, und es wurden die unter dem Namen 
Jöeishikimoku^) und Shimpentsuika^) bekannten Gesetze 
gegeben. Die letztgenannten galten für alle Vasallen des 
Shögun und deren Besitz; die alten dagegen für die Kuge 
und andere dem Kaiser direkt unterstehenden Personen und 
deren Besitz. Da aber, wie gesagt, die Macht des Kaisers 
immer mehr an Umfang verlor, so verkleinerte sich auch der 
Geltungsbereich der älteren Gresetze. 

Die neueren Gesetze galten auch unter den Ashikaga, 
wurden aber durch ein neues Gesetz (Kembushikimoku') 
und Kembuiraishikimokutsuika^) ergänzt 

Ota starb, ehe er sein Werk vollenden konnte, und wohl 
aus diesem Grunde wissen wir nichts von einer gesetzgeberischen 
Tätigkeit desselben. Die von Toyotomi herrührenden Gesetze, 
besonders Taiköshikimoku u. a. enthalten keine Bestimmungen 
erbrechtlicher Natur. 

Unter den Tokugawa entfaltete sich eine regere Tätigkeit 
auf dem Gebiete der Gesetzgebung, und zwar wurden alle 
Klassen des Volkes mit Bestimmungen bedacht'^). Wir wollen 
nur die folgenden hervorheben*): 



^) Joeishikimoka, verEaßt unter Hojö Yasutoki, 50 Artikel. 
Eb enthielt straf- und zivilrechtliche Beetimmungen, besonders über 
besitzrechtliche Streitigkeiten. 

*) Shimpentsuika, NoveUen zum obengenannten, 361 Artikel. 

') enthält 17 Art und zwar meistens Vorschriften für Beamte 
nach Art der römischen mandata als Unterart der oonstitutiones prin- 
cipum (vgl. Puchta, § 110). 

^) 210 Artikel, Novellen zum vorigen. 

*) Es ist zu bemerken, daß viele der Tokuga wagesetze schon 
früher vorhanden waren und in dieser Zeit nur aufs neue eingeschärft 
wurden, femer, daß auch neben dieser Gesetzgebung das alte Qewohn> 
heitsrecht weiter bestand. So sagt lyeyasu im achten der hundert 
Gesetze: »Fehlerhafte Gebräuche, die fünfzig Jahre hmg bestanden haben, 
sollen nicht geändert werden». Und im 99. heißt es: »Kraft meines 
fsc. lyeyasu) Amtes habe ich diese Gesetze abgefegt, indem ich die alten 
Statuten der Minamoto zu Grunde gelegt und dabei dort etwas hinzu- 
gefügt und hier etwas weggelassen habe«. 

*) Vgl. Rudorff, Bemerkungen über die Rechtspflege unter den 
Tokugawa, S. 378fg. 
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1. Eöbuhösei oder die 18 Oeeetze des lyeyasu, fOr den 
Kaiser und dessen direkte Untertanen, sowie den Shognn, die 
Fürsten, Samurai etc.; 

2. Gesetze für die Enge, besonders Eugehatto; 

3. Gesetze für die Daimyö und die Eriegerklasse ein- 
schließlich der Hatamoto, besonders Bukeshohatto und 
Shoshihatto und Furegaki (Verordnung); 

4. Gesetze für die Shintö- und buddhistischen Priester; 

5. Gesetze für das übrige Volk, Furegaki und Takafuda 
(Anschlagstafel). 

Alle diese Gesetze waren nicht erschöpfend, sondern ent- 
hielten immer nur einzelne Bestimmungen. Am besten war 
noch für das Straf recht gesorgt So wurde unter dem Shögun 
Toshimune (1716—1744) das Eampöritsu veröffentlicht, Er- 
gänzungen und Verbesserungen dazu unter lyenari (1787—1836) 
Ton Matsudaira Sadanobu in 102 Paragraphen, bekannt unter 
dem Titel Osadamegaki oder Tokugawa-hyakkajo. Es ent- 
hielt hauptsächlich Bestimmungen für das Volk, d. h. alle nicht 
zur Kriegerklasse und den Daimyö und Kuge gehörenden 
Bürger. Das Tokugawa-hyakkajo^) ist nicht mit dem Hyak- 
kajö des lyeyasu (den 100 Gesetzen des lyeyasu*) zu ver- 
wechseln, einer Art Testament zur Unterweisung seiner Nachfolger 
in der Kunst der Behandlung des Volkes'). Allerdings ist be- 
stritten, ob dieses Gesetz tatsächlich von lyeyasu herrührt; 
manche Schriftsteller halten es für ein Machwerk späterer Zeit 

Der Shögun konnte nun zwar rechtlich Gesetze mit ver- 
bindlicher Wirkung für das ganze Land erlassen; tatsächlich 
jedoch war seine Macht in manchen Territorien, wie in Satsuma, 
beschränkt In den Territorien galten daher für die Samurai 



*) oder die handert Gesetze der Tokugawa (siehe Übersetzung 
von RudorfF, S. 65 fg. und Michaelis, S. 370fg.) 

*) Siehe Übersetzung von Rudorff, S. 4 fg. 

') Das damalige Japan war nach außen fast vollständig abgeschlossen. 
Im Innern war teils wegen mangelnder oder schlechter Wege, teils wegen 
strenger Pafivorschriften, der Verkehr zwischen den verschiedenen 
Territorien ein sehr geringer, der Handel und aller Eigentumsverkehr 
unbedeutend, so daß es be^iflich erscheint wenn man dem Zivilrecht 
keine besondere Aufmerksamkeit widmete. Dazu kam noch die damals 
heiTSchende Anschauung über den Zweck der Qesetzgebung, der einzig 
die Beherrschung des Volkes war. Eine damals gebräuchliche Redensart 
(Tami wo shite yorashimubeshi shirashimubekarazu) drückt 
diesen Gedanken aus, indem sie sagt: »Man muß bewirken, daß das 
Volk den Gesetzen entsprechend lebt, ohne daß es selbst diese Gesetze 
kennt«. 

Ik«da, HansMrbfolge. 6 
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und den Bürgerstand die Gesetze des Territorialherm in erster 
Linie, die des Shögnn hatten nur subsidiäre Geltung. FQr 
die eigenen Untertanen des Shögun, die Hatamoto und 
Ookenin, waren natOrlioh die Gesetze des Shögun allein und 
uneingeschränkt verbindlich. 



B. Erbrechtliche Bestimmungen. 
1. Im allgemeinen. 

§ l'*). 

Schon bei den im Vorhergehenden gemachten allgemeinen 
Bemerkungen wurde angedeutet, daß die bisherigen Gesetze 
nicht plötzlich außer Kraft traten. Dasselbe gilt auch, 
wie dies wohl bei jeder Entwickelung beobachtet werden 
kann, bezüglich des Erbrechts. So mögen denn auch bei 
Beginn der dritten Periode gar manche Vorschriften des 
Taihöryö und andere Bestimmungen, Gewohnheitsrechte 
u. s. w. aus der früheren Zeit noch gegolten haben, um erst 
allmählich den nachstehenden erbrechtlichen Grundsätzen, 
welche als der dritten Periode angehörig dargestellt werden 
sollen, Platz zu machen. 

Als allgemeine Bezeichnung für eine Familie im weiteren 
Sinne verschwand in dieser Periode der Ausdruck »Koc 
allmählich; dafür kamen andere Bezeichnungen auf, wie 
Ichimon oder Ichizoku, und zwar für einen größereu 
Kreis von Personen mit gemeinsamem Stammvater. Den 
allgemein anerkannten Ausdruck für das Haus, die Familie 
in dem nunmehr einen kleineren Kreis darstellenden Sinne, 
finden wir in der dritten Periode in dem Worte »lye«, 
Haus. Die allgemeinen Verhältnisse der verschiedenen lye 
untereinander wurden in dieser Periode infolge des ein- 
tretenden Feudalismus ganz eigentümliche. Mehrere lye 
konnten einerseits einen gemeinsamen Lehnsherrn haben, 
von dem ein jedes Haus ein bestimmtes Lehen für sich 
allein hatte, und folglich auch in einem besonderen Rechts- 
verhältnisse zu dem Lehnsherrn stand. Also: ein Lehnsherr, 
mehrere lye und ebensoviel lehnsrechtliche Verhältnisse; 
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die Gemeinsamkeit des Lehnsherrn übte also hier keine be- 
sondere Wirkung aus. Dagegen bildeten die verschiedenen 
ly e untereinander eine durch Blutsverwandtschaft verbundene 
Gruppe — Ichimon, Ichizoku — ; alle einzelnen lye 
scharten sich gleichsam um eins von ihnen, von welchem sie 
abstammten. Hieß nun z. B. das Abstammungshaus Wada, 
so führten zugleich alle in dieser Weise zusammengehörenden 
lye, wodurch auf die gemeinsame Abstammung hingewiesen 
werden sollte, denselben Eigennamen, Familiennamen Wada. 
Der Hausherr im Stammhause, das man auch als Haupthaus 
bezeichnen kann, hatte eine gewisse Autorität gegenüber den 
Mitgliedern aller Stammesgenossen, auch denen der anderen 
lye. Dies zeigte sich besonders im Fall eines Krieges, wo 
der Stammhausherr eine Art Befehlshaber über alle männ- 
lichen Mitglieder sämtlicher lye — Ichimon oder Ichi- 
zoku — war. Es war nämlich die Pflicht der kriegs- 
fähigen Mitglieder aller lye, bei Ausbruch eines Krieges 
sich um das Stammesoberhaupt zu scharen und ihm eine 
Art Heeresfolge zu leisten, ähnlich wie dies in der älteren 
Zeit in Deutschland seitens der Ministerialen gegenüber den 
adligen Herren der Fall war. Ein bekanntes Beispiel in 
der japanischen Geschichte*) finden wir hierfür in der 
Person dos Yoshimori^), welcher in dem Wadastamm 
geboren und Herr des Haupthauses war; sowohl in der- 
Politik, wie im Kriege bildete er den Führer anderer Wada- 
hänser gegenüber feindlichen Stämmen. 

Nach der Lehre des Konfuzius wurde die Einheit, 
welche der Staat bildete, bedingt durch Einheit in den ein- 
zelnen lye, d. i. Familien im engeren Sinne. Ohne Frieden, 
Einigkeit der Familie kann auch der Staat als friedliches 
Oanze nicht bestehen. Dieser Gedanke war herrschend und 
Avurde ausgedrückt durch den Satz: »lye totonoite nochi 
kuni osamaru«. Deshalb wurde auch noch in der dritten 

>) Vgl. u. a. Ariga, Geschichte, Bd. n, S. 589. 
«) gestorben 1213. 

6* 
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Periode dem Hansvater eine ziemlich große Macht — wenn 
auch nicht in demselben Maße wie früher — zuerkannt. 
So konnte er unter allen Umständen Gehorsam von aUen 
Familiengliedem verlangen; sie mußten sich auch seinen 
geschäftlichen Dispositionen fügen. So wie im Staate Chü 
d. h. Loyalität, so mußte auch in der Familie gegen die 
Eltern Kö d. h. Pietät, als Grundlage herrschen. Damit 
hing es denn auch zusammen, daß grundsätzlich die Familien- 
einheit nicht willkürlich d. h. nicht ohne elterliche Ge- 
nehmigung zerrissen werden konnte. So durfte auch noch 
in der dritten Periode kein Mitglied willkürlich ein eigenes 
lye bilden und sich dadurch eigenmächtig der Autorität 
seines Gewalthabers entziehen. Dagegen kam es öfter in der 
dritten Periode, der Periode der Feudalität, vor, daß ein 
Sohn aus einem lye, der nicht zur Hauserbfolge berechtigt 
war, auch nicht durch Yöshi dieses Recht in einer anderen 
Familie erlangt hatte, von dem Feudalherrn veranlaßt wurde 
ein eigenes lye zu bilden. Alsdann aber mußte der Feudal- 
herr ihn vorher aus der bisherigen Familie herausgenommen 
und ihm ein Einkommen zugewiesen haben, welches ihn 
fähig zur Gründung und Führung eines eigenen Hausstandes- 
machte. Dies kam aber in der Regel nur bei solchen 
Männern vor, welche sich bereits in militärischer oder auch 
in anderer Tätigkeit bewährt hatten; auch galt dieser neue 
Hausstand nicht etwa als eine besondere, gänzlich neue 
Familie im weiteren Sinne, sondern nur als Nebenhaus 
gegenüber dem Haupthause, mit welchem ein enger 
Zusammenhang noch immer bestehen blieb, immerhin aber 
als eigenes lye. Der Begründer war somit für seine 
Person hier Hausherr. Der Unterschied zwischen der 
zweiten und dritten Periode bestand also darin, daß in jener 
ohne behördliche Genehmigung überhaupt kein neues Ko 
gebildet werden durfte, daß also die Genehmigung der 
Eltern resp. Großeltern durchaus nicht genügte, während in 
der dritten Periode es grundsätzlich nur auf die Genehmigung 
des Hausvaters, nicht aber auf die der Behörde ankam; 
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diese Bestimmungen finden sich vor im Gesetz Jöeishiki- 
mokii. In der Tokugawazeit war dem Bürgerstand die 
Gründung eines Zweighauses zwar gestattet, aber von ge- 
wissen Bedingungen abhängig gemacht, wie z. B. von einer 
angemessenen Ausstattung des Zweighauses mit Landbesitz. 
Eine arme Familie konnte kein Zweighaus errichten.^) Daher 
mußte konsequenterweise in dieser Periode auch das frühere 
Verbot^) wegfallen, wonach eine Vermögensverteilung und 
Bildung eines neuen Eo nicht gestattet war. Tatsächlich 
enthält denn das erwähnte Gesetz') die Bestimmung, daß 
die Vermögensverteilung schlechthin gestattet war. Da 
nun dieses Gesetz nur von der Vermögensverteilung als 
solcher spricht, so muß angenommen werden, daß es gleich- 
gültig ist, ob zugleich ein neues lye gebildet werden soll 
oder nicht Jedoch konnte diese Überweisung des Ver- 
mögens seitens der Eltern aus triftigen Gründen — Pietät- 
losigkeit u. s. w. — unter Wahrung gewisser Förmlichkeiten 
(Antrag bei der Behörde) revoziert werden. Das Nähere 
über diesen Punkt gehört nicht hierher, da es von dem 
Thema der Hauserbfolge zu weit abschweifen würde. 

Es soll jedoch zu diesem Punkte noch bemerkt werden, 
daß in der dritten Periode Lehensvermögen, der Natur des 
Lehensverhältnisses entsprechend, überhaupt nicht verteilt 
werden konnte, weil es gar nicht Eigentum des Hausvaters 
geworden, sondern Eigentum des Lehnsherrn geblieben war 
und hier selbstredend der gemeinrechtiiche Satz auch gelten 
mußte: »Nemo plus juris transferre potest quam ipse habet« 

Zu den allgemeinen Bestinmiungen und Grundsätzen 
bezüglich der Hauserbfolge gehören ebenso wie in den 
früheren Perioden, auch in der jetzt behandelten und noch 
zu behandebiden dritten Periode die Eröffnungsgründe. 

Wie früher, so war naturgemäß der erste Eröffnungs- 
grund auch in dieser Periode der Tod des Hausherrn, durch 



^) Vgl Hozumi, Oouingomi Seido, S. 217, 218. 

<) Riebe oben S. 48ff. 

•) Vgl Ariga, Erläuterungen, S. 318ff. 
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welchen der Erbberechtigte grundsätzlich ohne weiteres die 
Hansherrschaft erhielt 

An Stelle dieses natürlichen Gnindes trat oft ein zivil- 
rechtlicher, das Inkyo. Ein Teil der allgemeinen Voraus- 
setzungen für das Inkyo, welche bezüglich der früheren 
Zeit angegeben worden sind, blieb auch in der dritten Periode 
bestehen, wie Alter und Gebrechlichkeit des Hausherrn. An 
sich aber ist doch das Inkyo im allgemeinen ein freiwilliger 
Akt. Diesen Charakter konnte es jedoch in der dritten 
Periode wegen der in derselben obwaltenden Feudalverhält- 
nisse nicht mehr völlig behalten. Es wurde bereits oben 
gesagt, daß regelmäßig die Ämter in den Händen von Haus- 
vätern waren. Kam nun der FaU vor, daß ein solcher be- 
amteter Hausherr ein entehrendes Verbrechen beging, so ließ 
ihn der Lehnsherr Inkyo machen oder das Haus erlöschen. 

Auch bezüglich des Alters ist noch etwas hinzuzufügen. 
Während nämlich früher ganz allgemein jeder Hausherr 
erst wenn er siebzig Jahre alt war*) Inkyo machen durfte, 
wenn das Alter lediglich als Grund gelten sollte, genügte 
in der Tokugawazeit für den Bürgerstand*) das Alter von 
sechzig, für den Kriegerstand aber schon das von fünfzig 
Jahren. Der Grund für letzteres Alier lag wahrscheinlich 
darin,') daß in der Feudalzeit der Militarismus vorherrschte 
und die Hausväter zugleich einen großen Teil ihrer Lebens- 
zeit in anstrengender, die Körperkräfte angreifender krie- 
gerischer Tätigkeit zubringen mußten und daher ihnen mit 
Vollendung des fünfzigsten Lebensjahres ein otiiun cum 
dignitate gegönnt wurde; die Grenze von sechzig Jahren 
für Hausväter in bürgerlicher Stellung erscheint ebenfalls 
angemessen, wie ja auch das moderne Eecht mitunter das 
sechzigste Lebensjahr als die Grenze für die Übernahme 
gewisser der patria potestas ähnlicher Verpflichtungen auf- 



') Siehe oben S. 50. 

*) Banern, Kaufleute, Handwerkei*. 

») Vgl. Hozomi, Inkyoron, S. 135 fg. 
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stellt, z. B. das deutsche bürgerliche Gesetzbuch in § 1786 
für die Annahme einer Vormundschaft 

Das fünfzigste Lebensjahr für den Kriegerstand wurde 
ganz allgemein festgehalten, und es wurde nur ausnahms- 
weise von dieser Regel abgewichen. So z. B. nahm sich 
der Seiitaishögun Toshimasa*) (1444 — 1473) als höchster 
Beamter selbst die Freiheit, nach ruhmreicher militärischer 
Tätigkeit bereits im Alter von siebenunddreißig Jahren 
Inkyo zu machen. 

Dagegen wurde in den übrigen Ständen an dem Alter 
von sechzig Jahren nicht konsequent festgehalten. Auch 
nach anderen Richtungen hin wurden die allgemeinen Vor- 
schriften nicht beachtet Es trat nämlich mitunter sogar 
ohne Zutun des Hausvaters Inkyo ein, während der Regel 
nach der Hausvater, der Inkyo machte, dies behufs Ein- 
tragung in das Hausstandsregister anmelden mußte. So 
brauchte z. B. in einem Teile der Provinz Suruga über- 
haupt kein Hausvater Inkyo zu machen, sondern der Be- 
amte, welcher das Hausstandsregister führte, schrieb ohne 
weiteres, sobald ein Hausvater sechzig Jahre alt wurde, an 
dessen Stelle den erbberechtigten Nachfolger als Hauserben 
ein. In manchen Gegenden wiederum, z. B. in einem Teil 
der Provinz Iwashiro existierte gegen Ende der 
dritten Periode für den Bauernstand das Inkyo über- 
haupt nicht') In anderen Provinzen war es nur den 
Bürgern verboten, in noch anderen bedurften sie dazu der 
ausdrücklichen Genehmigung des Landesherm. Dies hing 
jedenfalls damit zusammen, daß man in der dritten Periode 
hauptsächlich dann von Inkyo sprach, wenn ein Belehnter 
von seinem Amte und Lehen sich zurückzog mit der 
Wirkung, daß alsdann sofort die Herrschaft über die Fa- 
milie und das Lehen auf den Hauserben überging.*) Da 
durch einen solchen Akt auch auf die öffentlichrechtlichen 



^) Nachkomme des Ashikaga Takauji, vgl. S. 79, Anm. 2. 

*) Zenkoka Miiiijikamrei ruisho. 

») Vgl. Weipert, S. 138, Spalte rechts. 
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Yerhäitnisse durch Wechsel der Beamtenpersönlichkeiten 
eine Einwirkung erfolgte, ist es erklärlich, daß das Inkyo 
vielfach erschwert wurde. In der ersten Zeit der dritten 
Periode wurde daran festgehalten, daß der Inkyo sein Amt 
aufgab, so daß dasselbe einem anderen übertragen werden 
mußte — auch in dieser Periode brauchte es nämlich nicht 
ohne weiteres dem Hauserben belassen zu werden. 

Gegen Ende dieser Periode, nämlich unter der Herr- 
schaft von Shögun Tokugawa lyemochi (1861) wurde 
es allmählich gestattet, daß der Inkyo machende das bisher 
von ihm bekleidete Amt behielt^) Seitdem fiel der an- 
gegebene publizistische Grund für die Erschwerung des 
Inkyo fort, und tatsächlich ist dasselbe auch mehr und 
mehr erleichtert worden; ganz allgemein wurde nunmehr 
an das Inkyo nur der Verlust der hausherrlichen Gewalt, 
nicht der des Amtes geknüpft 

Als einen ferneren Eröffnungsgrund für die Haus- 
erbfolge dürfte auch die Verschollenheit angegeben werden 
können. Es bestanden allerdings in der dritten Periode 
strenge Auswanderungsverbote; dieselben wurden aber mit- 
unter übertreten, und die Auswanderer kamen dann meist 
wegen der schweren Strafen, die ihrer harrten und wegen 
der schwierigen Verkehrsverhältnisse gar nicht mehr in die 
Heimat zurück und bUeben verschollen. Auch war es im 
allgemeinen verboten, bei der damaligen Territorialwirtschaft 
von einem der zur Tokugawa- Zeit existierenden etwa 
300 Territorien in ein anderes ohne besondere Erlaubnis 
überzugehen, so daß auch dadurch diejenigen, denen einmal 
die Auswanderung geglückt war, von der Rückkehr zurück- 
geschreckt wurden, da sie doch dabei wieder verbotene 
Territorien betreten mußten. Nun bestimmten die Gesetze 
zwar ausdrücklich nichts über die Wirkungen der Ver- 
schollenheit, aber, wie bereits erwähnt, darf mit Sicherheit 



') Vgl ia der Gesetzessammlang Tokugawa-kinreikG, Tail 19, 
S. 483. 
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angenommen werden, daß nach einer gewissen, wahrschein- 
lich sehr kurz bemessenen Zeitdauer einer derartigen Ver- 
schollenheit für den Verschollenen die Hausherrschaft ver- 
loren und auf den Hauserben überging. Man hatte doch 
auch keine Veranlassung, einer Person gegenüber, die durch 
Nichtachtung der Auswanderungsverbote sich so schwer 
gegen das Interesse des Staates vergangen hatte, besondere 
Nachsicht zu üben. 

Soviel von den Gründen für den Eintritt der Haus- 
erbfolge in der dritten Periode. 

Es sind nun noch einige allgemeine Bemerkungen über 
die Hauserbfolge hinzuzufügen. 

In erster Keihe waren gewisse Förmlichkeiten zu be- 
obachten, die allerdings zum Teil weniger auf positiver Gte- 
setzesvorschrift, als auf altem Brauche beruhten. So mußte 
nach alter Sitte ein dem Bürgerstande angehörender Haus- 
erbe eine gewisse, in den einzelnen Territorien verschiedene 
Trauerzeit bis zur tatsächlichen Ausübung der Hausherr- 
schaft innehalten.') Für Krieger war sogar in der Toku- 
gawazeit eine solche von fünfzig Tagen vorgeschrieben. 

Femer war es nach alter Vorschrift erforderlich, daß 
der Hauserbe seinen Erbschaftsantritt dem Gemeindevorsteher 
anzeigte. Angehörige des Kriegerstandes erhielten sogar in 
der Feudalzeit von dem Shögun einen neuen Lehensbrief 
(Shu-in = rotes Siegel), in welchem er den Hauserben als 
Nachfolger in das Lehen und Amt ausdrücklich anerkannte; 
wir sehen, daß hier, wie im deutschen Lehnsrecht, eine 
reguläre Erneuerung der Investitur, eine renovatio feudi, 
stattfand. Interessant dürften auch die Förmlichkeiten er- 
scheinen^ die lyeyasu in Gesetz 80 für die Shögun- 
erbfolge vorschrieb. Dem neuen Shögun mußte gehuldigt, 
eine Urkunde ausgestellt und diese mit Blut gesiegelt werden 



*) In ähnlicher Weise durfte nach dem deutschen Rechte des 
MittelalterB die Teilung der Erbechafk erst dreiiig T^ nach dem Tode 
des ErbhiSEers stattfinden. S. Brunner, Grundzuge, S. 204. 
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(mit wessen Blut ist nicht gesagt). Dann sollten der Shögun 
und die Vasallen gegenseitig ihr Blut trinken, »daß sie ein- 
ander nicht vergessen«.') 

Auch war es üblich, daß der Shögun dem neuen 
Lehnsmann sofort nach dem Tode dos Erblassers ein Geld- 
geschenk übersandte. Der Erbe seinerseits hatte sofort nach 
dem Erbschaftsantritt dem Shögun eine Art Zehnten zu 
leisten in Gestalt einer Abgabe in Landesprodukton, deren 
Größe sich nach dem Durchschnittsertrage und nach Ge- 
wohnheitsi'echt richtete. Hierdurch sollte wahrscheinlich 
nicht bloß eine Gegenleistung für das vom Shögun erhaltene 
Geldgeschenk, sondern jedenfalls zugleich eine Anerkennung 
der Lehnsuntertänigkeit liegen. 

2. Subjekt der Hauserbfolsre. 

§ 16. 
Der Grundsatz des Taihöryö, wonach in der Haus- 
erbfolge die Primogenitur entscheidend war, behielt auch 
als weiter bestehende Kegel seine Bedeutung in der dritten 
Periode. So sagt Gesetz 79 der 100 Gesetze ausdrücklich: 
» . . . . soll der älteste Sohn Erbe sein«.*) Ebenso bestand 
auch noch fort die Machtbefugnis des pater familias, wegen 
Ungehorsams und anderer wichtiger Gründe den Hauserben 
von der Erbfolge auszuschließen. Ja er konnte dies sogar 
ohne solchen Grund auf Wunsch der übrigen Familien- 
mitglieder, also auf Grund einer Art von Famüienbeschlul} 
tun. Doch war in der Bürgerfamilie auch der Fünferschaft 
und dem Ortsvorstand eine gewisse llit^virkung eingeräumt*) 
Im Kriegerstande gehörte hierzu jedoch die Genehmigimg 
des Lehnsherrn. Diese Ausschließung eines an sich zur 
Hauserbfolge berechtigten Kindes erscheint nach den An- 
schauungen anderer Rechte, z. B. des römischen, sowie auch 



>) Vgl. Rudorflf,Tokugawage8etz8ammL S. 17, 18,Note80Id. 100 Ges. 

*) Vgl auch Kohler, Studien, S. 419. 

*) Vgl Hozumi, Ooningumi Seido, S. 23, 24, 215. 
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nach den heutigen modernen Anschauungen als eine Härte. 
In milderem Lichte jedoch erscheint die Zulässigkeit dieser 
Maßregebi durch die besonderen Bedingimgen, an welche 
die Einreichung des Genehmigungsgesuchs geknüpft war. 
So mußte dem Gesuche ein auf dasselbe bezüglicher Fa- 
milienbeschluß vorangehen. Näheres über die Einwirkung 
dieses Beschlusses ist aus den Gesetzen selbst nicht zu er- 
sehen; jedenfalls hatte die Familie das Gesuch zu prüfen 
und wahrscheinlich sogar — vielleicht durch Unterschriften 
der ältesten Familienmitglieder — zu befürworten. Das 
Gesuch selbst sollte aber aus der freien Willensbestimmung 
des Petenten hervorgehen. Deshalb durfte er nicht dazu 
durch Gewalt, Drohung, Erregung von Irrtum bewogen 
worden sein; auch war es unzulässig, ein solches Gesuch 
in einer schweren Krankheit anzufertigen. Diese Bestimmung 
wird wohl darin ihren Grund gehabt haben, daß bei jeder 
schweren Krankheit Zustände eintreten können, durch welche 
die freie Willensbestimmung des Kranken abgeschwächt 
wird. In solchem Falle durfte aber der ältest« Sohn selbst- 
redend ebenso wie die anderen Angehörigen ein Nebenhaus 
bilden und pflegte es auch regelmäßig zu tun und hatte 
auch Anspruch auf V5 ^^^ Vermögens des Erblassers, falls 
dieser ihn nicht von selbst bedacht hatte; wir sehen also 
hier das Bestehen eines Pflichtteils- resp. Noterbrechts; so 
im Gesetze Jöeishikimoku Art 22.*) Seit der dritten 
Periode nannte man die Hauserbfolge Söryö-sözoku oder 
Katoku-sözoku*). 

Mit der Ausbildung des Feudalwesens entstanden, wie 
in Deutschland, so auch in Japan für die .Lehnsnachfolge 
besondere Successionsvorschiiften, welche hauptsächlich den 
Zweck hatten, die Macht des Lehnsherrn zu erhalten und 
zu stärken. 

>) Vgl. Ariga, Erläuterungen, S. 320. 
«) Vgl. S. 6fg. 
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Während in der früheren Zeit regelmäßig der Kaiser 
über die Person des Hauserben in den höheren Beamten- 
famiüen entschied, trat in der Feudalzeit mit dem Schwinden 
der kaiserlichen Macht der Shögun als der über die Suc- 
cession entscheidende Faktor auf. Selbst in solchen Fällen, wo 
die regelmäßige Erbfolge eintreten sollte, mußte ungefähr seit 
dem 16. Jahrhundert, vielleicht auch schon früher, sofort 
nach dem Tode des Hausvaters dem Shögun Mitteilung ge- 
macht und ihm anheimgegeben werden, bezüglich der Suc- 
cession zu disponieren. Inzwischen wurde durch Beamte 
des Shögun das Lehen verwaltet Weipert führt*) eine 
hierauf bezügliche Verordnung des Eampaku — Major- 
domus — Toyotomi Hideyoshi*) aus dem Jahre 1597 an, 
welche sich über die Bechte des Lehnsherrn die Succession 
zu bestimmen ausführlich ausläßt 

Eine besondere Stärkung der Shögun herrschaft fand 
seit Tokugawa lyey asu statt, welcher in ausgiebiger Weise 
dafür sorgte, daß bei der Erledigung eines Lehens durch 
Aussterben der Familie, durch Begehen von Verbrechen 
seitens des Hausherrn resp. Hauserben u. s. w. stets An- 
gehörige seiner eigenen Familie das Lehen bekamen. Des- 
halb war es im Kriegerstande sehr schwer, ohne Einwilligung 
des Shögun durch etwaige Adoption, die doch sonst gerade 
als Mittel gegen das Erlöschen eines Hauses anerkannt war, 
Hauserbfolge eintreten zu lassen; und da es zu jener Zeit 
sehr oft vorkam, daß in der Familie von Territorialherren 
keine gesetzlichen Hauserben vorhanden waren und, wie so- 
eben dargelegt, diesem Mangel durch Töshi schwer ab- 
geholfen wurde, gewann die Shögun herrschaft auf diese 
Weise immer größeren Umfang.') Jedoch währte diese inten- 
sive Shögunherrschaft nur bis Tokugawa Yoshimune*) 
(1716-1744). 



*) S. 130. 

») S. 79, Anm. 2. 

») Vgl Hozumi, Einfluß, 8. 43. 

*) Vgl. Ariga, Geschichte, Bd. n, S. 836. 
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Mit der Primogenitur hängt auch der Grundsatz der 
männlichen Succession zusammen. Auch in der dritten 
Periode der Feudalzeit war grundsätzlich das weibliche Gte- 
schlecht von der Hauserbfolge ausgeschlossen. Bis zur Ashi- 
kagazeit (1336 — 1573) wurden allerdings öfter zu Gunsten 
der Frauen, ebenso wie in der zweiten Periode, Ausnahmen 
gemacht^) In späterer Zeit, besonders der Tokugawazeit, 
aber wurden die Ausnahmen dem Wesen des Lehns- 
verhältnisses entsprechend') immer seltener. Das Nähere 
hierüber ist bei den einzelnen Klassen, welche jetzt folgen, 
zu sagen. 

In gewisser Beziehung zur Succession in die Haus- 
erbfoJge stand in derTokugawazeit die Einteilung sämtlicher 
Untertanen in vier Klassen, nämlich: 

I. Shögunfamilie, 11. Kugefamilien'), III. Fürsten- 
familien (Kokushu, Jöshu, Ryöshu) und alle andere 
Familien des Kriegerstandes (Hatamoto und die übrigen 
Samurai etc.), IV. Bürgerfamiüen, d. h. Familien der Bauern, 
Handwerker und Kaufleute. 

I. Shögunfamilie. 

Für die Hauserbfolge in der Shögunfamilie enthalten 
wichtige Bestimmungen die sogenannten 18 Gesetze*) und 
ganz besonders die 100 Gesetze*) des lyeyasu*). Es ist 



>) Vgl. Shigeno, Adoption, S. 29. 

») Vgl. Yoshida, S. 98. 

•) Siehe oben S. 79. 

*) Vgl. Radoiff, TokngawagesetzsammluDg, S. Ifg. 

^) Dieselben sollen allerdings haaptsäohlich eine Anweisung sein, 
wie zu regieren sei; so heißt es in Qes. ICD in (Radorff, 8. 21): » ... In 
ihm ist die Kunst der Regierung yon selbst gegeben u. s. w. . . . c; 
aber auch g^ade für die Hauserbfolge enthalten sie wichtige Normen. 

*) Wir folgen in unserer Studie hauptsächlich der Rudorffischen 
Ausgabe. Danach können drei Quellen in Betracht kommen: 

1. die durch Rudorff bewirkte Obersetzung einer im Justiz- 
ministerium zu Tokio in japanischer Sprache befindlichen Abschrift des 
angeblich aus dem Shogun- Schlosse stammenden, 1867 der kaiserlichen 
Regierung übergebenen und dann im Asakusa-Magazin aufbewahrten 
OriginalB; diese Abschrift soll mit dem Originale völlig übereinstimmen;. 
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allerdings vorauszuschicken, daß die in diesen Gesetzen ge- 
gebenen Vorschriften nicht etwa ausschließlich für die 
Shogunfamilie aufgestellt waren, sondern daß sich darin 
bald Normen für die Shogunfamilie finden, bald für die 
Fürsten des Landes, bald für die Kuge u. s. w., und daß 
dann oft gesagt wird, daß diese für die und die bestimmte 
andere Klasse gegebenen Vorschriften auch für die Shögun 
gelten sollten^). Deshalb werden diese Gesetze auch später 
für die Darstellung der Hauserbfolge der anderen Klassen 
verwertet werden müssen. 

Was nun die hausgesetzlichen Vorschriften des Toku- 
gawa lyeyasu anbelangt, so mußten sich gewohnheits- 
rechtlich alle Hausangehörigen denselben fügen. Jedoch 
blieb grundsätzlich die von früher her bestehende Primo- 
genitur als hauptsächliche Erbfolgeordnung aufrecht er- 
halten, so daß also auch jetzt in der dritten Periode 
der Regel nach der älteste Sohn von der Hauptfrau als 
Haiiserbe galt 

Die Hausgesetze aber wurden so in Ehren gehalten, 
daß der älteste an sich erbberechtigte Sohn — sciL von 
der Hauptfrau — ohne weiteres von der Erbfolge kraft Ge- 
setzes ausgeschlossen sein sollte, wenn derselbe den Haus- 
gesetzen nicht gehorchte. So heißt es ausdrücklich in Ge- 
setz 27 P): »Wenn den von mir aufgestellten Bestimmungen 
zuwider gehandelt wird, dürfen selbst Chakushi das Toku- 



2. eine andere Radorff »höchst verdächtige erscheinende, ebenfalls 
im Justizministerium befindliche Abschrift; 

3. eine Übersetzung einer anderen Abschrift des Originals, eben- 
falls von Rudorff bewirkt Diese Abschrift stimmt, wie Rudorff festgestellt 
hat, mit den rühmlichst bekannten Kempermannschen und Lowdersschen 
Übersetzungen überein und ist nach seiner Meinung am klarsten. Er hat 
sie zum Text gewählt und als »lEc bezeichnet; die in dieser Note sub 1 
angeführte Abschrift bezeichnet er in den Anmerkungen mit >I< und 
die sub 2) benannte »verdächtige« als »HI«; dieselben Bezeichnungen 
I, n, m werden auch wir beim Zitieren anwenden. 

^) So z. B. Gesetz 7 der 18 Gesetze, Rudorff, S. 2. 
») Vgl. Rudorff, Tokugawagesetzsammlung, 8. 19. 
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gawahaus nicht beerben ....«; wie denn überhaupt 
Ungehorsam gegen die Gesetze, hauptsächlich gegen die auf 
dem Ahnenkultus beruhenden Hausgesetze, von jeher in 
Japan als besonders verwerflich angesehen wurde. So gibt 
lyeyasu in Gesetz 10 der 100 Gesetze eine dem Wortlaut 
nach allerdings nur das Vasallenverhältnis betreffende Vor- 
schrift; aus derselben kann man aber ersehen, daß gerade 
der Ungehorsam gegen den gesetzlichen Lehnsherrn be- 
sondei-s geahndet wurde; es heißt a. a. 0.'): »Die großen 
und kleinen Fudai sind unsere treuen Diener .... Daher 
darf ihr Geschlecht nicht vernichtet werden, auch wenn ihre 
Nachkommen ungebührliche Handlungen begehen, aus- 
genommen jedoch, wenn sie sich auflehnen.« Die Aus- 
schließimg des Erbsohnes wirkte ebenso, als wenn derselbe 
gestorben oder überhaupt nicht erbfähig gewesen wäre. 

Nun enthalten die genannten G^etze einige bemerkens- 
werte Spezialvorschriften, welche sich auf solche Situationen 
beziehen, in denen die Primogenitur-Grundsätze nicht zur 
Anwendung gelangen konnten. Einen solchen Fall hat das 
Gesetz 7 der 18 Gesetze im Auge. Es heißt: »Für alle 
Fürsten des Landes ohne Rücksicht auf die Höhe ihrer 
Einkünfte gilt die Regel, daß, wenn einer nach zurück- 
gelegtem sechzehntem Lebensjahre stirbt, der Nächstberechtigte 
zu seinem Adoptivsohn ernannt wird (bei Ariga-) »durch 
Jun-yöshi*) das Geschlecht fortgesetzt wird«) um das Ge- 
schlecht fortzusetzen, daß aber das Geschlecht nicht fort- 
gesetzt werden kann, sondern erlischt, wenn einer, bevor er 
das sechzehnte Lebensjahr erreicht hat, also im Kindesalter, 
stirbt Das ist den himmlischen Rechten gemäß. Auch für 
die Erbfolge im Shögun hause soll das gelten. Wenn 
jedoch in einem Hause ein Adoptivsohn als Erbe folgt, der 
erst sechzehn Jahre alt oder noch jünger ist (bei Ariga 
:^der nahezu sechzehn Jahre alt ist«) und einen jüngeren 



>) Vgl. RorfP, Tokagawageeetzsammlang, 8. 6, Ges. 10. 
3) Erläaterangen, 8. 381. 
») Vgl. 8. 117. 
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Adoptivbruder hat (bei Kempermann*) »jüngere Brüder«), so 
darf er diesen im voraus zur Adoption (bei Kempermann 
»diesen vorläufigen Adoptivsohn«) anmelden, und dann kann 
der letztere ihn eintretenden Falls beerben.« Es ist danach 
kein nach der Primogeniturordnung Berufener vorhanden. 
Das Gesetz unterscheidet nun in erster Reihe, ob der ver- 
storbene Shögun bereits sechzehn Jahre alt war oder nicht. 
Im ersten Falle sollte der »Nächstberechtigte« zu dem Adop- 
tivsöhne des Verstorbenen ernannt werden, wodurch das 
Erlöschen des Hauses vermieden werden sollte und ver- 
mieden wurde. Es fragt sich nim, was unter dem Worte 
»Nächstberechtigter« zu verstehen ist. Ein leiblicher Sohn 
des Erblassers kann es nicht sein; denn wenn nach dem 
Erstgeborenen ein zweiter oder weiterer Sohn vorhanden 
gewesen wäre, so hätte dieser Hauserbe sein müssen, selbst 
ein Sohn von der Nebenfrau; auch ein anderer Descendent 
kann nicht gemeint sein, denn Venvandte in gerader Linie 
gingen bereits damals anderen vor. Es kann sich also nur 
um männliche Blutsverwandte der Seitenlinie gehandelt 
haben. Zu diesen gehörte zuerst ein Bruder des Erblassers 
und danach ein Sohn des Bruders; dieser Bruder mußte 
natürlich jünger sein als der Erblasser selbst, sonst wäre 
er doch vor dem Verstorbenen Hauserbe geworden, falls er 
erbfähig gewesen wäre. War er aber nicht erbfähig, so 
konnte er auch jetzt nicht behufs Fortsetzung des Ge- 
schlechtes adoptiert werden. Also der »Nächstberechtigte« 
im Sinne des § 7 der 18 Gesetze konnte nur ein jüngerer 
Bruder des Erblassers oder ein Sohn dieses Bruders sein. 
Hier liegen zwei Eigentümlichkeiten vor, nämlich: 

1. daß ein Bruder Adoptivsohn werden,^) und 

2. daß dies sogar nach dem Tode des »Adoptivvaters« ge- 
schehen konnte, also ein Verstorbener erhielt einen 
Adoptivsohn. 



*) Gesetze des lyeyasu, 8. 6. 

') Diese EigeDtümlichkeit haben wir schon früher bei der kaiser- 
lichen Familie kennen gelernt. Vgl 8. 31. 
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Diese eigentümliche Art der Adoption hieß Kyü-yöshi 
(wörtlich »Schnelladoption«) und ermöglichte die sonst regel- 
mäßig unstatthafte Succession von Seitenverwandten. i) Nicht 
zutreffend also ist es, wenn Weipert*) sagt, daß diese »Erb- 
folge der Seitenlinie nur dann eintrat, wenn der Erblasser 
vor dem sechzehnten Lebensjahre starb, also ehe er die 
aktive Ehe-') und Adoptionsfähigkeit erreicht hatte«. Das 
Gesetz 7 der 18 Gesetze*) sagt gerade das Gegenteil: »Für 
alle Fürsten .... gilt die Regel, daß, wenn einer nach 
zurückgelegtem sechzehnten Lebensjahre stirbt, der Nächst- 
berechtigte zu seinem Adoptivsohn ernannt wird, um das 
Geschlecht fortzusetzen. . . . Auch für die Erbfolge im 
Shögunhause soll das gelten. . . .« 

Sodann spricht das citierte Gesetz 7 der 18 Gesetze 
davon, daß der Shögun vor erreichtem sechzehnten Lebens- 
jahre stirbt Regelmäßig soll in einem solchen Falle das 
Geschlecht nicht fortgesetzt werden, sondern erlöschen. Es 
folgt nun in dem citierten Gesetze 7 eine Bestimmung, be- 
züglich deren es vielleicht nach dem Original zweifelhaft 
sein könnte, ob sie lediglich für die Landesfürsten oder für 
die Shögun oder für beide gelten soll. Nach den hier be- 
nutzten Übersetzungen von Rudorff*) und Kempermann*) 
scheint das letztere angenommen werden zu dürfen. 

Nach dieser Vorschrift soll, um das Erlöschen des 
Shögunhauses, welches doch nach der zuerst angegebenen 



^) Näheres über die Adoption, soweit dies mit der Hauserbfolge 
zusammenhängt, folgt unten zu Klasse III, S. 114 fg. 

>) 8. 131, Spalte links. 

*) Gesetz 45 der 100 Gesetze besagt: »Das Zusammenleben von 
Mann und Weib ist ein Grundgesetz der menschlichen Gesellschaft. 
Dexjenige, der das 16. Lebensjahr überschritten hat, soll nicht mehr 
allein leben, sondern sich einen Brautwerber suchen und durch dessen 
Vermittelung eine Ehe schließen.« 

*) Vgl Rudorfif, Tokugawagesetzsammlung S. 2, Ges. 7. 

*) a. a, 0., S. 2. 

•) a. a. 0., S. 6, Spalte rechts. 

Ikeda, HaoMrbfolge. 7 
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Bestimmung dieses Gesetzes eintreten würde, zu verhindern, 
der Hausherr, welcher selbst ein Adoptivsohn seines ver- 
storbenen Vorgängers und erst sechzehn Jahre oder noch 
jünger ist, seinen etwa vorhandenen jüngeren Bruder schon 
bei Lebzeiten zur Adoption anmelden, d. h. also adoptieren 
dürfen, damit dieser später nach dem Tode des augenblick- 
lichen Shögun seines älteren Bruders Hauserbe werden 
kann. 

Über diesen »jüngeren Bruder« des letzten Teiles des 
Gesetzes sind noch einige Worte zu sagen. Unter ihm kann 
nur ein solcher Sohn des Adoptivvaters des augenblicklichen 
Shögun verstanden werden, welcher nach der Adoption 
geboren wurde. Der Adoptivvater glaubte nicht, daß ihm 
noch ein Sohn würde geboren werden und adoptierte des- 
halb denjenigen, der nun als Adoptivsohn Hausherr geworden 
ist. Eigentlich hätte, wenn der Adoptivvater noch nicht 
adoptiert gehabt hätte, dieser nach der Adoption geborene 
Sohn Shögun werden müssen; nun ist aber sein Adoptiv- 
bruder durch die Adoption Hauserbe geworden und er darf, 
wenn er erst sechzehn Jahre alt oder noch jünger ist, dem 
nach den Naturgesetzen an sich berechtigten leiblichen Sohn 
seines Adoptivvaters die Hauserbfolge dadurch sichern, daß 
er seinerseits ihn als Adoptivsohn anmeldet. Hier hat der 
Adoplivsohn vollständig die Rechte, als wäre er leiblicher 
Sohn, und behält dieselben auch, selbst wenn später seinem 
Adoptivvater wirklich ein leiblicher Sohn geboren wird; aber 
der Satz: »Adoptio naturam imitatur« kommt andererseits 
insofern nicht zur Anwendung, als z. B. der jüngere 
adoptierte Bruder bloß ein oder zwei Jahre jünger zu sein 
braucht als sein Adoptivvater, somit also auf physischem 
Wege ein Eltern- und Kindesverhältnis zwischen beiden 
ausgeschlossen ist Übrigens kam dieser Fall dann öfter 
vor, wenn der Shögun in der Furcht, daß er keinen leib- 
lichen Sohn erhalten würde, einen Adoptivsohn annahm, 
um dadurch unter allen Umständen das Erlöschen seines 
Hauses zu verhindern. 
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Insofeni also darf Rudorff diesen »jüngeren Bruder« 
einen Adoptivbruder nennen, als er dadurch andeuten will, 
daß beide nicht leibliche Brüder sind, selbstverständlich aber 
nicht in dem Sinne, als sei dieser »jüngere Bruder« auch 
früher von dem Adoptivvater adoptiert veorden. Hierzu ist 
Gesetz 46 der 100 Gesetze') zu besprechen. Es heißt näm- 
lich in demselben: »Wer keinen Sohn hat, soll im voraus 
ein Kind adoptieren und so die Erbfolge sichern. Daß 
Kinder unter fünfzehn Jahren einen Adoptivsohn haben, ist 
nicht Gebrauch. Der Adoptivsohn des Kaisers heißt »Tögü« 
(Haus des Ostens), der des Shögun ^Choka« (Bereitgehaltenes 
Haus), der eines Fürsten oder Kuge »Seishi« (Erbsohn), 
der von Shi, Taifu und abwärts »Yöshi« (Nährsohn), 
Stirbt jemand ohne einen eigenen oder Adoptivsohn zu 
hinterlassen, so ist sein Gebiet, mag er nahe oder ferne mit' 
uns verwandt sein, einzuziehen, denn die Welt ist für alle 
da und nicht für einen. Das entspricht den Lehren weiser 
Männer. Aber wenn einer auch noch jung ist, jedoch bei 
Ijebzeiten darum nachsucht, einen Adoptivsohn annehmen 
zu dürfen, so soll es gestattet werden, wenn (bei Kemper- 
mann »auch wenn«) dieser älter ist, als der Adoptivvater, 
und derselbe soll im Erbe folgen.« 

Nach diesem Gesetze soll ein jeder, der keinen Sohn 
hat, im voraus einen Adoptivsohn annehmen. Dies ent- 
spricht durchaus den Grundsätzen des Ahnenkultus; das 
Erlöschen eines Hauses soll möglichst verhindert werden. 
Aber unter fünfzehn Jahren soll man andererseits regel- 
mäßig keinen Adoptivsohn annehmen. Trotzdem soll es selbst 
unter fünfzehn Jahren dem Ahnenkultus zu liebe erlaubt 
sein, mit Genehmigung*) der zuständigen Faktoren zu adop- 
tieren und zwar selbst dann, wenn der Adoptivvater jünger 



1) Bei KempermaDn, 45. dor 100 Gesetze. 

') Der Kaiser branchte selbstredend keine Genehmigung; ebenso 
auch nicht der Shogun zu der Zeit, wo er ebenso mächtig und tat- 
sächlich vielleicht noch mächtiger war als der Kaiser. 

7* 
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ist als der zu Adoptierende. So muß unseres Eraohtens 
interpretiert werden. Bei Rudorff') stellt: »wenn dieser 
älter ist, als der Adoptivvater;« besser scheint hier der 
Kemperraannsche Text*) zu sein: »auch wenn er älter ist, 
als der Adoptivvater«. Hinzuweisen ist femer auf das Ver- 
hältnis des Gesetzes 7 der 18 Gesetze und des Gesetzes 4 
der 100 Gesetze. Letzteres lautet: »Wenn kein Erbe für 
das Shögunhaus vorhanden ist, so sollen die Böshin .... 
sich versammeln und ohne Rücksicht auf nahe oder ent- 
fernte Verwandtschaft . . . eine Persönlichkeit auserwählen 
und zum Nachfolger bestimmen.« Der Wortiaut dieses Ge- 
setzes widerspricht in mehrfacher Beziehung dem des Ge- 
setzes 7 der 18 Gesetze nämlich: 

1. macht das Gesetz 4 der 100 Gesetze überhaupt 
keinen Unterschied, ob ein Shögun — denn daß die Be- 
stimmungen des Gesetzes 7 der 18 Gesetze auch für das 
Shögunhaus gelten sollen, wurde bereits betont — vor oder 
nach erreichtem sechzehnten Lebensjahre stirbt; 

2. das Gesetz 4 der 100 Gesetze ordnet unter allen 
Umständen, falls ein Shögun keinen »Erben« für sein Haus 
hinterläßt, eine Wahl durch die Böshin an; also ein Aus- 
sterben des Hauses, falls ein noch nicht sechzehn Jahre 
alter Shögun unbeerbt stirbt, kennt das Gesetz 4 der 
100 Gesetze nicht Ebensowenig kennt es die Vorschrift 
des letzten Teiles des Gesetzes 7 der 18 Gesetze über die 
Adoption des jüngeren Bruders seitens des in die Haus- 
herrschaft folgenden Adoptivsohnes; 

3. spricht das Gesetz 4 der 100 Gesetze nicht von 
einem »Nächstberechtigten«, sondern schreibt gerade im 
Gegenteil vor, daß die Wahl »ohne Rücksicht auf nahe oder 
entfernte Verwandtschaft« geschehen soll. 

Es fragt sich nun, ob für diese Widersprüche eine 
Lösung zu finden ist. 



^) Tokagawagesetzsammlong 8. 12. 
«) S. 14. 
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Was den letzten Punkt anbetrifft, darf vielleicht an- 
genommen werden, lyeyasu habe gemeint, die Böshin sollten 
nur dann keine Kückalcht auf nahe oder entfernte Verwandt- 
schaft mehr nehmen, falls kein ^Nächstbe^echtigter« im Sinne 
des Gesetzes 7 der 18 Gesetze vorhanden wäre. 

Im übrigen darf nicht unbeachtet bleiben, daß die Be- 
stimmung des Gesetzes 7 der 18 Gesetze grundsätzlich für 
die »Fürsten des Landes« gelten sollte, also für die Torri- 
torialherren, welche doch unter dem Shögun standen und 
welche das allmähliche Wachsen der Macht des Shögun- 
hauses mit immer größerem Mißbehagen betrachteten, weil 
sie dadurch ihre eigene Machtstellung gefährdet sahen, 
lyeyasu andererseits war selbstverständlich sehr für das 
Wachstum des Shögunhauses eingenommen, wollte es aber 
doch nicht mit den Territorialherren ganz verderben 
und sie nicht fühlen lassen, daß er bei Schaffung der 
18 Gesetze das Shögunhaus ihnen gegenüber so bedeutend 
in hauserbrechtlicher Beziehung bevorzugen wollte; er wollte 
ihr religiöses Empfinden nicht beleidigen und bezüglich des 
Erlöschens eines Hauses nicht strengere Vorschriften für 
die Fürsten geben, als für das Shögunhaus; denn er fürchtete 
vielleicht immer noch, daß die Fürsten der damals noch 
mcht so völlig erstarkten Macht des Shögunhauses schaden 
könnten. Deshalb war es ein Gebot politischer Klugheit, 
wenn er im Gesetz 7 der 18 Gesetze vorschrieb, daß die 
Bestimmungen über das Erlöschen eines Hauses auch für 
das Shögunhaus gelten sollten. 

Abgesehen von diesen Gesichtspunkten würde noch ein 
anderer wichtiger ins Auge zu fassen sein: lyeyasu be- 
zeichnet nämlich selbst die 100 Gesetze als eine Art Testa- 
ment, indem er in Gesetz 100 sagt*): »Meine Nachkommen 
sollen sich die verschiedenen Lehren, die ich ihnen in 
obigem gegeben, wohl zu Herzen nehmen«. In demselben 
Gesetz sagt er, daß die »Nachwelt« die 100 Gesetze als den 



^) Bei KempermaDD, Gesetz 97, Schlußsaiz. 
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echten Ausdruck seiner Empfindungen betrachten und nicht 
»als den Erguß eines alten Weiberherzens belächeln soll«. 
Sowie schon bei allen Völkern der alten Zeiten der letzte 
Wille als besonders geheiligt und beachtenswert galt, wie 
z. B. schon im römischen Recht letztwillige Verfügungen 
als causae favorabiles möglichst befolgt werden sollten M, so 
war es auch von jeher bei dem japanischen Volke als Aus- 
fluß des Ahnenkultus anzusehen, daß man die Verstorbenen 
ehren und ihren Willen, besonders den letzten, achten sollte. 
Derselbe wird auch in der Regel wirklich der wahre Wille 
des Menschen sein, weil er doch in dem Gedanken an das 
Scheiden aus dem irdischen Dasein gefaßt wird und hierbei 
dem Menschen sicher ünaufrichtigkeit am meisten fem 
bleiben wird. So war es auch bei lyeyasu: die Vorschrift 
in Gesetz 7 der 18 Gesetze über das Erlöschen auch des 
Shögunhauses war nicht ernst und wahrhaftig gemeint, wohl 
aber die des Gesetzes 4 der 100 Gesetze, die das Erlöschen 
des Shögunhauses verhindern sollte. Es würde also auch 
hier eine Anwendung der Vorschrift des Modestinus-) ge- 
boten sein:' »Constitutiones posteriores fortiores simt priori- 
bus«, und der alte Grundsatz: »Lex posterior derogat legi 
priori« zu seinem Rechte kommen, da doch ohne jeglichen 
"Zweifel die 100 Gesetze später entstanden sind als die 
18 Gesetze. Die letzteren, in welchen er den Shögun be- 
züglich des Erlöschens ihrer Häuser keinen Vorzug gewälirt 
gegenüber den Fürsten, ließ lyeyasu aus politischer Klug- 
heit bekannt machen, die 100 Gesetze dagegen, welche die 
Shögun so erheblich bevorzugen, sollten nicht urbi et orbi 
bekannt gegeben werden; denn lyeyasu bestimmt in Ge- 



^) Es ist allgemein aoerkannt, daB in Rom bei letztwilligen Za- 
wendungen eine benigna interpretatio stattfinden sollte. Vgl Koppen, 
8. 462, 463, und ebenso sagt Paulus in 1. 12 Dig. de diversis r^gulis 
juris antiqui 50, 17: »In testamentis plenius voluntates testanlium 
interpretanturc. 

^) 1. 4 Dig. de constit princip. 1, 4. 
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setz 100: »Anderen Fudai als den Röshin sollt Ihr sie 
nicht ohne Grund zeigen . . . .« 

In allen FäUen, wo nach dem Gesetze eine Wahl eines 
Nachfolgers vorzunehmen ist, hat dieselbe durch die Röshin^) 
zu erfolgen, d. h. durch die ältesten und vornehmsten unter 
den Vasallen. Lebt der Shögun selbst zur Zeit dieser 
Wahl noch, so hat sie unter seinem Vorsitz zu erfolgen. 
Gleichgiltig ist es auch, aus welchen Gründen die Wahl 
erfolgt, ob, weil überhaupt kein Erbe vorhanden*) ist, oder 
weil ein vorhandener gesetzlicher Erbe aus besonderen 
Gründen, z. B. wegen Ungehorsams, von der Erbfolge in die 
Hausherrschaft ausgeschlossen ist. So bestimmt Gesetz 27 I^): 
»Wenn den vor mit aufgestellten Bedingungen zuwider ge- 
handelt wird, dürfen selbst Chakushi das Tokugaw^ahaus 
nicht beerben. In diesen Fällen sollen der Tairöshin*) 
imd die Röshin nach gehöriger Beratung aus den Ver- 
wandten einen zu der Stellung passenden als Erben be- 
stimmen.« 

Es steht nun allerdings in diesem Gesetze nicht wer 
als der Zuwiderhandelnde aufzufassen sein soll, aber es sind 
wohl zweifellos die Chakushi, von denen im Gesetze ge- 
sprochen wird, darunter zu verstehen. 

Auch die Ernennung eines Adoptivsohnes im Falle des 
Gesetzes 7 der 18 Gesetze hatte sicherlich durch die Bös hin 



*) Gesetz 9 der 100 Gesetze gibt eine bestimmte Anzahl von alten, 
dem Shögun schon zur Zeit von Mikawa treuen Häusern — Itakura, 
Ogasawara etc. — an, aus deren Nachkommen die befahigsten aus- 
gewählt und zu Leitern des Shogunhauses ernannt werden sollten; diese 
sollten »Roshinc heifien. Alle diese Häuser aber gehörten zur Klasse der 
Fudaiy d. i. deijenigen Kriegerfamilien im weiteren Sinne — Sam urai — . 
welche auch später, aber noch vor dem Falle des Schlosses von Osaka 
— Ges. 7 mit 39 I der 100 Ges. — und zwar mindestens drei Gene- 
rationen hindurch — vgl. Anm. 96 I Rudorff, Tokugawagesetzsammlung 
S. 20, Spalte rechts — dem Shögun hause treu gewesen waren. 

>) Ges. 4 der 100 Gesetze. 

*) Vgl. Rudorff, Tokugawagesetzsammlung S. 9, Spalte links, Anm. 

•) d. i. Oberhaupt der Röshin. Vgl. Ges. 14. Ruiorff, a. a. 0. S. 7, 
Spalte links: »der Tairöshin steht über allen«. 
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zu erfolgen, wenn auch dies im Gesetz selbst nicht ausdrück- 
lich gesagt ist 

Ebenso endlich waren die Bös hin diejenigen, welche 
bei eigenmächtiger, rücksichtsloser, das Volk bedrückender 
Handlungsweise*) oder überhaupt bei schlechter Regierung*) 
des Shogun einen anderen an seiner Stelle zu ernennen 
hatten. Gesetz 11 und 13 der 18 Gesetze enthalten jedoch 
einige Verschiedenheiten imtereinander. In beiden sind 
zwar die beiden Häuser Bishiü (Owari) und Kishiö*) 
(Kii) als diejenigen bezeichnet, aus welchen ein anderer ge- 
wählt werden soll. Femer sind in beiden Gesetzen die 
Röshin entschieden die Wählenden, wenngleich sie nur in 
dem Gesetz 13 ausdrücklich — »die Röshin imd andere 
Beamte« — genannt sind. Aber andererseits bieten beide 
Gesetze, wie schon bemerkt, einige Verschiedenheiten dar: 
In Gesetz 11 nämlich wird nur davon gesprochen, daß der 
Shögun »eigenmächtig und rücksichtslos handelt und das 
Volk quält« ; in solchen Fällen haben die Röshin ohne 
weiteres aus jenen beiden genannten Häusern einen anderen 
Shögun zu ernennen und zwar ohne irgend welche Be- 
teiligung seitens des Kaisers; der Ernannte ist sofort nach 
der Wahl Shögun. In Gesetz 13 handelt es sich darum, 
daß »der Shögun das Land schlecht regiert«. In diesem 
Falle »soll« der Fürst von Mito*) »zum stellvertretenden 
Shögun berufen sein«. Wer darüber entscheidet, ob der 
Shögun »das Land schlecht regiert«, ist nicht gesagt; wahr- 
scheinlich werden es wohl wieder die Röshin sein. Jeden- 
falls wird der Fürst von Mite nur Stellvertreter des Shö- 
gun; dieser bleibt also vorläufig nominell noch in seinem 
hohen Amte, darf es jedoch nicht ausüben. Nun hat der 



*) Ges. 11 der 18 Gesetze. 
>) Ges. 13 der 18 Gesetze. 

') Später kamen noch einige Häuser hinzu; vgl. Brandt 8. 20 und 
Ariga, Geschichte, Bd. II, ß. 836. 

*) Zweighaus vom Tokugawahaus, wie Kii und Owari. 
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Stellvertreter, der Fürst von Mito, die Röshin und die 
anderen Beamten zusammen zu berufen, welche »auf seinen 
Befehl« aus den Häusern Bishiü und Kishiü eine Wahl 
zu treffen haben. Der Gewählte ist aber noch nicht bereits 
Shögun, wie im Falle des Gesetzes 11 der 18 Gesetze, 
sondern der Stellvertreter hat ihn erst dem Kaiser zur Be- 
stätigung vorzuschlagen. Es erhellt also, daß der Vorzu- 
schlagende dem Fürsten von Mito angenehm sein mußte, 
daß also das Haus Mito ganz besondere Vorzugsrechte ge- 
noß; deshalb heißt es auch: »Das Haus Mito allein hat das 
Recht, sich direkt an den Kaiser zu wenden c 

Endlich bestimmt Gesetz 13 der 18 Gesetze, daß irgend 
einer von den anderen Fürsten, der dazu fähig sei, in Vor- 
schlag beim Kaiser gebracht werden solle, falls in den beiden 
Häusern Bishiü und Kishiü sich keine geeignete Persön- 
lichkeit gefunden hätte. Für den Fall des Gesetzes 11 ist 
eine solche Bestimmung nicht gegeben, daher erscheint es 
zweifelhaft, ob man sie hinzuergänzen darf, zumal das 
Gesetz 11 doch jedenfalls auch im Original vor dem Gesetz 13 
steht und man eigentlich erwarten durfte, daß Tokugawa 
lyeyasu schon in Gesetz 11 eine derartige Bestimmung 
aufgenommen hätte, wenn er ihre Geltung gewollt hätte. 
Andererseits kann man aber vielleicht sagen, daß er sie als 
selbstverständlich absichtlich oder auch unabsichtlich weg- 
gelassen hat, und daß auch für Gesetz 13 dasselbe Rechtens 
sein würde, selbst wenn es nicht ausdrücklich darin stände. 

Auffallen dürfte es, daß aus dem Mito hause selbst, 
trotz seiner soeben angegebenen bevorzugten Stellung, ein 
Shögun nicht ernannt werden konnte. Daß dies in der ersten 
Zeit der dritten Periode, aus welcher die 18 Gesetze stammen, 
sich so verhielt, ergiebt sich klar und deutlich aus Gesetz 11 
der 18 Gesetze. Zweifelhaft dagegen erscheint es, ob viel- 
leicht in der späteren Zeit der dritten Periode auch aus dem 
Mitohause ein Shögun ernannt werden konnte. Allerdings 
wurde Toshihisa, welcher aus dem Mitohause stammte, 
zum Shögun erwählt (1867 — 1868 Shögun), aber er war 
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von Hitotsubashi adoptiert, welcher zu einem der Häuser 
gehörte, aus denen nach späteren Vorschriften ebenfalls dei- 
Shögun gewählt werden konnte. 

Die weibliche Hauserbfolge war im Shögun haujse 
gänzlich ausgeschlossen und zwar wurde hier von dem oben^) 
erwähnten Prinzip der männlichen Succession keine Aus- 
nahme gemacht lyeyasu schien überhaupt kein Freund 
der Mitwirkung der Frauen in irgend welcher öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheit zu sein. So sagt er in (iesetz 54 
ganz allgemein: .«Der Mann besorgt die Geschäfte außerhalb 
des Hauses, die Frau hält im Innern desselben Ordnung, 
das ist ein allgemeiner Grundsatz in der Welt Wenn sich 
die Frau um die Angelegenheiten außerhalb des Hauses 
kümmerte, so würde der Mann sein Amt verlieren, und ist 
das ein Anzeichen, daß sein Haus zugnmde gehen winl. 
Es ist dasselbe Leiden, als wenn das Huhn den Morgen an- 
kräht Habt Acht bei euren Vasallen, ob sie an dem Übel 
leiden, denn auch so lernt man die Menschen kennen'^.. 

In dem letzten Satze zeigt er, daß er gerade im Lebens- 
verhältnisse ganz allgemein die weibliche Hauserbfolge aus- 
geschlossen wissen will. Auch warnt er in Gesetz 22 I-) 
Fürsten und Shögun davor, sich »unter den Einflüsterungen 
von Weibern ihr Urteil über die Verdienste gerechter und 
getreuer Samurai trüben zu lassen« und schließt dieses 
Gesetz mit folgender Vorschrift: »Das Shögun haus soll an 
diesem Satze aufs strengste festhalten.« Also: Im Shögun- 
hause unter keinen Umständen Weibersuccession ! 

Die im obigen ausführlich erörterten Bestimmungen sind 
deshalb bemerkenswert, weil sie einen gewissen Gegensatz 
in der Rechtsentwickelung gegenüber der früheren Zeit ent- 
halten, in welcher das Gewohnheitsrecht das jus scriptum 
bei weitem überwog. Die Tokugawazeit dagegen ist reich 
an geschriebenen Gesetzen; denn der Shögun war mächtig:. 



>) S. 93. 

*) Vgl. Kudorff, Tokagawagesetzsammlung 8.8, Spalte links, Anm. 
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lange Zeit sogar tatsächlich mächtiger als der Kaiser selbst; 
daher schuf der Shögun bald einmal ein Gesetz. Aber 
gerade wegen dieser seiner großen Macht richtete er sich 
selbst oft gar nicht nach dem von ihm geschaffenen jus 
scriptum. Wenn man sich daher eingehend mit der Ge- 
schichte jener Zeit beschäftigt, so wird man zweifellos finden, 
daß die Shögungesetze sich sehr schön auf dem Papier lesen, 
daß der Inhalt derselben aber von ihren Schöpfern sehr oft 
übertreten wurde, so daß gerade bezüglich des Erbrechts 
und speziell der Hauserbfolge sich vielfach Abweichungen 
finden dürften. Was speziell di^ Tokuga wagesetze des 
lyeyasu betrifft, so dürften gerade sie von den Nachkommen 
des lyeyasu nicht stets gewissenhaft befolgt worden sein, 
insbesondere dann nicht, wenn sie dem jeweiligen Nachfolger 
unbequem waren. 

n. Kugefamilien. 

Wenn auch aus manchen gesetzlichen Bestimmungen^) 
hervorgeht, daß die Kuge vielfach anders behandelt werden 
sollten, wie die übrigen Stände, so fehlen uns doch gefade 
über die erbrechtlichen Verhältnisse dieser Klasse, vornehm- 
lich darüber, ob sie früher eine besondere Successions- 
ordnung speziell bezüglich der Hauserbfolge hatte, er- 
schöpfende Überlieferungen. Diese Familien standen direkt 
unter dem Kaiser; und da das Taihöryö hauptsächlich 
Kaisergesetzgebung enthielt, war es auch für den Kuge- 
stand maßgebend; so darf man denn auch weiter annehmen, 
daß es sich für diese Klasse durch Gewohnheit als geltendes 
Recht erhalten hat. Aus dem Kugehatto*) läßt sich 
schließen, daß in Ermangelung eines Sohnes Adoption ge- 
stattet war, aber ebenfalls nur die eines Blutsverwandten 
aus dem Mannesstamme. In jedem einzelnen Falle war 
außerdem eine besondere Genehmigung des Kaisers erforder- 



^) Vgl Oes. 91 1 der 100 Ges., Rudorff, Tokugawagesetzsammlang 
8. 19, 8p. 1., Anm. 

*) Vgl. Hagino, 8ammlung, S. 789. 
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lieh. Wo der Shögun ein Interesse an der betreffenden 
Adoption nahm, übte er auch wohl einen Einfluß auf die- 
selbe aus. 

in. Fürstenfamilien (Kokushu, Jöshu, Byöshu) 
und alle anderen Familien des Kriegerstandes (Ha- 
tamoto, die übrigen Samurai u. s. w.). 

Wenn es auch sowohl lediglich für die Fürsten, als 
auch speziell für die Samurai besondere Bestimmungen gab, 
welche für jede dieser Kategorien ausschließlich gelten sollten, 
so gab es doch andererseits für alle zusammen allgemeine, 
aus dem Feudalrechte entspringende erbrechtliche Vor- 
schriften, welche es rechtfertigen, diese Stände bei Be- 
sprechung der Hauserbfolge als eine Klasse anzuführen. 
Diese allgemeinen Bestimmungen sind in den Gesetzen mit- 
unter ausdrücklich als solche bezeichnet; es gibt aber auch 
einige, welche dem Wortlaute nach nur für die Fürsten ge- 
geben zu sein scheinen, welche aber analog auch auf die 
Samurai angewendet werden müssen. In Betracht kommen 
auch hier die 18 Gesetze, die 100 Gesetze und außerdem 
noch einige wenige Bestimmungen des Gesetzes Buke- 
shohatto und Shoshihatto.M Gnmdsätzlich galt auch 
hier die Primogenitur. 

Wenn schon in der Shögun familie es nicht streng 
durchgeführt wurde, daß nur der älteste Sohn von der 
Hauptfrau Hauserbe wurde, so finden wir hier ganz allgemein 
die Vorschrift, daß auch der Erstgeborene von einer Neben- 
frau Hauserbe werden konnte; es heißt in Gesetz 28 I der 
100 Gesetze'): »Die Beerbimg von Kokushi, Ryöshu, Shi- 

^) Bukeshohatto. Das anter diesem Namen bekannte Gesetz 
wurde zuerst 1615 unter dem S bog an Hidetada and dann von jedem 
neu ernannten Shogun den zur Huldigung versammelten Territorial- 
herren zur Nachachtung vorgelesen. Für Hatamoto und Ookenin 
galt zuerst das Shoshihatto, das 1632, 1635 und 1663 bekannt ge- 
maoht wurde. Später erhielt auch für die Hatamoto und Gokenin 
das Bukeshohatto Geltung. Vgl. S. 81. 

*) Rudorff, Tokugawa gesetzsam mlung. 8. 9, 8p. 1., Anm. 
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taifu-Häusem .... ist der des Shögunhauses nicht gleich. 
Ist ein leiblicher Sohn da, so soll er, auch wenn die Mutter 
verschieden, das Haus beerben«. Das Wort »verschieden« 
kann hier nur die Bedeutung haben: »nicht Hauptfrau« oder 
»Nebenfrau«. 

Die Grundsätze der Primogenitur galten hier nur für 
die Söhne der Hauptfrau unter sich, sowie für die der Neben- 
frau unter sich, wobei diejenigen der Hauptfrau alle den 
Vorzug vor denjenigen der Nebenfrau hatten; war z. B. der 
Sohn der letzteren älter als derjenige der ersteren, so ging 
dieser trotz des jüngeren Alters als Sohn der Hauptfrau 
jenem vor. Also wurden die Nebenfrauensöhne regelmäßig 
nur subsidiär als Hauserben betrachtet. Ausnahmen traten 
jedoch auch hier öfter ein. 

Besondere Vorschriften über die Succession enthielt 
das Hundertgesetz von lyeyasu. Es bestimmt erstens, daß 
die Güter eines Hausherrn von Staatswegen eingezogen 
werden sollten, falls er ohne eigene männliche Descendenten 
oder ohne einen Adoptivsohn zu hinterlassen starb. So heißt 

es in Gesetz 46 der 100 Gesetze: » Stirbt jemand, 

ohne einen eigenen oder Adoptivsohn') zu hinterlassen, so 
ist sein Gebiet, mag er nahe oder fem mit uns verwandt 
sein, einzuziehen (Kempermann Ges. 45 »confiscieren«), denn 
die Welt ist für alle da und nicht für einen . . . .« Nach 
dieser Vorschrift wurde die Erbfolge auf die männliche Des- 
cendenz beschränkt*); sowie es bezüglich des Vermögens 



^) Ans dieser Oesetzesstelle folgt ohne weiteres, daß es den Ter- 
ritorialherreD gestattet war, einen Yoshi anzunehmen. Im Widersprach 
hiennit behaupten n. a. Hozomi (Goningami seido, S. 9) und 
Shigeno (Eokashigan, Bd. VI, S. 6), dafi dies in der frühen Tokn- 
gawazeit darohaos unstatthaft und erst unter Hidetada mit Ein- 
schrftnkungen, später auch ohne solche gestattet war. Nach unserer 
Meinung ist der Widerspruch nur ein äußerer, indem die Shogun, 
je nachdem sie wegen der Hausmacht der in Betracht kommenden 
Familien gezwungen waren, dieselben zu schonen oder rücksichtslos vor- 
gehen konnten, die Annahme eines Yoshi erlaubten oder verboten. 

«) Vgl Weipert, 8. 130, Sp. r. und 100 Ges. von Rudorff. 
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war, verhielt es sich auch mit der ganzen Hauserbfoige. 
Diese Vorschrift sagt nicht ausdrücklich, daß sie bloß für 
den einen oder anderen Stand gegeben ist; deshalb darf 
man ihr wohl einen allgemeinen Geltungskreis zuweisen, so 
daß sie sowohl für die Fürsten, als auch für alle Samurai 
gegeben zu sein scheint. Auf die Vorschrift des Gesetzes 7 
der 18 Gesetze wurde bereits oben*) bei der Besprechung 
der Hauserbfolge der Shöguh hingewiesen, so daß die Aus- 
führungen, die dort mit Rücksicht auf dieses Gesetz spezien 
für die Shögun-Hauserbfolge gemacht wurden, ohne weiteres 
für die Fürsten des Landes anzuwenden sind; denn grund- 
sätzlich war das Gesetz 7 eigentlich für diese geschaffen, 
und lyeyasu fügt dann hinzu, daß es auch für die Erb- 
folge im Shögun hause gelten sollte. 

Femer enthält außer der bereits angegebenen Be- 
stimmung über die Konfiskation von Gütern das Gesetz 46 
noch eine Reihe anderer Vorschriften, besonders über Adop- 
tion; auch hier gilt das bereits oben*) bezüglich des Shögun- 
hauses Gesagte. 

Dagegen enthält Gesetz 28 !•) besondere Vorschriften 
für die Fürstenerbfolge. Der dritte Satz dieses Gesetzes 
schreibt vor, daß ein Erbsohn, welcher im Alter unter 
fünfzehn Jahren stirbt, beerbt werden soll von einem etwa 
vorhandenen jüngeren Bruder; dieser »soll an seine Stelle 
treten«. Da dieser ganze zweite Teil des Gesetzes 28 I 
von Adoption handelt, wird wohl daran gedacht werden 
dürfen, daß auch dieser jüngere Bruder zum Adoptivsohn 
seines verstorbenen älteren Bruders, des früheren »Erb- 
sohnes« gemacht wird, vielleicht brauchte er aber auch ohne 
förmliche Adoption bloß als Erbsohn angemeldet zu weixlen, 
da er als solcher auch die Hauserbfolge antreten konnte. 



») S. 95 fg. 

«) S. 99. 

') Radorff, Tokagawagesetzsammlung, S. 9, Sp. L, Anm. 
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Diese Deutung ist umsomehr zuzulassen, als es dann gleich 
darauf heißt, daß falls kein Bruder vorhanden ist, eine 
Adoption unstatthaft ist. Hier ist also das sogen. Kyü- 
yöshi oder Niwaka-yöshi nicht zugelassen, wohl aber, 
wenn der Erbsohn im Alter über sechzehn Jahren gestor- 
ben ist. 

Auch in Gesetz 30 in — der Abschrift, weiche Budorff 
allerdiögs als »höchst verdächtig« bezeichnet — findet sich 
eine hierher gehöirige Bestimmung, welche sich jedoch ihrem 
Wortlaute nach nicht mit den bisher angeführten deckt 
Der erste Satz des Gesetzes 30 IIP) lautet: >Wenn Kokushi 
und Ryöshu kein leibliches Kind hinterlassen, so ist aus 
den nächsten Verwandten ein tüchtiger Adoptivsohn als 
Erbe zu wählen«. Hier fällt auf, daß diese Vorschrift im 
(legensatz zu der in Gesetz 7 der 18 Gesetze gar nicht er- 
wähnt, in welchem Alter der Verstorbene sich befunden 
haben soll, femer, daß hier gar nichts von einem jüngeren 
Bnider oder einem »Nächstberechtigten« gesagt ist; denn 
der Ausdruck »nächste Verwandte« bedeutet nicht dasselbe 
wie »Xächstberechtigte«, oder wie »jüngerer Bruder«, sondern 
damit sind, wie mehrfach dargetan wurde, gerade alle andern 
Verwandten außerdem »Nächstberechtigten« oder »jüngeren 
Bruder« gemeint Da aber andererseits nicht anzunehmen 
ist, daß lyeyasudieso wichtige Bestimmimg des Gesetzes 7 
der 18 Gesetze ohne allen Grund habe so erheblich modi- 
fizieren wollen, muß in Gesetz 30 III Satz 1 auch hinzu- 
gedacht werden: »falls kein Nächstberechtigter d. i. jüngerer 
Bruder vorhanden ist« 

Sodann ist auf Satz 2 des zitierten Gesetzes 30 III hin- 
zuweisen; derselbe lautet: »Stirbt der Leibeserbe schon 
unter 15 Jahren, so wird keine Adoption zugelassen«. Auch 
hier ist dasselbe zu ergänzen, wie in Satz 1, weil der Wort- 
laut an sich im Widerspruch steht zu dem des Gesetzes 28 L 
wo, wie ausgeführt worden ist, nur dann die Adoption ver- 



^) Radorff, TokugawagesetzsaminlaDg, S. 9, Sp. r., Anm. 
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sagt wird, wenn kein jüngerer Bruder vorhanden ist Denn 
daß mit dem Worte »Erbsohn« im Oesetz 28 I dasselbe ge- 
meint ist wie mit dem s^ Leibeserben« des Gesetzes 30 III, 
unterliegt wohl keinem Zweifel. EndUch ist darauf hinzu- 
deuten, daß der ;^Erbsohn« und »Leibeserbe« des Gesetzes 
28 I und 30 UI diejenigen sind, welche nach dem Tode 
des augenblicklichen Hausherrn ihrerseits erst HaiLsherm 
werden können, während Gesetz 7 der 18 Gesetze von den 
Fällen spricht, wo ein »Fürst des Landes«, also einer, 
welcher bereits Hausherr ist, stirbt Daher sind in diesen 
Gesetzen zweierlei Adoptionen gemeint, nämlich die seitens 
des Hauserben und die seitens des Erbsohnes, der noch gar 
nicht Hauserbe ist; auf diese letztere, ganz besonders eigen- 
tümliche Art der Adoption werden wir später zurück- 
kommen.^) 

Auffallend ist es allerdings, warum in dem letzten Teile 
des Gesetzes 28 I überhaupt von Kyü-yöshi gesprochen 
wird. Der Hausherr lebt doch noch; nur der Erbsohn ist 
gestorben, es ist also gar nicht nötig Kyü-yöshi zu machen, 
da doch einfach der noch lebende Hausherr selbst nach dem 
Tode des Erbsohnes dessen jüngeren Bruder hätte durch 
Yöshi adoptieren können. 

Auffallend dürfte femer sein, daß im Gesetz 28 I nui* 
davon gesprochen wird, was Rechtens sein soll, wenn der 
Erbsohn im Alter unter 15 und im Alter über 16 Jahren 
gestorben ist; es fehlt mithin eine Vorschrift darüber, wenn 
er gerade 15 Jahre bis 16 Jahre alt geworden ist 

Für die Fudai ist noch zu bemerken, daß in der 
dritten Periode der Hausvater, welcher Inkyo gemacht 
hatte, dann, aber auch nur dann, wieder nach seinem Wülen 
Hauserbe werden durfte, wenn sein eigener Nachfolger ohne 
Hauserben starb.*) 



>) Vgl. S. 116. 

') Verf. kann jedoch nicht angeben, in welchem Jahre diese aner- 
kannte gesetzliche Bestimmung — die Bestimmung steht bei Taguohi, 
Shakwaiji, 8. 2056, Bd. U — gegeben ist 
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In späterer Zeit der dritten Periode hatte dieses Recht 
wahrscheinlich jeder, nicht bloß ein zur Klasse der Fudai 
gehörender, auch der Bürgerstand.*) In der vierten Periode 
wurde es allgemein legalisiert 

Da die dritte Periode diejenige ist, in welcher haupt- 
sächlich das Lohns- und Kriegswesen eine Rolle spielte, so 
erscheint es naturgemäß, daß von der Hauserbfolge Frauen 
nicht nur regelmäßig ausgeschlossen waren, sondern auch, 
daß Ausnahmen hiervon gerade in dieser Zeit immer seltener 
wurden.^) lyeyasu führt denn auch im Gesetz 75 an, 
welche Tätigkeit den Fürsten und Kriegern obliegt und be- 
ginnt das Gesetz 75 mit den Worten: »In den Krieg ziehen 
und Soldaten führen ist nichts anderes, als was der ge- 
wöhnliche Beruf der Fürsten mit sich bringt«. Daraus er- 
giebt sich schon von selbst der Ausschluß der Weiber- 
succession, da sie naturgemäß von der kriegerischen Tätig- 
keit ausgeschlossen, sowie überhaupt ganz allgemein unfähig 
zur Verwaltung eines Lehens sind. Abgesehen davon be- 
stimmt aber, wie oben^ ausgeführt wurde, lyeyasu aus- 
drücklich ganz allgemein, daß die Frau in das Haus gehört 
— Gesetz 54 — . Deshalb darf Weipert*) mit Recht sagen: 
» . . . . Der Feudalisationsprozeß der späteren Zeiten war 
einer Erbfolge der Tochter in die Hausherrschaft nicht 
günstiger« (seil, als das Taihöryö). 

Es kommt nach den Quellen allerdings öfters vor, daß 
Frauen als Inhaberinnen von Lehnsgütem benannt werden, 
so daß vielleicht der Anschein erweckt werden könnte, als 
hätte hier Frauensuccession stattgefunden. Hier handelt es 
sich aber augenscheinlich überall nur darum, daß diesen 
Frauen von den männlichen Lehnsinhabem auf längere Zeit 
bestimmte dingliche Rechte an dem Lehen resp. an gewissen 
TeUen desselben eingeräumt worden sind; außerdem ist 



») Vgl. Hozumi, Inkyoron 8. 167. 

*) Vgl. 0. 8. 93. 

•) S. 106. 

*) S. 132 8p. r. 

Ikeda, Haoserbfolge. 
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aber zu bemerken, daß die seltenen derartigen Rüle') nicht 
der Tokngawazeit, sondern einer früheren Zeit angehören, 
jvenn sie auch bereits in die dritte Periode fallen, und es 
wurde oben*) bereits erwähnt, daß vor der Tokngawazeit 
bis zur Ashikagazeit auch im Lehnswesen öfter Aus- 
nahmen von der Regel der männlichen Succession gemacht 
wurden. Auch dadurch wurde das Prinzip der männlichen 
Succession in die Hausherrschaft nicht durchbrochen, daß 
der Mann einer Tochter durch Muko-yöshi Hauserbe 
wurde. Im Gegenteil, hier wurde gerade die Tochter ah 
solche nicht zur Hauserbfolge zugelassen; wollte sie aber in 
der Häuslichkeit bleiben, so mußte ihr Mann oder Bräutigam 
erst durch Adoption fähig zur Hauserbfolge werden, die 
Vorteile hiervon genoß sie natürlich mit als seine Ehefrau.*) 

Wenn keine männlichen Nachkommen vorhanden und 
auch kein Yöshi angenommen war, erlosch das Kriegerhaus 
als solches, oder seine Zugehörigkeit zum Kriegerstand war 
suspendiert Andererseits konnte auch dann das Haus nicht 
fortgesetzt werden, wenn der Erbe oder der Hausherr, oder 
unter Umständen sogar ein Hausgenosse ein schweres Ver- 
brechen beging. In diesem FaDe hing es vom Lehnsherrn 
ab, ob das Haus weiter bestehen, oder suspendiert, oder er- 
löschen sollte. 

Da, wie gezeigt worden ist, nach den Tokuga wa- 
gesetzen gerade bei der Hauserbfolge die Adoption (Yöshi) 
eine wichtige Rolle spielte^), ja sogar oft behufs Ermög- 
lichung einer Hauserbfolge anbefohlen war, so muß hier 



») Vgl. Weipert, S. 132, 133. 

*) Siehe oben S. 93. 

») Vgl. hierzu Friedrichs (und Kohler), 8. 317. 

*) Eine merkwürdige Eigentümlichkeit ist es, dafi in Japan das 
Hausgesetz mancher Familien dem Hausherrn das Heiraten verbietet und 
ihn also notwendigerweise zwingt, einen Adoptivsohn als Familienfort- 
setzer und Erben einzusetzen, vorausgesetzt, dafi er nicht einen legiti- 
mierten natürlichen Sohn besitzt Dasselbe findet in Bezug auf die 
Priester derjenigen buddhistischen Sekten statt, denen das Heiraten reli- 
gionsgesetzlich verboten ist 
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wegen der besonderen Eigentümlichkeiten, welche die Adop- 
tion in der dritten Periode aufweist, etwas näher auf die- 
selbe eingegangen werden,*) 

Zuerst ist zu bemerken, daß zur Tokugawazeit in 
vielen Fällen »Erbsohn« gleichbedeutend mit »Adoptivsohn« 
war. Das ältere japanische Recht ging nämlich von der 
Regel aus, daß streng genommen nur der Sohn erben durfte. 
Gelangte dieser nun aus irgend einem Grunde nicht zur 
Hauserbfolge, so war es üblich, den Sohn desselben, oder 
auch einen andern, welcher Hauserbe wurde, als »Adoptiv- 
sohn« des bisherigen Hausherrn anzumelden; man wollte 
dadurch die Idee möglichst zum Ausdruck bringen, daß der 
Hauserbe ein Sohn sein sollte. Jeder Adoptivsohn war somit 
Erbe, aber nicht umgekehrt; denn wenn z. B. der erbbe- 
rechtigte älteste Sohn wirklich Hauserbe wurde, so brauchte 
er selbstredend nicht erst als Adoptivsohn angemeldet zu 
werden, da alsdann der alten Regel, daß der Erbende der 
älteste Sohn sein sollte, ohnedies entsprochen wurde, die 
Anmeldung als Adoptivsohn somit keinen Sinn gehabt hätte. 
Hatte dagegen der älteste, an sich doch erbberechtigte, in 
concreto aber erbunfähige Sohn einen Sohn, so war auch 
dieser erbberechtigt; da er aber der Enkel imd nicht der 
Sohn des bisherigen Hausherrn war, war es üblich, ja nach 
mancher Ansicht sogar erforderlich, daß er als Erbe zum 
»Adoptivsohn« gemacht wurde. Dasselbe galt von allen 
andern, welche, ohne Söhne zu sein, Hauserbe werden 
sollten. Ja, es galt sogar für den zweiten imd jeden weitem 
Sohn des Hausherrn. Bezüglich des Enkelsohnes bestimmte 
aber eine Verordnung*) vom Dezember 1755, daß er als 
»Erbe« angemeldet werden sollte. Daraus geht also hervor, 
daß die Anmeldung als »Erbe« genügte, hier also eine 
Adoption — jedenfalls wegen der nahen Blutsverwandtschaft 
in gerader Linie — nicht mehr erforderlich war. 



') Vgl genaaeres Tsugara, Adoption. 
^ Vgl. Taguchi, Shakwaiji, S. 1445. 

8* 
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Es wurde bereits oben^) darauf hingewiesen, daß der 
Satz »adoptio naturam imitatur« mitunter unberücksichtigt 
blieb; auch da gilt dies, wo, wie wir sahen, die Adoption 
einer älteren^) Person ausnahmsweise erlaubt oder gar ge- 
boten Avar; ebenso auch in den Fällen von Kyü-yöshi*), der 
sogen. Notadoption (oder Schnelladoption). In einem solchen 
Falle wurde jemand zum Adoptivsohn eines bereits Ver- 
storbenen gemacht; er wurde angesichts der Leiche des bis- 
herigen Hausherrn adoptiert vermöge der Fiktion, daß dieser 
noch lebte und den ganzen Akt selbst vollzöge. Ja, im 
Gesetz 28 I*) wird eine ganz auffallende Art des Kyü-yöshi 
erwähnt, welche ebenfalls oben*) bereits angedeutet wurde. 
Hier war nämUch der verstorbene Erbsohn noch gar nicht 
Hausherr, und trotzdem konnte ihm nach seinem Tode durch 
Kyü-yöshi ein Adoptivsohn geschaffen werden. Davon, 
daß hier eine Nachahmung der natürlichen Verhältnisse 
vorliegt, kann selbstredend auch in einem solchen Falle 
nicht gesprochen werden. Aber man sieht, zu welchen 
Eigentümlichkeiten der strenge Ahnenkultus führt; denn nur 
die ratio, die Vorschriften des Ahnenkultus zu befolgen, 
lag überhaupt dem Institute von Kyü-yöshi zu gründe. 
»Das Haus soll ewig bestehen«, heißt es sowohl im chine- 
sischen, wie im japanischen Kultus. Es soll nicht sowohl 
zur Sicherung der Erbfolge, als hauptsächlich zur Ermög- 
lichung der dauernden Verehrung des verstorbenen Haus- 
herrn für einen Nachfolger gesorgt werden. Sein Geist um- 
schwebt die hinterbliebene Familie als Schutzengel, aber 
dafür verlangt er auch, daß ihm Totenopfer gebracht werden. 
Diese heilige Pflicht ruht auf dem ältesten Sohne, bezw. 



») 8. 98. 

') Später wurde es übrigens gesetzlich untersagt, ältere Personen, 
wie einen Oheim u. s. w. zu adoptieren; so nach der Verordnung vom 
22. Januar 1873. 

») S. 96 fg. 

*) Vgl. RudorfiE, Tokugawagesetzsammlung, S. 9. 

*) S. 112. 
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überhaupt auf den Söhnen. Wenn daher ein Hausherr starb 
ohne einen leibliehen oder Adoptivsohn zu hinterlassen, so 
hätten streng genommen Erbfolge und Totenopfer nicht statt- 
finden können. Deshalb griff man zu dem Aushilfsmittel von 
Kyü-yöshi, wodurch irgend ein anderer Verwandter, auf die 
Nähe des Grades kam es gar nicht an, zum Nachfolger des Ver- 
storbenen gemacht wurde. So wurde man den Bedürfnissen 
des Ahnenkultus nach Totenopfem für die Ahnen gerecht. 

Die Adoption ist also im weitesten Sinne ein Mittel zur 
Verhinderung des Erlöschens eines Hauses. Wird nun ein 
jüngerer Bruder des Hausherrn adoptiert, so spricht man 
ganz allgemein von Jun-yöshi. (Jun -Reihenfolge, d. h. 
richtige Reihenfolge, wodurch die Succession wieder ermög- 
licht wird, die eigentlich durch das Fehlen eines Sohnes 
gehemmt war). 

Auch die Fälle werden als Jun-yöshi bezeichnet, avo 
zwar ein leiblicher Sohn des Hausherrn vorhanden ist, 
jedoch wegen seiner Jugend nicht Hauserbe sein kann und 
nun von einem andern Verwandten, dem die Hausherrschaft, 
meist durch Adoption, übertragen worden ist, adoptiert wird; 
diese letztere Art der Adopiion des jungen, an sich berech- 
tigten Erben nennt man speziell auch Jun-yöshi. 

Auch dann ist Jun-yöshi vorhanden, wenn ein erst 
nach Annahme eines Adoptivsohnes geborener leiblicher 
Sohn des Hausherrn von dem Adoptivsohn adoptiert wird. 

Da in den Fällen, wo ein noch nicht zur Führung 
der Hausherrschaft fähiger junger Sohn des Hausherrn 
adoptiert wird, diesem die Hausherrschaft gesichert werden 
soll, nennen manche diesen Zustand eine Art »Interims- 
wirtschaft«!) und den Adoptivvater des jungen Erben »In- 
terimserben«.*) Es ist jedoch zweifelhaft, ob, wie Weipert*) 
sagt, der sogen. Interimserbe sich nicht verheiraten durfte 
und bei erreichter Volljährigkeit des wahren Erben die 



*) Vgl. Weipert, S. 134 Spalte links a. E. 
*) Vgl. Weipert, S. 111. 
*) 8. 111 Spalte rechts oben. 
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Hausherrschaft durch Inkyo an diesen abgeben mußte. Es 
gab allerdings eine derartige Sitte in manchen Provinzen, 
welche in etwas Ähnlichem bestand. Hiemach war es 
üblich, daß ein sehr alter Vater, der einen noch sehr jungen, 
an sich erbberechtigten Sohn hatte, einen andern Verwandten 
zum Adoptivsohn nahm, und daß dieser dann den jungen 
leiblichen Sohn des Hausherrn adoptierte und zu seinem 
Erbsohn machen mußte. In einem solchen Fall, Kwanhö- 
y öshi, d. h. Fflegeadoption genannt, durfte der Adoptivsohn 
des alten Hausherrn keine legitime Frau heiraten, um dem 
jungen Erbsohn durch das etwaige Erscheinen legitimer 
Kinder keine Konkurrenz zu schaffen. Nötig aber war diese 
Vorsicht nicht, denn der leibliche Sohn des Hausherrn, schon 
weil er älter war, wäre doch immer den leiblichen Kindern 
des Adoptivsohnes des Hausherrn vorgegangen. Ein ähn- 
licher Gedanke liegt im Fall der Wiederverheiratung der 
Witwe des Hausherrn vor. Starb der Hausherr mit Hinter- 
lassung einer Witwe und leiblicher Kinder und heiratete nun 
diese Witwe wieder, so wurde zwar ihr zweiter Ehemann 
Hauserbe; aber selbst wenn der zweiten Ehe Kinder ent- 
sprangen, mußten doch die Kinder erster Ehe, also die 
Kinder' des ersten Ehemannes, von ihrem Stiefvater zu 
Adoptiverben gemacht werden und gingen so den leiblichen 
Kindern des zweiten Ehemannes vor. In diesem Falle liegt 
zwar kein eigentliches Jun-yöshi vor, aber es erinnert an 
dasselbe, da hier auch eine Sicherung der Hausherrschaft für 
die Kinder* aus der ersten Ehe bezweckt wird. Fälle der 
letztgenannten Art kamen häufig in den Provinzen Echigo 
imd Kaga vor.^) 

Auch folgende Situation kam — jedenfalls aber nur in 
einzelnen Provinzen — öfter vor. Der Hausherr hatte 
keinen leiblichen Sohn, mußte aber bis zum 50. Jahre einen 
Adoptivsohn ernennen. Nun war es erlaubt, im voraas 
jemand als solchen zu bezeichnen, ohne die Adoption formell 



*) Vgl. Zenkoku ininjikwanreiruishu. 
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auszuführen. Wurde später doch ein leiblicher Sohn ge- 
boren, so wurde dieser Hauserbe, und der zum Adoptiv- 
söhne bezeichnete hatte keinerlei Anwartschaft. Starb aber 
der Hausherr ohne Leibeserben vor dem Alter von 15 Jahren, 
so wurde nun an dem vorher Bezeichneten Kyü-yöshi 
vollzogen. Die vorherige Bezeichnung als Adoptivsohn 
wurde Kari-yöshi (d. i. provisorische Adoption) genannt.*) 

Endlich könnte auch noch eine weitere ganz eigen- 
tümliche Art der Adoption erwähnt werden, die nur in der 
Provinz Mimasaka gewohnheitsrechtlich vorgekommen sein 
soll. Danach erhielt der Adoptivsohn erst dann die Haus- 
erbschaft, wenn er einen legitimen leiblichen Sohn hatte. 
Auch kam es vor, daß der Adoptivsohn erst mehrere Jahre 
hindurch sich als tüchtig bewährt haben mußte, um die 
Hauserbfolge zu erhalten.*) 

Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, daß es 
noch einige Arten der Adoption gab, wie Zaisanbumpai- 
yöshi (Adoption lediglich zum Zweck einer Vermögens- 
zuwendung), Geido-yöshi (Adoption lediglich zur Erhaltung 
eines berühmten Namens als Künstler, Schauspieler u. s. w.). 
Diese gehören jedoch gewissermaßen dem allgemeinen 
' Familien- und Erbrecht, nicht aber speziell der Hauserbfolge 
an, so daß ihre Erörterimg uns von unserem Thema zu 
weit entfernen würde.*)*) 

Schließlich wird auch darauf verwiesen, daß es in der 
dritten Periode sogar erlaubt war, eine andere Person als 
Bruder oder Schwester zu adoptieren. Man sieht hieran 
deutlich, wie weitgehend der Begriff der Adoption war. 



») Vgl hierzu Weipert, 8. 116 Sp. 1. unten. 

>) 8. Weipert, 8. 116 Sp. reohts oben. 

•) Näheres hierüber Weipert, 8. 111, 112. 

*) Die angeführten provinziellen Gewohnheiten wurzeln eigentlich 
im Büiigerstand und sollten daher bei Besprechung des letzteren erw&hnt 
werden. Da sie aber gewohnheitsrechtlich auch bei den höheren Ständen 
geübt wurden, so haben wir, um die Materie nicht zu trennen, hier davon 
gesprochen. 
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Diese Art der Adoption wurde übrigens durch ein Shögun- 
gesetz vom Jahre 1736 verboten. 

Da die Adoption, wie mehrfach gesagt, ihrem ursprüng- 
lichen Zwecke nach das Erlöschen der Familie verhindern, 
also der Hauserbfolge dienen sollte, dürfen hier sclüießlich 
noch einige allgemeine Regeln angeführt werden, welche 
mit dem genannten Hauptzwecke der Adoption zusammen- 
hängen. Ein Teil dieser Regeln ist allerdings schon bei 
verschiedenen Gelegenheiten oben envähnt worden, es dürfte 
sich aber trotzdem empfehlen, alle Hauptregeln im Zusammen- 
hange hier anzugeben: 

1. Wer bereits einen leiblichen, erbberechtigten und 
erbfähigen Sohn hatte, durfte nicht adoptieren; 

2. der Adoptierende mußte im Vollbesitze seiner geistigen 
und körperlichen Kräfte sein, insbesondere durfte nicht 
während einer schweren Krankheit adoptiert werden. Hiervon 
spricht Gesetz 18 von Bukeshohatto. Hier ist aber wohl 
der Hauptsinn auf die Worte zu legen: »wo alles nicht mehr 
klar im Sinne ist«, also der Adoptierende mußte vor allem 
dispositionsfähig sein; 

3. der Adoptivsohn mußte ein Blutsverwandter aus dem 
Mannesstamme des Adoptivvaters und 

4. jünger als der Adoptivvater sein; 

5. ebenfalls auf streng hauserbrechtlicher Idee berulite 
die Vorschrift, daß ein zur Hauserbfolge berechtigter Sohn 
des Hausherrn nicht von einem anderen Hausherrn adoptiert 
werden durfte; 

6. eigentiich war beabsichtigt, nunmehr einiges über 
Altersgrenzen für die Adoption zu sagen. Die hierauf be- 
züglichen Bestimmungen sind aber so unklar und so wenig 
übereinstimmend, daß der Verfasser es für richtiger hielt, 
hierauf nicht näher einzugehen, zumal da ja die eigentiiche 
Abhandlung nicht von der Adoption handelt. Näheres über 
diesen Punkt findet sich bei Weipert^), wo zu lesen ist, 



^) S. 112 u. 114. 
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daß die Angaben über die untere Altersgrenze allein zwischen 
der Zeit von 15, 17, 40, 50 etc. Jahren variieren.^) 

Aber auch von diesen ad 1 — 6 angegebenen Kegebi 
gab es mehrfach Ausnahmen, von denen bisher in unserer 
Studie noch nicht gesprochen worden ist, welche aber doch 
erwähnenswert erscheinen. 

So ist zu 3. zu bemerken, daß schon zu Anfang der 
Tokugawazeit vielfach Personen, welche nicht Bluts- 
verwandte waren, adoptiert wurden, und zwar gab es mehrere 
hierauf bezügliche Spezialvorschriften, welche zum Teil nur 
den Verwandten vor anderen den Vorzug gaben — so das 
Bukeshohatto von 1710 — , oder von dem Erfordernis 
der Verwandtschaft Dispens gestatteten — so Bukeshohatto 
von 1719. 

Für manche Klassen war dieses Bequisit übrigens schon 
früher gänzlich beseitigt worden, so für diejenigen Vasallen, 
welche direkt unter dem Shögun standen, nämlich die 
Klasse Hatamoto und Gokenin durch Shoshihatto 
von 1663; natürlich hatten auch hier Verwandte den 
Vorzug. Andere Beschränkungen der Adoption, wie sie in 
der Blüte der Feudalzeit bestanden, z. B. das Verbot für die 
Kuge und Büke, Personen aus dem gewöhnlichen Bürger- 
stande zu adoptieren, sind später gesetzlich beseitigt worden. 

Ausnahmen zu Nr. 4 finden sich in verschiedenen 
Vorschriften, über welche oben bereits mehrfach ausführlich 
gesprochen wurde. Zu diesem Punkte ist übrigens zu be- 
merken, daß eine bestinmite Altersdifferenz, wie in Rom die 
plena pubertas, d. h. der Zeitraum von achtzehn Jahren, für 
den Altersunterschied zwischen adoptans und adoptatus in 
der dritten Periode nicht vorgeschrieben war. 

Zu 5. ist zu bemerken : die Adoption von einem Zweig- 



>) unter den Oeeetzen siehe: 18 Oes. Qes. 7; 100 Oee. III 30; 
Ges. 46; Bukeshohatto TsuDayoshi 1683 und Jyenoba 1710; 
femer Shoshihatto Jyemitsn 1635 und Jyetsana 1063 n. s. w. 
Vgl. auch den 8. 118 fr. erwähnten Fall. 
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hause nach einem Haupthause war erlaubt wegen a^-engwi 
Zusammenhanges zwischen Haupt- und Zweighaus.') 

Dem Zwecke der japanischen Adoption entsprechend 
mußte die regelmäßige Wirkung derselben darin bestehen, 
daß die Erbenqualität auf den Adoptierten übei^ng. Ja 
noch mehr. Wie im römischen Rechte der Satz galt »Seme! 
heres, semper heres«*), so blieb auch die einmal durch die 
Adoption erlangte Erbenqualität im japanischen Rechte eine 
dauernde; sie wurde sogar nicht einmal durch die nach der 
Adoption erfolgte Geburt eines leiblichen Sohnes des Adoptiv- 
vaters berührt. Einige oben bereits erwähnte Abweichungen 
hiervon beruhten wahrscheinlich auf ganz besonderen Vor- 
aussetzungen und fanden auch mehr durch Gewohnheit, 
und zwar meist nur in einzelnen Provinzen statt Dagegen 
gibt es eine Verordnung aus der dritten Periode, welche 
die angegebene Regel für das ganze Reich legalisiert und 
generalisiert Nach diesem Gesetz Yoshimunes vom 
7. Mai 1722 durfte der Adoptivsohn bei späterer Geburt 
eines leiblichen Sohnes des Adoptivvaters nur dann aus der 
Adoption entlassen werden, wenn ein besonderer Grund 
hierzu vorlag, welcher an sich, also ohne Rücksicht auf die 
Geburt des leiblichen Sohnes, die Entlassung des Adoptiv- 
sohnes gerechtfertigt hätte. Dann allerdings trat ohne weiteres 
der leibliche Sohn an des Entiassenen Stelle. War aber 
die Entiassung trotz des Fehlens eines triftigen Grundes 
erfolgt, so sollte der eigene Sohn nicht succedieren, sondern 
es mußte eine neue Adoption stattfinden. Es läßt sich 



^) Vgl. Gesetze von Yoshimane in der Sammlang Tokagawa- 
kinreikü TL 37, S. 402; Th. 38, 8. 499. Sollte bei einer soidien 
Sachlage aoßeidem noch die Haaserbfolge im Zweighaose daroh einen 
vorhandenen zweiten Sohn fortgesetzt werden^ so war dies eilaabt 
War aber kein zweiter Sohn vorhanden and sollte trotzdem die Haas- 
erbfolge im Zweighaose fortgesetzt werden — daroh Yl^hi — , so mußte 
vorher bereits für das Zweighaas ein Lehensbrief erteilt worden sein. 
Ges. für Hatamoto and Gokenin vom Febraar 1760; vgl Tokagawa- 
kinreikö Th. 36, S, 397. 

«) Vgl. Koppen, S. 284 § 46. 
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übrigens denken, daß dieser Punkt gewöhnlich bei oder 
vor der Adoption durch die Väter der beteiligten Kinder 
vertragsmäßig geregelt wurde.*) Aber bei dem Mangel einer 
solchen Vereinbarung blieb es bei dem gesetzlichen Vor- 
rechte dos Adoptierten, welches übrigens in der neuesten 
Zeit*) nochmals ausdrücklich anerkannt worden ist 

Übrigens durften wohl alle im vorherigen angegebenen 
Vorschriften über die Adoption, welche doch in der dritten 
Periode geschaffen wurden, dem damaligen Vorherrschen 
des Feudalsystems entsprechend hauptsächlich für Ange- 
hörige der dritten Klasse, also Fürsten und Samurai, be- 
stimmt gewesen sein; aber es ist anzunehmen, daß sie ana- 
log gewohnheitsrechtlich sich auch bei den übrigen Klassen 
eingebürgert haben; dagegen möchten die Einrichtungen, 
Avie Jun-yöshi, Kyü-yöshi u. s. w., welche, wie oben 
angedeutet wurde, weniger auf Gesetz, als auf Gewohnheit, 
zum Teil sogar nur auf provinzieller beruhten, von Anfang 
an bereits bei allen Ständen gebräuchlich gewesen sein. 

Was geschah nun, wenn kein leiblicher noch Adoptiv- 
erbe vorhanden war? In der Feudalzeit trat in solchen 
Fällen der sogen. Heimfall des Lehens ein'), d. h. das Lehen 
fiel als freies Gut, Allod, wieder an den Herrn zurück. Es ist 
dies ungefähr wie die Lehensapertur nach libri feudorum.*) 
Das sonstige Vermögen des Vasallen wurde vor der Toku- 
gawazeit nach Gesetz Jöeishikimoku durch die zuständige 
Behörde an würdige und dürftige Verwandte des Vasallen 
verteilt^) Während der Tokugawazeit bestimmte das Ge- 
setz Shosihatto von lyetsuna 1663 in ähnlicher Weise, 
daß bei Erblosigkeit des Hausherrn die Behörde — Bu- 
gyösho, d. h. Verwaltungshof — nach Erlöschen der Haus- 
erbfolge bei den Verwandten des Erblassers, jedenfalls meist 



1) Vgl. in neuerer Zeit: Verord. vom 22. Jtdi-1873. 
«) Verord. vom 2. März 1887. 
») Vgl Kohler, Studien S. 419. 
*) Libr. feud. L 18 § 1; U 9pr. 
^) Vgl. Weipert, 8. 131 u. 133. 
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wegen ihrer ökonomischen Verhältnisse, Umfrage halten 
sollte, um dann nach ihrem Ermessen das Vermögen an die- 
selben zu verteilen. Der Grund für die Anfrage konnte aber 
vielleicht auch darin liegen, daß die Behörde ein Interesse 
daran hatte, das Erlöschen des Hauses zu verhindern, und 
daß sie nun behufs eventueller Einsetzung einer Adoption 
bei den Familienmitgliedern sich Informationen verschaffte. 

Das Erlöschen eines Hauses durch Verzicht dürfte 
höchst selten vorgekommen sein, — demi der Verzicht durch 
Inkyo geschah zugunsten eines anderen, bewirkte also 
nicht das Erlöschen des Hauses — , da ein solcher Akt 
dem Wesen des Lehensverhältnisses und den Interessen der 
Familie widersprach und sich auch nicht mit den Grund- 
sätzen des Ahnenkultus vertrug; vielleicht kam der Ver- 
zicht auf die Hausherrschaft vereinzelt in Gestalt von Aus- 
wanderung, wie Köhler^) sagt »Übersiedelung an einen 
fremden Ort«, vor. 

Durch die ganze dritte Periode hindurch ist das Streben 
zu erkennen, die Macht der Shögun zu stärken. Deshalb 
lassen sie auch zu Anfang der Tokugawazeit die Adoption 
nicht so leicht zu, weil es für die Shögun politisch besser 
war, wenn ein Lehen wieder heimfiel, als wenn es in fremde 
Hände kam. Daher wurden die wesentlichen Erleichterungen 
in der Erbfolge, besondei-s in der Adoption, erst in der 
späteren Tokugawazeit eingeführt Die Shögun gaben 
also, solange es irgend anging, nur solche Verordnungen, 
welche ihrer Politik dienlich waren, andererseits aber war 
im weiteren Laufe der dritten Periode ihre Macht so sehr 
gestiegen und hatte sich so fest eingewurzelt, daß sie eine 
Erschütterung derselben nicht befürchten zu dürfen glaub- 
ton, selbst wenn durch ihre Verordnungen die Adoption 
befördert und der Heimfall der Lehen erschwert wurde. 

Einige Worte dürften noch am Platze sein über die- 
jenigen Samurai, welche direkt unter den Fürsten, also 



') Studien S. 438. 
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nur mittelbar unter den Shögun standen und welche man 
als Untervasallen bezeichnen kann. Für gewöhnlich be- 
zogen sich die Gesetze des Shögun nicht auf sie, sondern 
nur auf die Fürsten selbst; und diese wiedenim gaben Ver- 
ordnungen unmittelbar für die Samurai. Wenn aber der 
Shögun ein Interesse daran hatte, konnte er auch gleich 
für die Samurai direkt Gesetze machen, wie denn über- 
haupt der Shögun das Recht hatte, für das Land, in welchem 
er regierte, ganz allgemein giltige Gesetze zu erlassen. So 
sagt Iveyasu in Gesetz 99*): ». . . . Was der Shögun 
befiehlt, ist großes Reichsgesetz ; jedoch hat jedes Land und 
Gebiet seine Sitte; Sitte im Kantö (Ostland) kann nicht im 
Westen, und was im Süden gilt, nicht im Norden an- 
gewendet werden.« 

Bei der großen Anzahl der Territorien — circa 300 — 
kann selbstverständlich auf die Verhältnisse der einzelnen zum 
Shögun und zu den Samurai, die Vasallen der Fürsten 
waren, nicht näher eingegangen werden. Es dürfte auch schwer 
sein, die hierauf bezüglichen Einzelvorschriften zu erforschen. 

IV. Bürgerfamilien, d. h. Familien der Bauern, 
Handwerker und Kaufleute. 

Bei der großen Anzahl der damals existierenden Terri- 
torialherren gab es auch eine Anzahl von Sondervorschriften, 
welche dieselben für ihren Wirkungskreis zu geben be- 
rechtigt waren. Wenn schon ly ey asu bezüglich des Geltungs- 
kreises der von den mächtigen Shögun zu erlassenden Ge- 
setze hervorhebt, daß jedes Land und Gebiet seine beson- 
deren Sitten hat, und daß dasjenige, was im Süden gilt, 
nicht im Norden angewendet werden könne, so darf es nicht 
Wunder nehmen, daß auch die kleineren Territorialherren 
diesem Grundsatze entsprechend für ihre Territorien Einzel- 
bestimmungen erließen, welche dann für die bestimmten 
Situationen, für welche sie gegeben waren und für das be- 
stimmte Territorium Geltung hatten. Allerdings hatten ja 



^) Tgl. Rador£f, Tokagawagesetzsammlang, 8. 21 Anm. 
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die Temtorialherren mehr Interesse für den Eriegerstand, 
und so gab es denn auch für diesen bei weitem mehr Tenri- 
torialgesetze als für die vierte Klasse, so daß also die Zahl 
der positiven Vorschriften nicht sehr groß ist, und man darf 
wohl sagen, daß das Gewohnheitsrecht hier seine rechts- 
erzeugende Wirkung besonders äußerte, wenigstens gilt dies 
sicher für das Civilrecht, während Strafvorschriften imd 
Verordnungen in größerer Anzahl gegeben wurden. 

Es versteht sich wohl von selbst, daß die Reichsgesetze 
und vor allem die Shogungesetze auch von dem Bürger- 
stande geachtet werden mußten, aber in Wirklichkeit hatte 
dies eine sehr geringe Bedeutung, da diese Vorschriften den 
Bürgerstand und seine Interessen nur sehr wenig betrafen, 
sondern sich ihrem wesentlichen Inhalte nach auf den 
Kriegerstand bezogen, weil das staatliche Interesse sich in 
der Feudalzeit naturgemäß diesem am meisten zuwandte. 

So verhielt es sich auch mit den Hausstandsregistem, 
welche doch für die Hauserbfolge schon damals von be- 
sonderer Bedeutimg waren.*) Es bestand freilich auch für 
die 4. Klasse die Vorschrift, daß jeder Geburtsfall, sowie 
überhaupt ganz allgemein jede die Hausgenossenschaft be- 
treffende Veränderung angemeldet werden sollte, und bei den 
Samurai wurde streng auf die Befolgung dieser Vorschrift 
gesehen, aber bei dem Bürgerstande scheint es nicht so genau 
damit genonunen und die Eintragung nur als eine Art in- 
struktioneller Vorschrift angesehen worden zu sein, so daß 
sich hier die Eintragungen in die Register mehr nach den 
Sitten und Gebräuchen kleinerer Gebiete vollzogen. Seit ca. 
1624 jedoch wurde, um den heimlichen Übertritt zum 
Christentum zu verhindern, streng auf Eintiagung gesehen. 

Was nun speziell die Erbfolge in die Hausherrschaft 
anbelangt, so ist hinsichtlich des Bürgerstandes zu bemerken, 
daß auch noch in der dritten Periode unter der Einwirkung 

^) Die Hansstandsregister des Kriegeistandes woiden von der Terri- 
torialbehörde, die des Böi^erstandes von der baddhist. Kirohe gefahrt 
Vgl. Ariga, Geschichte, Bd. U, S. 788 n. Kiyoura S: 235 u. 336. 
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des Ahnenkultus dem Hausvater resp. der Witwe und der 
Eamilie oft ein gewisses Bestimmungsrecht bezüglich der 
Hauserbfolge gelassen wurde. Allerdings muß abgesehen 
hiervon auch für die vierte Klasse die Primogenitur als die 
Regel anzusehen sein. In manchen Provinzen finden sich 
denn auch tatsächlich nur wenige Ausnahmefälle davon, in 
anderen dagegen mehr, ja mitunter hatte sich sogar eine 
wirkliche Minoratsordnung*) ausgebildet, so daß beim Vor- 
handensein mehrerer Söhne der eine dahin, der andere dorthin 
ging — um ein Zweighaus zu bilden etc. — , während der 
jüngste Sohn zu Hause bUeb, um dem lar domesticus seine 
Spenden als Hauserbe zu bringen; aber, wie gesagt, dies war 
nur ausnahmsweises Gewohnheitsrecht einzehier Provinzen. 

Auch für den Bürgerstand galt^omit in der ganzen dritten 
Periode die Regel, daß unter allen Umständen die männlichen 
Kinder den weiblichen in der Hauserbfolge vorgingen. 

Man kann also nicht sagen, wie es Friedrichs*) tut, 
daß das »älteste« Kind, einerlei ob »Sohn oder Tochter c, 
in der Regel Hauserbe wurde'), sondern das Hauptgewicht 
ist auf den Zusatz von Kohler zu legen: »jedoch die Tochter 
nur, wenn der jüngere Bruder wegen seiner Jugendlichkeit 
zur Verwaltung unfähig war. . . .«*), und auch dann war 
eigentlich nicht sie die Hauserbin, sondern, wie Kohler 
ebenfalls hinzusetzt, ihr Ehemann wurde durch Muko- 
yöshi Hauserbe*), und es kam dann häufig vor, daß er 



Vgl Urne, eine erbrechtl. Streitfrage, S. 466. 

«) a369. 

*) Dies kann vielleioht, wie aus dem Zenkoku minjikwanrei- 
raishn zu er&hren ist, in einzelnen Provinzen gewohnheitsreohtlioh vor- 
gekommen sein. 

*) Friedrichs (und Köhler) a. a. 0. 

*) Es kam aber auch vor, daß der Mako-yoshi gar nicht Erbe 
wnrde, sondern daß er bloß bis zur Volljährigkeit des Hanserben als 
eine Art Yormond die hansherrschaffcUchen Oeschftfte far denselben be- 
sorgte; in der Regel bestand dann die Absicht, daß der Muko-yoshi 
alsdann ein Zweighaas gründete; hierdurch wurde verhindert, daß die 
Tochter ihrer bisherigen Familie ganz entzogen wurde. 
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seinerseits wieder den jüngeren Bruder seiner Ehefrau 
adoptierte (Jun-yöshi). Aber da dieser alsdann definitiv 
erbberechtigt wurde, so ging er auf Grund der an ihm voll- 
zogenen Adoption einem etwa später geborenen leiblichen 
Sohne des Muko-yöshi vor. Deshalb wird wohl der Muko- 
yöshi meist nur dann den jungen Schwager zum Jun- 
yöshi gemacht haben, wenn er selbst nicht auf leibliche 
Kinder rechnete. Es kann übrigens auch in einem solchen 
Falle die Familie der Haustochter und ihres jüngeren Bru- 
ders vor oder bei der Verheiratung darauf bestanden haben, 
daß der neue Hausherr, der doch seiner Abstammung nach 
gar kein Recht auf die Hauserbfolge hatte, dem leiblichen 
Erben wenigstens für spätere Zeit die Erbfolge durch Jun- 
yöshi sicherte, so daß es ihm gleichsam als eine Bedingung 
gestellt wurde dafür, daß er zur Hausherrschaft kam, wenig- 
stens für später dem jetzt noch zu jungen Erben die Haus- 
orbfolge zu sichern. 

Wenn aber der Muko-yöshi den jungen Bruder seiner 
Ehefrau nicht adoptierte und dann später einen ehelichen 
Sohn zeugte, so erhielt dieser den Vorzug vor dem nicht 
adoptierten, seiner Abstammung nach eigentlich berechtigten 
jüngeren Sohne des früheren Hausherrn. Letzterer hatte 
also auf diese Weise gar kein Recht auf die Hauserbfolge. 
Im allgemeinen wurde jedoch der geraden, leiblichen Bluts- 
verwandtschaft mit dem früheren Hausherrn der Vorzug ge- 
geben und zwar dem männlichen Geschlecht vor dem weib- 
lichen, aber ohne Rücksicht auf das Alter, so daß es also 
öfter vorkam, 

a. daß eine Stiefschwester ihrem Stiefbruder voi^ng, 
und 

b. ein Stiefbruder seiner älteren Stiefschwester. 
Letzteres traf in folgendem Falle zu: Eine Haustochter 

heiratet einen Fremden, der Ehe entspringt eine Tochter, 
darauf stirbt der Angeheiratete; die Witwe heiratet wieder, 
der Ehe entspringt ein Sohn; er ist jünger als seine Stief- 
schwester, seine Mutter ist aber ebenso blutsverwandt mit 
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dem früheren Hausherrn (ihrem Vater), wie die ihrige, da 
es dieselbe Person ist; folglich ist der Sohn Hauserbe. 

ad a. Eine Haustochter stirbt mit Hinterlassung ihres 
Ehemannes und einer Tochter aus dieser Ehe. Der Witwer 
heiratet wieder, und es entspringt dieser zweiten Ehe ein 
Sohn. Hier ging die Tochter ihrem Stiefbruder vor, weil 
dessen beide Eltern fremd waren, während ihre Mutter die 
leibliche Tochter des früheren Hausherrn (ihres Vaters) war, 
also eine Blutsverwandte. Ebenso verhielt es sich, wenn 
ein Hausherr (Sohn des früheren Hausherrn) mit Hinter- 
lassung einer Witwe und einer Tochter aus dieser Ehe 
starb; die Witwe heiratete wieder, es wird in dieser zweiten 
Ehe ein Sohn geboren. Er stand seiner Stiefschwester 
aus den Gründen des vorigen Falles nach. 

In solchen Fällen, wo also ein Bruder in der Hauserb- 
folge seiner Schwester nachstand, pflegte er ein Zweighaus 
zu gründen, falls das Familienvermögen es erlaubte. Der 
Zweck war auch hier der, daß seine leiblichen Eltern ihn 
in ihrer Nähe behielten.^) Auch hier galt ganz allgemein 
der Grundsatz, daß Abkömmlinge von einer Hauptfrau solchen 
von einer Nebenfrau unbedingt vorgingen, ohne daß aber 
letztere ihr Recht verloren, subsidiär, d. h. in Ermangelung 
von erbberechtigten Kindern von der Hauptfrau, Hauserben 
zu werden. 

In oben genannten Fällen ist, wie betont wurde, nicht 
die Tochter die eigentliche Hauserbin, sondern ihr Ehemann, 
also das Prinzip der männlichen Succession ist dort, streng 
genommen, nicht durchbrochen. Nim gab es Fälle, in denen 
die Tochter tatsächlich und rechtlich Hauserbin (Onnakoshu) 
wurde. Wenn sie z. B. keinen jüngeren Bruder hatte und 
sich auch nicht verheiratete, wurde sie ohne weiteres Haus- 
erbin; ebenso, wenn sie sich verheiratete, Witwe wurde, 
keinen Sohn hatte und ihr Ehemann auch nicht Yöshi ge- 
macht hatte. 



>) Vgl. S. 127, Anm. 5. 
Iked«, HaoMrbfolge. 
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Eine ganz eigentümliche Situation könnte noch erwähnt 
werden. Wir haben gesehen, daß regelmäßig der Hausherr, 
wenn kein erbberechtigter resp. erbfähiger Sohn vorhanden 
war, einen anderen adoptierte^), um das Erlöschen des Hauses 
zu verhindern. Es konnte aber auch vorkommen, daß der 
erbberechtigte älteste Sohn starb, daß noch jüngere Brüder 
vorhanden, aber verheiratet und nicht mehr im Hause waren. 
War nun eine Tochter vorhanden, so wurde sie nach dem 
Obengesagten Hauserbin, andernfalls pflegte der Vater auch 
in einem solchen Falle Yöshi zu machen. Dagegen kam 
es, wie Köhler^) richtig bemerkt, sehr selten vor, daß einer 
von den jüngeren verheirateten Söhnen seine Ehe auflöste, 
um in das Vaterhaus zurückzukehren und Erbsohn zu werden; 
denn wer einmal Hauserbe war, sollte es auch immer bleiben: 
»semel heres, semper heres« galt auch im älteren japanischen 
Recht. 



8. Objekt der Hauserbfolgre. 

§ 17. 
I. Name. Nach den allgemeinen Grundsätzen des ja- 
panischen Erbrechts spielten bei der Erbfolge die Individuen, 
welche in die Rechtssphäre des Erblassers eintraten, eine 
nebensächliche Rolle, während das wichtigste Moment in 
dem Erbnexus das Rechtsverhältnis, die Rechtssphäre selbst 
bildete, welche das Objekt des Erbrechts war. Bei der Erb- 
folge in die Hausherrschaft handelte es sich, wie wiederholt 
betont wurde, den Grundsätzen des Ahnenkultus entsprechend 
in erster Linie darum, daß der Hausstand, die Familie nicht 
erlosch. Daher wird vor allem auf die Beibehaltung des 
Hausnamens bei der Erbfolge in die Hausherrschaft Gewicht 
gelegt, so daß der Name das erste, wichtigste Objekt der 



^) Wie oben S. 123 bereits gesagt worden ist, galten die Bestim- 
mungen tlber Adoption, von denen dort gesprochen wurde, im allgemeinen 
auch für die vierte Klasse. 

*) Siehe Friedrichs (und Kohler), 8. 371 Abs. 4. 
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Hauserbfolge ist Sowie eine juristische Person mit dem 
Tode ihres Hauptes nicht aufhört zu sein, so soll mit dem 
physischen Verschwinden des Hausherrn auch seine Familie, 
sein Haus, nicht zugleich erlöschen. Er ist gleichsam das, 
was bei der juristischen Person das wichtigste Organ, der 
Vorstand, ist. Der Vorstand bleibt, wenn auch die physischen 
Vertreter untergehen. Auch das Haus lebt weiter trotz des 
Ablebens des bisherigen Repräsentanten. Es wird fortgesetzt 
durch den Nachfolger in die Hausherrschaft, welche den 
Familien- imd Hausherrnnamen seines Vorgängers annimmt*) 
Mit diesem Hausnamen hatte es eine eigentümliche Be- 
wandtnis. Jedes Familienglied hatte den allgemeinen Fa- 
miliennamen — Myöji*) — z. B. Ikeda. Außerdem führte 
jede Person ihren besonderen persönlichen Rufnamen. War 
dieser z. B. bei dem Hausherrn »Yogorö«, so hieß er 
Ikeda Yogorö; diese beiden Namen zusammen bildeten 
den Hausnamen (Törina). Jedes Kind führte ebenfalls 
außer dem Familiennamen einen persönlichen Rufnamen: 
Minderjährigkeitsnamen (Yömei), so auch der älteste Sohn, 
der zur Hauserbfolge berechtigt war, z. B. Nuijirö; er hieß 
also Ikeda Nuijirö. Wui-de er nun Hauserbe, so behielt 
er natürlich den Familiennamen Ikeda, verlor aber in der 
Regel seinen Minderjährigkeitsnamen und erbte mit der 
Hausherrschaft den Törina: Yogorö, so daß er nunmehr 
auch Ikeda Yogorö hieß. Machte der Hausherr bloß 
Inkyo, so behielt er seinen Familiennamen Ikeda, verlor 
aber selbstredend den Törina Yogorö, wenn der Successor 
ihn angenommen hatte, und nahm dafür einen anderen per- 
siinlichen Rufnamen an, z. B. Tokuun, so daß er nun Ikeda 
Tokuun hieß. Allerdings war die Annahme des Törina 
für den Nachfolger nicht absolut obligatorisch, aber sie ge- 
schah schon in der Regel deshalb, weil der Hausherr der 
betreffenden Familie schon als solcher der Außenwelt gegen- 



») Vgl. Hozumi, InkyoroD, 8. 152. 
') Ausgenommen beim Bürgerstande. 
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über unter dem Törina bekannt war und daher leicht Irr- 
tümer hätten entstehen können, wenn der Erbe diesen Namen 
einmal nicht angenonmien hätte; außerdem vererbte sich, 
wie dargetan, auch gewöhnlich das Amt des Hausherrn, 
welches er doch mit der Bezeichnung des Törina inne 
hatte, zugleich mit dem Namen auf den Hauserben. 

Daher nannte man auch die Hauserbfolge ohne ii^nd 
einen Hinweis auf die Vermögonserbfolge, lediglich mit 
Hinweis auf den Hausnamen: Kamei-sözoku (kamei — 
Hausname, sözoku — Erbfolge).*) 

Zu bemerken ist noch, daß selbst in der dritten Periode 
nur Angehörige von Samurai Familiennamen besaßen, 
welche sich natürlich vererbten; diese wurden ihnen oft 
wegen kriegerischer Verdienste zugeteilt; aber auch ohne 
dies durften alle Samurai im allgemeinen Familiennamen 
führen. Der Bnrgerstand, die Bauern, Kaufleute, Handwerker 
dagegen hatten regelmäßig keinen besonderen Familiennamen 
und durften sich auch nicht selbst einen solchen willkürlich 
beilegen; auch hier kam es übrigens, allerdings auch nur 
wegen hervorragender Verdienste, vor, daß von den Behörden 
erbliche Familiennamen verliehen wurden; Kaufleute allein 
durften sich eine erbliche Firma beilegen — Yagö — , die 



1) Wie schon oben Seite 73 fg. bemerkt worden ist, hatte sich die 
Bedeutung des Familiennamens, wie sie in der zweiten Periode bestand, 
später in der dritten nicht in derselben Weise fortgesetzt Die Famüien- 
namen der frühereu Zeit, besonders aus dem Anfang der zweiten Periode, 
waren nämlich in der Regel wirkliche Stammnamen, welche sich von 
früheren Oeneraticuen her vererbt hatten; der Familienname der dritten 
Periode dagegen — Myoji — wurde sehr oft aus bestimmten, äufiereo 
Veranlassungen als ein neuer, friiher noch nicht besessener, ange* 
nommen oder erteilt, z. B. wegen besonderer Verdienste, EJroberung 
einer berühmten Stadt u. s. w. (Vgl. Ariga, Geschichte Bd. 2, 8. 540); 
daher stammen Namen wie Tokugawa, welcher abgeleitet wurde 
von einem Orte und Flusse (Provinz Shimotsuke; v^. hierüber Rein, 
S. 349), wo früher die Vorfahren deq'enigen gewohnt hatten, der sich 
mit diesem Namen bezeichnete. 
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sie dann aber nicht nur in geschäftlicher Beziehung, sondern 
auch außerdem als Namen führen durften.*) 

IL Hausherrliche Gewalt Der Hausherr hatte, wie 
wir sahen, in der ersten Periode sehr umfangreiche Rechte 
über alle seine Hausgenossen; ja wie im römischen Recht 
hatte er sogar unter gewissen Voraussetzungen ein jus vitae 
ac necis.^) In der zweiten Periode konnten wir eine erheb- 
liche Abschwächung der hausherrlichen Gewalt wahrnehmen, 
während dieselbe in der dritten Periode, der kriegerischen 
Feudalzeit^ wieder zunahm. Selbstverständlich konnte von 
der rohen physischen Gewalt, welche dem Hausherrn in der 
ersten Periode ganz allgemein zustand, nicht mehr in dem 
Maße die Rede sein, aber immerhin verlieh die Hausherr- 
schaft, abgesehen von den später zu behandelnden Vermö- 
gensverhältnissen, dem Inhaber ein erhebliches Übei^ewicht 
über seine Hausgenossen, ja im Kriegerstande mag wohl 
auch noch ein relatives Tötungsrecht des Hausvaters gegen- 
über einem Sohne bestanden haben; wahrscheinlich aber 
nur wegen solcher Handlungen, die mit den schwersten 
(■)ffentlichen Strafen bedroht waren, so daß der Vater gleich- 
sam die Funktionen der strafenden Gerechtigkeit ausübte: 
Wenn z. B. ein Sohn Hochverrat an dem Landesfürsten 
ausübte oder ausüben wollte, was doch an der ganzen Fa- 
milie des Verbrechers geahndet wurde, so mag wohl der 
Vater ihn haben töten dürfen, um die ganze Familie vor 
dem Untergange zu schützen. Selbstverständlich mußte er 
dem Landesfürsten davon Mitteilung machen; ja mitunter 
mag er vielleicht sogar vorher die Erlaubnis dazu vom 
Fürsten erhalten haben.*) 

Die Hausgenossen konnten nach außen hin ohne den 
Hausherrn keine Rechtsgeschäfte rechtsgiltig abschließen; 
letzterer mußte zu allen seine Genelunigung erteilen, was 



') Seit 1870 durfte, seit 1875 mußte sogar jeder einen Familien- 
namen führen. 

») Vgl Arndts, Pandekten Bd. 3, S. 716. 
») Vgl. auch Friedrichs (und Köhler), S. 366. 
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bei Rechtsgeschäften in der Regel durch Beisetzung seines 
Siegels geschah; er allein war der Repräsentant der Familie. 
Aber andererseits traf ihn auch eine große Verantwortlich- 
keit für die Handlungen seiner Hausgenossen; deshalb ist 
es auch erklärlich, wenn der Hausherr sogar seine Haus- 
genossen, wenigstens seine Kinder wegen gewisser schimpf- 
licher Handlungen verstoßen durfte.*) Die Folgen dies^ier 
Ausstoßung — Eandö — waren schwerwiegende: die aus- 
gestoßene Person verlor nicht nur die Hausangehörigkeit 
mit allen darin liegenden Rechten, sondern sie wurde über- 
haupt nicht mehr als blutsverwandt angesehen und verlor 
daher auch jegliches Erbrecht Alles dies hing mit 
dem Ahnenkultus zusammen, demzufolge sich um die ganze 
Familie ein festes, heilig zu haltendes Band schlingt, dem- 
zufolge alle Hausgenossen eng miteinander verwachsen sind, 
so daß eine gewisse Solidarität zwischen allen besteht über 
deren Integiität das Auge des Hausherrn schützend, warnend, 
aber auch strafend zu wachen hat 

ni. Ämter, Rangwürden etc. Im allgemeinen war 
in der dritten Periode die Bekleidung des Amtes — Kwan — . 
die Innehabung von Rangwürden — Kurai — etc. den 
Hausherren vorbehalten, weil man von dem Grundsatze aus- 
ging, daß nur diejenigen fähig wären zur Bekleidung von 
Ämtern etc., welche zur Ausübung der lehnsrechtlichen 
Tätigkeit sich eigneten. Diese Objekte, welche sich bei dem 
Hausherrn voi fanden, waren dann auch gewohnheits recht- 
lich Gegenstände der Hauserbfolge, also nicht ohne weiteres 
durch Gesetz; auch gilt diese gewohnheitsrechtliche Verer- 
bung nicht von allen Ämtern, sondern gewisse mußten nach 
dem Tode des Hausherrn von neuem verliehen werden und 
zwar nicht durchaus an den Hauserben, sondern es konnten 
dieselben auch andere erhalten, welche aber dann in der 
Regel ein Zweighaus begründeten. Gerade das kam oft bei 
den Samurai vor, daß der Landesfürst einen Hausangehi>- 



») Vgl. Weipert, S. 118 Spalte rechts. 
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rigen wegen besonderer Verdienste aus dessen Familie 
heraosnahoL, ihm ein Lehn oder Amt gab; dann mußte er 
aber zugleich ein Zweighaus gründen, wozu ihm der Fürst 
nach Bedarf die Mittel gewährte. Allerdings gewisse Ämter 
pflegten sich, ähnlich wie dies heute noch in manchen 
lÄndem vorkommt, von Generation zu Generation in der- 
selben Familie von dem Hausherrn auf dessen Nachfolger 
zu vererben. Dies war der Fall sogar bei den niederen 
Ämtern, wie z. B. dem eines Dorf Vorstehers — Nanushi — , 
aber auch bei hohen, so besonders bei dem Amte des 
Shögun in derMinamoto- bezw. der Tokugawafamilie.')*) 

IV. Vermögen. Zu Anfang der dritten Periode ge- 
hörte das Familienvermögen nicht dem Hausherrn, sondern 
es wurde an die Familienglieder verteilt Dieser Zustand 
dauerte bis in das 16. Jahrhundert hinein und beruhte teils 
auf allgemeiner gesetzlicher Vorschrift, teils auf provinziellem 
Gewohnheitsrecht Was die allgemeinen Vorschriften anbe- 
langt, so wurde in einer Bestimmung von 1232') angeordnet, 
daß bei mangelnder letztwilliger Verfügung des verstorbenen 
Hausherrn das Hausvermögen unter dessen nächste Ver- 
wandte nach Maßgabe ihrer Würdigkeit verteilt werden sollte. 

Bezüglich des Provinzialrechts finden sich mehrfach 
Fälle, in denen den Familienchroniken zufolge zwar auch 
eine Verteilung an die Familienglieder, aber unter besonderer 
Bevorzugung der jüngeren Söhne und der Töchter des Erb- 
lassers stattfand.^) 

In allen diesen Bestimmungen, sei es, daß sie auf Gesetz 
oder auf provinziellem Gewohnheitsrecht beruhten, finden 
wir immer wieder den Grundgedanken des Taihöryö vor, 

>) So stammte Tokagawa lyeyasa ursprÜDglich von der Familie 
Minamotoabund bogründete erst in seiDer Person dieTokagawafamilie. 

') Über die Erblichkeit der Ämter in der Tokagawa zeit vgl. 
Radorff in der Einleitung znm Kwampüritsa, 8. 4 nnd 8. 

*) Erhalten im Joeishikimokn. 

*) Vgl. Weipert, 8. 131 Spalte rechts oben. 
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wonach die Erbfolge eines Individuums in das gesamte 
Hausvermögen ausgeschlossen war, dieses vielmehr der 
ganzen FamiUe, vorzüglich aber den Söhnen gehörte. Später 
ging man von dem alten patriarchalischen Gedanken aus, 
daß das Familienvermögen der Familie als solcher gehöre 
und daß es ein zusammen gehöriges Ganze bilde, dessen 
Auseinanderreißen den Gesamtinteressen der Familie nur 
schaden könne. Dieser Gedanke paßt völlig in die FeudiJ- 
zeit hinein. Man erkannte den einzelnen Familienmitgliedern 
nunmehr kein Recht auf das Vermögen zu, sondern lediglich 
dem Hauserben, allerdings als Repräsentanten der Familie. 
Deshalb mußte er aber auch als Universalsuccessor für die 
Schulden haften. So trat dann mit der Ausbildung des 
Feudalwesens dieser zuletzt angeregte Gedanke, daß das 
Vermögen der Familie in ihrer Gesamtheit gehörte, immer 
mehr in den Vordergrund, aber einer Legalisierung desselben 
traten doch bedeutende Hindemisse in den Weg. Ja, zeit- 
weise w^urde sogar das Hausvermögen kraft besonderer Be- 
stimmung wieder, wie früher, an die einzelnen Familien- 
glieder verteilt. Aber die Grundsätze des Feudalwesens 
ließen derartige Zustände nur vorübergehend bestehen, bis 
schließlieh seit dem 12. Jahre Kwanyei, circa 1635, der 
Hauserbe zugleich Erbe des ganzen Hausvermögens blieb.^) 
Diese Bevorzugung des Hauserben beruhte auf den alten 
japanischen Grundsätzen über den Ahnenkultus, wonach das 
Vermögen einer Familie unteilbar war, und wonach der 
Hausherr infolge der großen Lasten, die auf ihm ruhten, 
auch das Familienvermögen erhalten mußte, um gerade 
daraus seine materiellen Pflichten als Hausherr — besonders 
bezüglich der Opfer — erfüllen zu können.*) 

') Nach einer Überlieferung im Kammj'öhikki, einer Chronik über 
die Periode Kammyö. 

*) Die jüngeren Söhne und die Töchter waren dadurch, daß der 
Söryö das ganze Hausvermögen erhielt, materiell benachteiligt Die 
Söhne erhielten nämlich, wenn sie die Familie verliefien, um ihr Olüd 
in der Fremde zu versuchen, nichts als eine bescheidene Ausstattung 
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Mit dem soeben geschilderten Charakter des Haus- 
vermögens als eines der gesamten Familie gehörenden Gutes 
hängt es zusammen, daß der Hauserbe es als seine selbst- 
verständliche Pflicht empfand, das Hausvermögen nicht zu 
veräußern^), da die Möglichkeit vorlag, daß er sich selbst 
dadurch außer stände setzte, die für die Familie erforder- 
lichen Aufwendungen zu machen. Etwas komplizierter 
dürfte die Situation aber werden, wenn die Darstellung 
dieser Verhältnisse aus der Zeit des Feudalismus erfolgen 
soll, und wenn eine Kollision von Lehensgut und privatem 
Vermögen des Inhabers der Hausherrschaft stattfand. Hier 
finden sich aus verschiedenen Zeiten der dritten Periode 
verschiedene Bestimmungen vor, besonders aber aus der 
Zeit vor derTokugawaherrschaft. Man darf wohl sagen, daß 



für ihre PersoD, aber kein VermögeD. Aber wenn das Familien vermögen 
dazu ausreichte, worden sie aas demselben für einen bessei'en Beruf, wie 
Lehrer, Künstler, Arzt u. s. w. vorbereitet, andernfalls zogen sie es oft 
vor, Priester zu werden, wo sie ja dann auch versorgt waren. Auch 
wurde ihnen bei vorhandenem Vermögen die Mittel gewährt, ein Zweig- 
haus zu bilden. Am häufigsten kam es vor, dafi die jüngeren Söhne 
und Töchter sich in einer fremden Familie adoptieren ließen oder auch 
ohne Adoption in dieselbe hineinheirateten und auf diese Weise versorgt 
wurden. Auch hier erhielten sie nur die nötige Aussteuer ohne bare 
Mitgift. Mitunter erhielten aber auch, wenn der Vater reich war, die 
jüngeren Söhne und besonders die Töchter schon zu seiner Lebenszeit 
bares Geld (vgl. Köhler: Friedrichs (und Kohler), S. 371); jedoch durfte 
dadurch natürlich das Haus vermögen für den Söryö nicht ungebührlich 
verkürzt werden. Aus den angeführten Gründen mag sich oft, wenn 
die Familie unbemittelt war, der Erstgeborene gar nicht um die Ehre 
gerissen haben, Soryo zu werden, da er, wie oben erwähnt wurde, 
als üniversalsuccessor auch für die Passiva haftete, anderseits galt es 
aber gerade unter solchen Verhältnissen nicht für ehrenvoll, der Haus- 
erbfolge ans dem Wege zu gehen; also er war zum Antritte gezwungen; 
denn das Mittel des Auswandems, zu welchem allerdings öfters gegriffen 
wurde, war, wie schon oben erwähnt, gesetzlich verboten. War die 
Familie dagegen reich, so war es natürlich ein großer Vorzug, Söryö 
zu werden. 

») Vgl. Friedrichs (und Kohler), S. 374. 
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ganz bestimmte Vorschriften als allgemeine Regeln nicht 
bestanden zu haben scheinen. Jedenfalls vererbte sich aber 
das Lehensgut regelmäßig auf den Hauserben und dürft« 
auch nicht veräußert werden, ^yohl aber durfte man das 
Allod, d. h. sein Privatvermögen beliebig veräußern. Dies 
scheint aus Art. 48 des Jöeishikimoku, welches in der 
Höjözeit anerkannt wurde, hervorzugehen.*) Es wurde also 
danach Lehnsgut und Privatvermögen auseinander gehalten. 

Sonstige authentische auf diesen Punkt bezügliche Vor- 
schriften vor der Tokugawazeit sind nicht mit Sicherheit 
anzuführen: wir können diese Lücke auch nicht als besonders 
empfindlich ansehen, da das Hauptinteresse für die dritte 
Periode sich doch auf die Tokugawazeit konzentriert: denn 
sie ist lediglich die Repräsentation des völlig entwickelten 
Lehnswesens. 

Daß auch in der Tokugawazeit in erster Reihe die 
Vererbung des Lehens nach den Grundsätzen der Primo- 
genitur stattfand, ist bereits gesagt worden. Dies würde natür- 
lich nicht von solchen Lehen gelten, welche etwa überhaupt 
von vornherein nur auf eine bestimmte Zeit gegeben woixlen 
waren, diese hätten selbstverständlich mit dem Ablaufe dieser 
Zeit ohne weiteres an den Herrn zurückfallen müssen.*) 
Jedoch waren alle solche Lehen, die im deutschen Lehens- 
recht wiedergebliche Lehen, Taglehen heißen, nicht die regel- 
mäßig vorkommenden und dürfen wohl auch, wie im deutschen 
Recht, als uneigentliche Lehen, feuda impropria**), bezeichnet 
werden; dazu gehörte auch der Fall, wo ein Lehen nur auf 
die Lebenszeit des Empfängers gegeben wurde (Personallehen). 

Wir haben es vielmehr mit dem regelmäßigen, dem an 
sich vererblichen Lehen zu tun. Trat nun ein Erbfall ein, 
so fiel das Lehen nicht, wie ein gewöhnliches Objekt nach 



>) Vgl. Ariga, Erläuter., S. 312. 

^) Sogen. Mannfaü, Heirenfall, vgl Braimer. Reohtsgesch., Bd. II, 
S. 252. 

3) T'gl. V. Gerber, S. 285. 
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Zivilrecht, ohne weiteres an den Erbberechtigten, sondern 
der feierliche Akt der Belehnung, wie er bei Begründung 
xles Lebensverhältnisses stattgefunden hatte, mußte erneuert 
werden, ähnlich wie im deutschen Rechte die Lehns- 
erneuerung') vorgeschrieben war. 

Was nun die Veräußerung des Lehnsgutes, welches ur- 
sprünglich nur in Immobilien bestand, anbelangt, so muß 
man bei der Beantwortung dieser Frage berücksichtigen, 
daß im japanischen Recht das Verhältnis zwischen dem 
Lehnsherrn und dem Vasallen einen mehr persönlichen 
Charakter hatte, während derselbe im deutschen Recht streng 
dinglicher Natur war. Deshalb war nach japanischem Recht 
jede Veräußerung des Lehens seitens des Vasallen, durch 
welche das persönliche Verhältnis zwischen ihm und dem 
Lehnsherrn gefährdet wurde, verboten, und zwar selbst eine 
Veräußerung mit Zustimmung des Lehnsherrn.*) Weshalb 
eine Veräußerung letzterer Art verboten war, ist nicht 
ersichtlich, da doch der erbberechtigte Nachfolger und die 
anderen Hausgenossen gegen Erteilung ihrer Zustimmung 
zum Verkaufe hätten abgefunden werden können.*) Ins- 
besondere hätte doch für den letzteren Fall, wenn außerdem 
der Lehnsherr einwilligte, die Veräußerung erlaubt sein 
sollen, da alsdann ja die Änderimg in dem persönlichen 
Verhältnis zwischen Lehnsherrn und Vasallen von ersterem 
gebilligt worden wäre; und wenn er andererseits nicht an 
einem anderen eine neue Belehnung vornehmen wollte, so 
konnte er dies durch Versagung der Zustimmung zu der 
Veräußerung vermeiden. Wie dem nun aber auch sein 
möge, gleichviel, ob es zu rechtfertigen war oder nicht, das 

*) Vgl. Libri feudorum I, Tit 22 princ 

«) Vgl. Yoßhida, S. 108. 

*) Im deutsohen Rechte konnte das Lehen mit Erlaubnis a) des 
dominus, b) sämtlicher Lehnsagnaten, d. h. lehnsfähiger Verwandten, 
welche mit ihm vom primus aoquirens abstammten, veräußert werden. 
Libri feud. II, 52 u. 55 etc. 
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Yeräiißerungsverbot bestand.') Ja, man ging noch weiter. 
Da ein Unterschied zwischen Lehnsgut und Privateigentum 
nicht mehr, wie früher, gemacht wurde, so war überhaupt 
jede Veräußerung von Grundstücken verboten, welche eine 
bestimmte Größe überschritten, oder welche in einigen be- 
stimmt bezeichneten größeren Städten, wie Yedo, Osaka etc., 
lagen. Dagegen war zeitweise Übertragung von Nut^ngs- 
rechten jeglicher Art an dem Grundbesitze gestattet z. B. 
Verpachtung, Gewährung eines Nießbrauches. Auch Ver- 
pfändung war erlaubt, aber nur auf höchstens zehn Jahre.^) 

Der Veräußerung gleich waren auch letztwillige ent- 
geltiiche Verfügungen') verboten. Die Veräußerungsverbote 
konnten jedoch auf die Dauer nicht durchgeführt werden, 
sie wurden allmählich eingeschränkt, für die großen Städte 
sogar aufgehoben. 

Es sei auch noch auf die eigentümliche Vorschrift des 
lyeyasu im Gesetz 48 der 100 Gesetze hingewiesen; das 
Gesetz 48 lautet*): »Von den Kokushi abgesehen, sollen 
niedriger stehende (Fürsten) nicht ewig ihr Gebiet besitzen. 
Alljährlich soll berechnet und anders angewiesen werden; 
wenn die Fürsten ihre Territorien ewig besitzen, so fangen 
sie an, sich zu überheben imd dem Volke zu schaden.c 

Der dieser Bestimmung zu Grunde liegende Gedanke 
des lyeyasu war sicher ein politischer. Es entsprach der 
Politik des Tokugawa, dagegen zu arbeiten, daß zu viele 
Fürsten große Macht erlangten. Bei den hohen Fürsten 
war nach dieser Richtung nichts entgegen zu arbeiten, da 
sie schon große Macht besaßen; deshalb erlaubte lyeyasu 
ihnen ihr Gebiet, d. i. ihr Lehnsgut, ewig zu haben, d. h. 



>) Vgl. Rudorff, Tokugawagesetzsamml., S. 74, Art. 30; Yoshida 
a. a.0.; Weipert, S. 126; Fakuda, S. 170. 

*) Vgl. RudoriBF, Tokugawagesetzsamml., S. 74, Art 31. Wie bei 
der vierten Periode erwähnt werden wird, änderten sich die Grundeigen- 
tumsverhältnisse später erheblich; vgl. unten, vierte Periode, 8. 146. 

•) Vgl. hierzu oben S. 57 fg. 

*) Vgl. RudorflP, Tokugawagesetzsammlung, 8. 12. 



— 141 - 

also es war vererblich. Bei den niedrigen Fürsten konnte 
es Tokugawa noch verhindern, daß ihre Macht zu sehr 
anwuchs; daher ist es von ihm ganz konsequent gewesen, 
die Oberaufsicht bezüglich der Vererbung ihrer Lehen sich 
vorzubehalten und zu verordnen, daß sie ihr Gebiet nicht 
ewig besaßen, d. h. daß es nicht vererblich war.*) Da nun 
die hohen Fürsten in der Regel große und die niedrigen 
Fürsten kleine Lehen besaßen, kann man wohl mit Köhler') 
sagen, daß lyeyasu im Gesetz 48 habe den Grundsatz aus- 
sprechen wollen, daß die kleinen Lehen nicht vererblich, die 
großen dagegen vererblich sein sollten. 

Zu den mächtigen Fürsten, mit welchen sich der kluge 
lyeyasu nicht verfeinden und deren Lehen er vererblich 
lassen wollte, gehörten auch die in Gesetz 48 erwähnten 
Eokushi. Sie gehörten also nicht, wie man aus dem Wort- 
laute der Rudorffschen Ausgabe »von den Kokushi ab- 
gesehen, sollen niedriger stehende Fürsten etc. . . .« vielleicht 
annehmen könnte, zu den niedriger stehenden Fürsten, 
sondern im Gegenteil, sie waren die begütertsten, welche, 
wie Yoshida*) ausführt, die größten Lehnseinkünfte hatten. 

Ebenfalls Gegenstand der Hauserbfolge waren auch in 
der dritten Periode sämtliche Familienschätze und alle 
sonstigen Gegenstände, welche zum Teil einen hohen ma- 
teriellen Wert dargestellt haben mögen, zum Teil aber nur 
einen Affektionswert und zwar auch einen solchen nur für 
Mitglieder der Familie hatten, wie Bildnisse von Ahnen, 
mehr oder weniger wertvolle Kleidungsstücke oder sonstige 
Gebrauchsgegenstände, welche Verstorbenen gehört und sich 
nun als Familienstücke von Generation zu Generation ver- 
erbt hatten, und besonders Familienbegräbnisstätten. Sie 
kamen selbstredend ebenfalls in den Gewahrsam des Haus- 

>) Selbstredend wollte lyeyasu dadoroh die oben besprochenen 
allgemeinen Vorschriften über die Saccession nicht einschränken. 
•) Studien, S. 419. 
•) S. 63. 
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erben als Repräsentanten der Familie. Ebenso verhielt es 
sich mit allen Gerätschaften und sonstigen Gegenständen, 
welche unmittelbar dem Ahnenkultus dienten, wie Familien- 
tempel, Opfergefäße etc. Bezüglich dieses Punktes ist dem, 
was hierüber zu den früheren Perioden gesagt worden ist, 
«ichts hinzuzufügen. 



C. Anhang. 

Untergang des Lehnswesejns und Beginn 

der neuen Zeit 

§ 18. 

Im Jahre 1867 mußte das Feudalsystem dem modernen 
Staate Platz machen. Die Gründe seines Unterganges waren 
hauptsächlich folgende zwei: 

I. Die durch den Verkehr mit Europa eingedrungenen 
neuen Ideen über den Staat. 

Nachdem zuerst Marco Polo in seinem berühmten Werke 
(gegen 1298) das bis dahin in Europa ganz unbekannte Land 
Japan und seinen Goldreichtum erwähnt hatte, trafen gegen das 
Jahr 1542 die ersten Europäer dort ein und zwar Missionare 
aus Portugal. Den Priestern folgten die Kaufleute, Hollftnder 
und Engländer, und es bildete sich nach und nach ein regel- 
mäßiger, wenn auch nicht sehr lebhafter und nur einseitig ge- 
pflegter Handelsverkehr mit Europa heran. Viele Japaner gingen 
damals zum Christentum über. Da aber die Missionare, Jesuiten, 
sich in die Politik des Landes einmischten und die Regierung 
nicht mit unrecht innere Streitigkeiten fürchtete, so verbot und 
verfolgte Jyeyasu die christliche Religion. Auch erhielten nur 
die Holländer die Erlaubnis, von Nagasaki aus Handel zu treiben. 
Unter lyemitsu (1623 — 1650) wurden Reisen ins Ausland und 
die Einfuhr ausländischer Bücher strengstens verboten. Das 
Verbot der Büchereinfuhr wurde indes von Iyenari(1789 — 1836) 
aufgehoben, nur für religiöse blieb es bestehen. Seit jener Zeit 
kamen Bücher aller Wissenschaften, meist in holländischer 
Sprache, nach Japan und wurden von vielen strebsamen Jüng- 
lingen eifrig studiert. Auf diese Weise verbreiteten sich euro- 
päische Ideen in Japan, und es gab bald eine zahlreiche Ge- 
meinde von Männern, die es für unabweisbar hielten, das Land 
dem Verkehr mit dem Ausland zu öffnen. 
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n. Bereits im 17. Jahrhunderte gelangte das Studium^) der 
altjapanischen Sprache und Literatur zu neuem Ansehen und 
wurde von den Tokugawa eifrig gefördert, die die Folgen nicht 
ahnten, welche dies Studium fHv ihre Herrschaft haben sollte. 
Denn bald erwachte in den Sprach- und Altertumsforschem 
eine Sehnsucht nach der alten Zeit als noch der von den Oöttem 
abstammende Kaiser mfichtig und unumschränkt im Lande 
schaltete, und es bildete sich eine Partei, die glaubte und es 
aussprach, daß das Heil fOr Japan in der Wiederherstellung 
der alten Kaisermacht und in der Abschaffung des Shögunats 
liege Als die Tokugawa die Oefahr dieser Partei erkannten, 
waren ihre Ideen schon zu verbreitet, um sie zurückzudämmen. 
Der Hauptsitz dieser altjapanischen Partei war in Mite. Neben 
dem Haß gegen das Bakufu predigten die Kaiserlichen auch 
den Haß gegen die Ausländer, wohl ursprünglich deshalb, weil 
sie das Bakufu mit denselben in freundschaftlichem Verkehr 
sahen. Indessen waren die Parteien nicht derart geschieden, 
daß auf der einen Seite Anhänger des Kaisers und Feinde des 
Auslandes, auf der anderen Anhänger des Bakufu und Freunde 
der Fremden gestanden hätten. Es gab vielmehr unter den 
Kaiserlichen sowohl wie unter den Bakufuanhängern Freunde 
und Feinde des Auslandes. 

Bald sollte es auch zu einem Zusammenstoß der beiden 
Parteien kommen. Im Jahr 1853 kam Kommodore Perry, um 
im Namen der Vereinigten Staaten einen Handelsvertrag mit 
Japan abzuschließen. Erst nach einem Jahre und nachdem der 
Kaiser die Erlaubnis zu Unterhandlungen schroff abgelehnt hatte^ 
entschloß sich das Bakufu, in der Erkenntnis, daß die Macht 
der Ausländer zu groß sei, um sich zu widersetzen, zu eigen- 
mächtiger Bewilligung eines Vertrags. Den Amerikanern folg- 
ten die Engländer, Russen u. s. w., und es wurden den Fremden 
einige Häfen geöffnet Keine der Parteien war mit dem Bakufu 
zufrieden. Den einen war es zu schwach gegen das Ausland, 
sie verlangten den unbedingten Abbruch jedes Verkehrs; den 
anderen war es nicht entschieden genug in der Anbahnung des 
Auslandsverkehrs; sie wünschten die Eröffnung des ganzen 
Landes und Freiheit, ins Ausland zu reisen. Verschiedene 
unangenehme Zwischenfälle ließen das Bakufu erkennen, daß es 
aus dieser Lage zwischen den Parteien und dem andrängenden 
Ausland keinen Ausweg gab, und so legte der letzte Shögun 



>) Vgl. Shigeno, Kokushigan, Bd. VI, S. 77. 
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im Jahre 1867 seine Herrschaft freiwillig in die H&nde des 
Kaisers zurQok.^) Damit beginnt die neue Epoche, die Re- 
gierung des Kaisers. iSne seiner ersten Begierungshandlungen 
war die Sanktion der Auslandsvertrftge, und seit dieser Zeit 
datiert der immer reger werdende Verkehr mit dem Ausland 
und die Umgestaltung aller inneren Verhältnisse Japans. 



*) Über den Verfall und Untergang der BakufuregieroDg siehe 
Fokuohi. 



Vierte Periode. 

Hauserbfolgre seit Beginn der EinfOhrung der 
europäischen Kultur (seit 1868). 

A. Allgemeine Vorbemerkungen über die staats- 
rechtlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse. 

§ 19. 

Wie wir gesehen haben, hatte der letzte Shögun aus dem 
Hanse Tokngawa freiwillig auf sein Amt verzichtet und seine 
Gewalt in die Hand des Kaisers zurückgelegt Damit endete 
das alte Feudalreich, und es begann mit der Rückkehr der 
Herrsohergewalt an den angestammten Kaiser die neue Zeit 
Im Jahre 1868 (dem ersten Jahre der neuen Periode Meiji) 
bestieg der Kaiser Mutsuhito den Thron und leistete in 
Segenwart der Großen des Reichs den Eid, der aus fünf 
Artikeln bestand, von denen uns hier nur die folgenden zwei 
interessieren: 

1. Ich schwüre bei meiner Ahnengüttin und allen Göttern 
des Himmels, eine Vertretung des gesamten Volkes zu be- 
gründen und alle Angelegenheiten des Staates der ülFentlichen 
Meinung zu unterbreiten; 

5. in aller Welt Kenntnisse zu erwerben, um auf ihnen 
die Grundlage des Kaiserstaates zu errichten.^) 

Die angeführten zwei Artikel bilden den Ausgang für die 
Entwickelung Japans als Verfassungs- und Kulturstaat im 
modernen Sinne. 

Von dieser Zeit an entwickelte sich ein immer lebhafter 
sich gestaltender Verkehr mit dem Auslande. Die Japaner 



^) Der Eid wurde darauf öfiPeDtlioh bekannt gemacht — Oldoh 
nach der Thronbesteigaiig (1869) hatte der Kaiser seine Residenz von 
Kyoto nach Tedo, das dann den Namen Tokyo erhielt, verlegt Seit 
dieser Zeit ist Tokyo die Hauptstadt des Reiches. 

Iktda, HAiMerbfolgtt. 10 
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lernten fremde L&nder, fremde Sitten und Oesetze, fremde 
Eultnreinrichtiingen kennen und suchten alles, was sie sahen, 
zu Hause einzuführen. Im zweiten Jahre Meiji bereits wurden 
die Daimyö und Kuge ihrer alten Stellung entkleidet und 
für den Ausfall ihrer Einkünfte durch eine Staatsrente ent- 
schftdigt^) Zugleich wurde ihnen aber unter der Bezeichnung 
Kwazoku^) der Adel zuerkannt') Auch die Samurai, der 
Eriegerstand, verlor seine alten Vorrechte, nach denen nur 
seine Mitglieder Beamte worden konnten und erhielt eine 
geringe Entschädigung und die Bezeichnung Shizoku. Alle 
übrigen Stände mit Einschluß der früher verachteten und. fast 
rechtlosen Hinin und Eta wurden unter dem Namen Heimin 
zusammengefaßt 

Es bestehen daher heute in Japan vier Klassen, von denen 
die beiden ersten, nämlich die Eözoku (Kaiserfeunilie) eine her- 
vorragend privilegierte und die Ewazoku eine nur in mancher 
HinsichtprivilegierteStellungeinnehmen, während die zwei anderen, 
die Shizoku und Heimin, rechtlich v6\Ug gldchgestellt sind. 

Das Eigentumsrecht am Orund und Boden wurde fdr jeden 
Japaner bereits 1868 anerkannt, nur das Lehnsland (Hai- 
ryöchi), sowie die Tempelländereien blieben ausgeschlossen. 
Im Anschluß hieran wurde am 14. Februar 1872 die Ver» 
äußerung des Ghnindbesitzee a«f Ewigkeit allen Klassen gestattet 
Jeder Grundbesitzer erhielt über seinen Besitz eine amtliche 
Eigentumsurkunde (Chiken), die als Ausweis über die Recht- 
mäßigkeit des Besitzes galt und bei Veräußerungen und Be- 
leihungen zur Beurkundung des Rechtsgeschäftes diente. 
Während also Mher nur der Hausherr als solcher ein unvoll- 
kommenes Eigentumsrecht besaß, war jetzt das vollkommene 
Eigentumsrecht eines jeden Einzelnen gesetzlich gewährleistet 
Schließlich wurde 1875 die Beschränkung der Teilbarkeit des 
Orundbesitzes aufgehoben. 

Die Zentralregierung gliederte dch in drei Teile; Oesetz- 
gebung, Verwaltung und Rechtspflege. Was die Provinzial- 
verwaltung anbelangt, so waren zunächst die alten Teiritorial- 
herren als Statthalter mit der Verwaltung ihrer früh^en Gebiete 
(Han) beauftragt worden. Abor bereits 1871 beseitigte ein 



») Vgl. Ota Nitobe, 8. 28fg. 

*) Außer diesem alten Daimyo und Kugeadel wurden später 
noch andere Familien in den Adelstend erhoben. Rechtlich ist zwar 
kein unterschied zwischen jenem alten und dem nefren AM, wohl ahar 
besteht ein gesellscfaafüicfaer UnteiBchied. 

') Jetzt gibt es fänf Klassen von Kwazoko« Vgl Adelsgesets § 2. 
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kaiserliches Dekret die alten Han nnd richtete dafür Prätekturen 
(Ken) ein, an deren Spitze vom Kaiser neu ernannte Prftfekten 
(Kenchiji) traten. Natürlich fungierten alle diese neuen Ein- 
richtungen sowohl wie die Verwaltungsorgane nicht von Anfang 
an in vollkommener Weise, und es mußte im Laufe der nächsten 
zwanzig Jahre vieles geändert und verbessert werden.^) 

Schließlich kam aber doch alles zu einer gewissen Stetig- 
keit und Sicherheit des Betriebs, und so konnte der Kaiser 
bereits 1881 die Zeit als gekommen erachten, um durch ein 
Edikt dem Volke eine Verfassung und parlamentarische Ver- 
tretung nach europäischem Muster zu versprechen. 1885 wurde 
darauf das Kabinet gegründet, 1888 eine Art Staatsrat (Somi- 
tsuin)*); 1889 endlich wurde die neue Verfassung verkündet 
und im folgenden Jahre traten zum ersten Male die erwählten 
Vertreter des Volkes zu einem aus einem Herrenhaus und einem 
Abgeordnetenhaus bestehenden Parlament zusammen. 

Die wichtigsten Gesetze seit Beginn der neuen Aera bis 
heute sind folgende*): 

1. 1870 ein Strafgesetzbuch: Shinritsu-göryö, eine Ver- 
schmelzung der chinesischen Gesetze der Tang- und Mingdynastie 
mit dem oben erwähnten Taihöryö-ritsu und Tokugawa- 
hyakkajö. Eine Ergänzung dieses Gesetzbuches nach euro- 
päischen Grundsätzen^) wurde 1873 unter dem Titel Eaitei- 
ritsurei^) veröffentlicht In vollständig umgearbeiteter Gestalt 
wurde dieses Gesetzbuch 1880 veröffentlicht, und zwar so wie 
es heute noch in Kraft ist^) 

2. Eine besondere Strafprozeßordnung existierte bis in die 
neuere Zeit nicht Eine solche wurde zum ersten Mal 1880 
zugleich mit dem vorgenannten Strafgesetzbuch und 1890 in 
umgeänderter, noch jetzt giltiger Form erlassen.'') 

3. 1884 Kwazoku-rei, Adelsgesetz, und Novelle dazu 
vom Jahre 1894. 

4. 1899 wurde unter dem Namen Shi-chö-son-sei eine 
Stadt- und Landgemeindeordnung erlassen, durch welche den 
Gemeinden Selbstverwaltung gewährt wurde. 



') Die alten Gesetze behielten ihre Geltung und wurden nach Be- 
darf durch Erlasse des Kaisers vervollsttndigt 

') Siehe unten S. 168, Anm. 

*) Vgl Kiyoura Meiji hoseishi. 

^) Eb war dies das erste Mal, daß europäische Grundsätze in das 
japanisohe Recht Aufnahme fimden. 

*) Weiteres hierfiber Michaelis, S. 375 fg. 

*) Vgl. Rudorff, Rechtspflege in Japan (Meiji Periode), S. 443fg. 

^) Vgl. Rudorff ebendaselbst 

10* 
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5. 1899 kam ein kaiserliofaes Hausgesetz, Eöshitsu- 
tempan, zu stände. 

6. 1890 wurde die Provinzialverwaltung (Fü-ken-gun- 
sei) b^grQDdet und 1899 revidiert 

7. In demselben Jahre wurde eine (Gerichtsordnung (Sai- 
banshoköseihö) erlassen, während vorher, seit 1872, der 
Gegenstand durch Erlasse und Bestimmungen der Straiprosefi- 
Ordnung geregelt und 1886 besondere Vorschriften darfiber 
ergangen waren. 

8. 1890 erschien femer das Handelsgesetzbuch (Shohö). 
Yon diesem traten die Abschnitte über das Wechselrecht, die 
Handelsgesellschaften und die Eonkursordnung bald nachher in 
Kraft, die übrigen Teile sollten erst später in Kraft treten. 
Bevor dies jedoch geschehen konnte, wurde das ganze Handels- 
gesetzbuch mit Ausnahme der von demselben losgelösten und 
noch jetzt als besonderes Gesetz gültigen Konkursordnung, 1899 
einer Revision unterzogen und als Ganzes in Kraft gesetzt^) 

9. 1890 wurde eine Zivilprozeßordnung erlassen. 

10. Kosekihö, Gesetz betr. Hausstandsregister, 1898 
publiziert 

11. Während wir die obigen Gesetze nur kurz aufgezählt 
haben, möchten wir uns über das Bürgerliche Gesetzbuch etwas 
ausführlicher äußern. 

Nachdem die Japaner in Beziehung zum Ausland getreten 
waren, regte sich in ihnen bald das Bestreben, ihre Einrichtungen 
nach dem Muster des Auslandes umzugestalten, und zwar hing 
die Wahl des Landes, das man speziell zum Vorbild nahm, 
manchmal vom Zufall, manchmal von einer richtigen oder 
irrtümlichen Vorstellung von der Überlegenheit des betrefifenden 
Landes in einer Sache über andere Länder ab. So wandte 
man sich auf dem Gebiet der Rechtswissenschaft zuerst Frank- 
reich zu und studierte und übersetzte französische juristische 
Werke. Bereits in den ersten Jahren Heiji erschien eine 
japanische Übersetzung des Code Napoleon von Mitsukuri. 
Bald nachher begann man jedoch auch englisches und deutsch- 
römisches Recht zu studieren. 



^) Das alte Handelsgeeetzbaoh (1890) war von dem Deutschen 
Rösler in ADlehnong an den Code de commeroe ver&fit, während daß 
von 1899 mehr dem alten, zor Zeit des deutschen Bandes geschaffenen 
und durch Gesetz vom 5. Joni 1869 für das Gebiet des norddeutschen 
Bandes eingeftthrten, deutschen Handelsgesetzbuch folgt 
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Bald nach der Restauration machte sich auch der Mangel 
einer einheitliohen Oesetzgebnng geltend. Unter den Tokn- 
gawa waren Gesetze und Rechtspflege in den etwa 300 Terri- 
torien mehr oder weniger von einander verschieden, ein Zustand, 
der eine einheitliche Regierung erschwerte und unmöglich be- 
stehen bleiben konnte. Dazu kam, dafi das Ausland beim 
Abschluß von Yertrftgen mit Japan wegen der Rechtsverschieden- 
heit seine in Japan verkehrenden Untertanen nicht der japanischen 
Rechtsprechung unterwerfen konnte und wollte und sich deshalb 
die Konsulargerichtsbarkeit ausbedang. Japan mußte sich wohl 
oder übel dieser lästigen Bedingung fOgen, aber sein National- 
stolz litt darunter, und es strebte eifrig danach, durch Ver- 
besserung seiner Oesetze und Rechtsprechung sich von der 
Klausel der Konsulargerichtsbarkeit zu befreien. 

Zur Vorbereitung eines einheitlichen Oesetzbuches wurde 
bereits 1875 eine Kommission eingesetzt, die nach einem Jahre 
einen Entwurf vorlegen konnte. Da dieser Entwurf haupt- 
sftchlich nur eine Zusammenstellung und Übersetzung aus fran- 
zösischen Gesetzbüchern darstellte, so wurde 1879 eine zweite 
Kommission eingesetzt, die unter Mitwirkung des französischen 
Rechtsgelehrten Boissonade arbeitete.^) Während die ersten 
Materien von dem genannten ^nzösischen Gelehrten bearbeitet 
wurden, wurden die familien- und erbrechtlichen Bestimmungen 
von Japanern bearbeitet Das von dieser Kommission hergestellte 
G^esetzbuch wurde 1890 veröffentlicht und sollte am 1. Januar 
1893 in Kraft treten. 

Die Aufnahme, die dies Gesetzbuch bei den japanischen 
Juristen fand, war eine geteilte, und es bildeten sich in dieser 
Beziehung zwei Parteien, von denen die eine das Gesetzbuch, 
wie es war und zu dem gedachten Zeitpunkt in Kraft treten 
sehen, die andere mindestens den letzteren Zeitpunkt verschoben 
haben wollte. Für die Verschiebung hatte sich schon vorher 
(1889) der Juristentag (Högakushikwai) ausgesprochen. Der 
Streit erregte die Gemüter auf das lebhafteste und wurde mit 
großer Erbitterung geführt 

Die Gründe, welche die Gtegner anführten, waren haupt- 
sächlich folgende: 



^) Zar selben Zeit war man im JostizmiDisteriam damit beschäftigt, 
das Gewohnheitsrecht der verschiedenen Territorien zu sammeln. Die 
Sammlang erschien anter dem Titel: Zenkoka minjikwanraishu. 



— 150 — 

a) das Oeeetzbuch sei aussdiliefilich auf französisches, 
belgisches und italienisches Recht gegründet und lasse andere 
wichtige G^esetzgebungen, wie z. B. deutsches Recht, ganz un- 
berttoksiohtigt; 

b) das Gesetzbuch enthalte, vermisoht mit den öffentlich- 
rechtlichen, auch prozessualische Bestimmungen; 

c) die Einteilung des Gesetzbuchs sei hauptsächlich nach 
dem System der Institutionen und daher der modernen Rechte- 
wissenschaft nicht ganz entsprechend. Insbesondere seien die 
wichtigen Bestimmungen über die Hauserbfolge in das Ver- 
mögensrecht eingestellt; 

d) das Gesetzbuch berücksichtige nicht japanische Sitten 
und Gewohnheiten. 

Die Frage bezüglich des Gesetzbuches kam in dem 1892 
berufenen Parlament^) zur Sprache, und es wurde nach heftigen 
Debatten beschlossen, das Gesetzbuch nicht in Kraft treten zu 
lassen und eine Kommission zur Ausarbeitung eines neuen 
Gesetzbuches einzusetzen, Ahnlich wie es mit dem Entwurf-) 
des deutschen Bürgerlichen (Gesetzbuches geschah. Obwohl also 
jenes Gesetz nie in Wirksamkeit getreten ist, mufi es doch als 
»Gesetz« und nicht als Entwurf bezeichnet werden. 

1893 trat die Kommission zusammen, deren Hauptarbeiter 
die drei Professoren der Rechtswissenschaft H o z u m i (N o b u s h ig e), 
Ume und Tomii waren. Bereits 1895 hatte die Kommission den 
allgemeinen Teil, das Sachen- und Obh'gationenrecht im Ent- 
wurfvollendet; im Januar 1896 wurde derselbe durch Parlaments- 
beschlufi zum Gesetz erhoben und im April desselben Jahres 
publiziert Das Erbrecht und Familienrecht wurde im Jahie 
1898 publiziert. Beide Teile traten im Juli 1898 in Kraft') 

Das neue Gesetzbuch ist hauptsächlich auf der Grundlage 
des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches bezw. des Entwurfes 
dazu aufgebaut, mit Ausnahme des Familien- und Erbrechts 

*) Zum ersten Mal trat die Institution des Parlaments 1890 im 
November ins Leben. Das Oesetzbuch war im April und Oktober ver- 
öffentlicht worden. 

*) Dieser Entwarf wurde, nachdem er zuerst eine ungünstige Kritik 
erfahren hatte und namentlich von Gierke (der Entw. eines B. G. B. 
und das deutsche Recht 1889) nicht sozial und nicht volkstümlich und 
daher als ungenügend bezeichnet worden war, einer Umarbeitung unter- 
zogen. 

*) Noch Genaueres Tomii, Mimposoron, Bd. I, S. 35. 
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und folgt auoh in seiner ganzen Anlage dem Pandektensystem, 
wie es im deutschen Büiigeriiohen Gesetzbuch zur Anwendung 
gekommen ist mit der einzigen Ausnahme, daß das Obligationen- 
recht seinen Platz im dritten Buch gefunden hat, während es 
im deutschen im zweiten Buche steht. 



B. Erbrechtliehe Bestimmungen. 

8 20. 

Die Grundlage für das Rechtsleben in Japan während 
der Übergangszeit seit der Restauration (1868) bis zur Ein- 
führung des Bürgerlichen Gesetzbuches im Jahre 1898 bil- 
deten: die gesetzlichen und gewohnheitsrechtlichen Be- 
stimmungen aus der Tokugawazeit, welche aber nicht 
einheitlicher Natur waren, sondern in den verschiedenen 
Territorien sich abweichend gestaltet hatten imd daher zu- 
nächst durch gelegentliche Verordnungen ergänzt wurden, 
die, auf Grund des Studiums europäischen Rechts erlassen, 
bereits einen modernen Charakter trugen; femer Entschei- 
dungen der Gerichte und Reskripte der Regierung (der 
Ministerien des Inneren und der Justiz) in Beantwortung 
von Anfragen der Bezirksregierungen über die Auslegung 
von Grundsätzen zweifelhafter Natur.^) Aus einer Ver- 
schmelzung dieses Rechts der Übergangszeit mit dem euro- 
päischen Recht ging zuerst das uicht zur Einführung ge- 
langte Bürgerliche Gesetzbuch von 1890 und schließlich das 
1898 in Kraft getretene Bürgerliche Gesetzbuch hervor. Vor- 
her schon war (1889) das kaiserliche Hausgesetz veröffent- 
licht worden, welches u. a. die erbrechtlichen Bestimmungen 
für die kaiserliche Familie enthält. 

Die genannten Gesetze und Verordnungen etc. seit 1868 
bilden zusammen mit dem neuen japanischen Bürgerlichen 
(fcsetzbuch den Inhalt der vierten Periode; auf die Einzel- 
heiten der Übergangszeit von 1868 bis zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch brauchen wir um so weniger einzugehen, als wir 



') Vgl. üme, eine erbrechtl. Streitfrage, S. 458. 
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auf die bezüglichen (deutsch geschriebenen) Schriften von 
Kohler, Weipert etc. verweisen können.*) Dagegen soll im 
zweiten Kapitel bei Gelegenheit der Besprechung des Bürger- 
lichen Gesetzbuches auf die wichtigsten Verordnungen und 
Reskripte, sowie auf die Hauptpunkte, in denen das jetzige 
Bürgerliche Gesetzbuch von dem älteren abweicht, zurück- 
gekommen werden. 



>) Kohler, Stadien, 8. 437ig.; Weipert, & 132fg.; 



Zweites Kapitel 
Das heute geltende Institut der Hauserbfolge. 

I. In der kaiserlichen Familie. 
1. Allgremeine Bestimmungren. 

§ 21. 

Das neue japanische B. O.-B. wollte die auf die Erb- 
folge in die Hausheirschaft bezüglichen autonomischen Rechte 
des Herrscherhauses nicht verkürzen und gab deshalb in 
dieser Materie nur Bestimmungen für die Untertanen; für 
das Kaiserhaus verbleibt es somit bei dem Hausgesetz') 
— Köshitsu-tempan — . Im großen und ganzen sind 
übrigens in dasselbe die oben von uns angegebenen Grund- 
sätze aufgenommen und schriftlich fixiert worden. Es sollen 
nun die Bestimmungen des Hausgesetzes, welche sich auf 
die Erbfolge in die Hausherrschaft beziehen, angegeben 
werden. 

Die kaiserliche Familie besteht aus einem Haupthause 
und verschiedenen Zweighäusem; dieser ganze Komplex 
heißt Kozoku. Zu den Mitgliedern des Haupthauses ge- 
hören der Kaiser, die Kaiserin, etwaige Ascendenten des 
Kaisers und die kaiserlichen Kinder. Alle übrigen Ver- 
wandten mit ihren Ascendenten und Descendenten bilden 



') Das hierauf bezügliche jetzt geltende Haosgeeetz ist 1889 zugleich 
mit der japauiscben Verfassung zu stände gekommen. VgL Anbang am 
Ende des Werkes. 
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die Zweighäuser. Jedes derselben hat ein Oberhaupt weiches 
die Hausherrschaft inne hat Über allen gemeinschaftlich 
steht der Kaiser, so daß dieser 

1. eine spezielle Hausherrschaft über sein Haupthaus und 

2. zugleich eine allgemeine über sämtliche Zweigfaäuser 
ausübt^) Das Hausgesetz enthält allerdings nicht die Aus- 
drücke »Haupthausc und »Zweighausc, aber die von uns 
erwähnten Verhältnisse aus dem Hausgesetz entsprechen un- 
ge&hr den Ausdrücken: Honke,d. i. Haupthaus und Bunke, 
d. i. Zweighaus des B. G.-B.*). Das Hausgesetz vermeidet 
desl^alb derartige Ausdrücke, weil nach außen Közoku als 
ein Gtesamtbegriff für die ganze kaiserliche Familie besteht 
so daß nach dieser Richtung die verschiedenen Bezeich- 
nungen ohne Bedeutung wären. Das jetzt vorhandene Haus- 
gesetz enthält nur Bestimmungen über die Erbfolge in die 
Hausherrschaft innerhalb des Haupthauses (Üikeishö), sowie 
darüber, wer beim Fehlen eines Erbberechtigten im Haupt- 
hause aus den Zweighäusem Kaiser wird. Hausgesetze über 
die Erbfolge in die Hausherrschaft innerhalb der Zweig- 
häuser selbst bestehen augenblicklich noch nicht, werden 
aber möglicherweise in kurzer Zeit erlassen werden, daher 
wird in dieser Beziehung augenblicklich noch nach Ana- 
logie des bestehenden Hausgesetzes verfahren. Möglich ist 
es aber, daß die erwarteten Hausgesetze auch weiterhin 
das Közoku als einen einzigen Gesamtbegriff bestehen 



>) Endlich hat er auch inne: 

3. die Haasherrsohaft über den ganzen Staat, da dieser nach 
japanischer, dem Altertum entnonunener Anffossong eine große Familie 
bildet; darauf deutet hin das Wort: Kokka = Staat, d. i. £ok = 
Land, Ka =r Haus oder Familie. Sowie nun jede Familie ein Oberhaupt 
haben muB, so muB der Staat als Familie ein solches besitzen, welches 
natürlich nur der Kaiser sein kann. Der Kaiser hat also als Erbe in 
diese verschiedenen Arten der Hausherrschaft sowohl eine staatsrechtliche, 
Wie eine privatrechtliche Stellung, über die letztere besonders entscheidet 
nur das Hausgesetz, über die erstere mehr die Verfassung. 

«) Vgl. B. G.-B. §§ 743, 744 etc. 
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lassen und von einer Teilung überhaupt gar niclit spreclien 
werden.^) 

Der Kaiser, der Kötaishi und der Kötaison werden 
mit achtzehn Jahren volljährig, die anderen Prinzen, wie 
jeder Untertan, erst mit zwanzig Jahren; ist der Kaiser 
minderjährig oder aus einem anderen wichtigen Grunde 
nach Ansicht des Közoku-Rates und des Sümitsu-Eates*) 
an der Regierung dauernd verhindert, so tritt eine Eegentr 
Schaft, Sesshö, ein.*) Nach der japanischen Verfassung 
§ 17 übt der Regent die Regierungsgewalt im Namen des 
Kaisers aus; daher bedarf es zur Wirksamkeit der Regent- 
schaftshandlimgen keiner Genehmigung seitens des Kaisers, 
auch ist der Regent an keine Vorschriften des Kaisers ge- 
bunden, seine Regierungsakte gelten vielmehr ipso jure als 
kaiserliche Akte.*) Da die Regentschaft die staatsrechtlichen 
Funktionen mit sich bringt, welche bei dem Tode des Kaisers 
auf dessen erbberechtigten Nachfolger übergehen — soweit 



^) Die mäoDliohen Descendenten des Kaisers bis zum vierten Grade 
incl. heißen 8hin-ü, ihre Oemahlinnen Shin-o-hi, vom fünften Grade 
ab heißen sie Ü resp. Ü-hi. Die weiblichen Descendenten bis zum 
vierten Grade heißen Naishin-o, von da ab Joo. Die Gemahlin des 
regierenden Kaisers heißt' Kogo, seine Matter: Kütaigo, deren 
Mutter: Kotai-taigO; der erbberechtigte Sohn heißt (d § 15 Haas- 
gesetz) Kütaishi, dessen Gemahlin: Kotaishi-hi, sein Sohn, Ms dieser 
erbberechtigt ist: Kötaison, dessen Gemahlin: Kotaison-hi. Die 
Prinzen können nach dem neaen Haasgesetze grandsätzlich nicht aas 
der kaiserlichen Familie, Kozoka, aasscheiden; die Gemahlinnen pflegen 
ebenfalls dem Küzoka anzagehören, jedoch darf mit kaiserlicher Ge- 
nehmigang ein Prinz aas einer nicht dem Küzoka angehörenden 
Familie heiraten. 

Die weiblichen Descendenten des Kaisers scheiden nur dann aas 
dem Kozoka aas, wenn sie einen Gemahl nehmen, der nicht dem 
Közoka angehört; der Erlaabnis des Kaisers jedoch bedürfen sie hierza 
stets (§ 44 Haasgesetz). 

*) Näheres hierüber s. a. S. 168, Anm. 

') ^C^ § l^f Haasgesetz. Hier treten die beiden Körperschaften 
ohne Berofang selbständig zasammen. 

*) Vgl. Y. Hozami, Kempotaii, 8. 21 flf. 
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sie nicht höchstpersönliche des Kaisers selbst sind — , so 
darf man sie gleichsam als eine Art Erbfolge bezeichnen, 
die schon zu Lebzeiten des Beerbten eintritt Deshalb ge- 
hört es auch hierher, noch einige Bemerkungen über die 
Regentschaft hinzuzufügen. In erster Beihe ist natürlich 
der Kötaishi, dann der Kötaison als Regent berufen; 
sind diese ebenfalls unfähig zu regieren oder gestorben, so 
gelangt der nächste Descendent zur Regentschaft Besteht 
der Unfähigkeitsgrund des Eötaishi oder Kötaison in 
Minderjährigkeit, so kann natürlich von einem Nachrücken 
von Descendenten nicht die Rede sein, sondern es müssen 
Erbberechtigte aus der Nebenlinie Nachfolger sein; für diese 
alle gelten selbstredend die allgemeinen Fähigkeitsvoraas- 
Setzungen. Ist aus den direkten vier männlichen Descendenten- 
graden niemand vorhanden oder geeignet, so folgen in der- 
selben Weise nach der Gradesnähe die männlichen Ver- 
wandten der Nebenlinie ebenfalls bis zum vierten Grade, dann 
die Glieder von ö in der geraden, und endlich in der Seiten- 
linie ; sodann aber tritt weibliche Succession in die Regent- 
schaft ein.i) Es erhält dieselbe dann nämlich die Kögö, 
resp. Kötaigö, resp. Kötai-taigö, also die Gemahlin, 
die Mutter resp. die väterliche Großmutter des Kaisers. 
Erst nach diesen ist die andere weibliche Seitenlinie 
(Naishin-ö) zur Regentschaft benifen, d. h. nur soweit 
unverheiratete resp. durch den Tod des Gatten oder 
durch Scheidung wieder ledig gewordene Glieder derselben 
vorhanden sind; endlich auch die Joö unter denselben 
Voraussetzungen. 

Unter diesen der Theorie nach zur Regentschaft be- 
rufenen Personen nehmen der Kötaishi und der Kötaison 
feine bevorzugte Stelle ein. Wenn z. B. beide unfähig zur 
Regentschaft sind und der nächste Berechtigte und Fähige 

^) Dagegen findet, wie weiter unten S. 160 hervorgehoben werden 
wird, weibliche Succession in die Kaiserwärde als solche nach Verbssnng 
§ 2 und Hausgesetz § 1 nicht mehr statt 
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die Regentschaft übernimmt, während dessen aber bei dem 
Kötaishi oder Eötaison der Unfähigkeitsgrund wegfällt, 
60 muß der bisherige Regent die Regierung an den wieder 
fähig gewordenen Kötaishi oder Kötaison abgeben. Da- 
gegen brauchen die nach dem Kötaishi und Kötaison 
, Berufenen untereinander die Regentschaft nicht zu übergeben, 
also ein Glied aus der Nebenlinie Shin-ö, das wegen Un- 
fähigkeit eines Gliedes der Hauptlinie Shin-ö die Regent- 
schaft führt, behält dieselbe auch nach WegfaU des bei dem 
Gliede der Hauptlinie Shin-ö vorhanden gewesenen Un- 
fähigkeitsgrundes. *) 

£inen Verzicht auf die Kaiserwürde, wie nach dem 
deutschen Staatsrecht, wo der Verzichtende nicht Kaiser 
bleibt, sondern nunmehr Untertan seines Nachfolgers wird*), 
und wie es früher in dem Institut desinkyo bestand, gibt 
es nach heutigem japanischen Recht nicht mehr. Wenn der 
Fall einträte, daß der Kaiser freiwillig von der Regierung 
zurückträte, oder sie nicht annähme, so würde wie bei der 
gewöhnlichen Regentschaft verfahren werden. Derjenige 
also, welcher infolge Beschlusses des Familien- und Sü- 
mitsu -Rates die Regierung übernähme, wäre Regent, und 
der andere bliebe Kaiser. Bei dem auch in der kaiserlichen 
Familie früher gestatteten Inkyo war es anders; hier wurde 
der Nachfolger wirklich Kaiser, ebenso wie es z. B. heute 
auch nach preußischem Rechte bei Verzicht des Königs der 
Fall wäre. Staatsrechtlich ist also auch nach japanischem 
Recht gleichsam eine gewisse identitas vorhanden zwischen 
Kaiser imd Regent, in abstracto bilden beide demnach eine 
^Persönlichkeit*) 



') Vgl § 24 Hausgesetz. Der Fall, wo ein Kaiser mit Hinterlassong 
einer schwangeren Oemahiin stirbt und wo sodann aus diesem Oninde 
eine Begentsobaft eintritt, soll unserer Disposition entsprechend weiter 
«Aien bei Beepreohang der Subjekte der Erbfolge Erwähnung finden. 
V0. 8. 162. 

*) So: von Stengel, Preu£. Staatsrecht, S. 43 § 15 II. 

•) Vgl Y. Hozumi, Vorlesung, Bd. I, S. 8«. 



— 158 — 

Im allgemeinen hat der Regent die Pflichten und Rechte 
des Kaisers bis auf die Beschränkimgen, daß er nicht >Eaiser< 
heißt, sondern nur »im Namen desselben« regiert und fernen 
daß ihm auch manche persönliche Ehrenrechte, wie der 
Titel: »Majestät« nicht zukommen. Eine wichtige spezielle 
Beschränkung nach japanischer Verfassung besteht darin, 
daß die Verfassung selbst und das Hausgesetz während der 
R^entschaft nicht geändert werden können.^) 

Die Erbfolge selbst in die Hausherrschaft tritt auch 
nach heutigem Recht ebenso sofort mit dem Tode des Kaisers 
ein, wie es bei der geschichtlichen Entwickelung oben be- 
züglich der früheren Perioden gesagt wurde. Also auch 
heute gilt der Satz: Le roi est mort, vive le roi. Es kommt 
also nicht, wie bei der Erbfolge der Untertanen, darauf an, 
daß der Nachfolger des Kaisers tatsächlich die Regierung 
des Verstorbenen übernimmt, sondern er ist staatsrechtlich 
ipso jure Kaiser, insbesondere, da es einen Verzicht auf 
die Kaiserwürde jetzt nicht mehr gibt, also die Bestim- 
mimgen des B. G.-B. über Annahme- oder Ablehnungs- 
erklärung u. s. w. für die Hauserbfolge in der kaiserlichen 
Familie ohne Bedeutung sind. 

Wie schon bei der Besprechimg der Entwickelungs- 
geschichte gesagt wurde, waren von jeher im Zusammen- 
hange mit dem Ahnenkultus gewisse sakrale Förmlichkeiten 
mit der kaiserlichen Hauserbfolge verbunden, da der Ahnen- 
kultus der Staatsidee zu Grunde lag. Auch das Hausgesetz 
enthält derartige Bestimmungen, aus denen ersichtlich ist, 
daß jeder neue Kaiser so betrachtet wird, als übernähme 
er ein von der Amaterasu stammendes Erbe. So erfolgt 
die Empfangnahme der kaiserlichen Insignien in einer sa- 
kralen Form, ebenso sind von einer solchen begleitet die 
sonstigen offiziellen mit der Thronbesteigung verbundenen 
Handlungen des neuen Kaisers; dieselben müssen nach dem 



*) Vgl § 75 Verfassongsurkunde. 
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jetzt geltenden Hausgesetze sofort mit dem Eintritte des 
Erbfalles stattfinden.^) 

Die sakralen Förmlichkeiten, welche hauptsächlich im 
Darbringen von Opfern bestanden, wurden in Kyoto voll- 
zogen, welches seit dem Kaiser Kwammu bis zum Anfang 
der vierten Periode — Meiji — , also 1075 Jahre hindurch, 
die kaiserliche Residenz war. Dort sollten sich die Ahnen 
der kaiserlichen Dynastie aus jenem Zeiträume befinden, 
denen bei feierlichen Gelegenheiten Opfer dargebracht wurden 
und noch heute gebracht werden. Auch findet dieser Akt 
noch heute nach § 11 des Hausgesetzes in Kyoto*) statt 
und heißt: »öname no matsuri«. 

Die früher öfter vorkommende Änderung der Periode 
im Laufe der Regierungszeit eines Kaisers^, womit natür- 
lich große Förmlichkeiten verbunden waren, findet heute nach 
dem Hausgesetze § 12 nicht mehr statt, sondern neue Pe- 
rioden beginnen heute stets nur mit dem Regierungsantritt 
eines neuen Kaisers, z. B. wird das gegenwärtige Jahr 
(1902 d. Christi. Zeitrechnung) bezeichnet als: »Meiji 35c.*) 
Zu bemerken ist jedoch, daß heute die angedeuteten Förm- 
lichkeiten nicht absolut notwendig sind, so daß die Unter- 
lassung derselben auf den Rechtsbestand des betreffenden 
Ereignisses, wie Regierungsantritt etc., ohne Einfluß ist. 



2. Subjekt der Hauserbfolffe. 

§22. 
Aus dem über die Zusanunengehörigkeit der kaiser- 
lichen Familie oben Gesagten ergibt sich, daß Subjekt der 



^) Da hierttber in den frühereD Zeiten keine bestimmten Vor- 
achriften bestanden, fiiDden diese Zeremonien mitunter erst längere Zeit 
nach dem Erbfalle statt 

*) Der Sitz der Regierung selbst ist dagegen bekanntlich nicht mehr 
Kyoto, sondern Tokyo. 

•) 8. 0. 8. 22. 

*) Die Zahl 35 zeigt die Begierungqahre des Kaisers au; auch auf 
Geldstücken, Urkunden, Patenten etc. steht diese Bezeichnung. 
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kaiseriichen Haaserbfolge stetB nur ein Mitglied des 
Közoku sein kann. Aach dies folgt aus dem den Abnen- 
kultus vorschreibenden wiederholt erwähnten Edikte der 
Amaterasu; darauf deutet auch § 1 der Verfassungsurininde 
hin, welcher lautet: »Japan wird fiir ewige Zeiten ununter- 
brochen von einem Kaiser regiert« Ebenso deutet auf diese 
uralte, göttliche Abstammung der kaiserlichen Dynastie die 
Proklamation des jetzigen Kaisers vom 11. Februar 1889, 
in welcher der Herrscher bei Verkündung der neuen Ver- 
fassung u. a. sagt: »Nachdem Wir dank den glorreichen 
Taten Unserer Vorfahren in gerader, seit ewigen Zeiten un- 
unterbrochener Succession den Thron bestiegen haben, c 
Darauf hindeutend spricht auch der Monarch bei dieser Ge- 
legenheit davon, daß das Reich gegründet sei auf einer 
»Basis«, die ewig gewahrt werden soll. Wie bisher herrscht 
auch heute noch das monarchische Prinzip, also eine Teilung 
der Herrschaft unter mehrere Personen ist ausgeschlossen 
Femer sind nur, wie bereits oben ^) erwähnt, männliche Per- 
sonen fähig, Hauserben des Kaisers zu sein.*) Es könnte 
auffallen, daß im Gegensatz hierzu Succession in die Regent- 
schaft auch weiblichen Personen offen steht Man muß 
jedoch berücksichtigen, daß die durch die Regentschaft ge- 
gebene Stellung immerhin nicht eine so große Macht ge- 
währt wie die Kaiserwürde, der Regent hat noch neben sich 
den Kaiser, er handelt nur im Namen desselben, der Kaiser 
selbst aber in seinem eigenen Namen. Man wollte vielleicht 
im Hinblick auf die diesbezüglich in allen deutschen Ver- 
fassungen zum Ausdrucke gebrachten Anschauungen die 
weibliche Erbfolge ausschließen. Auch ist die Regentschaft 
eine staatsrechtliche Einrichtung nur provisorischer Natur, 
ohne sich als solche auf die Blutsverwandten des Regenten 
oder der Regentin zu vererben, so daß nach Aufhören der- 
selben immer wieder auf die für die Succession in die 

») S. 156, .A.nm. 

*) Vgl. Verfassung § 2, Haosgeeetz § 1. 
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Kaiserwürde maßgebenden Bestimmungen zurückgegangen 
werden muß. 

Wie oben ebenfalls gesagt wurde, herrschte allerdings 
auch in der älteren Zeit das gewohnheitsrechtliche Prinzip 
der männlichen Succession, es wurden jedoch davon im 
ganzen zehnmal Ausnahmen gemacht*); außer den weiblichen 
Personen selbst sind auch deren männliche Nachkommen 
von der Erbfolge in die kaiserliche Hausherrschaft ausge- 
schlossen, also wie z. B. in Preußen: Männliches Geschlecht 
und Abstammung vom Mannesstamme.*) 

Was die Rangordnung der successionsfähigen Personen, 
also die Thronfolgeordnung anbelangt, so hat den Vorzug 
der Erstgeborene; nach ihm folgen seine Söhne nach der 
Nähe des Grades; ist die Erstgeburtslinie — die ältere Linie — 
ausgestorben, so kommt die jüngere Linie an die Reihe und 
zwar ebenfalls nach denselben Grundsätzen: zuerst der zweit- 
geborene Sohn selbst, dann dessen ältester Sohn etc. etc., 
auch hier gilt demnach wie in Preußen gemäß Art. 53 V. ü. 
und den Hausgesetzen entsprechend das System der ag- 
natisch-linearen Erbfolge. Sind keine Söhne und keine 
Nachkommen von Söhnen vorhanden, so folgen etwaige 
Brüder des Kaisers, ebenfalls nach dem Alter, und deren 
männliche Descendenten. In Ermangelung von Agnaten 
dieser Art folgen etwaige Brüder des Vaters des Kaisers 
nach dem Alter und deren männliche Descendenten etc.; 
die ascendentischen männlichen Verwandten nach der Nähe 
des Grades.*) 

Ist gar keine männliche successionsfähige Persönlichkeit 
vorhanden, so könnte, wie auch nach preußischem Recht, 
weibliche Thronfolge nur auf Gnmd einer Verfassungs- 
änderung eintreten.*) 



') Vgl. oben S. 26. 
*) Vgl V. Stengel, S. 42, Nr. 5. 
•) Vgl HauBgesetz § 1—7. 
*) Vgl. V. Stengel, S. 42. 

Ikeda, Haoaerbfolge. 11 
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Es gelten somit bezüglich der Succession der männlichen 
Personen dieselben Grundsätze für die Thronfolge wie für 
die Regentschaft'); abgesehen hiervon aber besteht der schon 
erwähnte wichtige Unterschied, daß bei der Regentschaft 
grundsätzlich auch weibliche Succession besteht 

Verlangt wird femer eine Verwandtschaft durch natür- 
liche Zeugung; dies ergibt sich schon daraus, daß in der 
kaiserlichen Familie Adoption, Yöshi, und zwar sowohl die 
eines männlichen, wie die eines weiblichen Bandes ver- 
boten ist*) 

Da Verwandtschaft durch natürliche Zeugung maßgebend 
ist, so dürfte sich auch daraus die weder in der japanischen 
Verfassung, noch in dem die Regentschaft betreffenden fünften 
Abschnitt des kaiserlichen Hausgesetzes behandelte Frage 
entscheiden lassen, was Rechtens ist, wenn der Kaiser mit 
Hinterlassung einer schwangeren Gemahlin stirbt Daß hier 
sofort mit des Kaisers Tode keine äußerlich erkennbare Er- 
ledigung des Thrones vorliegt, ist klar; deshalb kann auch 
nicht derjenige die kaiserliche Tätigkeit ausüben, der dies 
sonst tun würde, wenn der Kaiser ohne Hinterlassimg eines 
Sohnes stürbe. Es ist vielmehr die Möglichkeit vorhanden 
und die Erwartung berechtigt, daß ein männlicher Thron- 
folger geboren wird. Also wenn der Kaiser mit Hinter- 
lassung einer schwangeren Gemahlin stirbt, muß eine Regent- 
schaft eintreten; ebenso wenn der zum Thron berechtigt 
gewesene, aber verstorbene Agnat eine schwangere Gemahlin 
hinterläßt Nun kommt es aber darauf an, wie diese Regent- 
schaft zu konstruieren ist Es sind verschiedene Möglich- 
keiten vorhanden. Es soll vorerst eine Ansicht angeführt 
werden, welche hier überhaupt sich gegen eine Regentschaft 
erklärt. 



») Vgl. S. 156. 

') Vgl. Hausgesetz § 42. In der älteren Zeit war Yoshi aaoh in 
der kaiserlichen Familie erlaubt Vgl. 8. 30. 
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Manche Autoren^) nämlich nehmen an, daß die Frucht 
im Mutterleibe unter keinen Umständen Kaiser sein, noch 
auch als solcher angesehen werden könne. Dies wäre eine 
entschiedene Negierung der Berechtigung des Satzes: Nas- 
citurus pro jam nato habetur, quoties de commodis ejus 
quaeritur. Deshalb könnte nach dieser Theorie in unserer 
Situation überhaupt keine Regentschaft eintreten, da gar 
keine Veranlassung dazu vorläge, es müßte vielmehr der- 
jenige ohne weiteres als Kaiser die Herrschaft übernehmen, 
welcher, wenn definitiv kein Sohn vorhanden wäre, dem 
verstorbenen Kaiser folgen würde. 

Diese Ansicht hat für den ersten Augenblick etwas Be- 
stechendes, kann aber nicht als richtig zugegeben werden. 
Es wird darin der religiösen, auf dem Ahnenkultus be- 
ruhenden Basis des japanischen Reiches nicht Rechnung 
getragen. Gerade der Ahnenkultus will, daß, soweit irgend 
möglich, bei der Thronfolge der nächste männliche Descen- 
dent berücksichtigt wird. Nim müßte doch danach in dem 
vorliegenden Falle mindestens abgewartet werden, ob nicht 
^ielleicht ein männlicher Erbe geboren und so die Mög- 
lichkeit gegeben wird, den göttlichen Vorschriften über den 
Ahnenkultus und den darauf begründeten menschlichen Vor- 
schriften über die Primogenitur Folge zu leisten. Es liegt 
also in der endgültigen Verdrängung und Zurückweisung der 
Frucht von der Succession ein Verstoß gegen göttliches und 
menschliches Recht, welcher auch nicht annähernd gerecht- 
fertigt erscheint durch jene durch nichts begründete Be- 
hauptung, daß der Satz: »Nasciturus pro jam nato habetur etc.« 
nur für das Zivilrecht, nicht aber für das japanische Staats- 
recht gelte. Hattori z. B. meint, daß durch die Anwendung 
des Satzes: Nasciturus pro jam nato habetur etc. lediglich 
einer deutschen Auffassung Ausdruck verliehen werde, wo- 
nach in unzulässiger Weise Zivilrecht und Staatsrecht oder 
vermögensrechtliche Erbfolge und Thronfolge vermengt wür- 



*) z. B. Hattori, S. 30 fg. 

11« 
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den. Wir haben jedoch oben gezeigt, daß dieser Yorwurf 
nicht berechtigt ist, daß viehnehr gerade die Hauserbfolge, 
zu der doch die Thronfolge gehört, von der reinen Yer- 
mögenserbfolge auseinander zu halten ist, und daß anderer- 
seits gerade die Konstruktion Hattoris den japanischen reli- 
giösen und staatsrechtlichen Anschauungen widerspricht 
Wir werden übrigens sehr bald Gelegenheit haben, hierauf 
zurückzukommen. Also diese Ansicht, daß der nasciturus 
auf keinen Fall als Kaiser angesehen werden darf, ist ent- 
schieden zu verwerfen. Es soll nun die richtige Ansicht 
besprochen werden, nach welcher hier eine Regentschaft 
erforderlich ist Hier sind, wie schon oben erwähnt, melirere 
Konstruktionen möglich. 

Betrachtet man von Anfang an die Frucht als eine 
männliche und wendet dann sofort den Gnmdsatz an: Nas- 
citurus pro jara nato habetur . . . . , so gelangt man in 
große Verlegenheit, wenn nachher von der Kaiserin eine 
Tochter geboren wird. Für wen soll alsdann der Regent 
tätig gewesen sein? Es stellt sich jetzt heraus, daß die 
Annahme falsch war, wonach die Frucht als männliches 
Wesen von Anfang an Kaiser war; es müßten also alle im 
Namen des fälschlich für einen Kaiser Gehaltenen von dem 
Regenten voi^enommenen Regierungsgeschäfte im Namen 
eines Wesens vollzogen worden sein, in dessen Namen sie 
nicht vollzogen werden durften und konnten. Also es ist 
durchaus nicht angängig, in das Extrem gegenüber von 
Hattori zu geraten und zu sagen: Die Frucht ist jetzt schon 
Kaiser, und der Regent ist in ihrem Namen tätig; hier 
würde, wenn nachher wegen der Geburt einer Tochter der 
sonst Successionsberechtigte Kaiser würde, was er doch 
müßte, da er es vorher nicht sein konnte, weil die Frucht 
als Kaiser galt — eine Zwischenzeit bestanden haben, in 
welcher tatsächlich gar kein Kaiser vorhanden war, was 
nach japanischem Recht unzulässig ist^) Dasselbe würde 

Vgl- § 1 <ler Verfassung. 
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auch gelten, wenn die Schwangerschaft überhaupt nicht zu 
einer Niederkunft führte. Also auch diese Konstruktion 
scheint nicht haUbar. 

Man muß vielmehr sagen, daß allerdings sofort nach 
dem Tode des Kaisers ein Nachfolger vorhanden sein muß, 
da das Reich keinen Augenblick ohne Kaiser sein kann. 
Wer aber dieser Kaiser als persönliches Individuum ist, ob 
der nasciturus oder der bereits vorhandene thronfolgefähige 
andere Thronfolgeberechtigte, dies kann sich erst heraus- 
stellen mit der Niederkunft der Kaiserin. Ist das geborene 
Kind eine Tochter, so wird es nun klar, daß der bereits er- 
wähnte Thronfolgeberechtigte bisher seit dem Tode des 
früheren Kaisers Kaiser war; kommt dagegen ein Sohn zur 
Welt, so stellt sich dadurch heraus, daß dieser bisher Kaiser 
war, auf diese Weise entgeht man der Schwierigkeit, das 
Reich eine Zeitlang ohne Kaiser zu lassea Ein Regent war 
selbstverständlich seit dem Tode des Kaisers erforderlich; 
kommt ein Sohn zur Welt, so führt er nunmehr wegen 
Minderjährigkeit des Kaisers die Regentschaft von Rechts- 
wegen weiter; im anderen Falle hört die Regentschaft auf, 
weil dem regierungsfähigen Thronfolgeberechtigten jetzt kein 
Hindernis mehr entgegensteht, sein Herrscherrecht auszuüben. 
Da in den meisten Fällen der nächste Successionsberechtigte 
Regent ist, führt er von jetzt ab dieselben Regierungs- 
geschäfte als Kaiser weiter, die er bisher äußerlich bloß als 
Regent führte. Bisher war der Kaiser Regent, jetzt ist der 
Regent Kaiser, hat also bloß diese eine Eigenschaft, während 
er bisher die beiden als Kaiser und Regent in seiner Person 
vereinigte. Der bisherige Regent führte in beiden Fällen 
bisher die Regierungsgeschäfte ^), weil unter allen umständen 
der Kaiser — gleichviel wer Kaiser war — aus einem 
wichtigen Grunde an der Führung der Regierungsgeschäfte 

') Die Regentschaft tritt hier nicht wegen Minderjährigkeit des 
Kaisers (§ 19 des Hausgesetzes, Abs. 1), sondern wegen dauernder Ver- 
hinderung desselben (ib. Abs. 2) ein. 
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verhindert war. Kommt ein Sohn zur Welt, so daß sich 
also herausstellt, daß dieser bisher schon rechtlich Kaiser 
war, so kommt hier der Satz zur Geltung: Nasciturus pro 

und zwar gar nicht aus irgend einem civilrechtlichen 

Grunde, sondern weil der nasciturus mit ebendemselben 
Rechte mit seiner Geburt verlangen kann, daß er auch für 
die Schwebezeit als Kaiser angesehen wird, wie es umgekehrt 
der andere Suceessionsberechtigte verlangen darf, wenn kein 
Sohn von der Kaiserin geboren wird. Fs liegt demnach 
hier in der Anwendung dieses Satzes auf die Thronfolge 
durchaus nicht, wie Hattori behauptet, eine unzulässige Ver- 
mischung von civilrechtlich - vermögensrechtlichen Momenten 
mit staatsrechtlichen, lediglich die Thronfolge betreffenden. 
Wir sehen also, daß wir notwendigerweise dazu ge- 
drängt werden, auch für die Thronfolge den im Civilrecht 
§ 968 des japanischen B. G.-B. geltenden Satz anzuwenden: 
»Ein Kind im Mutterleibe gilt hinsichtlich der Hauserbfolge 
als schon geboren.« Also nicht, weil dieser Satz im B. G.-B. 
steht, sondern aus unabweisbaren inneren, in der Natur der 

Sache liegenden Gründen muß der Satz: Nasciturus 

auch im Staatsrecht Anwendung finden. Im CiWlrecht gilt 
er, weil er ausdrücklich in dasselbe aufgenommen worden 
ist, im Staatsrecht müßte er auch gelten, wenn er nicht 
im B. G.-B. stände, und besonders im japanischen Staats- 
recht muß er deshalb gelten, weil, wie betont worden 
ist, die Primogeniturvorschrift, wie bei der ersten Periode 
bereits erwähnt, auf göttlichem Recht beruht, und die 
früher*) angeführten Beispiele auch zeigen, daß tatsächlich 
der Embryo als Kaiser angesehen wurde. Auch hat 
der Kaiser im Hausgesetz nicht neues Recht schaffen, 
sondern altes Recht in Erinnerung bringen wollen, wie 
aus seinen bei Gelegenheit der Proklamation des Haus- 
gesetzes gesprochenen Worten hervorgeht: »Bei Gründung 
des Staates durch unsere Ahnen gaben diese dem Lande 



») S. 0. S. 25 fg. 
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ein Grundgesetz, so klar wie die himmlischen Gestirne. Um 
dem Lande diese feste Grundlage in Ewigkeit zu erhalten, 
wollen Wir hier die uns überkommenen Lehren erläutern 
und ein Gesetz für das kaiserliche Haus bestimmen.« Es 
muß deshalb alles mögliche versucht werden, um das 
göttliche Gebot zu befolgen. 

Übrigens genießt im Staatsrecht der Satz: Nasciturus 
. . . etc. für die genannte Situation ganz allgemein Anerkennung. 
So sagt u. a. Meyer*), daß auch dann ein Fall der Not- 
wendigkeit einer Regentschaft vorliege, wenn in dem Momente, 
wo der bisherige Monarch stirbt, seine eigene Witwe oder 
die Witwe eines Agnaten sich im Zustande der Schwanger- 
schaft befindet und erst durch ihre Niederkunft eine Ent- 
scheidung über die Person des künftigen Monarchen erfolgt. 

Er konstruiert die Situation jedoch*) so, daß er eine 
Regentschaft für notwendig erklärt, weil »die Person des 
Successionsberechtigten zeitweilig ungewiß sei«, während 
von Stengel*) den noch zu erwartenden Thronfolger dem 
minderjährigen Könige gleichstellt, so daß hier nach ihm 
eine Abart einer Regentschaft wegen Minderjährigkeit vor- 
liegen würde. Also in dem Falle, wo hier ein männlicher 
Nachkomme geboren wird, gilt dieser von der Zeit an als 
Herrscher, wo der frühere Herrscher starb; folglich wieder 
Geltung unseres Satzes: Nasciturus .... etc. und zwar 
gleichviel, ob er ausdrücklich in dem betr. Hausgesetze steht 
oder nicht, wie z. B. im japanischen und preußischen Haus- 
gesetz. Man sieht, daß v. Stengel die von uns oben beant- 
wortete Frage gar nicht berücksichtigt, wie es zu halten sei, 
wenn tatsächlich kein Sohn geboren wird, also der Embrj'o 
dem minderjährigen Könige nicht gleichgestellt werden kann. 

Im Ergebnis stimmt mit der vom Verfasser dieser Studie 
vertretenen Meinung auch Hozumi*) überein. Bezüglich der 



1) Staatsrecht, 8. 248/49. 

^ Vgl. auch Holtzendorff, S. 1102. 

•) S. 44. 

*) Y. Hozami, Vorlesung, ßd. I, S. 85. 
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Konstruktion erkennt er an, daß hier eine gewisse Schwierig- 
keit vorhanden ist, hält es jedoch für unbedenklich, den 
nasciturus dem minderjährigen Kaiser staatsrechtlich gleich 
zu behandeln. 

Keine der durch die Verfassung und das Hausgesetz 
gegebenen Bestimmungen hinsichtlich der Successions^ 
fähigkeit und Thronfolge (Öikeishö) kann durch kaiser- 
liche letztwillige Verfügung abgeändert werden. Dagegen 
sind solche Änderungen der Erbfolgeordnung bei Lebzeiten 
des Kaisers denkbar. Dazu wäre aber eine Abänderung 
des Hausgesetzes erforderlich; diese wiederum könnte jedoch 
der Kaiser nicht gänzlich einseitig, sondern nur nach Be- 
ratung mit dem Kozoku- und dem Sümitsu-Rat*) vor- 
nehmen, und es könnte dadurch nicht bloß Erbfolgebestim- 
mungen, sondern auch beliebig andere ganz allgemein 
betroffen werden. 

Hiemach könnte also die verfassungsmäßig begründete 
Vorschrift, daß die Krone sich im Mannesstamme des kaiser- 
lichen Hausos vererbt, nur auf verfassungsmäßigem Wege*) 



') I. Der Eoz okarat besteht aus sämtlichen volljährigeD kaiser- 
lichen Prinzen anter Vorsitz des Kaisers oder eines von ihm ernannten 
Stellvertreters. Zar Seite steht diesem Rate eine beratende and gieicfa- 
sam belehrende Körperschaft bestehend aas 1) dem Nai-daishin — 
d. i. dem kaiserlichen und staatlichen Orofisiegelbewahrer, dem stftndigen 
Berater des Kaisers, 2) dem Präsidenten des Sfimitsurates, 3) dem 
Minister des kaiserlichen Hauses, 4) dem Justizminister, 5) dem Pr&si- 
denten des ReichsgerichtB. Vgl. Hausgesetz § 55. 

II. Der SOmitsurat ist eine Art Staats- und Kronrat, bestehend 
aus 25 über 40 Jahre alten höchsten Staatsbeamten, einem Vorsitxenden 
und einem Stellvertreter (Vizepräsidenten) desselben; sämtliche IDnister 
sind außerdem eo ipso stimmberechtigte Mitglieder. Die Aufgabe des 
Sümitsurates ist es, in wichtigen inneren und äußeren staatsrechtlichen 
Fragen — Gesetzentwürfen, Staatsverträgen etc., aber stets nur auf An- 
regung des Kaisers, sich zu äußern. Das Erfordernis der Anregung 
Reitens des Kaisers fällt selbstverständlich in dem oben 8. 155 ^. be- 
handelten Falle einer nötigen Regentschaft fort. 

«) Vgl. § 73/74, Verfassung. 
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abgeändert werden ; dagegen genügte zu einer Änderung der 
im Hausgesetze vorgesehenen Successionsordnung innerhalb 
des Mannesstammes eine Beschlußfassung durch den Kaiser 
gemeinschaftlich mit dem Közoku- und dem Sumitsu-Rat 
Dies ist die Bedeutung des § 2 der Verfassuugsurkunde, 
welcher lautet: »Die Krone vererbt sich nach den Be- 
stimmimgen des kaiserlichen Hausgesetzes im Mannesstamme 
des kaiserlichen Hauses.« 

Ausnahmsweise kann der Kaiser sogar unter Beratung mit 
den genannten Körperschaften, dem Közoku- und dem Sa- 
mitsu-Kat, bewirken, daß ein Erbberechtigter wegen Geistes- 
krankheit oder dauernder physischer Gebrechen oder aus 
anderen, die rührung der Regierung verhindernden wich- 
tigen Gründen von der Thronfolge ausgeschlossen wird. Hier 
kann also, schon ehe es zur wahren Thronfolge kommt, für 
einen bestimmten Fall von der Thronfolgeordnung abgewichen 
werden, ohne daß diese als solche abgeändert wird. Daher 
kommt dann stets der demnächst Erbberechtigte zur Thron- 
folge. Aber eine solche Maßregel kann nur in der Weise 
ergriffen werden, daß der Kaiser mit dem Közoku- und 
dem Sümitsu-Rat ofifiziell feststellt, daß ein derartiger Zu- 
stand bei dem Betreffenden besteht 



8. Objekt der Hauserbfolgre. 

§ 23. 

Die schon wiederholt betonte hohe Bedeutung des Auf- 
baues des japanischen Staates auf religiöser, den Vorschriften 
des Ahnenkultus folgender Grundlage tritt sofort bei Be- 
sprechimg der Objekte der kaiserlichen Hauserbfolge in die 
Erscheinung. Denn die zuerst zu nennenden Gegenstände 
der kaiserlichen Hauserbfolge, die kaiserlichen Insignien, 
verdanken ihre Entstehimg direkt dem Ahnenkultus. 

A) Es sind dies, wie wir wissen, Kugel, Schwert und 
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Spiegel; sie vererben sich selbstredend ohne weiteres auf 
den Nachfolger in die kaiserliche Hausherrschaft^) 

Nach dem heutigen Recht haben jedoch diese Insignien 
nicht mehr die hohe Bedeutung wie in der älteren Zeit; 
sie bilden nämlich nur ein äußeres Abzeichen des Herr- 
schers, wenn auch selbstverständlich das Andenken an den 
historisch-religiösen Ursprung dieser Abzeichen noch leb- 
haft in dem Geraüte des japanischen Kaisers und Volkes 
fortbesteht 

B) Der Kaiser als Oberhaupt des Közoku steht an der 
Spitze der ganzen Verwaltung aller wichtigen Angelegen- 
heiten der kaiserlichen Familie, sowohl nach innen wie 
nach außen. Wie in den europäischen Staaten hat er auch 
in Japan auf Grund seiner hausherrlichen Stellung die Pflicht, 
die Mitglieder der kaiserlichen Familie und zwar nicht bloß 
des Haupthauses, sondern des ganzen Közoku zu alimentieren. 
Hierauf wird selbstverständlich bei der Bemessung der 
Zivilliste — Köshitsu keihi*) — Rücksicht genommen. 
Femer muß zu vielen Akten, z. B. Heirat, Reise nach dem 
Auslande, der kaiserliche Konsens erteilt werden; etwa nötige 
Vormundschaften setzt der Kaiser ein, Streitigkeiten unter 
einzelnen Mitgliedern des Közoku schlichtet er selbst resp. 
bestimmt einen Schiedsrichter zur Schlichtung etc.*^ 

C) Auch nach außen hin, also über die Grenze des 
Közoku hinaus hat der Kaiser als Oberhaupt des Staates 
Rechte, die aus dieser Stellung fließen; diese zusammen 
bilden den großen Komplex der allgemeinen kaiserlichen 
Staatsgewalt. Wie also im engeren Sinne jedem Familien- 
vater eine Familiengewalt über alle Mitglieder der Familie 
zusteht, so besitzt sie der Kaiser über die großp Familie, 



^} § 10 des Hauflgesetzes besagt: »Beim Ableben des Kaisers wird 
der kaiserliche Erbe sein Nachfolger und übernimmt die von den Ahnen 
überkommenen Insignien c. 

«) Vgl. Hausgesetz § 47, Verfassung § 66. 

•) Vgl. § 35—44 des Hausgesetzes. 



— 171 — 

welche den Staat ausmacht^) Die näheren Bestimmungen 
über den Umfang dieser Gewalt gehören in das Staatsrecht, 
nicht in das hier hauptsächlich zu behandelnde Erbrecht 

D) Ein wichtiges Objekt der Erbfolge in die kaiserliche 
Hausherrschaft bilden die der kaiserlichen Familie gehörenden 
Fideikommisse. 

Im allgemeinen sind die hierauf bezüglichen Rechts- 
verhältnisse dieselben wie in europäischen Staaten. Die 
Fideikommisse stehen demnach nicht im Privateigentum des 
Kaisers; er darf sie nicht veräußern, sondern verwaltet sie 
im Interesse der kaiserlichen Familie. Die Einkünfte daraus 
bezieht er allein und verwendet sie nach seinem Ermessen. 
Der Privatbesitz des Kaisers geht grundsätzlich als Eigentum 
auf seinen Nachfolger über, über welchen letzterer frei ver- 
fügen kann. Hierzu gehört u. a. auch die Zivilliste resp. 
etwaige Ersparnisse aus derselben. 

Alle diese Objekte der kaiserlichen Macht: die kaiser- 
liche Würde selbst, Insignien, Familien- und Staatsrechte, 
die in der Kaiserwürde enthalten sind, gehen ohne weiteres 
als Objekte der Erbfolge in die Hausherrschaft auf den Nach- 
folger über. 



IL Unter den Untertanen. 
1. Allgemeine Bestimmungen. 

a) In Bezug auf das Wesen des Hauses. 
§ 24. 
Wie bereits erwähnt, gibt es unter den Untertanen 
drei Klassen: Kwazoku, Shizoku und Heimin.*) 

Eine besondere rechtliche Stellung nehmen die im Lande 
sich aufhaltenden Ausländer ein. Die Rechtsverhältnisse der 
Kwazoku sind geregelt durch das Kwazoku-rei und das 
Seishuzaisanho (Fideikommißgesetz). In Bezug auf die 
Hauserbfolge an und für sich nehmen jedoch die Kwazoku 



') DieserGedaDke wurde bereits obenS. 15u. 1 54 zom Ausdruck gebracht 
«) Vgl. oben S. 146. 
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keine Ausnahmestellung ein, sondern es finden auf sie die 
allgemeinen Bestimmungen des B. G.-B. Anwendung.^) Shi- 
zoku und Heim in sind rechtlich ganz gleichgestellt Aus- 
länder sind zwar zirilrechtlich grundsätzlich den Inländern 
gleichgestellt, doch nehmen sie in erbrechtlicher Beziehung 
eine Ausnahmestellung ein.') 

In Bezug auf das Familienrecht gilt in Japan das 
Familienprinzip, dessen Bedeutung das B. G.-B. dadurch zum 
Ausdruck bringt, daß es an den Anfang des Familienrechts 
die Organisation des Hauses stellt Obwohl nun das B. G.-B. 
auch die Vermögenserbfolge ^) zuläßt, so spielt doch unter 
der Herrschaft des obigen Prinzips die Hauserbfolge die 
Hauptrolle, und von dieser allein wollen wir hier sprechen. 
Als Einleitung sollen jedoch einige Bemerkungen über das 
japanische Haus vorausgeschickt werden. 

I. Charakter und Organisation der Familie. 

Der Charakter des Familienprinzips besteht darin, daß 
es nicht sowohl eine Gemeinschaft durch die Bande des 
Blutes, als vielmehr des Gesetzes verbundener Personen als 
Haus oder Familie bezeichnet und daß es ein Familienhaupt 
als Herrscher und Vertreter des Hauses verlangt. Man 
sieht also das alte römische agnatische Prinzip noch heut 
im japanischen Recht zur Anwendung gebracht Welches 
die Rechte und Pflichten des Hausherrn bezw. der Haus- 
genossen in den verschiedenen Perioden der Geschichte 
waren, ist oben in der Entwickelungsgeschichte dargestellt 
worden. Nach heute geltendem Recht bilden die Haus- 
genossen nicht mehr die Hausuntertanen des absoluten Haus- 
monarchen, sondern sind ebensowohl wie der Hausherr 



^) Die in dieser Arbeit vorkommenden Zitate aas dem B. O.-B. 
stützen sich natürlich auf den japanischen Text Dentsche Leser kdnnen 
dieselben jedoch auch in der Übersetzong von Lönholm nachlesen. 

») S. 187 fg. 

8) Über Haus- und Vermögenserbfolge s. S. 8 u. B. O.-B. §§ 964 
u. 992 fg. 
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selbst Subjekte öffentlicher und privater Rechte.*) Doch be- 
sitzt auch heute noch der Hausherr allein das Recht, die 
Einrichtung und Verwaltung des Hauses zu bestimmen; ohne 
seine Einwilligung kann kein Hausgenosse aus der Haus- 
gemeinschaft ausscheiden, noch ein Fremder in die Gemein- 
schaft eintreten. Das Haus umfaßt nicht die gleichzeitig 
zusammen wohnenden, sondern alle unter demselben Namen ^) 
in dasselbe Hausstandsregister eingetragenen Personen*). Es 
hat sich demnach der Umfang des Hauses gegen früher ver- 
kleinert. Das B. G.-B. hat ausführlich die Voraussetzungen 
für die Entstehung und das Erlöschen eines Hauses nor- 
miert. 

Die Neubegründung eines Hauses findet statt: 1. seitens 
eines Bandes, dessen Eltern unbekannt sind;*) 2. seitens 
eines natürlichen Kindes, das nicht in das Haus der 
Mutter eintreten kann*); 3. seitens einer Person, die. nach 
Auflösung des Adoptionsverhältnisses oder nach der Ehe- 
scheidung in ihr ursprüngliches Haus zurückkehren müßte, 
aber dies nicht tun kann, weil das Haus aufgehoben oder 
untergegangen ist*); 4. seitens einer Person, die aus ihrem 
Hause ausgeschlossen worden ist, oder welcher nach Ein- 
tritt in ein fremdes Haus die Rückkehr in das Vaterhaus 
verweigert wird und welche auch durch Ehescheidung oder 
Auflösung der Adoption aus dem Hause, in das sie durch 



*) So können Hausgenossen z. B. Beamte werden und Sonder- 
vennögen besitzen und zwar nicht wie früher mit mangelhaftem Recht 
B. O.-B. § 748 besagt: »Was der Hausgenosse im eigenen Namen 
erwirbt, ist sein Sondervermögen«; und § 807: »Vermögen, welches eine 
Ehefrau oder der Ehemann einer Hausherrin vor der Ehe gehabt hat 
oder w&hrend der Ehe im eigenen Namen erwirbt ist Sondervermögen der 
betreffenden Person«. 

«) B. G.-B. § 746. 

*) Gesetz über das Hausstandsregister § 175/76. 

*) § 733, Abs. 3, B. G.-B. 

») § 735, Abs. 3 B. G.-B. 

•) § 740 B. G.-B. 
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Heirat oder Adoption eingetreten war, wieder ausscheidet; *) 
5. seitens eines jeden Hausgenossen eines Hauses, das durch 
den Tod des Hausherrn mangels eines Hauserben er- 
loschen ist*) 

Eine neue Hausgründung findet außerdem in folgenden 
Fällen statt: 6. ein Hausgenosse kann mit Einwilligung des 
Hausherrn ein Zweighaus errichten ;•) 7. ein Hausgenosse 
kann mit Einwilligung des Hausherrn ein aufgehobenes oder 
untergegangenes Haupthaus, Zweighaus, Nebenhaus*) oder 
sonstiges Haus eines Verwandten wiedererrichten.*) 

Das Haus besteht aus dem Hausherrn (Kos hu) und den 
Hausgenossen (Kazoku). Der Hausherr verwaltet das Haus 
imd hat daher den Hausgenossen gegenüber gewisse Rechte, 
die im B. G.-B. unter dem Ausdruck Koshuken, d h. 
hausherrliche Rechte zusammengefaßt werden.*) 

Die durch Vertrag der Hausgenossen mit dem Haus- 
herrn letzterem eingeräumten Rechte gehören nicht zu den 
hausherrlichen. 



1) § 742, B. G.-B. 

«) § 704, B. G.-B. 

«) § 743, B. G.-B. 

*) Zweighaus ist ein vom eigeoilichen, arsprÜDgliobeo Hause, dem 
Haupthause, abgezweigtes Tochterhaus; Nebenhaus bezeichnet das Ver- 
hältnis der Zweighäuser desselben Haupthausee zu einander. Der Japan. 
Ausdruck für Nebenhaus ist Doke, d. h. Häuser, die im gleichen Ver- 
hältnis zum Haupthaus stehen. Vgl. üme, Familienrecht, S. 38. 

») § 740, B. G.-B., Schluß u. § 743, B, G.-B. 

^ Für den Erwerb der hausherrlichen Gewalt gibt es zwei Gründe: 
1. ursprüngliche, nämlich a) Neubegründung eines Hauses (§§ 733, 
Abs. 3; 735, Abs. 3; 740, 742, 764), b) Gründung eines Zweighaoses 
(§ 743); 2. abgeleitete, nämlich a) Hauserbfolge (§986), b) Wieder- 
errichtung eines erloschenen oder untergegangenen Hauses (§§ 740, 743). 
Für den Verlust der hausherrlichen Gewalt gibt es gleichfalls zwei 
Gründe: a) Hauserbfolge (§ 986), b) Eriöschen oder Untergang eines 
Hauses (§§ 762, Abs. 2, 764). Denn natürlich mufi einer Hauserbfolge 
ein Verlust der Hausherrschaft seitens des Erblassers vorangegangeu sein, 
während andererseits nicht immer beim Verlust der hausherrlichen Ge- 
walt Hauserbfolge stattfindet, nämlich beim Erlöschen oder Untergang 
des Hauses. 
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Da die hausherrliche Gewalt wie die übrigen Rechte 
lind Pflichten des Hausherrn (mit Ausnahme der höchst- 
persönlichen) Objekt der Erbfolge sind, so soll auf den Um- 
fang dei-selben bei Gelegenheit der Besprechung des Objektes 
der Erbfolge näher eingegangen werden. Bemerkt sei hier 
nur, daß hausherrliche Gewalt nicht dasselbe bedeutet, 
Avie elterliche Gewalt. Es bestehen im Hause außer der 
eheherrUchen zweierlei Gewalten: die hausherrliche und 
die elterliche, von denen die erstere aus dem euro- 
päischen Rechte verschwunden ist. In Japan bestand 
von alters her eine sehr ausgedehnte hausherrliche Ge- 
walt, infolgedessen der elterlichen nur wenig Raum zur 
Entwickelung blieb. Erst nachdem seit der Restauration 
(1868) das Familienprinzip einen großen Teil seiner Be- 
deutung verloren hat, hat die elterliche Gewalt sich auf 
Kosten der hausherrlichen in den Vordergrund gedrängt^) 
Was den Unterschied zwischen beiden betrifft, so ist 

1. das Subjekt ein anderes. Während nämlich die 
hausherrliche Gewalt allein dem Hausherrn gegenüber den 
Hausgenossen zusteht, ^vird die elterliche von dem im Hause 
befindlichen Yater, bezw. wenn er unbekannt, gestorben, 
aus dem Hause ausgeschieden oder zur Ausübung des Eltern- 
rechts außer stände ist, von der Mutter ausgeübt.^) 

Der elterlichen Gewalt unterworfen sind: die minder- 
jährigen, im Hause befindlichen Kinder und die volljährigen 
Kinder, solange sie nicht eine selbständige Lebensstellung 
einnehmen.') Es folgt daraus, daß auch der Hausherr, falls 
er minderjährig ist oder noch keine selbständige Lebens- 
stellung einnimmt, unter elterlicher Gewalt steht, und daß 
im Falle seiner Minderjährigkeit auch die hausherrliche 
Gewalt von dem ausgeübt wird, dem die väterliche Gewalt 
zusteht.*) 



») Vgl üme, Familienreoht, S. 342. 

«) B. G.-B. § 877, Abs. 2. 

») B. G.-B. § 877, Abs. 1. 

♦) B. O.-B. § 895. Es versteht sich von selbst, daß, wenn mehrere 
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2. der Zweck ein anderer. Die hausherrliche Gewalt 
bezweckt den Vorteil und die Verwaltung des Hauses; die 
elterliche (Jewalt hingegen hat den Vorteil des Kindes im 
Auge. Der Vater hat die Gewalt, sein Kind zu erziehen, 
zu beaufsichtigen und zu züchtigen, ferner das demselben ge- 
hörige Vermögen zu verwalten.*) In Fällen, wo hausherrliche 
und elterliche Gewalt konkurrieren, geht die hausherrliche vor.^) 

Hausgenossen sind folgende Personen: 

Die dem Hause des Hausherrn angehörigen Verwandten 
desselben, sowie deren Ehegatten, femer Verwandte^ von 
Hausgenossen, die mit Einwilligung des Hausherrn in das 
Haus eingetreten sind.*) 

Bei einem Wechsel in der Person des Hausherrn wer- 
den der bisherige Hausherr und seine Hausgenossen die 
Hausgenossen des neuen Hausherrn, wenn auch zwischen 
dem früheren Hausherrn bezw. seinen Hausgenossen und dem 
jetzigen Hausherrn bezw. seinen Hausgenossen keinerlei 
Verwandtschaftsverhältnis vorhanden ist 

Für den Erwerb der Hausgenossenschaft kommen dreierlei 
Hauptrechtsverhältnisse in Betracht: 

1. Die Eheschließung. Dem Wesen des Familien- 
prinzipes entsprechend erkennt das B. G.-B. zwei Formen 
der Eheschließungen: a) in einem Hause, in dem ein Sohn 
vorhanden ist, ist dieser -^ur Fortsetzung der Blutslinie be- 
stimmt; er heiratet eine Frau aus einem anderen Hause, 



verheiratete Hausgenossen in demselben Hause wohnen, jeder Vater die 
eiterliche Gewalt über seine Kinder ausübt. Die hausheniiohe hingegen 
kann nur einem allein zustehen. 

») B. G.-B. § 879, 881 ff. 

«) Vgl. B. G.-B. § 749 u. 880. Wenn niemand die elterliche 
Gewalt ausübt, tritt Vormundschaft ein. 

') Nach dem älteren Gesetz von 1890 sind unter Verwandten nur 
Blutsverwandte verstanden, während das jetzige B. G.-B. darunter 
(§ 725) 1. Blutsverwandte bis zum sechsten Grade, 2. Ehegatten, 3. V^er- 
schwägerte bis zum dritten Grade versteht. Vgl. Motive B. G.-B 
Familienrecht, S. 3. 

*) B. G.-B. § 732, 737, 738. 
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die als Hausgenossin in sein Haus eintritt b) In einem 
Hause, in dem nur eine Tochter zur Fortsetzung der Bluts- 
linie vorhanden ist, heiratet diese einen Mann aus einem 
anderen Hause, der als Hausgenosse in ihr Haus eintritt.') 
Der einheiratende Mann heißtNyüf u und diese Eheschließung 
Nyüfu-kon-in; oder er heißt Muko-yöshi und die Ehe- 
schließung Muko-yöshi-engumi. Nyüfu ist derjenige 
Mann, der eine Hausheixin heiratet und gleichzeitig in ihr 
Haus eintritt (wenn er nicht schon vorher Mitglied desselben 
war), in welchem Falle er sogleich Hausherr dieses Hauses 
wird, vorausgesetzt, daß nicht andere Verabredungen bei der 
Eheschließung getroffen worden sind.') Muko-yöshi ist 
derjenige Mann, der durch Verheiratung mit einer Tochter, 
die nicht Hausherrin ist, in deren Haus eintritt und gleich- 
zeitig Adoptivsohn seines Schwiegervaters wird*.) Die 
letztere Eheschließimg (Muko-yöshi-engumi) enthält also 
ein doppeltes Rechtsgeschäft: Eheschließung imd Adoption.*) 



*) Id der Umgangssprache heißt das Verhältnis der einheiratenden 
Frau Tome-iri, des einheiratenden Mannes Muko-iri. Selbstver- 
ständlich nimmt die einheiratende Frau den Namen und die gesellschaft- 
lichen Vorrechte ihres Mannes, und der einheiratende Mann den Namen 
und die gesellschaftlichen Vorrechte seiner Frau an. Nach früherem 
wie nach heutigem Recht ist eine Ehe zwischen einer einzigen Tochter 
und einem einzigen Sohn grundsätzlich ausgeschlossen. Ausnahme hier- 
von siehe B. G.-B. §§ 744, Abs. 2, 753 u. 754. 

«) B. O.-B. § 736, 788. — Nach § 258 des Jinjihen, des B. G.-B. 
von 1890, übte der NyOfu die Rechte der Hausherrin nur als deren 
Stellvertreter aus. Vgl. Motive B. G.-B., Familienrecht S. 14. 

*) Eine andere Meinung bei Okuda, Familienrecht, 8. 169 und 
Lohnholm, Familien recht, S. 21, Anm. 

*) Vgl. B. G.-B. §§ 786, 858, 813,10, 866,9. Das B. G.-B. unter- 
scheidet von dem genannten Muko-yoshi noch den Toshi, der zum 
Yoshi gemacht wird, um später Muko zu werden. Er heißt nicht 
Muko-yoshi. Beide Arten von Yoshi sind in § 839 unter den 
Worten: »Daß sie (die Annahme) geschieht, um den Yoshi zum Tochter- 
mann zu machenc, verstanden. — Anderer Meinung ist Okuda, Familien- 
recht, S. 289, desgl. Tsugaru, Adoption. 

Iked«, Haaserbfolge. 12 
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2. Das Kiüdesverhältnis. DasB.G.-B. unterscheidet: 
leibliche und Adoptivkinder, und unter den leiblichen (Jisshi) 
wieder: eheliche (Tekishutsushi), unehelich geborene, 
aber nachträglich vom Vater anerkannte (Shoshi) und un- 
eheliche (Shiseiji) und erklärt § 7 33 ff. ausführlich die 
Zugehörigkeit der verschiedenen Arten von Kindern, worauf 
wir hier, als nicht zu unserem Thema gehörig, nicht eingehen 
werden. Nur über das Adoptivkind muß einiges gesagt werden. 
Das angenommene Kind besitzt vom Tage seiner Annahme 
an alle Rechte eines leiblichen Kindes.^) Da demnach beim 
Vorhandensein leiblicher Kinder deren Rechte durch die 
Annahme eines fremden Kindes verkürzt werden würden, so hat 
das B. G.-B. gewisse beschränkende Bestimmungen sowohl hin- 
sichtlich des Annehmenden als des Angenommenen getroffen. 

Hinsichtlich des Annehmenden und zwar ohne Unter- 
schied, ob derselbe ein Mann oder eine Frau, Hausherr bezw. 
Hausherrin oder Hausgenosse ist,') gelten folgende Be- 
schränkungen: 1. Annahme eines männlichen Kindes ist 
unzulässig, falls ein männlicher gesetzlicher Hauserbanwärter 
vorhanden ist. Doch kann die Annahme zum Zwecke der 
Verheiratung mit einer Haustochter stattfinden.*) 2. Der 
Annehmende muß volljährig sein.*) 3. Der Vormund darf 
sein Mündel während der Vormundschaft und nach Be- 
endigung derselben vor Rechnungslegung nicht als Kind 
annehmen.*) 4. Ehegatten können nur gemeinschaftlich ein 
Kind annehmen.*) 

Hinsichtlich des Anzunehmenden und zwar ohne Unter- 
schied des Geschlechts gelten folgende Beschränkungen: 



») B. G.-B., §§ 860, 861. 

') Nach dem B. O.-B. von 1890 konnten Hausgenossen nicht 
adoptieren. Vgl. Kohler, Stadien , S. 443. 

>) B. G.-B. § 839. 

*) B. G.-B. § 837. 

») B. G.-B. § 840. 

«) B. G.-B. § 841 ; ebenso im alten Gesetz von 1890. Vgl. Köhler, 
Studien, S. 440 § 3, Abs. 2. 
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1. Ein Verwandter aufsteigender Linie oder eine Person, die 
älter ist als der Annehmende, kann nicht als Eind ange- 
nommen werden. 1) 2. Wer im Wege der Hauserbfolge 
Hausherr geworden ist, kann nicht Adoptivsohn eines anderen 
Hauses werden, doch läßt das B. G.-B. gewisse Ausnahmen 
hiervon gelten.*) 3. Der gesetzliche Hauserbanwärter kann 
nicht Adoptivsohn in einem anderen Hause werden. Auch 
hier läßt das ß. G.-B. eine Ausnahme zu.') 4. Ehegatten 
können nur zusammen adoptiert werden.*) 

3. Das Verhältnis der Hauserbfolge. Durch einen 
Wechsel in der Person des Hausherrn wiixl der frühere 
Hausherr und seine Hausgenossen zu Hausgenossen des 
neuen Hausherrn. Auch in diesem Falle geschieht der Er- 
Averb der Hausgenossenschaft in der Regel auf Grund der 
Eheschließung oder des Kindesverhältnisses. Eine besondere 
Art des Erwerbes der Hausgenossenschaft bildet der Fall, 
daß beim Mangel eines gesetzlichen Hauserbanwärters der 
Erblasser einen Hauserben ernennt,^) bezw., wenn ersterer 
es versäumt hat und auch sonst kein Erbe vorhanden ist, 
der Familienrat einen Hauserben erwählt,*) dessen etwaige 
Hausgenossen dann auf Grund dieser Ernennung resp. Wahl 
die Hausgenossen des Hauses werden, dessen Hausvater der 
ernannte bezw. erwählte Erbe wird. 

n. Verhältnis des Haupthauses zum Zweighaus. 

Es wurde bereits oben davon gesprochen, daß der Be- 
griff der japanischen Familie im Altertum ein viel weiterer 
war als später, und daß man zugleich die Familie im weiteren 
und die Familie im engeren Sinn imterschied. Heute ist 



») B. G.-B. § 838. 

«) B. G.-B. § 762, Abs. 2; ebenso im alten Gesetz von 1890. 
Vgl. Kohler, Studien, S. 444. 

>j B. G.-B. §§ 744, 750, Abs. 2. Vgl. § 975, Abs. 2. 

*) B. G.-B. §§ 841; ebenso nach altem Kecht von 1890. Vgl. 
Köhler, Stadien, S. 440 § 3, Abs. 2. 

») B. G.-B. § 979-981. 

•) B. G.-B. § 985. 

12* 
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zwar die Familie rechtlich eine Familie im engeren Sinne, 
doch besteht auch heute noch ein rechtliches Verhältnis 
zwischen Haupt- und Zweighaus, gewissermaßen als ein 
Überbleibsel der alten Familie im weiteren Sinne. Das Ver- 
hältnis zwischen Haupt- und Zweighaus ist ein Verhältnis 
zwischen Häusern, während das Familienerbrecht nur ein 
Verhältnis zwischen Personen kennt. Das Verhältnis zwischen 
Haupt- und Zweighaus besteht, solange die Häuser bestehen, 
wenn auch die den Häusern angehörenden Familien gar nicht 
mehr miteinander verwandt sind, und das Zweighaus 
führt den Namen des Haupthauses. Die Beziehung des 
Haupthauses zum Zweighaus zeigt sich u. a. darin, daß der 
Hauserbanwärter des Zweighauses Erbe des Hauptliauses 
werden, und der Hausherr des Nebenhauses Inkyo machen 
kann, um die Erbschaft des Haupthauses anzutreten, indem 
er für das Nebenhaus einen Erben ernennt oder dasselbe 
aufhebt^) 

lU. Erlöschen des Hauses. 

Für das Erlöschen eines Hauses gibt es zweierlei Gründe, 
dieselben können sein: 

Der Wille des Hausherrn, das Haus aufzuheben, und 
der Untergang des Hauses unabhängig von dem Willen des 
Hausherrn. Die Fälle, in denen der Hausherr das Haus 
willkürlich aufheben kann, sind : Der Errichter eines neuen 
Hauses*) kann dasselbe wieder aufheben; der im Wege der 
Hauserbfolge Hausherr des Nebenhauses gewordene kann 
das Haus aufheben, um die Erbfolge des Haupthauses zu 
übernehmen oder um das untergegangene Haupthaus wieder 
aufzurichten; femer kann das Haus nur aus anderen be^ 
rechtigten Gründen aufgehoben werden, wenn das Gericht 
die Erlaubnis dazu erteilt*) 



») Vgl. B. G.-B. §§ 744, 753, 762, Abs. 2. 

») Vgl. S. 173. 

») B. G.-B. § 762, Abs. 2. 
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Unabhängig vom Willen des Hausherrn erlischt das 
Haus, wenn kein Hausherr vorhanden ist, z. B. wenn er ge- 
storben ist und kein Hauserbe existiert^) 



b) In Bezug auf die Hauserbfolge. 
§ 25. 

Nach dem japanischen Familienprinzip kann im Hause 
nur ein Haushen- vorhanden sein. Außer dem Hausherrn 
kann das Haus beliebig viele oder auch gar keine Haus- 
genossen haben, aber niemals kann es Hausgenossen ohne 
Hausherrn geben. Sobald daher kein Hausherr mehr vor- 
handen ist, muß die Hauserbfolge eröffnet werden, und falls 
kein Hauserbe da ist, gilt das Haus als erloschen. 

I. Eröffnungsgründe der Hauserbfolge. 

1. Tod des Hausherrn. Außer dem erwiesenen Ableben 
des Hausherrn gehört hierher auch der Fall, daß derselbe 
für tot erklärt ist.^) 

2. Inkyo des Hausherrn. 

Nach der Natur des japanischen Rechts verliert der 
Hausherr durch Inkyo die hausherrlichen Rechte und wird 
Hausgenosse.*) Dadurch wird das Inkyo ein Grund für die 
Eröffnung der Hauserbfolge. 

Das heutige B. G.-B. unterwirft das Inkyo, entgegen 
dem älteren Rechte, bestimmten Beschränkungen. Der be- 
treffende Hausherr muß das sechzigste Lebensjahr vollendet 
haben, und es muß ein völlig handlungsfähiger Hauserbe in 

») B. G.-B. § 764. 

«) B. G.-B. §§ 964 u. 31. 

*) Vor dem B. G.-B. konDte der Vater, welcher Inkyo gemacht 
hatte, kraft der väterlichen Gewalt dem jetzigen Hausherrn das haos- 
herrhche Recht entziehen, oder wenigstens bei der Behörde die Ent- 
ziehung beantragen. Dies geschah hauptsächlich in dem Fall, dafl ein 
Yoshi der Nachfolger wurde und der Adoptivvater mit ihm unzufrieden 
war. Nach B. G.-B. ist dies nicht mehr gestattet, er kann nur gemäß 
§ 984 wieder Erbe werden. Vgl. Hozurai, Inkyoron, S. 166 fg. 



— 182 — 

die unbeschränkte Annahme der Erbfolge einwilligen.^) Für 
eine Haushenin gibt es keine Altersbeschränkung.') Der 
Grund hierfür ist, daß von alters her die weibliche Erbfolge 
immer nur subsidiäre Geltung hatte und daher ein männ- 
licher Erbe, wo ein solcher vorhanden war, vorgezogen 
wurde. 

Ohne Rücksicht auf das Alter und das Vorhandensein 
eines handlungsfähigen Hauserben') kann der Hausherr in- 
folge von Krankheit, oder wegen Erbfolge in das Haupthaus, 
oder wegen der Wiedererrichtung desselben, oder aus einem 
anderen zwingenden Grunde, der ihm die Leitung des Hauses 
verbietet, Inkyo machen. Doch muß er, wenn kein gesetz- 
licher Hauserbanwärter vorhanden ist, vorher einen Haus- 
erben bestimmen und dessen Einwilligung erlangen. Hier 
genügt beschränkte Annahme seitens des Hauserben. Das 
Inkyo wird durch Anmeldung seitens des zurücktretenden 
und des neuen Hausherrn beim Standesbeamten rechts- 
wirksam.^) 

3. Verlust der Staatsangehörigkeit 

Nur wer sich im Besitz der japanischen Staatsangehörig- 
keit befindet, kann Hausherr und Hausgenosse sein.^) 

Verlust der Staatsangehörigkeit zieht also den Verlust 
der Hausherrschaft und Hausgenossenschaft nach sich und 
bildet demnach einen Eröffnungsgrund der Hauserbfolge. 
Auszunehmen wäre der Fall, wo Hausherr und Hausgenossen 
zugleich die Staatsangehörigkeit verlieren. 

4. Verlassen des Hauses seitens des Hausherrn infolge 
Aufhebung der Ehe oder des Adoptionsverhältnisses. 

Der erste Fall bezieht sich auf den Ny üfu bezw. Yöshi, 
der zweite nur auf den Yöshi, der Hausherr geworden war. 
Der Grund liegt darin, daß die Aufhebung der Ehe keine 



») B. O.-B. § 752. 
«) B. G.-B. § 755. 
«) B. G.-B. § 753. 
*) B. G.-B. § 757. 
'^) Ausländer sind hiervon ausgeschlossen. Weiteres 8. 187^. 
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rückwirkende Kraft hat,*) ebensowenig die Aufhebung des 
Adoptionsverhältnisses. ') 

Zu bemerken ist, daß hier nur die Aufhebung des 
Adoptionsverhältnisses in dem spezifischen Sinne der §§ 852 ff, 
gemeint ist, wo also unter bestimmten Voraussetzungen das 
Verhältnis durch das Gericht aufgehoben wird. Hiervon ist 
zu unterscheiden die in den §§ 862 ff. behandelte Auf- 
lösung der Kindesannahme. Eine solche ist nach § 874 
ganz ausgeschlossen, wenn der Adoptierte Hausherr geworden 
ist; infolgedessen konnte natürlich die Auflösung der Adop- 
tion nicht als Eröffnungsgrund für die Hauserbfolge ange- 
führt werden. 

5. Verehelichung der Hausherrin mit einem Nyüfu, 
oder Trennung der Ehe eines Nyüfu, weil der Nyüfu in 
der Regel zugleich Hausherr wird.^) Dagegen findet keine 
Erbfolgeeröffnung statt, wenn der Nyüfu infolge Vertrages 
mit der Hausherrin nicht Hausherr geworden war.*) 

Verurteilung zu irgend welcher ehrenrührigen Strafe 
bewirkt im Gegensätze zum Recht der früheren Perioden 
jetzt nicht mehr den Verlust der hausherrlichen Rechte und 
somit auch nicht die Eröffnung der Hauserbfolge. 

n. ErÖffnungszeit 

Da der Hauserbe nicht immer sofort in der Lage ist, 
sich über Annahme oder Ablehnung der Erbschaft zu er- 
klären, so würde, wenn die Wirkung der Hauserbfolge erst 
mit dem Zeitpunkte der Annahme zu beginnen hätte, während 



») B. O.-B. § 787. 

*) § 859. 

») § 736. 

*) Das ältere' Gesetz von 1890 erwähnt Dar zwei Gründe für die 
Eröffnung der Haaserbfolge: Tod des Haasherrn und Inkyo desselben. 
— Der Grund ad 4 ist dem früheren Gesetz überhaupt unbekannt; in 
Bezug auf 3 und 5 herrschte infolge der Nichterwähnung große Unklar- 
heit, weshalb das neue Gesetz ausdrückliche Bestimmungen darüber ge- 
troffen hat. Vgl. Motive B. G.-B., Erbrecht S. 6; Kohler, Studien, 
8. 442. 
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der zur £rklarung bewilligten Frist die Erbschaft ein herren- 
loses Gut darstellea. was aber nicht wünschenswert ist Das 
Gesetz bestimmt deshalb, daß die Wirkung von der Eröff- 
nung der Erbfolge an beginnt*) 

Auch im römischen Recht ließ man den alten zivil- 
rechtlichen Zustand, wonach die hereditas jacens als bonum 
vacans an den Staat fiel, nicht bestehen. Man führte des- 
halb zuerst die sogen, usucapio pro berede ein, d. h. jeder, 
welcher eine Nachlaßsache in Besitz nahm, ersaß sie im 
ersten Jahre, denn die Xu Tafeln sagten: »üsos auctoritas 
fundi biennium, ceterarum rerum annus esto«. Später ging 
man viel weiter, indem man in dem Nachlasse die Fort- 
setzung der Persönlichkeit des defunctus erblickte, so daß 
Herrenlosigkeit nicht eintreten konnte; so sagt unter anderen 
Ulpianus*): »Hereditas enim non heredis personam, sed de- 
functi sustinet . . .« Daran schloß sich die ganz allgemeine, 
auch jetzt in Japan rezipierte Anerkennung der Rück- 
wirkung des Erbschaftserwerbes auf die Zeit des Todes des 
Erblassers. Also der deutsche Grundsatz: »Der Tote erbt 
den Lebendigen« hat auch im japanischen Recht Anwendung 
gefunden.') 

III. Eröffnungsort der Hauserbfolge ist der Wohn- 
sitz des Erblassers. Klagen in Bezug auf die Hauserbfolge 
sind bei dem Gericht anzubringen, bei dem der Erblasser 
seinen Gerichtsstand hatte. 

IV. Der Anspruch auf Rückerlangung der Haus- 
erbfolge erlischt durch Verjährung, wenn er nicht innerhalb 
fünf Jahren, nachdem der Hauserbe oder sein gesetzlicher 
Vertreter von den eine Verletzung des Erbfolgerechts bilden- 
den Tatsachen Kenntnis erlangt hat, geltend gemacht wird, 



>) B. G.-B. §§ 986, 1017 fg. 
*) in 1. 34 D. De acquir. rer. dorn. (41,1). 

•) Vgl. Dernbui^, Pandekten UI, S. 109/111; Koeppen, S. 273; 
80 auch das deutsche B. G.-B. § 1922/23. Strohal, S. 11. 
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oder wenn seit der Eröffnung der Hauserbfolge zwanzig 
Jahre verflossen sind.^) 

Die zwanzigjährige Verjährungsfrist entspricht dem 
allgemeinen Rechtssatz über die Verjährung*); die kurze 
Verjährimgsfrist von fünf Jahren ist eine mit Rücksicht auf 
das öffentliche Wohl geraachte Ausnahme. 



2. Subjekt der Hauserbfolge. 

a) Successionsfähigkeit. 
§ 26. 
Wie überhaupt im Erbrecht, so ist auch bezüglich 
der Erbfolge in die Hausherrschaft zwischen der Erbfolge- 
fähigkeit — Successionsfähigkeit — im allgemeinen und der 
Erbfolgeordnung zu unterscheiden. Erstere handelt von den 
Subjekten, welche an sich fähig, habiles, sind Hauserben 
zu sein; letztere bestimmt, m welcher Reihenfolge dieselben 
zur Hausherrschaft berufen sind. Es soll zuerst von der 
Erbfolgefähigheit in die Hausherrschaft gesprochen werden. 

Die Fähigheit zur Hausherrschaft erfordert besondere 
Voraussetzungen. 

I. Zunächst wird bezüglich der Persönlichkeit des H^us- 
erben von der im § 1 des Japan. B. G.-B. gegebenen Vor- 
schrift abgewichen, nach welcher »die Rechtsfähigkeit mit 
der Geburt beginnt«, also erst mit der Geburt und nicht 
schon mit der Konzeption. Bezüglich der Fähigkeit zur 
Hauserbfolge nämlich sagt § 968 : > Das Kind im Mutterleibe 
gilt hinsichtlich der Hauserbfolge als schon geboren.« Es 
ist also hier der Satz legalisiert und generalisiert worden: 
»Nasciturus pro jam nato habetur.« Diese Vorschrift ent- 
spricht den römischen Rechtsquellen.') »Qui in utero est, 
perinde ac si in rebus humanis esset custoditur, quoties de 



») B. G.-B. § 966. 

«) B. G.-B. § 167, Abs. 2. 

*) 1. 7 D, De statu hominum (I 5). 
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commodis ipsius partiis quaeritar . . .«, ähnlich'): »qui m 
utero sunt, in toto paene jure eivili intelleguntur in rerum 
natura esse«. Also der Embryo soll ganz allgemein, soweit 
es sich um seine Rechtssphäre handelt, so beurteilt werden, 
als wenn er schon geboren wäre. Die letzte Stelle fügt 
sogar speziell für das Erbrecht eine besondere Bestimmung 
hinzu: »Nam et legitimae hereditates his restituuntur«. 
Ebenso entscheiden speziell für das Erbrecht die Stellen^: 
Utique et ex lege XII tabularum ad legitimam hereditatem 
is, qiü in utero fuit, admittitur, si fuerit editus« imd 
»vel si vivo eo conceptus est, quia conceptus quodammodo 
in rerum natura esse existimatur.«^) 

Es tritt hier also die Fiktion ein, »daß der Embryo 
bereits Mensch sei.«^) So sagt auch das deutsche B. G.-B. 
im § 1923, Abs. 2: »Wer zur Zeit des Erbfalles noch nicht 
lebte, aber bereits erzeugt war, gilt als vor dem Erbfalle 
geboren.«^) Auch der code civil hat denselben Grundsatz 
angenommen, indem er im Art 725 besimmt: » . . . Ainsi, 
sont incapables de succ6der: 1) Celui qui n'est pas encore 
con9u, . . .« daraus folgt per argumentum e contrario, daß 
alle diejenigen, welche zur Zeit des Erbfalles bereits kon- 
zipiert sind, erben können. Aber zugleich wird auch all- 
gemein anerkannt, daß der soeben besprochene Satz seine 
Wirkung verlieit, sobald eine tote Geburt oder eine Fehl- 
geburt eintritt;®) denn alsdann wird der Embryo nicht zu 
einem Rechtssubjekt. So sagt z. B. Windscheid a. a. 0. zutreffend : 
»Durch die Geburt wird nicht notwendig eine menschliche 
Person und folglich ein Rechtssubjekt hervorgebracht Damit 



») l. 26 eodem. 

«) 1. 3 § 9 D, de suis et legitimis . . . (38,16) 

*) 1. 7, eodem; vgl. hierzu Dernbui^, Pand., Bd. III, S. 105 und 
Bd. I, S. 111. 

♦) Vgl. Windscheid -Kipp, Pand.^ Bd. I, S. 199. Deutsches 
B. G.-B. § 1923. 

») Vgl. Strohal, S. 15/16. 

«) Vgl. Dem bürg, Pand. I, S. 112. 
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es der Fall sei, ist notwendig, daß das Geborene menschliche 
Bildung habe und keine Fehlgeburt sei.« Ausdrücklich äußert 
sich auch in diesem Sinne das Japan. B. G.-BJ): »Diese Bestim- 
mung*) gilt jedoch nicht, wenn das Kind tot geboren wird.« 
Damit hat denn auch das japanische B. G.-B. für die Kontro- 
verse, ob sog. Vitalität nötig sei, keinen Spielraum gelassen.*) 
Verlangt wird nur, daß das Kind lebend geboren sei; wie 
lange es gelebt hat resp. seiner körperlichen Beschaffenheit 
nach hätte leben können, ist gleichgültig. 

Wir sehen also, daß das japanische B. G.-B., indem 
es den Embryo für den Fall zur Hauserbfolge zuläßt, daß 
er zu einem ausgetragenen, lebendig geborenen Kinde wird, 
der vernünftigen römischen und modernen Rechtsanschauung 
Rechnung trägt*) 

Andererseits aber kann z. B. nicht Erbe werden der 
Sohn, der eine ganz kurze Zeit vor dem Vater, also vor 
der Eröffnung der Hauserbfolge gestorben ist 

n. Femer sind nach § 2 des Japan. B. G.-B. auch Aus- 
länder im allgemeinen rechtsfähig, soweit sie hierin nicht 
durch bestehende Gesetze und Verordnungen oder durch 
Staatsverträge beschränkt sind. Danach würde also unter 



>) B. G.-B. § 968, Abs. 2. 

*) Dämlich die des § 968,1, daß »das Kind im Mutterleibe hin- 
sichtlich der Hauserbfolii^e als schon geboren gilt«. 

») Vgl. Motive B. G.-B., Erbrecht, 8. 11. 

*) Das B. G.B. (Jinjihen) von 1890 sagte in seinem Art 2 im 
Personenrecht ganz allgemein, daß das Kind im Matterleibe, soweit es 
sich am seinen Schatz — also am seinen Vorteil handelt, als schon 
geboren gelten solle. Bei den einzelnen Materien, wie im § 721 des 
jetzigen B. G.-B. bezüglich des Schadensersatzanspraches, den §§ 968, 
993 bezügl. der Haas- and Vermögenserbfolge, femer dem § 1065 bezügl. 
der Vermächtnisse gibt es keine Spezialvorschriften hierüber. Aas der 
Entstehangsgeschichte des Japan. B. G.-B. geht hervor, daß die jetzigen 
Spezialvorschriften der Deatlichkeit wegen eingefügt worden sind. Be- 
züglich des heatigen jap. B. G.-B. ist übrigens za bemerken, daß eine 
Bestimmang, wie die des § 968,2, wonach diese Fiktion nar gilt, falls 
das Kind lebendig geboren wird, im § 721 bei dem Schadensersatz- 
anspraoh zwar fehlt, aber wohl per analogiam za ergänzen ist 
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diesen Yoraussetzongen ein Ausländer japanischer Hauserbe 
sein können. In der Tat gibt es auch keine ausdrückliche 
Uesetzesvorschrift, welche dieses verbietet 

Xun bestimmt aber § 990 des Japan. B. G.-B.: »Wer 
Hauserbe winL weil der bisherige Hausherr die Staats- 
angehörigkeit verliert wird nur Nachfolger in das haus- 
herrliche Recht und in die zum Hauserbenrecht gehörigen 
Sonderrechte €. Es ist also hier gesagt, daß der Verlust der 
Staatsangehörigkeit ein Grund für den Eintritt einer Haus- 
erbfolge ist daß also der bisherige Hausherr deshalb nicht 
mehr Hausherr ist weil er die Staatsangehörigkeit verliert 
Auch aus der Bestimmung des § 964,1, wonach u. a. dann 
die Hauserbfolge eröffnet wird, wenn der Hausherr die 
Staatsangehörigkeit verliert ergibt sich dasselbe Resultat 

Es liegt somit in diesen Bestimmungen zugleich implicite 
für einen Ausländer der Ausschluß von der Hauserbfolge 
resp. überhaupt von der Hausherrschaft Aus der Bestimmung 
des § 732 ergibt sich zugleich, daß der Ausländer auch 
nicht »Hausgenosse« sein kann. 

Es heißt daselbst nändich: »Hausgenossen sind die in 
dem Hause des Hausherrn wohnenden Verwandten desselben, 
sowie deren Ehegatten«. Ein Ausländer kann aber nicht 
Hausgenosse eines Japaners sein, wohl aber kann er es 
werden, aber nur durch Adoption oder durch Einheiraten 
in die Familie, oder auch durch Legitimation (wenn er ein 
uneheliches Kind ist). Auch ein naturalisierter Ausländer 
kann selbstverständlich Hausgenosse werden, da er schon 
Japaner geworden ist^) Diese Personen werden also dann 
Hausgenossen und sind als solche fähig, ein Haus zu be- 
gründen und dann auch in eine Hausherrschaft als Nach- 
folger einzutreten.*) 

^) Vgl. Gesetz betr. den Erwerb etc. der Staatsaugehörigkeit § 5. 

*) In der vorigen Periode war es für alle Ausländer mit bedeutend 
größeren Schwierigkeiten verknüpft, durch Naturalisation Japaner zu 
werden und somit in die Lage zu kommen, Japan. Hausgenosse bezw 
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Zur Begründung eines Hauses ist aber die Errichtung 
eines Hausstandsregisters erforderlich; dieser Akt enthält 
zwei Momente: ein rechüiches und ein formelles; das recht- 
liche ist die Begründung selbst, und das formelle, von der 
Behörde ohne weiteres ex officio vorzunehmende, ist die 
Anlegung des Registers. M Das Ergebnis dieses Punktes 
ist also folgendes: Da ein Ausländer als solcher kein Haus- 
genosse sein kann, — denn er wird in dem Augenblick, 
wo er Hausgenosse wird, Japaner — kann er auch kein 
Haus begründen imd somit auch nicht Subjekt der Haus- 
erbfolge sein. Also: Staatsangehörigkeit und Hausangehörig- 
keit fallen stets zusammen.*) 

Hierher gehört auch die Vorschrift des § 746 B. G.-B., 
wonach Hausherr und Hausgenossen den gleichen Namen führen. 
Also sowohl bisherige Ausländer als auch Japaner, welche 
aus einer anderen Familie stammen, nehmen mit der Haus- 
genossenschaft den Namen der Familie an, in die sie ein- 
treten, so daß auch der Hauserbe stets den Familiennamen 
seines Vorgängers führt. 

ni. Femer sind als Subjekte der Hauserbfolge aus- 
geschlossen alle juristischen Personen, daher auch der Fiskus 
und Gemeinden. Dies ergibt sich daraus, daß auch heute 
noch*) mit der Führung der Hausherrschaft gewisse per- 
sönliche Funktionen verbunden sind, welche nur von dem 
Hausherrn als physischem Oberhaupt der Familie verrichtet 
werden können; deshalb müssen juristische Personen der 
Natur der Hausherrschaft zufolge von letzterer ausge- 
schlossen sein. 



Hauserbe zq werden. Ausländer als Muko-Yüshi cnler Nyüfu sind 
offiziell erst seit 1881 durch Reskript gestattet worden, bis die ganze 
Materie durch ein besonderes, zugleich mit dem neuen B. O.-B. in Kraft 
getretenes Gesetz geregelt worden ist. 

') Der Hausherr hat seinerseits die Pflicht zur Anmeldung. 

*) Vgl, Oesetz betr. die Hausstandsregister § 170 u. 175 fit. 

•) Vgl. unten Objekt der Hauserbfolge, S. 219 fg. 



— 190 — 

IV. Auch kwint das Japan. B. G.-B. eine Indignität, 
ähnlich wie das röm. Recht eine solche aufweist;^) für das 
letztere hatte natürlich diese Indignität hauptsächlich nur 
vermögensrechtliche Bedeutung — wenn sie auch meist im 
öffentlichen Interesse*) eintrat — da es eine Hauserbfolge 
im japanischen Sinne nicht kannte. Das Japan. Recht be- 
stimmt nun ganz allgemein, daß gewisse Personen »nicht 
Hauserbe sein können €.•) 

Das Gesetz geht hier von dem Gedanken aus, daß der 
Betreffende durch seine Handlungsweise das Band, welches 
ihn bisher mit seiner Familie verknüpfte, zerrissen und somit 
das Recht verloren hat, welches hauptsächlich ein Ausfluß 
der Familienverbindung ist, nämlich das Recht auf die Haus- 
erbfolge; es fehlen einer solchen Person, wie Koeppen*) sich 
ausdrückt, die »sittlichen Voraussetzungen der Erbfolge« 
und nach jap. Recht auch »der Hauserbfolge«. Windscheid- 
Kipp^) charakterisiert die Indignität zutreffend mit 
folgenden Worten: »Es gibt Fälle, in welchen jemandem 
dasjenige, was er dem Rechte nach aus dem Nachlasse er- 
hält, vom Rechte selbst wieder genommen wird, weil er es 
zu haben nicht verdient« Der Unterschied zwischen der 
Indignität nach jap. und röm. Recht besteht darin, daß nach 
letzterem der Unwürdige nach den gewöhnlichen Vor- 
schriften über Delation berufen wird, daß er also die Erb- 
schaft erwerben kann,*) sie wird ihm aber wieder entrissen; 
dagegen wird nach Japan. Recht derjenige, der eine un- 
würdige Handlung begeht, vom Erwerb der Hauserbfolge 
von vornherein ausgeschlossen. 



*) Vgl. Dig. 34,9: De his quae ut indignis auferuntur u. Cod. 6,35. 
*) Vgl. Koeppen, S. 151. 
8) B. G.-B. § 969. 
*) Koeppen, 8. 151. 
*) Bd. IV, S. 686. 

•) VgL Dernburg, Fand. Bd. ÜI, 8. 107, Windscheid-Kipp, 8. 686, 
Koeppen, S. 146. 
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Was nun die speziellen Vorschriften des japanischen 
B. G.-B. anbetrifft, so schreibt der § 969 vor, daß der Un- 
Avürdige »nicht Hauserbe sein kann«. Also er wird über- 
haupt unfähig, Hauserbe zu sein; daher wird ihm die Haus- 
erbfolge auch nicht, wie in Rom dem Indignus bezüglich 
der bona ereptoria, wieder entrissen, da er sie gar nicht er- 
werben kann; es würde also rechtlich die Lage so sein 
wie bei der römischen Inkapazität.^) 

Der § 969 bedroht zwei Arten von Handlungen: 1. die 
in Nr. 1 und 2 genannten richten sich gegen das Leben 
des Erblassers^) oder einer vor dem Täter zur Hauserbfolge 
berechtigten Person, wobei auch der Versuch für strafbar 
erklärt wird: es wird außerdem hier dem Täter selbst gleich- 
gestellt jede Person, welche trotz Kenntnis von der Tötung 
eine Anzeige oder Klageverfolgung unterläßt, falls sie die 
zur Unterscheidung von Recht und Unrecht erforderliche 
Einsicht besitzt, und falls nicht der Tötende der Ehegatte 
oder ein Blutsverwandter gerader Linie des Getöteten ist; 
2. die Bestimmungen der Ziffern 3 — 5*) betreffen Fälle, in 
denen der Wille des Erblassers in unzulässiger Weise durch 
Täuschung oder Zwang bezüglich der Errichtung, Nicht- 
errichtimg, Änderung etc. letztwilliger Verfügungen be- 
einflußt worden ist, oder in welchen letzt willige Verfügungen 
des Erblassers gefälscht, vernichtet etc. worden sind. Ganz 
abweichend vom römischen Recht sind nach japanischem 
Recht die Wirkungen der Indignität: nach den soeben an- 
geführten Vorschriften des § 969 tritt nämlich hier die Un- 
fähigkeit kraft Gesetzes ein, ist also eine absolute, nach 
denen des römischen Rechts ist sie bloß eine relative,*) da, 



») Vgl. Windscheid-Kipp, Bd. HI, S. 686, Note 2. 

>) Nach deatschem B. O.-B. § 2339,1 ist unwüidig, wer den Er- 
blasser vorsätzlich und widerrechtlich getötet oder za töten versucht oder 
unfähig gemacht hat, eioe letztwillige Verfäguug zu errichten oder auf- 
zuheben. 

*) Ähnl. Bestimmungen enthält das deutsche B. O.-B. § 2339, Nr. 2—4 

*) Vgl. Demburg, Fand., Bd. III, 8. 107, Note 15. 
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wie Demburg zutreffend bemerkt, die bona ereptoria von 
andern^) in Anspruch genommen werden können;*) wenn 
diese sie nicht beanspruchen, so verbleiben sie dem Er- 
werber trotz seiner verwerflichen Handlungsweise resp. trotz 
des Irrtums, welcher jener Berufung zu Grunde lag,*) 

Im Fall der Erbunwürdigkeit und des sich daran 
knüpfenden Verlustes des Erbfolgerechtes resp. der Erb- 
fähigkeit wird derjenige Hauserbe, welcher es nach der be- 
stehenden Successionsordnung werden würde, wenn der Erb- 
unwürdige überhaupt nicht existierte,*) während nach rö- 
mischem Rechte die bona ereptoria grundsätzlich an den 
Fiskus oder ausnahmsweise an Privatpersonen fielen, welche 
aber nicht gesetzliche Erben zu sein brauchten.*) 

V. Rechtlich anders geartet als der behandelte § 969 
sind die §§ 975 und 97 6 fg., welche Fälle der Enterbimg 
enthalten. 

Der Erblasser kann danach unter den Voraussetzungen 
des § 975 dem gesetzlichen Hauserbanwärter durch das 
Gericht das Hauserbrecht entziehen lassen. Nach JJ 975 
Absatz 1 kann er einen hierauf bezüglichen Antrag schon 
zu Lebzeiten stellen, nach § 976 im Testamen te.*) Während 
also nach § 975 derjenige, der später Erblasser wird, die 
Wirkung dieser Art der Enterbung schon selbst erlebt wird 
der strenge Charakter der Enterbung als einer letztwilligen 



1) Demburg, Fand. S. 106, a. a. 0. 

*) Auch das deutsche B. G.-ß. bestimmt, daß die Erbunwürdigkeit 
nur durch Erhebung der Anfechtungsklage geltend gemacht werden kann, 
§§ 2340, 2342 — und zwar geht die Klage darauf, daß der Erbe für 
erbunwürdig erklärt wird — § 2342, Abs. 1. Satz 2 — ; das Urteil wirkt 
konstitutiv — § 2342, Abs. 2. 

•) So besonders, wenn der Erblasser ein untergeschobenes, von 
ihm aber für echt gehaltenes Kind eingesetzt hatte. YgL Demburg, 
Fand. III, S. 106, 107. 

♦) So auch nach deutschem B. G.-B. § 2344. 

*) Vgl. Dernburg, Fand, m, 107. 

•) Nach römischem Rechte und im deutschen B. G.-B. § 193S 
kann eine solche nur durch Testament stattfinden. 
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Verfügung im § 976 gewahrt Als Gründe führt der § 975 
erstens an: Pietätlosigkeit gegen den Erblasser, die sich 
allerdings in Real- oder schweren Verbalinjurien geäußert 
haben muß;') femer kriminelle Verurteilung des Haus- 
erbanwärters wegen einer ehrlosen Handlung;*) hierzu kommt 
Prodigalitätserklänmg und sich daran knüpfende Entmündi- 
gung') und mangelnde körperliche oder geistige Integrität, 
wodurch der Anwärter zur Leitung des Hauses außer stand 
gesetzt wird.^) Endlich kommt hierzu die generalis clausula, 
wie sie der Prätor den speziellen Restitutionsgründen hin- 
zufügte: aut si qua alia causa mihi justa esse videbitur. 
So bestimmt der letzte Absatz des § 975: »Wenn sonst ein 
berechtigter Grund vorliegt, kann der Erblasser mit Ein- 
willigung des Familienrates bei dem Gericht beantragen, 
daß dem Hauserbanwärter das Erbfolgerecht entzogen wirdc. 
Aus dem zu den §§ 975, 976 ff. Gesagten erhellt, daß 
die hier behandelte Unfähigkeit nur eine relative ist; während 
nämlich, wie bereits betont wurde, die Unfähigkeit nach 
§ 969 kraft Gesetzes eintritt, bedarf es nach § 975: 

1. eines besonderen Antrages des Hausherrn resp. einer 
besonderen letzwilligen Verfügung, und 

2. kann die auf Grund dieser Willensakte eingetretene 
Wirkimg später wieder aufgehoben werden und zwar auf 
Antrag nach § 977 oder kraft Gesetzes in Klasse 2—5 der 
Erbfolgeordnung. Über letzteren Punkt wird näheres weiter 
unten gesagt werden. 

Verzeihung seitens des Erblassers kann natürlich in 
den Fällen des § 969 des japanischen B. G.-B., wo Un- 
fähigkeit ipso jure eintritt, von keiner Bedeutung sein, da- 
gegen ist sie wirksam im Falle § 975 Nr. 1, wo nach § 977 
Absatz 2 der Erblasser jederzeit die Aufhebung der Ent- 

«) B. O.-B. § 975, No. 1. 
«) B. O.-B. § 975, No. 3. 
») B. O.-B. § 975, No. 4. 
*) B. O.-B. § 975, No. 2. 
Ikeda, Haoserbfolge. 13 
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Ziehung beantragen kann, auch zeigt sieh darin ihre Be- 
deutung, daß der Erblasser doch überhaupt keinen Antrag 
zu stellen braucht und schon dadurch zeigen kann, daß er 
dem Anwärter verziehen hat. 

Bei der Entziehung nach § 976 durch den letzten 
Willen des Erblassers tritt ebenso, als wenn der Erblasser 
noch lebte, eine Untersuchung seitens des Gerichts ein und 
zwar auf Antrag des Vollstreckers des letzten Willens; der 
Ausspruch des Gerichts wirkt deklaratorisch, da in diesem 
Falle die Entziehung zurückwirkt auf die Zeit des Todes 
des Erblassers. 

Daß der Gesetzgeber sowohl den Fall des § 975, als 
auch den des § 976 als eine Enterbung ansieht, ergibt sich 
aus § 977. Während nämlich nach § 977 Absatz 1, 2 und 
4 die Entziehung, gleichviel ob nach § 975 oder § 976 
eingetreten, wieder aufgehoben werden kann, schließt § 977 
Absatz 3 die Aufhebung jeder Entziehung »für die Zeit nach 
der Eröffnung der Erbschaft« aus. Übrigens kann sich die 
letztwillige Verfügung nach § 776 nicht etwa bloß auf den 
nächsten von mehreren eventuellen Hauserbanwärtem be- 
ziehen, sondern auf jeden, der einmal Hauserbanwärter werden 
kann. Man nehme an, der Hausherr habe 3 Söhne A, B 
und C; er enterbt gemäß § 976 den B. A stirbt gleich- 
zeitig mit dem Erblasser; hier wird die Enterbung des B 
nach § 1087 mit dem Tode des Erblassers wirksam und C 
wird Hauserbe. 



b) Successionsordnung. 

§ 27. 
Subjekt der Hauserbfolge kann zu derselben Zeit immer 
nur eine Person sein, auch kann dieselbe nicht zugleich 
die Hausherrschaft über mehrere Häuser führen, also die 
Hausherrschaft muß ungeteilt sein, wie es auch bereits nach 
dem früheren Gesetze von 1890 ausdrücklich bestimmt war.*) 



*) Vgl Kohler, Studieu, S. 437 und hier S. 24. 
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Im allgemeinen ist da^ Prinzip des Ahnenkultus dadurch 
zum Ausdruck gebracht, daß durch die Hauserbfolge vor 
allem eine Erhaltung und Fortpflanzung der Familie bewirkt 
resp. ermöglicht werden soll. Deshalb beruft das Gresetz 
naturgemäß zuerst die Abkömmlinge des Erblassers unter 
Bevorzugimg des männlichen Geschlechts, andererseits aber 
unter grundsätzlicher Zulassung weiblicher Succession. Eltern 
des Erblassers succedieren erst sehr spät Zu bemerken ist, 
daß natürlich Fremde möglichst fem zu halten sind, aber 
durch Ernennung seitens des Hausvaters in Ermangelung 
von Abkömmlingen oder schließlich durch Wahl zugelassen 
werden. Delationsgründe gibt es nach dem B. G.-B. drei 
und zwar: Gesetz, Ernennung seitens des Erblassers und 
Wahl. Durch das Gesetz vriedenun kann unter zwei ver- 
schiedenen Voraussetzungen Hauserbfolge eintreten, ebenso 
auch durch Wahl, so daß im ganzen fünf Hauptklassen 
vorhanden sind. 

I. Klasse. Die ersten gesetzlichen Erben (Des- 
cendenten).^) 

Die sogen, ersten gesetzlichen Erben müssen sein: 

A. Abkömmlinge und 

B. Hausgenossen des Erblassers.^) 

Zu A ist auf den bereits mehrfach erwähnten Grund- 
satz zu verweisen, daß Adoptierte den leiblichen Kindern 
gleichgestellt sind,*) ebenso Stiefkind und Shoshi*), der 
letztere sogar in seinem Verhältnis zur Chakubo, d. h. der 
Ehefrau des natürlichen Vaters, welcher das uneheliche 
Kind (Shoshi) anerkannt hat.*) Folgende Hauptgrund- 
sätze stellt nun § 970 auf: 



') B. G.-B. §§ 970-978. 
«) Vgl. B. G.-B. § 732ff. u. S. 176. 
») B. G.-B. § 727. 
*) B. G.-B. § 728. 

^) Bis zum Jahre 1880, wo das neue Strafgesetzbuch ia Kraft 
trat, verstand man nnter Shoshi überhaupt alle Kinder von Neben- 

13* 
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1. Der nähere Grad schließt den entfernteren aas. 

2. Das männliche Geschlecht hat bei gleichem Grade 
den Vorzug. 

3. Sind männliche Abkömmlinge vorhanden und unter 
diesen eheliche und Shoshi, so gehen eheliche vor ohne Rück- 
sicht auf das Alter, ebenso, wenn nur weibliche ^) Abkömm- 
linge vorhanden sind. Natürlich hat wie zu 2. gesagt, das 
männliche Geschlecht auch hierbei den Vorzug, so daß z. B. 
ein männlicher Shoshi von achtzehn Jahren einer ehelichen 
Tochter von zwanzig Jahren vorgehen würde.*) 

4. Wenn ein natürlicher*) Abkömmling mit Shoshi und 
ehelichen Abkömmlingen oder auch nur mit Shoshi kon- 
Iturriert, so gehen der eheliche Abkönmüing imd Shoshi dem 
natürlichen Abkömmling vor, selbst wenn sie weiblich und 
jünger sind; also wenn z.B. der Erblasser eine Shoshi- 
tochter von sechzehn und einen natürlichen Sohn von 
zwanzig Jahren hinterläßt, so geht erstere vor. 

5. Abgesehen von den in 1 — 4 angegebenen Verhält- 
nissen geht das natürliche Alter vor. 



fraaen; seit aber nach § 354 Stra^esetzbuch es nur gestattet ist, eine 
Frau za haben und eine Nebenfrau als solche nicht anerkannt ist, hat 
Shoshi die im Texte angefahrte Bedeutung erhalten. 

^) In der vierten Periode war schon frühzeitig die weibliche Suc- 
cession grundsätzlich zugelassen. So bestimmte schon ein Erlaß von 
1880, daß in Ermangelung eines Sohnes eine etwa vorhandene Tochter 
allen männlichen Verwandten entfernteren Grades vorangehe; in früheren 
Perioden war allerdings auch oft weibliche Sucoession tatsächlich vor- 
handen, aber nur als Ausnahme von der allgemeinen Regel der mann* 
liehen Hauserbfolge. 

*) Vor dem B. G.-B. entschied das Reichsgericht vom 13. 4. 1897 
ganz allgemein, daß eine eheliche Tochter einem männlichen Shoshi 
vorangehen solle. Okuda aber — Erbr., S. 92 — interpretiert sogar den 
§ 970 des heutigen B. G.-B. in derselben Weise, jedoch u. E. mit 
unrecht. 

') Unter einem natürlichen Kinde ist ein von der Mutter an- 
erkanntes uneheliches Kind zu verstehen, vgl. § 827, B. G.-B. 
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Yon den Bestimmungen des § 970, 1—5 wird in fol- 
gender Weise abgewichen: 

a) bezüglich der Entziehung des Erbrechts, worüber wir 
oben gesprochen haben, nämlich daß der Descendent, welcher 
nach § 975 sein Erbrecht verloren hat, nach der soeben 
angegebenen Successionsordnung nicht Erbe sein kann. 

b) Bezüglich der legitimierten Kinder: Es wird im 
letzten Absatz des § 970 bestimmt, daß uneheliche Kinder, 
gleichviel ob Shoshi oder natürliche, welche gemäß 
v!^ 836 per subsequens matrimonium legitimiert sind, die 
Stellung ehelich geborener Kinder erlangen. Jedoch ist hier 
noch nach § 970 in Verbindung mit § 836 zu unterscheiden: 
ein Shoshi erlangt die Stellung ipso jure durch Heirat 
seiner Eltern, während ein natürliches^) während der Ehe 
erzeugtes Kind erst noch von beiden Eltern anerkannt werden 
muß und erst von dieser Zeit an als eheliches gilt Be- 
züglich der Hauserbfolge hebt der § 970 dann noch hervor, 
daß derartige Kinder so angesehen werden, »als wenn sie 
zur Zeit, wo sie die Stellung ,on ehelichen Kindern er- 
langt haben, geboren worden wären«. Das heiJßt also: erst 
zu dieser Zeit gelten sie als geboren und zwar als ehelich 
geboren. Was der Gesetzgeber mit dieser Bestimmung be- 
zweckt, ist klar; für die Hauserbfolge soll dadurch verhütet 
werden, daß Kinder, die schon früher als eheliche geboren 
waren, von dem legitimierten älteren Kinde verdrängt werden; 
also die Bestimmung des § 970 Ziffer 5, wonach das ältere 
Kind vorgehen soll, gilt hier nicht. 

Die Kinder dagegen, welche nach einer solchen Legiti- 
mation als eheliche geboren werden, stehen dem legitimierten 
nach, da dieses vermöge der angegebenen Fiktion von der 
Zeit der Legitimation an schon als ehelich geboren gilt 
Ähnlich wie in Rom durch die lex Julia et Pappia Poppaea 



^) »Natürliches« Kind ist hier ein überhaupt noch nicht anerkanntes 
uneheliches Kind, während oben gezeigt, daß unter einem natürlichen 
Kinde im Sinne des § 970 Ziffer 4 ein voii der Mutter anerkanntes 
uneheliches Kind zu verstehen ist 
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soll durch diese Vorschrift die eheliche Kindererzeugimg 
protegiert werden. 

c) Wird ebenfalls im letzten Absatz des § 970 des 
B. G.-B. bezüglich der adoptierten Kinder die gleiche 
Fiktion vorgeschrieben. Aber diese Yorschrift erleidet 
eine Einschränkung durch § 973, nach welchem das Erb- 
recht des gesetzlichen Hauserbanwärters »durch eine 
wegen einer Schwester erfolgende Kindesanuahme nicht be- 
einträchtigt werden kann«. Man hat also zwischen der jül- 
gemeinen Adoption zu unterscheiden, welche stattfindet, 
wenn überhaupt kein gesetzlicher Hauserbanwärter vorhanden 
ist und derjenigen, welche nur zum Zwecke der Verehe- 
lichung mit einer Haustochter erfolgt Bei der ersteren 
gilt die Bestimmung des § 970 ohne Einschränkung. Der 
Hausherr hat keinen gesetzlichen Hauserben, adoptiert des- 
halb jemand, dieser erhält nach ^ 860 mit dem Tage der 
Adoption die Stellung eines ehelichen Kindes, geht also 
allen etwa noch nach seiner Adoption geborenen leiblichen 
Söhnen des Hausherrn vor, da er älter als diese sein muß, 
mit Ausnahme der zur Zeit der Adoption bereits kon- 
zipierten. 

Oder aber der Hausherr hat selbst leibliche Kinder. 
Hat er einen Sohn, so darf er nach § 839 nur einen zweiten 
Sohn sich durch Adoption zulegen zum Zwecke der Ver- 
heiratung mit einer Tochter, d. h. also einer Schwester des 
gesetzlichen männlichen Hauserbanwärters; ebenso ist es, 
wenn er keinen leiblichen Sohn, sondern nur eine — oder 
auch mehrere Töchter hat Auch hier kommt § 839 inso- 
fern zur Anwendung, als der Hausherr hier nur zum Zwecke 
der Verheiratung mit einer Tochter adoptieren kann; denn 
wenn der Hausherr bei dem Vorhandensein einer Tochter 
einen Sohn ohne diesen Zweck adoptieren dürfte, so würde 
der Adoptivsohn, da er durch die Adoption gleichen Grades 
mit <ler Schwester wird, als Person männlichen Geschlechts 
nach § 970 Ziffer 2 der Schwester in der Hauserbfolge 
vorgehen ; es würde z. B. eine schon früher vorhandene gesetz- 
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liehe Hauserbanwärterin dureh den neu hinzugekommenen 
Adoptierten verdrängt werden; dies will aber § 973 ver- 
meiden. Es .liegt somit in dieser Vorschrift eine Ein- 
schränkung des § 970 Ziffer 2 und Absatz 2. Für den Platz, 
welcher dem Adoptierten hier zuzuweisen ist, kommt es 
darauf an, wie das Wort »gesetzlicher Hauserbanwärter« auf- 
gefaßt wird, ob als ein bestimmtes Individuum oder ob als 
eine bestimmte Klasse von Individuen, von denen ein jedes 
Anspruch auf die Hauserbfolge hat, wenn vor ihm andere 
Berechtigte nicht vorhanden sind. 

Wird die letztere Auffassung angenommen, so ergeben 
sich folgende Konsequenzen: Der Adoptierte geht nur denen 
vor, die nach seiner Adoption geboren werden, gleichviel ob 
männlichen oder weiblichen Geschlechts. Wenn er jedoch 
eine Tochter heiratet, welche für ihre Person einer anderen 
Schwester oder einem schon vorhandenen Bruder vorgeht, 
80 erwirbt er dadurch den Rang seiner Ehefrau, geht also 
denjenigen vor, denen seine Ehefrau als Haustochter vor- 
geht, also andererseits denen nicht, die vor seiner Ehefrau 
als deren ältere Schwestern Hauserban Wärterinnen sind. 
Sind solche Schwestern vorhanden, eine von ihnen ist aber 
erbunfähig und wird vom Adoptierten geheiratet, so erwirbt 
er nicht das Erbrecht, weil seine Ehefrau es als Haustochter 
auch nicht hatte. Also er erwirbt das Recht zur Haus- 
erbfolge nur durch die Heirat mit der Haustochter und in 
dem Range, in dem sie bis zur Verheiratung stand. Wenn 
er andererseits eine jüngere Tochter heiratet, welche erst 
nach seiner Adoption geboren ist, so wird in seiner Stellimg 
durch die Heirat nichts geändert; er wird durch die Adop- 
tion in die Klasse*) der Hauserbanwärter eingereiht, seine 
jetzige Ehefrau kommt ihm gegenüber gar nicht als An- 
wärterin in Betracht, weil er schon vor seiner Verheiratung 



^) Manohe Schriftsteller, wie z. B. Urne, wollen den Adoptierten, 
welcher nicht heiratet, allen nach seiner Adoption Geborenen nachstellen, 
so daß diese anch mit zu dieser Klasse der Hauserbanwärter gehören 
sollen. Vgl. Urne, Eine erbrechüiche Streitfrage. 
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von seiner Adoption an als ehelich geboren galt und somit 
als gesetzlicher Hauserbanwärter allen später geborenen, also 
auch seiner nunmehrigen Ehefrau vorgeht; und schlechter 
gestellt kann er selbstredend durch die Verheiratung mit 
einer im Range ihm nachstehenden Hauserbin auch nicht 
werden. Kommt aber zum Zwecke der Verheiratung ein. 
zweiter Adoptivsohn in die Familie und heiratet eine Tochter, 
die der zuerst Verheirateten vorgeht, so erhält auch ihr 
Ehemann dasselbe Erbrecht, welches sie hatte, geht also dem 
ersteren Adoptivsohn, welcher eine jüngere Schwester seiner 
Frau geheiratet hat, ebenso vor, wie seine Ehefrau diesem 
ohne ihre Verheiratung als gesetzliche Hauserbanwärterin 
vorgegangen ist. Wird angenommen, daß unter »gesetz- 
lichen Hauserban Wärtern« die ganze Klasse als solche ver- 
standen wird — worüber wir doch hier sprechen — , so darf 
nicht anders, als soeben geschehen ist, ai^umentiert werden. 
Die entgegengesetzte, allerdings vielfach vertretene Ansicht, 
müßte die bedenkliche Konsequenz nach sich ziehen, einen 
Adoptivsohn, d. h. einen fremden Mann, z. B. wenn er über- 
haupt nicht eine Haustochter heiratet, leiblichen Haus- 
töchtern vorzuziehen. Aber die ratio ist doch die, daß die 
Blutsverwandtschaft möglichst bevorzugt werden soll, und 
dies wird sie durch (jewährung des Erbrechts an die Tochter 
in der angeführten Weise; so ist wenigstens hier auf der 
einen Seite, der weiblichen, stets Blutsverwandtschaft vor- 
handen, während nach der anderen Ansicht es leicht vor- 
kommen könnte^ daß ein fremder Adoptivsohn eine fremde 
Frau heiratet und daß so durch zwei nicht Blutsverwandte 
die Familie fortgesetzt wird, trotzdem blutsverwandte Töchter 
vorhanden sind, welche aber unberücksichtigt bleiben. 

Wird dagegen die imdere Auffassung vertreten, daß 
»gesetzlicher Hauserbanwärter« nur das betreffende Indi- 
viduum bedeutet, welches den nächsten Anspruch darauf 
hat, Hausherr zu werden, wenn der gegenwärtige Hausherr 
durch Tod oder aus einem anderen Grunde weggefallen ist, 
so ist die Stellung des Adoptivsohnes in Bezug auf die Haas^ 
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erbfolge in mancher Beziehung eine andere. § 973 hat 
alsdann die Bedeutung, daß der Adoptivsohn allerdings der 
älteren Haustochter als der Anwärterin nachstehen, dagegen 
jüngeren Haustöchtern vorgehen muß, da sie durch das 
Individualprinzip nicht Hauserbanwärter sind und unter Per- 
sonen gleichen Grades er als der Mann nach § 970 Ziffer 2 
vor den weiblichen Personen den Vorzug hat Auch der 
uneheliche Sohn, der gesetzlicher Hauserbanwärter ist, muß 
nach diesem Prinzip gemäß § 973 dem Adoptivsohn vor- 
gehen. 

Von diesen beiden Ansichten^) hat die erstere viel für 
sich und entspricht auch dem japanischen Familienprinzip, 
aber nach Lage des positiven Rechtes ist man doch schließ- 
lich gezwungen, sich der letzten Auffassung anzuschließen, 
da das B. G.-B. selbst uns auf diesen Weg verweist, wie 
z. B. im § 744 und § 975; übrigens sind auch die Schrift- 
steller darüber einig, daß die beiden §§ nur im individuellen 
Sinne gemeint sein können. Dagegen wird von manchen 
behauptet, daß trotzdem der § 973 nach dem Familien- 
prinzip zu interpretieren ist. Dann allerdings müßte der Ge- 
setzgeber unter dem »gesetzlichen Hauserbanwärter« bald ein 
bestimmtes Subjekt, bald eine ganze Klasse solcher verstehen. 
Eine so große Inkonsequenz möchten wir ihm jedoch nicht 
zutrauen. Wir meinen vielmehr, daß wenn es irgend mög- 
lich ist, dasselbe Wort stets gleich gedeutet werden muß; 
und diese Möglichkeit liegt vor, da der § 973 einen sehr 
guten Sinn gibt, wenn man ihn nach dem Individualprinzip 
auffaßt; für unsere Ansicht spricht auch der überall im 
Japanischen für das Wort »gesetzlicher Hauserbanwärter« 
gleichmäßig gebrauchte Ausdruck: Höteinosuiteikatoku 
sözokunin. 



') Eb gibt noch verschiedene Ansichten. Vgl. Tsogam, Adoption; 
Urne, Erbrecht, 8. 37 fg. u. Familienrecht, 8. 279 fg. Okuda, Erbrecht, 
8. 100 a. Familienrecht, S. 287^. Rede von den sieben Joristen, Zeit- 
schrift »Hogaknkyükwai zasshit, 18. Jahrg., Nr. 1—7. 
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d) Eine vierte Ausnahme von den Bestimmungen 
des § 970 findet sich in der Vorschrift des § 971 : Er be- 
sagt: »Durch die Bestimmungen des vorstehenden § wird 
die Anwendung des § 736 nicht berührt.« Letzterer seiner- 
seits schreibt vor, daß jemand, welcher eine Hausherrin 
heiratet und infolge dessen zugleich in ihr Haus eintritt, 
ipso jure Hausherr an Stelle der bisherigen Hausherrin wird, 
falls nicht bei Eingehung dieser Ehe das Gegenteil ver- 
einbart worden ist Nach § 964 Ziffer 8 wird unter anderem 
die Hauserbfolge dadurch eröffnet, daß eine Hausherrin mit 
einem Manne die Ehe eingeht, der in ihr Haus eintritt; 
also die Haushermstelle wird dadurch ohne weiteres frei, 
sofort aber wieder besetzt durch den nunmehrigen Ehemann 
der Hausherrin (Nyüfu),^) 

Es tritt hier also Hauserbfolge ein ohne Inkyo, ohne 
daß der Nachfolger ein Abkömmling, ein Hausgenosse, ein 
Adoptivkind oder legitimiert ist, also ohne daß einer von 
den Vorgängen stattgefunden hat, welche sonst nach dem 
Gesetze Berufungsgründe für die Hauserbfolge sind. 

e) Eine fünfte Abweichung von den allgemeinen 
Successions Vorschriften des § 970 findet statt in den Fällen 
des § 972. Es handelt sich danach erstens um einen Ab- 
kömmling des Hausherrn, welcher gßmäß § 737 einem 
anderen Hause angehört hat, und nun mit Einwilligung seines 
Ascendenten Hausgenosse desselben geworden ist Der 
§ 737 hat zwei Fälle im Auge, nämlich den, wo der neue 
Hausgenosse bisher einem anderen Hause als Hausherr an- 
gehörte, und den, wo er nur Hausgenosse des anderen 
Hauses war. 

In beiden Fällen braucht er, um Hausgenosse des Hauses 
zu werden, von dessen Hausherrn er ein Verwandter*) ist 
die Einwilligung dieses Hausherrn; im letzteren Fall, also 
wo er nur Hausgenosse des anderen Hauses ist, bedarf er 

') Vgl. 0. S. 183. 

*) Unter »Verwandten« sind, wenn man den § 737 allein für sich 
betrachtet alle im § 725 angegebenen Personen, also: Blutsverwandte 
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?u diesem Übertritt auch noch der Einwilligung seines bis- 
herigen Hausherrn. Im ersteren Falle, wo er selbst Haus- 
herr des anderen Hauses war, bedarf er natürlich keiner 
Einwilligung des bisherigen Hausherrn, weil er selbst der 
Hausherr war.*) 

In diesen Fällen kann der auf die erwähnte Weise als 
Hausgenosse Aufgenommene nach § 972 nur dann gesetz- 
licher Erbe gemäß der Reihenfolge des § 970 werden, wenn 
zur Zeit des Erbfalls kein ehelicher Abkömmling oder kein 
Shoshi vorhanden ist. Ein natürliches Kind dagegen, das 
nicht Shoshi ist, steht ihm nach. Wenn jedoch der neue 
Hausgenosse schon früher Hausgenosse dieses Hauses und 
nur durch Heirat oder Adoption in ein anderes getreten 
war und nun nach Scheidung oder Auflösung des Adoptiv- 
verhältnisses*) in sein früheres Haus zurückkehrt, so gilt 
nach § 739 die Beschränkung des § 972 nicht, sondern er 
succediert gemäß § 970.*) § 739 will also gerade eine Ab- 



bis zum sechsten Grade, Ehegatten und Yerschwägerte bis zum dritten 
Grade zu verstehen; bei Verbindung des § 737 mit 972 jedoch können 
natürlich nur Abkömmlinge gemeint sein, d. h. solche Personen, welche 
zur Reihe der nach § 970 Successionsberechtigten gehören. 

^) Der bisherige Hausherr des anderen Hauses muB also sein 
Haus aufgehoben haben unter einer von den oben S. 180 ft. angeführten 
gesetzlichen Voraussetzungen. Ein weiteres Beispiel für § 737 
wäre folgendes: Es tritt jemand aus einem Hause aus und be- 
gründet ein Zweighaus, seine Descendenten dagegen bleiben regelmäßig 
Hausgenossen im Haupthause; sollen sie Hausgenossen im Zweighause 
werden, so kommt § 773 zur Anwendung. Femer: Wenn jemand durch 
Heirat in ein andres Haus eintritt und die Ehe durch Tod des anderen 
Ehegatten au^elöst wird, so kann der überlebende Ehegatte nach § 737 
wieder in sein ursprüngliches Haus eintreten; für den Fall von Muko- 
yoshi oder Yoshi mit nachfolgender Heirat gilt § 737 nicht. A. M. 
Okuda, Familienrecht, S. 51. 

*) Ebenso, was als selbstverständlich nicht ausdrücklich im § 739 
gesagt ist, bei Nichtigkeit resp. erfolgreicher Anfechtung der Ehe reep. 
dto Adoptionsverhältnisses. 

*) A. M. jedoch Okuda, Erbrecht, S. 98, während er 8. 332 Familien- 
recht wieder schwankend wird. 
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weichang und nicht ein Beispiel für § 737 geben, me es z. B. 
Okuda behauptet^) 

Sodann handelt zweitens § 972 davon, daß auch in dem 
Falle des § 738 von der regelmäßigen Successionsreihen- 
folge des § 970 abgewichen wird. § 738 sagt: Wenn jemand 
durch Heirat oder Adoption Hausherr oder nur Hausgenosse 
in einem anderen Hause geworden ist und wünscht einen 
seiner Verwandten, welcher nicht zugleich »Verwandtere 
(seil. Blutsverwandter^)) seines Ehegatten oder Adoptiv- 
vaters ist, zum Hausgenossen des Hauses zu machen, dem 
er selbst angehört, so muß außer den Einwilligungen, welche 
§ 737 vorschreibt, noch der Ehegatte oder der Adoptiv- 
vater seine Einwilligung geben; es müssen also die Ein- 
willigungen der Hausherren beider Häuser die Grundlage 
bilden. 

Die Situation des § 738 als Voraussetzung für die An- 
wendbarkeit des § 972 kann sehr leicht auf folgende Weise 
eintreten : 

II I 



A (Hausherr) 



B -< 

A 

U E C ^ 



Adopdon 
oder Nyufn 



Übertritt n. 9 788. 



B 



B gehörte ursprünglich dem Hause I an, tritt durch 
Adoption seitens des A in das Haus H als Hausgenosse ein, 
muß aber sein Kind G, das ihm schon vor seinem Übertritt 
gehörte, in Haus I zurücklassen, da nach japanischem Recht 
die Einder zum Hause als solchem gehören und demselben 
verbleiben, wenngleich die Eltern das Haus verlassen. Nun 



^) Bezüglich des Adoptivverhältnissee beetimmt § 875 aoadrüddioli, 
dai Dach Auflöeaag der Adoption das adoptiert gewesene Kind ipeo jure 
wieder in die rechtliche Stellung eintritt, welche es in seinem ursprüng- 
lichen Hause eingenommen hatte. 

•) Vgl. Okuda, Familienrecht, S. 53. 



— 205 — 

wünscht B sein Kind C znm Hausgenossen des Hauses II 
zu machen, damit es dort Hauserbanwärter werden kann; 
C ist kein Verwandter des Adoptivvaters seines Vaters A, 
die nötigen Einwilligungen erfolgen, C wird Hausgenosse im 
Hause H, der Hausherr A stirbt, B wird Hausherr, hat 
kein anderes eheliches, in diesem Hause II geborenes Kind, 
auch keinen Shoshi, C wird also Hauserbanwärter und 
nach dem Tode des B Hauserbe 

Hat dagegen B das eheliche Kind D oder das Shoshi 
E, so gehen diese, falls sie zur Zeit des Erbfalls leben, 
dem C vor, selbst dann, wenn sie nach dem Übertritt des C 
geboren, also jünger sind als dieser; denn die Kinder, die 
in dem Hause des Erbfalles geboren sind, gehen Kindern, 
selbst älteren, in einem anderen Hause geborenen, stets vor. 

Hier haben wir also, wenn wir E allein in Betracht 
ziehen, einen Fall, wo ein uneheliches Kind, das der Vater 
anerkannt hat, ohne Rücksicht auf sein Oeschlecht einem 
ehelichen, selbst einem älteren vorgeht, weil letzteres in 
einem anderen Hause geboren ist, andere uneheliche Kinder, 
auch die von der Mutter anerkannten, stehen dagegen dem 
C nach. C kann also gemäß § 972 Hauserbe in der Reihen- 
folge des § 970 werden,^) wenn zur Zeit des Erbfalls kein 
ehelicher Abkömmling oder Shoshi vorhanden ist. 

f) Nunmehr ist zu einer anderen Vorschrift, nämlich 
der des § 974 überzugehen. Dieselbe hat folgenden In- 
halt: »Wenn ein nach § 970 und § 972 zur Hauserbfolge 
berufener Abkömmling vor der Eröffnung der Hauserbfolge 
stirbt oder sein Erbrecht verliert, so werden dessen Ab- 
kömmlinge nach der in §§ 970 und 972 geordneten Reihen- 
folge Hauserben in demselben Range, welchen der Be- 
treffende gehabt hat«. 



^) Die Vorschrift des § 972 war dem B. G.-B. von 1890 anbe- 
kaoDt; ebenso die des § 737, während die des § 738 als solche bestand; 
Motive B. G.-B., Familienreoht, 8. 15. Erbrecht, 8. 19. 
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Also zuerst ist hervorzuheben, daß der betreffende ge- 
setzliche Hauserbanwärter vor der Eröffnung der Erbfolge 
gestorben sein resp. sein Hauserbrecht verloren haben muß. 
Alsdann tritt gesetzliche Erbfolge gemäß §§ 970 und 972 
ein, und zwar tritt der nächste Anwärter in denselben Rang 
ein, welchen der Verstorbene oder Verzichtende eingenonmieii 
hat Es findet also hier eine Art Repräsentation statt, jedoch 
selbstredend mit den Beschränkungen, welche die Natur der 
Hauserbfolge an sich mit sich bringt Hier ist auf den 
Unterschied zwischen der Bedeutung des Wortes »Repräsen- 
tation« im römisch-rechtlichen und dem hier gebrauchten 
Sinne hinzuweisen. 

Nach römischem Recht könnte das Repräsentationsrecht 
nur so verstanden werden, daß die Kinder eines — durch 
Tod — weggefallenen parens zusammen den Erbteil erhielten^ 
welchen der Weggefallene erhalten hätte, wenn er Erbe 
geworden wäre.*) 

So heißt es*) : »Et quia placuit, nepotes neptesque, item 
pronepotes proneptesque in parentis sui locum succedere, 
conveniens esse visum est non in capita, sed in stirpes 

hereditatem dividi« ; femer') » leges latas parentibus 

servamus, ita tamen, ut, si quem ex his descendentibus 
liberis relictis mori contigerit, filii ejus aut filiae, aut reliqoi 
descendentes, in parentis sui locum succedant . . .« 

Und zwar erhielten sie diesen Erbteil kraft eigenen 
Rechtes und nicht etwa aus dem Rechte ihres parens prae- 
mortuus.*) 

Nach japanischem Recht kann immer nur eine Person 
die Hausherrschaft erhalten, soweit es sich lediglich um 



*) Vgl. Derabarg, Fand. Bd. III, S. 260, Note 2, Koeppen, S. 400, 
Windsoheid-Eipp, Paod. m, § 572,. Note 4. 

*) § 6 Inst de hered. quae ab intest (3,1). 

») oap. I, Nov. 118. 

*) So die richtige Ansicht von Dernbnig L o., Koeppen 1. o, Note 5. 
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diese und nicht um Vermögenserbfolge handelt,^) und daher 
kann durch die Repräsentation auch stets nur einem die 
Hausherrschaft zufallen. 

Als Voraussetzungen für diese Art von Repräsentation 
führt der Gesetzgeber im § 974 Tod oder Verlust des Erb- 
folgerechtes seitens des zunächst nach § 970 und 972 Be- 
rufenen an. Der Verlust des Rechtes kann, wie wir gezeigt 
haben, vor allem durch Unwürdigkeit gemäß §§ 969 und 975 
eintreten.*) Außerdem gelten hier die allgemeinen Grund- 
sätze über den Verlust von Rechten, so daß also auch ein- 
tretende Unfähigkeit aus anderen, als den im § 969 ange- 
gebenen Gründen den Verlust des Erbfolgerechtes nach sich 
ziehen würde. Jedoch ist zu bemerken, daß nach der Fassung 
des § 974 in demselben nur an Hauserbanwärter, nicht aber 
an Hauserben selbst gedacht ist; dies kommt besonders zur 
Geltung, wenn es sich um die Frage nach dem Verzichte 
handelt Auf die Hauserbfolge selbst nach Eröffnung der 
Erbfolge können die gesetzlichen Hauserben absteigender 
Linie gemäß § 1020 überhaupt nicht verzichten. Dagegen 
kann ein Hauserbanwärter, wenn auch nur ein eventueller, 
gewisse Handlungen vornehmen, in welchen ein still- 
schweigender Verzicht auf sein Recht auf die Hauserbfolge 
liegen dürfte, so z. B. wenn ein Hausgenosse entgegen der 
Vorschrift des § 750,1 ohne Einwilligung seines Hausherrn 
sich verheiratet oder sich adoptieren läßt, so kann ihn der 
letztere nach § 750,2 von der Hausgenossenschaft und 

^) Bei dieser können allerdings, wie nach römischem Recht, mehrere 
Personen gemeinschaftlich erben: vgl. B. O.-B. § 1002 und bezüglich 
der Repräsentation § 1005. 

^) Nach dem B. O.-B. von 1890, Art 295, Abs. 2 (Zaisanshuto- 
knhen) wirkte die im § 969 angeführte Vemrteilang zur Todesstrafe 
liegen vorsätzlicher Veranlassung des Todes des Erblassers, nicht auch 
einer anderen Person, auch in der Weise auf die Abkömmlinge des 
Verurteilten, als auch sie durch das Verbrechen ihres Ascendenten un- 
föhig zur Hauserbfolge wurden. Infolge dessen konnte bei einem solchen 
Verlust des Erbfolgerechts eine Repräsentation im Sinne des § 974 nicht 
stattfinden. 
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somit auch von der Hauserbanwärterschaft ausschließen; da 
der Hauserbanwärter diese Folgen seines Schrittes kennt, so 
dürfte hierin ein Verzicht auf die Hauserbanwartschaft er- 
blickt werden; auch der Fall, daß der Hauserbanwärter gegen 
§ 744 ohne Not in ein anderes Haus eintritt, so daß also 
§ 750,2 zur Anwendung kommen muß, gehört hierher.^) 

IL Klasse. Ernannte Erben. 

Für den Fall, daß Erbanwärter zur Klasse I, also Des- 
cendenten nicht vorhanden oder vorhandene aus irgend einem 
Grunde von der Hauserbfolge ausgeschlossen sind, kann der 
Erblasser durch letztwillige Verfügung oder auch schon zu 
seinen Lebzeiten einen Hauserben ernennen. Die Ernennung 
wirkt aber nur, wenn die Hauserbfolge eröffnet wird durch 
Tod oder Inkyo des Ernennenden. Es ist also nicht überall, 
wo nach § 964 die Hauserbfolge eröffnet wird, möglich, einen 
Hauserben Murch Testament zu ernennen. Die Fälle sub 2 
und 3 des § 964 sind eo ipso ausgeschlossen, weil bei ihrem 
Eintritt in der Regel ein gesetzlicher Erbe da ist; auch be- 
hält die vorher stattgefundene Ernennung nicht in allen 
Fällen der Eröffnung der Hauserbfolge ihre Wirksamkeit; 
so verhindert der Eintritt des dritten Falles sub 1, nämlich 
der Verlust der Staatsangehörigkeit, daß die vorher rite statt- 
gehabte Ernennung eines Hauserben rechtliche Wirkung er- 

M Schließlich ist, bevor zu der Besprechoog der ernannten Erben 
übergegangen wird, noch eine eigentümliche Einrichtung zu erwähnen^ 
welche jedoch nur vor dem Inkrafttreten des jetzigen B. G.-B. galt. 
Wenn nämlich der nächste gesetzliche Hauserbe zu jung war, um bei 
Eröffnung der Hauserbfolge Hausherr zu sein, so konnte irgend eine 
andere geeignete Persönlichkeit aus der Familie für eine bestimmte Frist 
zum Haaserben ernannt werden — meist wahrscheinlich durch Familien- 
beschluß — ; nach Ablauf dieser Frist konnte selbstredend der junge, 
gesetzliche Hanserbe die Übei^be der Hausherrschaft verlangen; vgl. 
Entscheidung des Reichsgerichts in Japan 18. März 1892 und 5. Mai 
1897. — Hier galt nicht der Satz des römischen Rechts: semel heres, 
semper heres, welcher im jetzigen japanischen B. O.-B. konsequent 
durchgeführt ist, während das deutsche B. O.-B. xluroh die Einriditung 
des Vor- und Nacherben (vgl. § 2100) dies Prinzip nicht au^nommen hat. 
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hält Es wird also hier nicht der Zeitpunkt der Ernennung, 
sondern der Zeitpunkt der Eröffnung der Hauserbfolge vom 
Gesetzgeber für ausschlaggebend angesehen. In diesem Sinne 
sagt § 979,3: »Diese Bestimmungen finden nur Anwendung, 
wenn die Hauserbfolge infolge Todes oder Inkyo eintritt«. 
Der einzige Fall, in dem die Ernennung schon zu Lebzeiten 
des Ernennenden zur Anwendung gelangt, ist der des 
Inkyo. 

Bezüglich des Kreises der von dem Erblasser eventuell 
zu ernennenden Individuen zieht das Gesetz keine Schranken; 
es können also nicht bloß weibliche, sondern sogar beliebige 
personae extraneae ernannt werden, wenn sie nur die all- 
gemein geforderte Qualifikation zur Hauserbfolge besitzen; 
denn das Gesetz sagt in § 979, Satz 1 :».... so kann der 
Hausherr einen Hauserben ernennen«, also ganz allgemein 
»einen Erben«. Auch ist zu bemerken, daß der Eintritt in 
das Haus auf Grund der Ernennung ohne weiteres bei Er- 
öffnung der Hauserbfolge statt hat, daß also dazu nicht ein 
besonderer Aufnahmeakt, wie Adoption, nötig ist*) 

Die Ernennung wird juristisch nach japanischem Recht 
als ein einseitiger Willensakt behandelt, dies ergiebt sich 
aus § 979,2, wonach sie beliebig widerrufen werden kann. 
Ist die Ernennung in einer letztwilligen Verfügung erfolgt, 
so muß daher diese behufs Widerrufes der Ernennung ent- 
sprechend abgeändert resp. aufgehoben werden. 

Was die sonstigen, in dem Vorhergehenden noch nicht 
erwähnten Wirkungen der Ernennung eines Hauserben an- 
belangt, so ist zunächst auf Satz 2 § 979,1 zu verweisen. 



») Vgl. B. G,-B. § 732,2. Der zitierte Absatz 2 des § 732 spricht 
von dem »bisherigen Haosherm«, welcher nachher Hausgenosse des neuen 
wird. Dem deutschen Leser könnte es auffallen, daß für den Fall des 
Todes des bisherigen Hausherrn selbstredend diese Bestimmung nicht 
zur Anwendung kommen kann; die Ausdruoksweise des Abs. 2 hat wohl 
darin ihren Grund, daß in Japan sehr häufig Inkyo gemacht wird^ und 
daß in allen diesen Fällen ein »bisheriger Hausherr« vorhanden ist. 

Ik«da, HaoMrbfolge. 14 
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Darnach verliert die Ernennung ihre Wirkucg dann, wenn 
ein anderer gesetzlicher Hauserbanwärter wird. 

Also, wenn der Hausherr keinen gesetzlichen Erben hat 
und einen Hauserben ernennt, sodann aber ein gesetzlicher 
Hauserbanwärter geboren oder durch Adoption geschaffen 
wird, so wird die Ernennung nichtig, d. h. sie gilt als über- 
haupt nicht erfolgt; stirbt daher der gesetzliche Hauserb- 
anwärter, so kann die stattgehabte, aber nichtig gewordene 
Ernennung nicht wieder wirksam werden. Hat aber der 
Hausherr einen Hauserben ernannt, trotzdem ein gesetz- 
licher Hauserbanwärter schon zur Zeit der Ernennung vor- 
handen war, so ist dies ein Akt contra jus in thesi clarum, 
der überhaupt von Anfang an ungültig gewesen ist Wohl 
aber ist erlaubt die Ernennung durch Testament, da diese 
Ernennung nach § 1087 erst mit dem Tode des Erblassers 
wirksam wird.^) 

Es versteht sich von selbst, daß ein solcher zu Er- 
nennender nicht zu denjenigen Personen gehören kann, 
welche, wie z. B. die im § 969 angeführten, unfähig sind 
resp. geworden sind, überhaupt Hauserben zu sein; dagegen 
würde eine nach § 975 einst erfolgte Entziehung der Eigen- 
schaft als Hauserbanwärter dem Erwerb der Hausherrschaft 
durch Ernennung gemäß § 979 nicht im Wege stehen, weil 
der § 975 nur solche Handlungen eines Hauserbanwärters 
im Auge hat, durch welche die Interessen des damaligen 
Hausherrn gerade dieses Hauses oder die Interessen des 
Hauses selbst gefährdet waren, weshalb es auch in solchen 
Fällen lediglich von einem Antrage des Hausherrn abhängig 
war, ob der Täter die Hauserbanwartschaft causa cognita 
verlieren soll oder nicht. Femer bezieht sich die Entziehung 
der Eigenschaft als Hauserbanwärter nur auf gesetzliche 
Descendenten-Hauserbanwärter (1. Klasse der Successionsord- 
nung), und somit tritt nicht eine absolute Unfähigkeit ein. 
Man nehme an, Erblasser A habe zwei Söhne, B und C. 



^) Abweichend üme, Erbrecht, S. 63. 
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A entzieht nach § 975 dem B sein Erbrecht Nach dem 
Tode des Erblassers A ist C Hausherr; wenn C keinen ge- 
setzlichen Descendenten-Erben hat, kann G seinen Bruder B, 
welcher einmal von der Erbschaft ausgeschlossen worden 
ist, jetzt als Erbe ernennen. Es folgt hieraus, daß die Ent* 
Ziehung ihre Wirkung nur zwischen dem Hausherrn und 
dem Descendenten ausübt, daß sie aber bei einer Erneuerung 
durch einen andern als den, der sie ausgesprochen hat, kein 
Erbhindernis bildet. 

Um Wiederholungen zu vermeiden, sei hier schon be- 
merkt, daß in Klasse 3 — 5 der Erbfolgeordnung dieser Grund- 
satz ebenfalls gilt 

HI. Klasse. Zuerst zu wählender Erbe. 

Ist aus den beiden genannten Klassen kein oder kein 
fähiger Hauserbe vorhanden, so tritt Wahl eines Hauserben 
ein. Für diese Situation hat der Gesetzgeber im § 982 
genau bestimmt, erstens, welche Personen zu wählen haben, 
und zweitens, welche zu wählen sind. Erstens: zu wählen 
hat des Erblassers Vater; eventuell, d. h. wenn der Vater 
verstorben oder unfähig ist, übt die Mutter, und falls auch 
sie nicht da ist, der Familienrat*) das Wahlrecht aus. 

Zweitens: zu wählen sind nur Hausgenossen und zwar 
in folgender Successionsordnung: Erstens ist zu wählen eine 
etwa vorhandene Ehefrau*) des Erblassers, falls sie Haustochter 

^) Nähere Bestimmangen über dieses iDstitut fioden sich in § 944 ff. 

') Im japaDischen Texte steht bei dieser Ziffer »Ehegattec >Hai- 
güsha«, so daß also keine Andentang gemacht ist, ob es heißen soll: 
»Ehefrau c oder ob es auf beide Geschlechter Bezug hat Da aber in der- 
selben Ziffer im Japan. Texte steht: wenn sie »Haustochter« ist, so muß man 
annehmen, daß unter »Ehegatte« nur die »Ehegattin« zu verstehen sei. 
Tatsächlich wird ja in der Regel die Haaserbfolge in männliohen Händen 
und somit »Erblasser« meist ein Mann sein; da aber nach modernem 
japanischem Recht ebensowohl ein Weib wie ein Mann die Haasherr- 
schaft führen kann, welche Stellung soll der NyOf u, der nicht Haas- 
herr geworden ist, beim Erbfidl einnehmen? Wohl hinter den Ge- 
schwistern seiner Ehefrau, seil, der bisherigen Hausherrin nach § 982, 
WAS er nach unserer Ansicht nicht verdient 

14* 
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d. h. in diesem Sinne*) im Hause geboren oder durch Adop- 
tion Haustochter geworden ist Die zweiten Angehörigen 
dieser Klasse bilden Brüder; in der dritten Rangstufe folgen 
etwaige Schwestern des bisherigen Hausherrn, in der vierten 
eine Witwe desselben, welche in einem anderen Hause ge- 
boren, aber durch die Heirat Hausgenossin des Erblasseis 
geworden ist; die fünfte Stufe endlich nehmen die Abkömm- 
linge von Geschwistern ein. 

Hierzu ist zu bemerken, daß innerhalb derselben Stufe 
ein höheres oder niederes Alter gleichgültig ist, so daß unter 
mehreren Brüdern oder Schwestern die Wahl sehr wohl 
auf die jüngere Person fallen kann; ebenso macht unter 
Personen der fünften Stufe, also unter Geschwisterkindern, 
weder das Alter, noch das Geschlecht einen Unterschied, 
so daß hier Frauen den Männern ohne weiteres vorgezogen 
werden können. 

Von dieser Successionsordnung unter den zu Wählenden 
können die Wähler nur aus einem triftigen Grunde und zwar 
nur mit Erlaubnis des Gerichts abweichen; auch können sie 
unter denselben Voraussetzungen sogar ganz von der Wahl 
eines Hauserben absehen.*) In letzterem Falle würde e^; 
gleichbedeutend sein, daß von den im § 982 genannten 
wählbaren Personen überhaupt keine vorhanden wäre. Als- 
dann würde Hauserbe werden jemand aus der folgenden 
Klasse. 

IV. Klasse. Zweiter gesetzlicher Erbe. 

In dieser Klasse steht gemäß § 984 der Hausgenosse, 
welcher der nächste Ascendent des Erblassers ist; also der 
entferntere Grad wird hier durch den näheren ausgeschlossen. 



^) Der Verfasser ist der Ansicht, dafi das Wort »Haustochter« hier 
sowohl, wie iu § 866 Ziffer 9 und § 813 Ziffer 10 nicht bloß die im 
Hause geborene Haustochter, sondern auch die Hanstochter bedeutet, 
welche es durch Adoption geworden ist. Im Gegensatz dazu steht die 
eingeheiratete Ehefrau. A. M. Urne, Familienrecht, S. 227 und Sa- 
iamoto. 

«) B. G.-B. § 983. 



- 213 — 

wie Justinian in Nov. 118 dem ascendens propior in der 
z^veiten Klasse den Vorzug gibt Unter Ascendedten desr 
selben Grades, aber verschiedenen Geschlechtes erhält daa 
männliche den Vorzug. .Unter Ascendenten des gleichen 
Grades und gleichen Geschlechts entscheidet die Blutlinie- 
Man nehme an, der Erblasser hinterläßt seine beiden Großr 
Väter; der eine ist aber aus einem anderen Hause gekommen, 
der andere dagegen im Hause geboren, hier hat der letztere 
den Vorzug, weil die Blutlinie zwischen ihm und dem 
letzten Hausherrn nicht unterbrochen worden ist. 

Eine solche ausdrückliche Bestimmung enthält zwar das 
(lesetz nicht, es dürfte wohl aber, wie geschehen, zu inter- 
pretieren sein. 

V. Klasse: Der zweite zu wählende Hauserbe. 

Ist auch kein Ascendent vorhanden, welcher nach den 
Bestimmungen des § 984 Erbe werden kann, so erfolgt 
wiederum eine Wahl. Wähler ist hier nur der Familienrat^ 
wählbar sind nach § 985 Abs. 1 alle Verwandte des Erb- 
lassers, alle Hausherren von Zweighäusem und alle Haus- 
genossen des Haupthauses oder eines Zweighauses. 

Diese Kategorien bilden jedoch imtereinander keine be- 
sondere Successionsordnung, sondern der Familienrat hat 
promiscue aus ihnen ganz nach seinem Belieben zu wählen, 
so daß z. B. ein Hausgenosse eines Zweighauses einem Ver- 
wandten des Erblassers vorgezogen werden kann. 

Wenn aber imter diesen zu § 985,1 genannten Per- 
sonen keine ist, welche Hauserbe sein kann, so hat der 
Familienrat nach § 985,2 eine beliebige andere Person zu 
wählen. Ja, er kann dies sogar ohne Rücksicht auf dre 
Bestimmungen des § 985,1 und 2 tun, wenn ein triftiger 
Grund vorliegt, muß jedoch in diesem Falle die vorherige 
Erlaubnis des zuständigen Gerichts einholen.') 

Trotzdem, wie dargestellt worden ist, das neue 
japanische Gesetzbuch in der umsichtigsten Weise das Er- 

») B. G.-B. § 985,3. 
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löschen eines Hauses zu Termeiden verstanden hat, kann 
doch mitunter dem nicht vorgebeugt werden, und das B. G.-B. 
Eiebt auch eine solche Eventualität in Betracht: nach § 764 
soll nämlich das betreffende Haus, für welches absolut kein 
Hauserbe vorhanden ist, erlöschen. Es kann auch sein, 
daß selbst kein Familienrat mehr vorhanden ist und somit 
die Wahl einer persona extranea im Sinne des § 985,2 aus- 
geschlossen sein würde. Es fragt sich nun: was wird aus 

1. etwaigen vorhandenen Hausgenossen des letzten 
Hausherrn ? 

2. dem Vermögen? 

Ad 1 : Die Hausgenossen begründen nunmehr jeder ein 
eigenes Haus; etwa vorhandene Kinder folgen dem Vater 
in dessen neu begründetes Haus, resp. der Mutter in das 
von ihr begründete, falls der Vater unbekannt oder Mitglied 
eines anderen Hauses oder verstorben ist 

Ad 2: Der § 764 spricht davon, daß kein Hauserbe 
vorhanden ist und entscheidet über das Schicksal des Hauses 
an sich; dagegen enthält er keine Bestimmungen über das 
Vermögen des letzten Hausherrn. Es erscheint somit am 
zweckmäßigsten, die Vorschriften des fünften Abschnittes, 
welcher von dem »Mangel eines Erben« handelt, heranzu- 
ziehen, trotzdem dieser Abschnitt in seinem ersten §, dem 
§ 1051, nur davon redet »wenn es ungewiß ist, ob ein Erbe 
vorhanden ist«. Da wir den »Mangel eines Erben« in dem 
nächsten § besonders besprechen werden, so wird dabei auch 
dieser zuletzt erwähnte Punkt bezüglich des Vermögens des 
letzten Hausherrn seine Erledigimg zu finden haben. 



c) Mangel eines Erben. 

§ 28. 

Der fünfte Abschnitt des fünften Buches spricht ebenso 

wie die vorhergehenden Abschnitte schlechthin von »Erben«. 

Es sollen darunter nicht bloß überhaupt alle Vermögens- 
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erben im weiteren Sinne, sondern auch der Hauserbe ver- 
standen sein, so daß also, wenn es sich um das Vermögen 
eines bisherigen Hausherrn handelt, dieses, wie bereits am 
Schlüsse des letzten § angedeutet wurde, ebenfalls von den 
Bestimmungen dieses § getroffen wird. Femer wurde zuletzt 
betont, daß zwar § 1051 ff. dem Wortlaut des § 1051 nach 
nur erwähnen, was geschehen soll, wenn es ungewiß ist, 
ob ein »Erbe vorhanden ist«, daß aber diese Vorschriften 
analog anzuwenden sind für den Fall, daß überhaupt kein 
Erbe vorhanden ist. Danach würde § 1051 folgenden Inhalt 
haben: 

Falls kein Hauserbe vorhanden ist, oder falls es unge- 
wiß ist, ob ein solcher vorhanden ist, so bildet das Erb- 
vermögen nach § 1051 eine juristische Person, ohne daß 
diese Hauserbe würde. Alsdann bestellt das Gericht auf 
Antrag eines Interessenten oder des Staatsanwaltes einen 
Erbschaftsverwalter und bringt dies ohne Verzug zur öffent- 
lichen Kenntnis. Der Vermögensverwalter hat sogleich die 
Inventarisierung des Erbvermögens vorzunehmen; femer 
muß er den Gläubigem oder Vermächtnisnehmern auf Ver- 
langen einen Nachweis über den Vermögensstand geben^). 
Steht innerhalb zwei Monaten nach der gerichtlichen Be- 
kanntmachung die Existenz eines Erben noch nicht fest, so 
hat der Verwalter die Gläubiger und Vermächtnisnehmer 
öffentlich zur Anmeldung ihrer Ansprüche innerhalb einer 
mindestens zwei Monate betragenden Frist aufzufordern. 
Nach Ablauf dieser Frist und nach Prüfung der etwaigen 
Ansprüche hat der Verwalter dieselben zu befriedigen. 
Steht zu dieser Zeit die Existenz eines Erben noch nicht 
fest, 60 hat das Gericht auf Antrag des Venvalters oder des 
Staatsanwaltes den etwaigen Erben öffentlich zur Meldimg 
innerhalb einer Frist von mindestens einem Jahre aufzu- 
fordern. Verstreicht diese Frist, ohne daß sich ein Erbe 
meldet, so fällt das Erbvermögen an den Fiskus, dem gegen- 

») B. G.-B. § 1053, § 27-29. 
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über Gläubiger und Vermächtuisnehmer keine Rechte mehr 
geltend machen können, weil der Fiskus ja nicht Erbe ist*). 

Steht die Existenz eines Erben vor Ablauf der in der 
letzten Bekanntmachung angegebenen Frist fest, so gilt die 
juristische Person nach § 1055 als gar nicht entstanden und 
der Erbe wird nach § 986 als von Anfang, d. h. von der 
Eröffnung der Erbfolge an vorhanden angesehen. Doch 
^vird hierdurch die Wirksamkeit der vom Verwalter inner- 
halb seiner Befugnisse vorgenommenen Geschäfte nicht be- 
rührt Sein Vertretungsrecht dauert vielmehr bis zur An- 
nahmeerklärung des Erben fort 

Die Venvaltung des Erbvermögens durch einen Ver- 
walter bildet eine Ausnahme von § 1021, nach welchem 
der Erbe, so lange er die Erbschaft nicht angenommen oder 
abgelehnt hat, dieselbe ebenso sorgfältig wie sein eigenes 
Vermögen zu verwalten verpflichtet ist 

Nach erfolgter Annahmeerklärung seitens des Erben 
muß der Verwalter ihm ohne Verzug über seine Verwaltung 
Rechnung legen^). 

Das Vermögen des bisherigen Hausherrn kann somit 
nach §§ 1051—1059 einen verschiedenen Charakter haben: 
so lange es nämlich ungewiß ist, ob ein Erbe vorhanden, 
oder gewiß, daß ein Erbe nicht vorhanden ist, bildet es 
eine juristische Person, welche an den Staat fallt, sobald 
nach § 1059 niemand ein Erbfolgerecht geltend macht 
Der Fiskus gilt aber hier nicht, wie z. B. nach dem deutschen 
B. G.-B. S 1966 als Universalsuccessor; nach letzterem 
nämlich können von dem Fiskus und gegen denselben Rechte 
geltend gemacht werden, sobald das Nichtvorhandensein eines 
Erben durch das Nachlaßgericht festgestellt worden ist 
Nach § 1059,2 des japanischen B. G.-B. dagegen können 
die Gläubiger imd Vermächtnisnehmer ihre Rechte dem 
Fiskus gegenüber nicht ausüben; er wird also durch diese 

») B. G.-B. §§ 1058 und 1059. 
*) B. G.-B. §§ 1055, 1056. 
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Vorschrift nur als Singularsucoessor hingestellt Ob der 
Fiskus seinerseits gegen Nachlaßschuldner vorgehen darf, ist 
in dem § 1059,2 nicht gesagt. Allerdings steht im § 1059,1, 
daß das »Erb vermögen« an den Fiskus fällt Zu den^ Yer- 
mögen aber gehörten schon nach römischem Recht die 
Activa; denn es heißt: bona cuiusque intelliguntur, quae de- 
ducto aere alieno supersunt dazu gehören doch auch die 
Forderungen ; auch im gemeinen Recht gehören anerkannter- 
maßen die Forderungen zum Vermögen*). Das moderne 
Recht teilt diese Auffassung. So sagt z. B. § 1 der deutschen 
Reichskonkursordnimg : »Das Konkursverfahren umfaßt das 
gesamte, einer Zwangsvollstreckung unterliegende Vermögen 
des Gemeinschuldners . . .« Daß aber die Forderungen zu 
diesem der Zwangsvollstreckung unterworfenen Vermögen 
zählen, ergibt sich aus den Vorschriften des achten Buches 
der deutschen C.-P.-O. über die Zwangsvollstreckung, wo 
die §§ 828 ff. lediglich von der »Zwangsvollstreckung in 
Forderungen und andere Vermögensrechte« handeln. 

Wenn demnach § 1059,1 des japanischen B. G.-B. von 
»Erb vermögen« spricht, kann man nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen auch die Forderungen darunter verstehen. 
Freilich das praktische Ergebnis wäre alsdann ein unbilliges, 
indem der Fiskus auf diese Weise mit dem Anfall des 
»Erb Vermögens« das Recht erhielte, die Forderungen einzu- 
ziehen, dagegen nach § 1059,2 seinerseits von den Gläu- 
bigem und Vermächtnisnehmern nicht in Anspruch genommen 
werden könnte^). 



>) Vgl. Dernburg I, 8. 155, § 67. 

') In Eom hat man sich für den Fall, daß für einen bestehenden 
Nachlaß kein Erbe vorhanden war, mit der Institution der hereditas jacens 
— 1. 1 D 37,3; L 1 pr. D 38,9; l. 13 § 5 D 43, 24 etc. — geholfen, wofür 
im Deutschen der Ausdruck: »Ruhende Erbschaft« gebraucht wird. Die 
Frage, ob dieselbe nach Pandektenrecht als juristische Person zu be- 
bandeln ist, wird bejaht u. a. von Kipp (Windsch.-Eipp HI, 190), ver- 
neint u. a. von Demburg Band I, S. 144; III, 8. 110/111). Das deutsche 
B. G.-B. kennt keine ruhende Erbschaft, weil nach §§ 1922 und 1942 
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3. Objekt der Hauserbfolge. 

a) In familienrechtlicher Beziehung. 
§ 29. 

Das B. G.-B. spricht zwar in § 986 ff. von den Sub- 
jekten der Hauserbfolge, indem es die zweite Abteilung 
überschreibt: »Der Hauserbe« — woninter doch nur die 
Subjekte der Hauserbfolge gemeint sein können — , dagegen 
hat es in terminologischer Beziehung keine besondere Ab- 
teilung geschaffen für die Objekte der Hauserbfolge, sondern 
versieht die nächste, die dritte Abteilung, mit der Über- 
schrift: »Wirkung der Hauserbfolge« und spricht sofort bei 
Beginn dieser Abteilung von dem Übergänge der Rechte 
und Pflichten des bisherigen Hausherrn auf den Hauserben. 
In diesen Wirkungen der Hauserbfolge erkennt man aber 
lediglich die Objekte derselben, so daß wir sehr wohl da 
von den Objekten sprechen können, wo das Gesetzbuch von 
den Wirkungen spricht 

Die Objekte und die Wirkungen der Hauserbfolge treten 
nun nach zwei verschiedenen Richtungen hin, nämlich nach 
der familienrechtlichen und der vermögensrechtlichen, in die 
äußere Erscheinung. Während in letzterer Hinsicht der 
Erbe alle Rechte und Pflichten, mit Ausnahme der liöchst- 
persönlichen, des bisherigen Hausherrn erbt, erbt er in fa- 
milienrechtlicher Hinsicht, von der hier allein zu sprechen 
ist, die hausherrliche Gewalt und die mit derselben verbim- 
denen Rechte und Pflichten, natürlich auch hier mit Aus- 
nahme der höchstpersönlichen, wie z. B. der elterlichen 
Gewalt u. s. w. 

I. Rechte. 

A. Das wichtigste Objekt der Hauserbfolge ist das 
hausherrliche Recht, dessen Beziehungen zur väterlichen 



die Erbschaft sofort mit dem Tode des Erblassers kraft Gesetzes aof den 
berofenen Erben übergeht. Dieser Übergang kraft Gesetzes zeigt sich 
besonders wirksam beim Fiskus, da dieser nach § 1942,2 dtsch. B. G.-B. 
nicht einmal ausschlagen darf. 
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Gewalt u. s. w. bereits oben*) besprochen wurden. Hier 
handelt es sich um das hausherrliche Recht an sich. Das- 
selbe ist im Laufe der Entwickelung des japanischen Rechts 
vielfachen Abänderungen unterworfen gewesen. 

Sein frühester Umfang ist nach und nach bedeutend 
verkleiuürt worden, so daß es sich heute nur noch auf die 
Organisation des Hauses und zu diesem Zwecke auf die 
Hausgenossen und die Aufnahme bezw. Ausstoßung solcher 
erstreckt 

Daher gehören durch Vertrag mit den Hausgenossen 
begründete Rechte oder Pflichten nicht zum hausherrlichen 
Recht Dasselbe ist ferner nicht mehr, wie früher, öffentlich- 
rechtlicher, sondern rein privat- und familienrechtlicher 
Natur»). 

Der Inhalt des hausherrlichen Rechts erstreckt sich auf 
folgende Gegenstände: 

1. Das Recht der Einwilligung zum Eintritt eines Shoshi 
oder natilrlichen Eandes in die Hausgenossenschaff). 

2. Das Recht der Einwilligung zur Aufnahme eines 
Verwandten aus einem anderen Hause in die eigene Haus- 
genossenschaf t^). 

3. Das Recht der Einwilligung zum Eintritt des eigenen 
Hansgenossen in eine andere Hausgenossenschaft^). 

4. Das Recht der Einwilligung, daß ein Hausgenosse 
Hanserbe eines anderen Hauses werde, ein Zweighaus er- 

>) 8. 175 fg. 

*) Zu bemerken ist, da£ das bausherrliobe Recht, obwobl nicht 
öffentlicber Natur, doch öffentliches Recht begründen kann. So kann 
das Ortsbürgerrecht und damit das Ortswahlrecht nur vom Hausherrn 
ausgeübt werden. Femer werden z. B. die Hausherren der zwei höchsten 
Adelsklassen (Herzog und Marquis) als Hausherren ohne weiteres (das 
vorschriftsmäßige Alter vorausgesetzt) Mitglieder des Herrenhauses. Vgl. 
Stadt- und Landgemeindeorduung § 7, Kaiserliche Verordnung betr. das 
Herrenhaus § 1. 

») B. G.-B. § 735, Abs. 1. 

*) B. G-B. § 737, Abs. 1. 

») B. G.-B. § 737, Abs., 1 Satz 2. 
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richte, ein aufgehobenes oder ontergegangenes Haupthaus, 
Zweighaus, Nebenhaus oder sonstiges Haus eines Ver- 
wandten wiedererrichte*). 

5. Das Recht der Einwilligung in die Eheschließung 
eines Hausgenossen oder zum Eintritt desselben in ein Kind- 
schaftsveriiäitnis*). 

6. Das Recht der Einwilligung zum Eintritt eines 
früheren^ durch Heirat oder Kindesannahme in ein anderes 
Haus eingetretenen Hausgenossen in ein drittes Haus*). 

7. Das Recht der Einwilligung in die Bestimmung des 
Aufenthaltsortes seitens des Hausgenossen^). 

8. Das Recht der Ausstoßung eines den haushenüchen 
Befehlen nicht Folge leistenden Hausgenossen aus der Familie 
oder die Verweigerung des Rücktritts eines solchen in das 
Haus*). 

9. Das Recht, ein Vermögen, in Bezug auf welches es 
zweifelhaft ist, ob es dem Hausherrn oder einem Haus- 
genossen gehört, für sich in Anspruch zu nehmen*). 

10. Das Recht, bei Gericht zu beantragen, daß aus den 
gesetzlich bestinunten Gründen dem gesetzlichen Descen«- 
dentenerben das Erbrecht entzogen werde, bezw. das Rechte 
diesen Antrag zu widerrufen'). 

11. Das Recht, bei Nichtvorhandensein eines gesetzlichen 
Hauserbanwärters einen solchen zu ernennen*). 

B. Außer diesen zu A genannten Rechten, welche sich 
auf die hausherrliche Gewalt an sich beziehen und zum 
großen Teil für das wirtschaftliche Leben von Bedeutung 
sind, äußern sich die Wirkungen der hausherrlichen (Jewalt 



») B. G.-B. § 743. 

*) B. G.-B. § 750, Abs. 1. 

») B. G.-B. § 741, Abs. 1. 

*) B. G.-B. § 749, Abe. 1. 

*) B. G.-B. §§ 741, Abs. 2; 744, Abs. 2; 749, Abs. 3; 750, Abs. 2 

•) B. G.-B. § 748, Abs. 2. 

') B. G.-B. §§ 975fg. 

») B. G.-B. § 979, Abs. 1. 
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in einer Anzahl von Befugnissen, welche mehr moralischen 
und sozialen Inhaltes sind. 

Dahin gehört der Übergang des Familiennamens auf 
den Hauserben^) und andere zum Teil bloß abstrakte Rechte, 
welche im neuen B. G.-B. allerdings nicht besonders genannt, 
aber von uns schon als in früheren Perioden bestehend her- 
vorgehoben wurden. 

Was den Familiennamen anbetrifft, so ist zu unter- 
scheiden zwischen Hauserben, welche schon vorher Haus- 
genossen dieses Hauses waren, und solchen, die einem andern 
Hause angehörten. Die ersteren führten den Hausnamen 
schon, bevor sie Hauserben wurden, behalten also selbst- 
redend ihren bisherigen Namen, welcher mit dem Hausnamen 
identisch ist 

Eine andere Person dagegen, welche, bevor sie Haus- 
erbe wurde, dem Hause, an dessen Spitze sie nunmehr tritt, 
noch nicht angehörte und somit einen anderen Namen führte, 
verliert diesen und nimmt ohne weiteres mit der Haus- 
herrschaft den Namen des neuen von ihr repräsentierten 
Hauses an. 

Unter den erwähnten abstrakten Rechten sind von be- 
sonderer Bedeutung gewisse Ehrentitel, so z. B. erhält der 
Angehörige eines fremden nicht adligen Hauses mit der 
Haußherrschaft über ein adliges Haus auch die Titulatur, 
welche seinem adligen Vorgänger zukam; es muß sich jedoch 
hier lediglich um eine Adelstitidätur handeln, welche dem 
Hausherrn als solchem in dieser Familie zukommt; also der 
Titel eines Herzogs, Marquis, Grafen, Vicomte und Barons, 
d. h. einer Person, welche einer der bevorzugten fünf Adels- 
klassen angehört, kann nur von einem männlichen Inhaber 
der Hausherrschafi geführt werden, so daß dieser Ehi'entitel 
nicht fortgesetzt werden kann von einer Frau, die Haus- 
herrin dieses Hauses wird; sie erhält nur, wie jede andere 
berechtigte oder befähigte Person, die gewöhnliche Haus- 

B. G.-B. § 746. 
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herrschaft in dem betreffenden Hanse; der Charakter des 
Adelshauses als eines solchen geht verloren, so daß der Adel 
für die betreffende Familie erlischt^). 

Eine Ausnahme hiervon macht scheinbar der Fall, wo 
die Erbfolge bei Lebzeiten eröffnet wird. Der § 7 des 
Adelsgesetzes schreibt nämlich vor, daß der Adelsinhaber 
nicht bei Lebzeiten das Adelsprädikat auf seinen Erben 
übertragen kann. Hieraus ergibt sich, daß, wenn z. B. der 
Hausherr Inkyo macht, das Adelsprädikat nicht auf den 
Erben übergeht, sondern dem Inkyo machenden immer noch 
verbleibt*) 

Auch dann erlischt nach ausdrücklicher Vorschrift des 
Adelsgesetzes*) der Adelscharakter eines Hauses, wenn der 
adlige Hausherr zu einer mit polizeilicher Aufsicht verbundenen 
Freiheitsstrafe — das zit Gesetzbuch spricht von Kinko*) — 
verurteilt wird*); der nächste Erbberechtigte kann dann nur 
die gewöhnliche Hauserbfolge antreten. Ja, wenn in einem 
Adelshause der adlige Hauserbanwärter eine solche Ver- 



^) Vgl. Adelsgesetz § 4. (Anhang am Ende des Werkes.) 

*) Die Praxis erkennt dies aber nicht an, denn der Vicomte Aki- 
zuki, welcher in jüngster Zeit Inkyo gemacht hat, verlor dadurch ohne 
weiteres den Yicomtetitel zu Oansteu seines Nachfolgers. Diese Be- 
stiromang des Adelsgesetzes durfte, streng genommen, als Teil einer lex 
specialis durch späteres jus geneitde des B. O.-B. nicht aushoben 
werden; wenn nun trotzdem das B. O.-B. in diesem Punkte nach der 
angegebenen Richtung hin durch die Praxis interpretiert wird, so liegt 
darin ein Widerspruch gegen den sonst auch im japanischen Recht 
anerkannten Satz : lex posterior generalis non derogat legi priori specialL 

•) §§ 13, 14. 

♦) Unter Kinko versteht das japanische St-G.-B. eine Freiheits- 
strafe von elf Tagen bis zu fünf Jahren (§24 Japan. Strafgesetzbuch). 

*) Dieselbe Wirkung tritt selbstverständlich auch dann ein, wenn 
der betr. Hausherr ein Delikt begangen hat, wegen dessen er nadi den 
für alle Untertanen geltenden allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetz- 
buches zu irgend einer entehrenden Strafe verurteilt wird. Die zit 
§§ 13, 14 des Adelsgesetzes sollen nur Spezialvorschriften für einen 
bestimmten Stand sein, welche gewissermaßen als eine Ergänzung zum 
Strafgesetzbuch anzusehen sind. 
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urteilung erleidet, so verliert mit dem Tode des bblierigen 
adligen Hausherrn das Haus ebenfalls den Adel, und der 
verurteilte Hauserbe succediert als gewöhnlicher, nicht 
adliger Hauserbe, da durch die Verurteilung an sich die 
Fähigkeit zur Hauserbfolge nur in den Fällen des B. ih-B. 
§ 969 verloren geht^) 

Jedoch kann der adlige Hausherr trotz der Verurteilung 
des Hauserbanwärters vermeiden, daß der Hausadel ver- 
loren geht, indem er nach § 975, Ziffer 3, bewirkt^ daß 
dem Verurteilten das Hauserbrecht überhaupt entzogen 
wird, so daß es dem Hausherrn nunmehr freisteht, für sich 
einen anderen Hauserben durch Adoption oder Emennung 
zu schaffen, welcher alsdann in den Hausadel mit äuccediert; 
wenn aber bereits außer dem Verurteilten noch ein anderer 
gesetzlicher Erbe vorhanden ist, so succediert dieser setbst- 
verständlich ohne weiteres. 

n. Pflichten. 

Es wurde bereits gesagt, daß nach § 986 nicht bloß 
die Rechte, sondern auch die Pflichten des bisherigen Haus- 
herrn auf seinen Nachfolger tibergehen. Das B. G.-B. hebt 
in erster Reihe her\'or, daß höchstpei-sönliche Rechte und 
somit auch derartige Verpflichtungen nicht übergehen. Von 
den familienrechüichen Pflichten wären zu nennen die auf 
dem Ahnenkultus benihenden Pflichten zur Darbringung 
der Sacra,*) sodann hebt das B. G.-B. im § 747 die Ver- 
pflichtung des Hausherrn hervor, alle seine Hauiiigenossen 
zu alimentieren ; es werden aber dadurch die allgemeinen 
Bestimmungen über die Alimentationspflicht der §§ 954 ff 
und besonders des § 959, wonach die Unterhaltspflicht 
voraussetzt, daß der Berechtigte außer stände ist, sich selbst 
zu ernähren, nicht berührt, dagegen würde die Vorschrift 
des § 959, Abs. 2, wonach Geschwister keine Alimente von- 
einander verlangen dürfen, wenn der Bedürftige durch eigene 



») Vgl Adelsgesetz §§ 13, 14. 
«) Vgl S. 225. 
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Schuld in diesen Zustand geraten ist, nicht zur Anwendung 
kommen, falls ein Bruder oder eine Schwester die Haus- 
herrschaft über ihn hat; denn in diesem Falle hat er unter 
allen Umständen nach § 747 schon als Hausgenosse ein 
Rechtauf Sustentation ; und dies lunsoraehr, als nach § 748 
Abs. 2, vermutet wird, daß alles Vermögen in dubio, d. h. 
wenn es zweifelhaft ist, ob es einem Hausgenossen oder 
dem Hausherrn gehört, als dem letzteren gehörend zu be- 
trachten ist. 

b) In vermögensrechtlicher Beziehung. 

§ 30. 

Der § 986, welcher den Übergang der Rechte und 
Pflichten des Hausherrn auf dessen Nachfolger vorschreibt, 
gilt nicht nur in familienrechtlicher, sondern auch in ver- 
mögensrechtlicher Beziehung; jedoch sind auch hier die 
Rechte und Pflichten, welche höchstpersönlicher Natur sind, 
ausgeschlossen. Das Wort höchstpersönlich ist aber nicht 
so aufzufassen, daß z. B. alle Objekte, welche dem Hausherrn 
schon in seiner Eigenschaft als Individuum gehörten, nach 
seinem Ableben nicht mit auf den Hauserben übergehen. 
Im Gegenteil, soweit sie während seiner Hausherrschaft für 
ihn einen besonderen Vermögensbestandteil bilden, geht das 
Eigentumsrecht an ihnen auf den Nachfolger über. Dies 
würde z. B. von wertvollen Auszeichnungen gelten, welche 
dem Hausherrn wegen verdienstvoller Handlungen zu Teil 
geworden sind; so würde der Hauserbe das Eigentumsrecht 
an kostbaren Orden etc. erhalten, falls nicht besondere Vor- 
schriften dem entgegenstehen, z. B. eine solche der Rück- 
gabe an den Kaiser nach dem Tode des Dekorierten ; tragen 
darf aber der Hauserbe dieselben auf keinen Fall, wenn er 
auch das Eigentumsrecht an ihnen erwirbt; veräußern aber darf 
er sie. 

Im allgemeinen ist das Wort höchstpersönlich nach 
dem konkreten Falle zu entscheiden. So ist z. B. die Ver- 
pflichtung, lebenslänglich einen Mitgliedsbeitrag an eine 
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Gesellschaft zu zahlen, eine höchstpersönliche, die nicht auf 
den Erben tibergeht Ebenso ist eine vom Hausherrn bezogene 
Pension ein höchstpersönliches Recht, das nicht auf den 
Erben übergeht Auch bezüglich Schenkungen, die termin- 
liche Leistungen zum Gegenstand haben, bestimmt § 552 
ganz allgemein, daß sie ihre Wirksamkeit mit dem Tode des 
Schenkers oder Beschenkten verlieren, also zur Hauserbfolge 
in keiner Beziehung stehen. 

Zu den Objekten der Hauserbfolge in vermögensrecht- 
licher Beziehung gehören auch die Familionurkunden, die 
für die Ausübung des Ahnenkultus nötigen Hausgeräte und 
die Familiengräber; § 987 des B. G.-B. bestimmt, daß zwar 
der Hausherr an ihnen das Eigentum hat, daß sie jedoch 
zu den Sonderrechten der Hauserbfolge gehören.*) 

Eine der Wirkungen dieser Vorschrift besteht darin, 
daß der Hausherr über diese Gegenstände gemäß § 1064 
B. G.-B. nicht letztvvillig verfügen darf, während ihm dies 
bezüglich seines sonstigen Vermögens sowohl unter einem 
Gesamt-, als auch unter einem Sondertitel nach § 1064 
freisteht Während also einerseits § 987 sagt, daß dem 
Hausherrn das Eigentumsrecht an diesen Objekten zusteht, 
würden sie mit Bezug auf letztwillige Verfügungen nicht 
als Teile seines Vermögens zu betrachten sein; hieraus folgt 
notwendigerweise, daß der Pflichtteilberechtigte bei Anstellung 
der querela inofficiosi testamenti oder der actio suppletoria 
nicht verlangen darf, daß bei der Wertberechnung des 
Pflichtteils der Betrag dieser Objekte mit in Ansatz gebracht 
wird. In diesem Sinne schreibt denn auch § 1132,3 vor: 
»Der Wertbetrag der zur Hauserbfolge gehörigen Sonder- 
rechte wird bei der Wertberechnung des Pflichtteils nicht 
mit in Ansatz gebracht«. 

') Nach deutschem B. G.-B. § 2047 bleiben Familienurlranden bei 
einer Auseinandersetzong unter Miterben gemeinschaftlich; bei einem 
etwaigen Erbschafts verkauf seitens des Erben gelten sie ebenso wie Familien- 
biider nach § 2373 im Zweifel als nicht mitverkaoft; daraus folgt, daß 
der Erbe sie mitverkaufen kann, dafi ihm somit das Eigentum daran zusteht 

Ikeda, Hanserbfol^. 15 
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Dagegen hat die Bestimmimg des § 987, wonach dem 
Hauserben das Eigentum an jenen Gegenständen zusteht, 
wenigstens doch die Wirkung, daß er inter vivos darüber 
verfügen darf. Es ist jedoch klar, daß diese Vorschrift in 
mancher Beziehung wohl nur einen formellen Charakter 
hat; denn eine Veräußerung z. B. der Familienurkunden 
würde völlig zwecklos sein, da dieselben die Hauslinie des 
Hauserben zu seinen Vorgängern nachweisen und durch 
eine Veräußerung der hierauf bezüglichen Urkimden an den 
bestehenden Hauslinienverhältnissen nichts geändert wird 
und auch nichts geändert werden kann. Ähnlich würde es 
sein mit der Veräußerung der Familiengräber, da der Haus- 
erbe doch dafür Sorge tragen muß, daß für die Beerdigung 
von Hausgenossen geeignete Stätten vorhanden sind und in 
anständigem Zustande erhalten bleiben. Für den letzten 
Fall könnte sogar vielleicht § 90 B. G.-B. zur Anwendung 
kommen, wonach ein Rechtsgeschäft, das contra bonos 
mores ist, der Gültigkeit entbehrt Eine besondere, die Ver- 
fügungsfähigkeit des HausheiTn beschränkende Vorschrift 
gibt es noch für Familienfideikommißgüter. Hier leitete 
den Gesetzgeber sicherlich der Gedanke, daß dergleichen 
Güter nicht aus einer bestimmten Famiüe heraus veräußert 
werden dürfen, damit der Gefahr der Verminderung des 
Glanzes bestimmter Adelsfamilien vorgebeugt werde, wie 
denn auch im deutschen Recht gesagt wird, daß solche 
Güter in certo circulo verbleiben sollen ad sustentandum 
nomen et splendorem familiae. Also solche Güter dürfen 
von dem Hausherrn weder mortis causa noch inter vivos 
veräußert werden.*) 

Hierher gehörig sind noch zwei Bestimmungen des 
B. G.-B., nach denen je eine praesumptio juris zu Gunsten 
des Inhabers der Hausherrschaft in vermögensrechtlicher 
Beziehung besteht. Von der einen derselben haben wir 
schon oben gesprochen: wenn es nämlich bezüglich eines 



^) Vgl. Os. über die Adelsfideikomm., § 2. 
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Yennögensobjektes nicht sicher feststeht, ob es dem HauÄ- 
herrn — resp. der Hausherrin — oder einem Hausgeuossen 
gehört, so wird veimutet, daß es dem Inhaber der Haiis- 
herrschaft gehört.') Dei-selbe Gedanke ist in § 807,2 uui»- 
gedrückt.2) Hier handelt es sich um zwei Ehegatten und 
um ein Vermögen, weiches erwiesenermaßen einem voa 
ihnen gehört, nur daß nicht klar ist, welchem; nun wird 
vermutet, der Theorie des § 748,2 entsprechend, daß es, 
falls die Ehefrau zugleich Hausherrin ist, ihr gehört Sind 
sie jedoch beide nur Hausgenossen, so soll es dem Ehemann e 
gehören. Also bei bloßer Hausgenossenschaft tritt eine ge- 
setzliche Vermutung zu Gunsten des männlichen Geschlechts 
ein. Jedoch ist selbstverständlich sowohl bezüglich der 
Situation des § 807, als auch der des § 748, wie bei jeder 
praesumptio juris, der Gegenbeweis zulässig, welcher hier in 
dem Xachweise liegen würde, daß das betreffende Yermögen 
die Eigenschaft eines Sondervermögens hat; dies ist nach 
den §§ 748 und 807 des B. G.-B. überall da der Fall, wo 
ein Hausgenosse resp. ein Ehegatte, der nicht die Haus- 
heiTschaft inne hat, im eigenen Namen etwas erwirbt Mau 
sieht also, daß die früheren Beschränkungen der Hausgenossen 
rücksichtlich eigenen Yermögenserwerbes nunmehr gesetz- 
lich beseitigt sind. Die heute in dieser Beziehung be- 
stehende gänzliche Unbeschränktheit der Hausgenosscii 
äußert sich besondei-s darin, daß ihr Sondergut für Schulden 
des Hausherrn nicht haftet, während dies rücksichtlich der 
älteren Zeit zweifelhaft ist 

Es wurde oben bereits auf § 986 hingewiesen, nach 
welchem der Nachfolger in die Hausherrschaft als Universal- 



») B. G.-B. § 748,2. 

*) Jedenfalls schwebte dem Gesetzgeber die praesumptio MucisDa 
des R. R. vor, nach welcher Vermögen, welches in den Händt»» uiues 
der Ehegatten ist, im Zweifel als Vermögen des Ehemanns behandelt 
wird; dies war jedoch nur eine praesumptio juris, da die Frau den Be- 
weis antreten konnte, daß sie es zu Eigentum erworben hatte (vgL L 51, 
D. de donat. i. v. e. u. 24,1). 

15* 
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successor behandelt wird. Danach findet statt 
I. der Übergang der Rechte, 
U. der Übergang der Pflichten.^ 
Von der Vorschrift des § 986 macht der Gesetzgeber 
in den §§ 988—991 mehrere Ausnahmen und zwar 

Ad. I: der Übergang des Vermögens auf den nach- 
folgenden Hauserben wird vermieden: , 

1. durch Vorbehalt, 

2. durch gesetzliche Bestimmung. 
Ad. 1: durch Vorbehalt 

a) des Inkyomachenden, 

b) der Hausherrin, welche einen fremden Mann 
heiratet. 

Ad. a und b: 

Sowohl der Inkyomachende als auch die Hausherrin, 
die einen Mann heiratet, welcher in ihr Haus eintritt — 
wodurch doch nach § 964,3 die Hauserbfolge eröffnet und 
der Ehemann (Nyüf u) Hausherr wird — können sich nach 
§ 988 diu-ch eine datierte Urkunde^) ihr Vermögen vor- 
behalten') unter Befolgung der das Pflichtteilsrecht des 
Hauserben betreffenden Bestimmungen. Es ist dies eine 
Vorschrift, durch welche eventuell die Gläubiger geschädigt 
werden könnten, wenn ihnen nicht, wie weiter unten dar- 
zulegen ist, § 989 zu Hilfe käme. 

^) seil, uiit Ausnahme der höcbstpersönlichen Rechte ood Pflichten. 

*) Vgl. Einf.-G8., B. G.-B. §§ 5-8. 

') Sonst geht alles Vermögen nach § 986 auf den Nachfolger über. 
Vor dem B. G.-B. erfolgte dieser Übergang nicht stets ipso jure. 
Nämlich bei schriftlichen Nachweisen über das Eigentum an Mobilien 
oder Immobilien, welche auf den Namen des Eigentümers lauteten, ver- 
blieb das Eigentum daran dem Inkyomachenden, wenn er es nicht aus- 
drücklich durch einen besonderen Akt auf den Hauserben übertrug; aber 
dies war nur der Fall bei Eröffnung der Hauserbfolge durch Inkyo. 
Diese Bestimmungen widersprechen dem Wesen des Erbrechts und sind 
deshalb vom B. G.-B. beseitigt worden. Vgl. Hozumi, Inkyorou, S. 190 ff. 
und Entscheidung des Reichsgerichts vom 22. Mai 1895. 
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Ad 2. Kraft Gesetzes gehen nach § 990,1 die Rechte 
des bisherigen Hausherrn nicht auf den Nachfolger über, 
wenn ersterer die Staatsangehörigkeit verliert; ausgenommen 
hiervon sind: 

1. das hausherrliche Recht an sich, 

2. die dazu nach § 987 gehörenden Sonderrechte, 

3. dasjenige Hauserbvermögen, dessen Ausschluß der 
bisherige Hausherr besondere verfügt 

4. Endlich werden die Bestimmungen über die Nachfolge 
in den Pflichtteil durch § 990,1 nicht berührt. Auch den 
Übergang von Rechten auf den Hauserben, welche nur ein 
Japaner haben kann, kann nach § 990,2 ein solcher die 
Staatsangehörigkeit verlierender Hausherr dadurch vermeiden, 
daß er sie innerhalb eines Jahres nach Verlust der Staats- 
angehörigkeit auf einen anderen Japaner, der nicht Haus- 
erbe wird, überträgt. 

Ad. IL Auch bezüglich des in § 986 grundsätzlich 
vorgeschriebenen Übergangs der Pflichten des bisherigen. 
Hausherrn auf den Nachfolger ist noch einiges hinzuzu- 
fügen. 

Damit nämlich die oben angedeutete Schädigimg der 
Gläubiger eines Hausherrn durch Ausnutzung des- § 988 
vermieden werden könne, bestinmit § 989, daß die Gläubiger 
eines Hausherrn, der Inkyo gemacht oder sich verheiratet 
hat, trotzdem nach § 986 die Pflichten auf den neuen 
Hauserben übergehen müßten, sich dennoch an den bis- 
herigen Hausherrn resp. die bisherige Hausherrin halten 
können. Hiernach könnte es scheinen, als ob die Be- 
stimmiuig des § 988 durch 989 illusorisch gemacht und der 
Fundamentalgrundsatz der Universalsuccesion des § 986 
durch § 989 aufgehoben würde. Keines von beiden ist 
jedoch der Fall. Man hat nämlich u. E. den § 989,1 so 
zu interpretieren, als ob in ihm stünde: »so können die 
Gläubiger des bisherigen Hausherrn von diesem »in sub- 
sidio« ErfüUimg verlangen.« Das heißt also, daß sie sich 
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zuerst an den neuen und erst, wenn sie von diesem nichts 
erhalten, an den bisherigen Hausherrn halten können. Durch 
diese Interpretation behalten sowohl § 988 wie § 986 ihre 
Bedeutung, indem einerseits der Grundbestimmung des 
letzteren entsprechend üniversalsuccession und somit Über- 
gang der Pflichten auf den Hauserben stattfindet, und 
andererseits (ier laut § 988 gemachte Vermögensvorbehalt 
dem früheren Hausherrn zu gute kommt, falls der neue die 
Gläubiger befriedigen kann. Nimmt man nun noch Notiz 
von der letzten Vorschrift des § 988, wonach der betreffende 
Vermögensvorbehalt auf keinen Fall das Pflichtteilsrecht des 
Hauserben verletzen darf, so muß man zugeben, daß der 
§ 988 dem bisherigen Hausherrn, resp. der bisherigen Haus- 
herrin weder zuviel noch zuwenig gewährt. 

Man könnte vielleicht entgegnen, daß § 989,1, sowie 
auch § 989,2 nur eine Ausnahme von der in § 986 auf- 
gestellten Regel bringen, so daß in allen übrigen im § 964 
angeführten Fällen der Eröffnung der Hauserbfolge der 
durch § 986 regelmäßig angeordnete Übergang der Pflichten 
des bisherigen Hausherrn auf den neuen stattfände. Dies 
erscheint uns aber deshalb bedenklich, weil alsdann w eniger 
von einer Ausnahme, als fast von einer Aufhebung der so 
wichtigen Regel der üniversalsuccession gesprochen werden 
müßte; eine solche entspräche aber nicht den Bedürfnissen 
des praktischen Lebens und würde die Bestimmung des 
§ 988 zwecklos erscheinen lassen. Man muß vielmehr die 
Gesetzesvorschriften nicht bloß als tote Buchstaben lesen, 
sondero bei ihrer Deutung an das praktische Leben denken. 
Wenn daher laut § 988 ein Vermögensvorbehalt stattfindet, 
so weiß der bisherige Hausherr nicht nur, daß grundsätzlich 
seine Pflichten auf seinen Nachfolger übergehen, sondern 
er weiß auch, daß er eventuell nach § 989 trotzdem zu 
haften hat und wird genau über die ökonomischen Verhält- 
nisse des Hauserben orientiert sein, so daß er schon von 
vornherein wird beurteilen können, welchen Wert ein Vor- 
behalt für ihn hat. Zu der nach § 989,1 bestehenden 
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Haftung des früheren Hausherrn ist noch zu bemerken, daß 
er mit allem Vermögen haftet, welches er besitzt ohne 
Rücksicht darauf, ob er es schon früher als Hausherr besaß, 
oder ob er es erst jetzt als nunmehriger Hausgenosse er- 
halten hat, und ferner ohne Rücksicht darauf, auf welche 
Weise er es erworben hat ; der Grund seiner Haftung be- 
steht allein darin, daß die Verpflichtungen damals, als er 
Hausherr war, bestanden, also es können sogar solche sein, 
welche er gar nicht einmal selbst eingegangen ist, sondern 
welche er als Hausherr kraft Gesetzes von seinem Vorgänger 
übernehmen mußte. 

Die Haftung des früheren Hausherrn tritt nach § 989,2 
auch dann ein, wenn derselbe mit einer Haushenin ver- 
heimtet war, dadurch selbst Hausherr wurde, und später 
Aufhebung oder Scheidung der Ehe entsprechend den 
§§ 779—787 und §§ 808—819 eingetreten ist. In einem 
solchen Falle haftet der frühere Ehemann und zugleicli 
Hausherr für die Erfüllung der Verpflichtungen aus jener 
Zeit Es ist aber zu beachten, daß § 989,2 niu* von den 
Verpflichtungen spricht, welche in jener Zeit wo der * Ehe- 
mann Hausherr war, entstanden sind . . .« Also das Gesetz 
scheint im Absatz 2 nur diejenigen zu meinen, welche er 
persönlich als Hausherr eingegangen ist, nicht aber solche, 
welche er schon bei seiner Übernahme der Hausherrschaft 
vorfand. Es wäre durchaus nicht auffallend, wenn der (Ge- 
setzgeber hier in § 989,1 und § 989,2 bezüglich des Um- 
fanges der Haftpflicht in der erörterten Weise unterscheiden 
wollte, da in den Fällen des § 989,2 der frühere Ehemann 
regelmäßig mit der Trennung der Ehe zugleich aus der 
Familie ausscheidet und wieder Fremder wird, so daß es 
hinreichend erscheint, ihn für die Schulden haften zu lassen, 
welche er persönlich als Hausherr kontrahierte. 

Analog muß auch § 989,2 dann Anwendung finden, wenn 
eine Hausherrin oder ein Adoptivkind, das Hausherr war, 
diesen Charakter als Hausherr verliert infolge von Auf- 
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hebung resp. Scheidung der Ehe der Hausherrin oder Auf- 
hebung des Adoptivverhältnisses.^) 

Während in den Fällen des § 989, wie ausgeführt 
worden ist und wie besonders aus dem Absatz 3 hervor- 
geht,') der Hauserbe gemäß § 986 voll und ganz als üni- 
versalsuccessor in Anspruch genommen werden kann, legt 
das Gesetzbuch im § 991 in diesem Punkte den Gläubigem 
des bisherigen Hausherrn gegenüber dem Nachfolger des- 
selben eine Beschränkung auf. Im allgemeinen muß doch 
jeder Hauserbe, sobald er einmal die Hauserbfolge an- 
getreten hat, für alle Schulden seines Vorgängers haften 
ohne Rücksicht auf den Betrag der angetretenen Erbschaft; 
nach § 991 jedoch braucht der Hauserbe, der es geworden 
ist durch Verlust der Staatsangehörigkeit seitens seines 
Vorgängers, nur bis zum Betrage des auf ihn übergegangenen 
Vermögens für die Schulden des bisherigen Hausherrn auf- 
zukommen. 

^) Streng genommen nicht hierher gehört die Situation des § 760, 
weil hier Inkyo wegen Täuschung oder Zwang oder eines anderen 
Grundes wieder aushoben werden kann; folglich gilt Inkyo als gar 
nicht gemacht, die Hauserbfolge als gar nicht eröffnet, somit der, welcher 
Inkyo gemacht hat, als Hausherr der Zwischenzeit und als solcher 
haftbar für die Schulden, die der falsche Hausherr gemacht hat, aber 
selbstredend nur dann, wenn der falsche Hauserbe nidit zahlen kann, 
da er grundsätzlich zuerst belangt werden mufi, somit die Haftung des 
in den Inkyostand getretenen nur eine subsidiäre ist; so ist u. K § 760,1 
zu interpretieren. Auch über § 761 sind einige Worte zu sagen: zuerst, 
daß er die Bestimmung des § 989 gar nicht berührt; sodann, daß er 
nur folgendes sagen will: Sollte es einmal yorkommen — wann dies zu- 
lässig, ist nicht gesagt — , daß der Untergang des hausherrlichen Rechts 
durch Inkyo etc. einem Gläubiger oder Schuldner des bisherigen Haus- 
herrn entgegengesetzt wird, so ist dies nur möglich, wenn dem betreffen- 
den Gläubiger von dem bisherigen Hausherrn oder Hauserben Anzeige 
von dem Unteiigange des hausherrlichen Rechtes gemacht worden ist; 
der im § 989 angeführte Fall ist kein solcher. 

*) Dieser Absatz ist von Lönholm in seiner Übersetzung über- 
gangen worden. 
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ß. Vermögenstrennung. 
§ 31. 

Wie weiter unten näher besprochen werden soll, 
tritt infolge der unbeschränkten Annahme der Erbschaft 
eine Verschmelzung der Vermögen des Erblassers imd des 
Erben zu einem einzigen ein. Der Erbe haftet demnach 
auch unbeschränkt für alle Verpflichtungen des Erblassers. 
Fürchten die Gläubiger des letzteren oder die des ersteren, 
durch die Verschmelzung in ihren Rechten geschädigt zu 
werden, so können sie bei Gericht die Trenn img der beiden 
Vermögen beantragen. Die Vermögenstrennung bezweckt 
also lediglich den Schutz der Gläubiger, die beschränkte 
Annahme den des Erben. Die Vermögenstrennung kann 
zweierlei Art sein: 

Vermögenstrennung auf Antrag der Gläubiger oder Ver- 
mächtnisnehmer des Erblassers und auf Antrag der Gläubiger 
des Erben. 

Da die Vermögenstrennung ausschließlich zu Gunsten 
der Gläubiger des Erblassers bezw. der des Erben ist und 
dem Erben selbst keinerlei Vorteil bietet, so kann er auch 
nach dem von der einen oder anderen Seite gestellten 
Antrag auf Vermögenstrennung noch beschränkt annehmen. 

I. Vermögenstrennung auf Antrag der Gläubiger 
oder Vermächtnisnehmer des Erblassers. 

Der Antrag auf Vermögenstrennung kann seitens eines 
Gläubigers des Erbvermögens oder eines Vermächtnisnehmers 
innerhalb drei Monaten nach Eröffnung der Erbfolge bei 
Gericht gestellt werden; nach Ablauf dieser Frist nur so 
lange, als das Erbvermögen und das Vermögen des Erben 
noch nicht vermischt sind.*) Es leuchtet ein, daß in zahl- 
reichen Fällen die Frage, ob bereits zur Zeit des Antrages 
eine Vermischung der beiden Vermögen stattgefunden hat, 
sehr schwer zu beantworten ist Doch ist dies eine quaestio 
facti, keine Rechtsfrage. Gibt das Gericht deip Antrag 

») B. O.-B. § 1041. 
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auf Vermögenstrenniing Folge, so hat der Antragsteller 
binnen fünf Tagen den übrigen Gläubigern des Erb- 
vermögens und den Vermächtnisnehmern durch öffentliche 
Bekanntmachung Anzeige von der angeordneten Vermögens- 
trennung zu machen und sie aufzufordern, binnen einer 
mindestens zwei Monate betragenden Frist ihren Beitritt 
zur Verteilung anzumelden.') 

Wenn der Erbe die Gläubiger des Erbvermögens und 
die Vermächtnisnehmer aus seinem eigenen Vermögen be- 
friedigt oder angemessene Sicherheit bestellt, so kann er 
den Antrag auf Vermögenstrennung hindern oder unwirksam 
machen. In der Praxis kommt dieser Fall sehr häufig vor, 
da der Erbe in der Regel lieber sein eigenes, von ihm er- 
worbenes Vermögen hingeben, als einen Teil des vielleicht 
seit Jahrhunderten der Familie gehörigen und mit dem 
Geschick der Ahnen verknüpften Erbvermögens veräußern 
wird. Jedoch können die Gläubiger des Erben gegen die 
Befriedigung der Erbvermögensgläubiger aus dem Vermögen 
des Erben Widerspruch erheben, wenn sie beweisen, daß 
sie dadurch geschädigt würden.*) 

Was die Wirkung des Antrages betrifft, so äußert sich 
dieselbe darin, daß der Antragsteller und die ihm Bei- 
getretenen vor den Gläubigem des Erben aus dem Nach- 
laßvermögen befriedigt werden. Die nicht beigetretenen 
Gläubiger verlieren somit zwar nicht ihr Recht, aber sie 
nehmen in Bezug auf ihre Forderungen keine Vorzugsstellung 
ein, sondern stehen auf gleicher Stufe mit den Gläubigem 
des Erben. Die letzteren können ihrerseits ebenfalls das 
Erbvermögen in Anspruch nehmen, nachdem die Gläubiger 
des Erblassers und die Vermächtnisnehmer befriedigt smd. 

Die Gläubiger des Erblassers und die Vennächtnis- 
nehmer können ferner nicht nur das in Natur vorhandene 
Erbvermögen in Anspruch nehmen, sondern auch die Geld- 

>) B. G.-B. § 1041, Abs. 2. 
«) B. G.-B. § 1049. 
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betrage oder Sachen, die der Erbe aus dem Verkauf, der 
Vermietung, dem Verlust oder der Beschädigung des Erb- 
vermögens zu erhalten hat.^) 

Der Erbe braucht vor Ablauf der gesetzten Frist die 
Gläubiger und Vermächtnisnehmer nicht zu befriedigen. 
Nach Ablauf der Frist muß der Erbe, wenn Vermögens- 
trennung beantragt ist, zunächst die Antragsteller und die 
ihnen Beigetretenen aus dem Erbvermögen nach Verhältnis 
der einem jeden zustehenden Forderung befriedigen, wobei 
jedoch die Rechte solcher Gläubiger, die ein Vorrecht haben, 
nicht verletzt werden dürfen. Reicht das Erbvermögen zur 
Befriedigung der Antragsteller und der ihnen Beigetretenen 
nicht aus, so können sie für den Rest ihrer Forderungen 
das Vermögen des Erben in Anspnich nehmen, aber erst, 
nachdem die Gläubiger des Erben aus demselben befriedigt 
sind.*) 

n. Vermögenstrennung auf Antrag der Gläubiger 
des Erben. 

Da das Gesetz den Gläubigern und Vermächtnisnehmern 
des Erblassers das Recht des Antrages auf Vermögens- 
trennung einräumt, so muß es billigerweise, um nicht dem 
einen einen imgerechtfertigten Vorzug vor dem anderen zu 
geben, den Gläubigem des Erben dasselbe Recht gewähren. Die 
Gläubiger des Erben können demnach ebenfalls Vermögens- 
trennung bei Gericht verlangen und zwar solange als der 
Erbe eine beschränkte Annahme erklären kann, d. h. drei 
Monate, oder so lange Erbvermögen und Vermögen des 
Erben nicht miteinander vermischt worden sind. Hat jedoch 
der Erbe einmal beschränkt oder unbeschränkt angenommen, 
so kann keine Vermögenstrennung mehr verlangt werden, 
es sei denn, daß bei der unbeschränkten Annahme noch 
keine Vermögensvermischung stattgefunden hat.*) Es ist dies 



») B. G.-B. §§ 1046 u. 304. 
*) B. G.-B. §§ 1047 u. 1048. 
») B. G.-B. § 1050. 
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keine Benachteiligung der Gläubiger des Erben, da für sie 
die beschränkte Annahme günstiger ist als die Vermögens- 
trennung. 

Wir sehen aus dem obigen, daß nach §§ 1041 und 
1050 die Gläubiger des Erben etwas schlechter gestellt sind 
als die des Erbvermögens. Wenn wir nach dem Grunde dieses 
Unterschiedes fragen, so ergibt sich folgendes : die Gläubiger 
des Erben haben es nach wie vor mit der Person des 
Schuldners zu tun, dem sie Kredit gewährten, wogegen die 
des Erblassers sich einem neuen Schuldner gegenüber sehen, 
dem sie vielleicht keinen Kredit gewähren würden oder ge- 
währt haben würden; sie sind ohne ihr Verschulden an 
eine andere Person gewiesen, von der sie zweifelhaft sein 
können, ob bei ihr die Voraussetzungen, unter denen sie 
ursprünglich das Rechtsgeschäft, aus dem die Forderungen 
herrühren, abschlössen, noch zutreffen. Das Gesetz muß 
daher diese letzteren Gläubiger besonders schützen und es 
tut es, indem es ihnen vor den Gläubigem des Erben die 
vorerwähnten Rechte gewährt. 

Bezüglich des Verfahrens imd der Wirkung der Ver- 
mögenstrennung auf Antrag der Gläubiger des Erben gelten 
zum Teil die Bestimmungen über Annahme und Ablehnung, 
7A\m Teil diejenigen über die Vermögenstrennung auf Antrag 
der Gläubiger des Erblassers. Zu den ersteren gehören die 
§§ 1027, 1029—36. Danach haben die die Vermögens- 
trennung beantragenden Gläubiger durch öffentliche Bekannt- 
machung den Gläubigern des Erblassers und den Vermächt- 
nisnehmern Anzeige von der beantragten Vermögenstrennung 
zu machen und sie zur Anmeldung ihrer Ansprüche inner- 
halb einer bestimmten Frist von mindesten zwei Monaten 
aufzufordern. Es bleiben die Rechte und Pflichten des 
Erben gegenüber dem Erblasser weiter bestehen, d. h. die 
beiden Vermögen bleiben gesondert. Der Erbe muß femer 
die innerhalb der bestimmten Frist sich anmeldenden oder 
ihm sonst bekannten Gläubiger, auch wenn ihre Forde- 
rungen noch nicht fällig, oder wenn sie nur bedingt 
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oder in Bezug auf die Zeitdauer unbestimmt sind, nach Ver- 
hältnis ihres Forderungsbetrages befriedigen; erst dann sind 
Vermächtnisse zu zahlen. Zu den letzteren Bestimmungen 
gehören die §§ 1043- 1045 und 1046 bezw. 304, sowie 1048. 
Demnach können die die Vermögenstrennung beantragenden 
Gläubiger des Erblassers und die Vermächtnisnehmer, sofern 
das Erbvermögen zur Befriedigung ihrer Forderungen nicht 
genügt, das Vermögen des Erben erst dann in Anspruch 
nehmen, nachdem dessen Gläubiger befriedigt sind. 

Andere hier ebenfalls in Betracht kommende Wirkungen 
und Bestimmungen über das Verfahren sind zum Teil bereits 
erwähnt, zum Teil sollen sie noch — § 33 dieser Arbeit — 
Erwähnung finden. 

ß, Pflichtteil. 
§ 32. 

Pflichtteil ist derjenige Teil des Erbvermögens, der dem 
Hauserben') auch gegen den Willen des Erblassers zu teil 
werden muß. Während die Gesetzgebung mancher Länder, 
wie England und Amerika, einen Pflichtteil nicht kennt, ist 
in Japan, wo das Familienprinzip gilt und es sich um Er- 
haltung des Hauses handelt, eine gesetzliche Bestimmung 
des Pflichtteils besonders notwendig. 

Der Hauserbe ist berechtigt zur Geltendmachung seines 
Pflichtteilsanspruches, aber erst dann, wenn er sich zur be- 
schränkten oder unbeschränkten Annahme der Erbschaft 
bereit erklärt hat Selbstverständlich ist nicht berechtigt 
derjenige, der von Anfang an erbunfähig war, oder dem auf 
Antrag des Erblassers vom Gericht das Erbrecht entzogen 
worden ist, weil er ja nicht Hauserbe wird, andererseits 



>) Wenn beim Tode eines Hausgenossen die Vermögenserbfolge er- 
öffnet wird, so gibt es auch einen Pflichtteil der Vermögenserben. 
Unser Thema beschäftigt sich jedoch nur mit der Haaserbfolge. Vgl. 
B. G.-B. § 1131. 
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aber jeder Hauserbe und zwar sowohl der gesetzliche, als 
auch der sonstige, wie der erwählte oder ernannte Hauserbe. 

I. Die Größe des Pflichtteils hängt nach § 1130 davon ab, 
ob der Hauserbe erster gesetzlicher Hauserbe ist oder nicht 

a) Der erste gesetzliche Hauserbe, d. h. der Descen- 
dentenerbe,*) erhält die Hälfte des Erb Vermögens;*) b) alle 
sonstigen Hauserben, nämlich: der ernannte Erbe,') der erste 
gewählte Erbe,^) der zweite gesetzliche (Ascendenten-)Erbe*) 
und der zweite gewählte Erbe®) erhalten einen Dritteil. 

Selbstredend schließt der Hauserbe ad a) die ad b) aus 
und umgekehrt, weil es nur einen Hauserben geben kann.') 

ü. Die Berechnung des Pflichtteils geschieht auf fol- 
gende Weise: 

a) Es wird der Betrag des Vermögens festgestellt, das 
<ler Erblasser zur Zeit der Eröffnung der Erbfolge gehabt hat 

Zum Vermögen gehören nicht nur Mobilien und Immo- 
bilien, sondern auch der durch gerichtlich bestellte Sach- 
verständige festzustellende Wertbetrag bedingter oder ihrer 
Zeitdauer nach unbestimmter Rechte. Bei der Berechnung 
des Pflichtteils bleibt der Wertbetrag der zur Hauserbfolge 
gehörigen Sonderrechte^) außer Ansatz. 

b) Zu dem nach a) festgestellten Vermögen wird der Wert- 
betrag der innerhalb des letzten Jahres vor Eröffnung der 
Hauserbfolge von dem Erblasser schenkungsweise übertragenen 
Vermögensteile hinzugerechnet,*) doch werden auch früher 



^) Naoh dem älteren Gesetz vou 1890 hat aofier dem gesetzlichen 
Descendentenerben niemand weiter einen Anspruch auf den Pflichtteil. 
Vgl. Motive B. G.-B. Erbrecht, S. 211. 

«) B. G.-B. §§ 970-974. 

•) B. G.-B. §§ 979-981. 

*) B. G.-B. §§ 982 und 983. 

») B. G.-B. § 984. 

•) B. G.-B. § 986. 

') Vgl. hierzu oben 8. 194 ff. 

«) B. G.-B. § 1132, Abs. 3. Vgl. B. G.-B. § 987. 

») B. G.-B. § 1132. 
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erfolgte Schenkungen eingerechnet, falls alle Beteiligte bei 
der Vornahme des Geschäfts wußten, daß der Pflichtteil- 
berechtigte dadurch benachteiligt würde,') dagegen wird ein 
entgeltliches Rechtsgeschäft mit vereinbarter unangemessener 
(Gegenleistung nur dann bei der Berechnung des Pflichtteils 
wie eine Schenkung behandelt, wenn alle Beteiligten wußten, 
daß der Pflichtteilserbe dadurch benachteiligt würde. Letz- 
terer muß aber, wenn er hier sein Recht geltend macht, die 
seinerseits empfangene Gegenleistung zurückzahlen, weil er 
sonst doppelten Vorteil haben würde. 

c) Von dem nach a) und b) festgestellten Vermögen 
wird der Gesamtbetrag der Schulden abgerechnet 

d) Die Hälfte bezw. ein Dritteil des so übrig bleibenden 
Vermögens bildet den Pflichtteil.*) 

III. Aus dem Begriff des Pflichtteils ergibt sich das 
Recht des Pflichtteilsberechtigten bezw. seines Rechtsnach- 
folgers, eine Herabsetzung der Vermächtnisse und der unter 
b) genannten Schenkungen zu fordern, soweit dies zur Her- 
stellung des Pflichtbetrages erforderlich ist^ Sind Ver- 
mächtnisse und Schenkungen vorhanden, so dürfen letztere 
erst dann in Anspruch genommen werden, wenn erstere 
zur Deckung des Pflichtteils nicht ausreichen.*) 

Die Herabsetzung der Vermächtnisse erfolgt im Ver- 
hältnis zum Wertbetrage ihres Gegenstandes, es sei denn, 
daß der Testator eine besondere Bestimmung getroffen hat.*) 
Bei Herabsetzung der Schenkungen wird dagegen mit der 
zeitlich letzten begonnen und der Reihe nach bis zur zeit- 
li^ch ersten heraufgestiegen.*) 

*) B. G.-B. 1133. 

«) B. G.-B. § 1130. 

•) B. G.-B. § 1134. 

^) B. G.-B. § 1136. Nach dem älteren Gesetz von 1890 konnten 
Schenkungen zur Deckung des Pflichtteils nicht in Anspruch genommen 
werden, S. Motive B. G.-B., Erbrecht, 3. 209. 

'') B. G.-B. § 1137. 

•) B. G.-B. § 1138. 
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Hat der Geschenknehmer den Gegenstand der Schen- 
kung inzwischen an einen Dritten veräußert, so ist er dem 
Pflichtteilsberechtigten zur Erstattung des Wertbetrages ge- 
halten. An den Dritten selbst kann sich der E^ichtteils« 
berechtigte nur dann halten, wenn dQrselbe zur Zeit der 
Veräußerung mala fide war, d. h. wußte, daß dadurch der 
Pflichtteilsberechtigte geschädigt würdet) 

Entsprechende Anwendung findet diese Bestimmung 
auf den FaU, daß der Geschenknehmer an dem Schenkungs- 
gegenstand ein Recht bestellt hat. 

Im Gegensatz zu Schenkungen kann bei Vermächtnissen 
der Pflichtteilsberechtigte gegen Dritte, welche von dem 
Vermächtnisnehmer das Vermächtnis erworben haben, ohne 
Rücksicht auf bona oder mala fides des Erwerbers Anspruch 
auf Rückerstattung erheben.*) Ausdrücklich steht dies zwar 
nicht im Gesetz, muß aber wohl als richtig angenommen werden. 

Außer dem Vermögen muß der Geschenknehmer vom 
Tage der Geltendmachung des Anspruchs auf Herabsetzung 
an auch die Früchte herausgeben und zwar ohne Unter- 
schied, ob es natürliche oder gesetzliche Früchte sind.*) 

In Bezug auf das Vermächtnis fehlt eine solchö Be- 
stimmung. Man darf daher wohl auch hier interpretieren, 
daß der Pflichtteilsberechtigte die Früchte bereits vom Tage 
der Auszahlung des Vermächtnisses an beanspruchen darf.^) 

Der Beschenkte oder der Vermächtnisnehmer kann sich 
von der Verpflichtung zur Herausgabe frei machen, indem 
er dem Pflichtteilsberechtigten den Wertbetrag des Gegen- 
standes des Geschenkes oder des Vermächtnisses in Höhe 
der vorzunehmenden Herabsetzung erstattet,*) also hier gilt 
der römisch-rechtiiche Satz: pretium succedit in locum rei. 
Vielleicht wäre noch darauf hinzuweisen, daß die Vorschrift 



») B. 0..B. § 1143. 

«) Vgl. Urne, Erbrecht, S. 450. 

8) B. G.-B, § 1139, vgl § 89. 

*) Vgl. B. G.-B. § 1094. üme, Erbrecht, S. 443. 

•) B. O.-B. § 1144. 
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des S 1144 nicht bloß unter der Voraussetzung des § 1143,1 , 
gilt also bei Veräußerung der geschenkten Sache seitens 
des Beschenkten, sondern der § 1144 will ganz allgemein 
sagen, daß jeder Beschenkte und Vermächtnisnehmer es in 
seiner Macht hat, selbst wenn er noch im Besitze der be- 
treffenden Sache ist, dieselbe zu behalten und an Stelle der 
Herausgabe dem Pflichtteilsberechtigten den Wert zu er- 
statten. 

Wenn daraus, daß der Geschenkempfänger, bezüglich 
dessen Herabsetzung stattfinden soll, vermögenslos ist, ein 
Verlust entsteht so hat der Pflichtteilsberechtigte denselben 
zu tragen.^) 

Das soeben erörterte Recht der Herabsetzung des Pflicht- 
teils verjährt in einem Jahre vom Tage des Erbfalls resp. 
a die notitiae und in 10 Jahren seit dem Erbfalle überhaupt^) 



c) Annahme und Ablehnung. 
§ 33. 

Wie schon oben angedeutet, kommen bei der Lehre von 
der Annahme und Ablehnung der Hauserbfolge sowohl die 
Subjekte als auch die Objekte in Betracht, mehr jedoch die 
Objekte, weshalb wir diese Lehre hier behandeln. 

Xach dem heute allgemein angenommenen Prinzip kann 
niemand zur Annahme einer Erbschaft gezwungen werden. Der 
Erbe hat vielmehr die Wahl, ob er dieselbe annehmen oder ab- 
lehnen und ferner, ob er sie ohne oder mit Einschränkung 
annehmen will. Eine Ausnahme bilden im japanischen 
Recht nur die Erben der 1. Hasse, d. h. die Descendenten, 

*) B. G.-B. § 1140. 

*) Im Gegensatz zam Rom. Beoht und in Übereiostimmung mit 
dem deutschen B. G.-B. (vgl. Kipp III, 8. 396) kennt das japanische 
B. G.-B., wie sich aus den Ausführungen im Texte ergibt, kein formelles 
Noterbrecht, sondern enthält nur materielle Pflichtteilsvorschriften. 
Andrerseits gilt nach japanischem Becht der Pflichtteil wie im Rom. 
Recht und abweichend vom deutschen B. G.-B als Erbteil (vgl. 
Cosack ni, S. 819 V). 

Ikeda, Haiuerbfolge. 16 
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die zur Ablehnung nicht berechtigt sind. Es ist dies die 
Wirkung des Ahnenkultus und des aus diesem hervor- 
gegangenen Familienprinzips.') Also auch das japanische 
Erbrecht hat, wie das römische, seine sui heredes,^ welche 
ipso jure, ohne Rücksicht auf ihr Wissen und Wollen, die 
Erbschaft erwarben. Während aber in früherer Zeit sowohl 
nach japanischem wie auch nach altem römischen Recht') 
der Descendent zur unbedingten Annahme der Erbschaft 
mit allen Aktiven und Passiven verpflichtet war, räumt das 
heutige B. G.-B. ihm das Recht der beschränkten An- 
nahme ein. 

Die Annahme- bezw. Ablehnungserklärung ist von dem 
Erben innerhalb drei Monaten a die notitiae seines Erb- 
rechts abzugeben; diese Frist kann aber aus einem triftigen 
Grunde auf Antrag eines Interessenten oder des Staats- 
anwaltes verlängert werden.*) Da die Annahme bezw. Ab- 
lehnung ein Rechtsgeschäft darstellt, so kann sie von dem 
Erben nur vorgenommen werden, wenn er handlungsfähig 
ist, anderenfalls ist dieselbe von seinem gesetzlichen Ver- 
treter abzugeben und zwar läuft in diesem Falle die Frist 
für den Vertreter von dem Tage an, an dem ihm von dem 
Eintritt in die Erbfolge des Handlungsimfähigen Kenntnis 
geworden ist.*) 

Solange der Erbe sich nicht zur Annahme bezw. Ab- 
lehnimg erklärt hat, ist er verpflichtet, die Erbschaft mit 
derselben Sorgfalt zu verwalten wie sein eigenes Vermögen, 
also die sogen, diligentia quam in suis rebus des römischen 
Rechts anzuwenden. Ist der Erbe ein schlechter Venvalter, 
oder ist er aus irgend einem Grunde nicht im stände, die 
Verwaltung zu übernehmen, so kann das Gericht auf Antrag 



>) B. G.-B. § 1020. Vgl. Hozumi, EiDfluß, 8. 49. 

«) Vgl. Demburg, Fand. III, § 163. 

•) Vgl. Demburg ibidem. 

*) B. G.-B. § 1017. 

•) B. G.-B. § 1019. Vgl. B. G.-B. §§ 886 No. 6, 4, 12 No. 6. 
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der Interessenten oder des Staatsanwaltes einen anderen 
Verwalter bestellen.*) 

Die Annahme- bezw. die Ablehnungserklärung kann 
auch selbst innerhalb der dreimonatlichen Frist nach § 1022,1 
nicht widerrufen werden, infolgedessen ist anzunehmen, daß 
der Gesetzgeber die Wirkung sofort eintreten lassen will. 
Nach der ausdrücklichen Vorschrift des § 1022,2 werden 
aber dadurch die allgemeinen Bestimmungen über Wider- 
ruflichkeit einer an sich wegen Betruges, Täuschung oder 
aus einem sonstigen Grunde fehlerhaften Willenserklärung 
nicht berührt. Jedoch verjährt ein solches Widerrufsrecht 
hier in 10 Jahren von der Annahme resp. Ablehnung an, 
und wenn es sich um eine fehlerhafte Erklärung handelt, 
welche durch Genehmigung gültig wird, verjährt das Wider- 
rufsrecht innerhalb 6 Monaten von der Zeit an, in welcher 
die Genehmigung möglich war. 

Stirbt der Erbe vor Ablauf der Erklärungsfrist ohne 
eine Erklärung abgegeben zu haben, so geht sein Erklärungs- 
recht auf seinen Hauserben über, und zwar beginnt*) für 
diesen eine neue Frist; er hat also nicht bloß das Recht, 
wie es in den Transmissionen des römischen Rechts der 
Fall war, den Rest des noch nicht abgelaufenen spatium 
deliberandi auszunutzen, sondern erhält für seine Person 
eine neue Deliberationsfrist. Da er nicht bloß Haus-, son- 
dern auch Vermögenserbe ist, so muß er dementsprechend 
eine hierauf bezügliche zweifache Erklärung abgeben. Die 
Frist läuft für ihn ebenfalls a die notitiae seiner Erbfolge an. 

I. Annahme. 

a) Unbeschränkte Annahme. 

Nach § 986 gehen sämtliche Rechte und Pflichten des 
Erblassers (mit Ausnahme der persönlichen) auf den Erben 
über. Erklärt er sich daher zur unbeschränkten Annahme 
bereit, so übernimmt er damit die Erfüllung der Pflichten 

>) B. G.-B. § 1021. 
«) B. G.-B. § 1018. 

16» 
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Auch für den Fall, daß dieselben nicht durch die ihm zustehen- 
den Rechte gedeckt werden. Der Erbe übernimmt damit die 
Erbschaft nicht als ein Sondervermögen, über das er nur 
als Vertreter des Erblassers zu schalten hätte, sondern er ist 
gewissermaßen die Fortsetzung der Persönlichkeit des Erb- 
lassers, dessen Hinterlassenschaft mit seinem eigenen Ver- 
mögen zu einem einzigen verschmilzt.*) 

Der unbeschränkt Annehmende hat nicht wie der be- 
schränkt Annehmende^) die Pflicht, die Gläubiger und Ver- 
mächtnisnehmer innerhalb einer bestimmten Frist und gleich- 
zeitig zu befriedigen; er tritt vielmehr auch in dieser 
Beziehung an die Stelle des Erblassers und kann die Be- 
friedigung jener vornehmen, wann und wie es ihm gut dünkt 
Die Verschmelzung beider Vermögen hat zur Folge, daß 
sowohl die Gläubiger des Erblassers wie die des Erben, 
wenn sie durch die Verschmelzung in ihren Rechten gekürzt 
zu werden fürchten, die Trennung beider Vermögen bei 
Gericht beantragen können.**) 

Das Gesetz schreibt für die unbeschränkte Annahme 
keine bestimmte Form vor. Wenn der Erbe keine aus- 
drückliche Erklärung abgibt, so genügt auch die still- 
schweigende. In diesem Falle wird bei dem Erben auf den 
Willen zur Annahme geschlossen, so daß also die allge- 
meinen Grundsätze über Abgabe von Willenserklärungen 
hier ziu' Anwendung kommen. Aber auch wenn der Erbe 
nicht den Willen zur Annahme hat, gilt als unbeschränkte 
Annahme *) : 

1. wenn er über das Erb vermögen ganz oder teilweise 
verfügt, es sei denn, daß die Verfügung die Erhaltung des 
Erb Vermögens betrifft; 



>) B. G.-B. § 1023. 

») Vgl. unten S. 246. 

») Vgl. B. G.-B. § 1041 fF. und hier S. 233 fg. 

*) B. G.-B. § 1024. 
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2. wenn er innerhalb der gesetzlichen oder vom Gericht 
gewährten Frist weder eine beschränkte Annahme noch die 
Ablehnung erklärt; 

3. wenn er trotz beschränkter Annahme oder Ablehnung 
Erbvermögen verheimlicht oder für sich verbraucht oder 
vorsätzlich nicht in das Vermögensverzeichnis aufnimmt 

Diese letzte Bestimmung gilt jedoch nicht für die Zeit, 
nachdem ein zweiter Erbe infolge der Ablehnung seitens 
des ersten Erben die Annahme erklärt hat 

b) Beschränkte Annahme. 

Der Erbe kann die Erbschaft mit dem Vorbehalte cum 
beneficio inventarii annehmen.') 

Über die Form der beschränkten Annahme schreibt 
§ 1026 vor, daß der Erbe innerhalb der im § 1017,1 er- 
wähnten Frist ein Vermögensverzeichnis anfertigen, dasselbe 
dem Gericht einreichen imd zugleich erklären maß, daß er 
beschr.änkt annimmt Die Folge der beschränkten Annahme 
ist, daß der Erbe höchstens bis zur Höhe des Nachlaß- 
beti'ages für die Verpflichtungen des Erblassers haftet und 
daß die Erbschaft nicht mit dem Vermögen des Erben ver- 
schmilzt, sondern zunächst gesondert zu halten ist, bis aus 
demselben und innerhalb der Grenzen desselben die Ver- 
pflichtungen des Erblassers erfüllt sind. Die für den Erben 
dem Erblasser gegenüber bestehenden Rechte und Pflichten 
gelten als nicht erloschen.^) 

Die mit der beschränkten Annahme übernommenen 
JPflichten des Hauserben sind folgende: er hat das Erbver- 
mögen mit der diligentia quam in suis rebus zu venvalten; 
er hat die Gläubiger des Erblassers und die Vermächtnis- 
nehmer von seiner Annahme zu benachrichtigen und zwar 
binnen 5 Tagen, imd sie zur Anmeldung ihrer Ansprüche 
innerhalb einer mindestens 2 Monate betragenden Frist auf- 
zufordern. Die Benachrichtigung und Aufforderung hat 



») ß. G.-B. § 1025. 
«) B. G.-B. § 1027. 
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durch öffentliche Bekanntmachung zu geschehen und muß 
den Zusatz enthalten, daß bei Nichtinnehaltimg der Frist 
die Gläubiger ihrer Rechte verlustig gehen.*) 

Bei der beschränkten Annahme ist der Erbe erst nach 
Ablauf der gesetzlichen Frist zur Befriedigung der ange- 
meldeten oder ihm sonst bekannten Gläubiger nach Ver- 
hältnis des Forderungsbetrages eines jeden aus dem Erb- 
vermögen verpflichtet, wobei aber die Rechte etwaiger 
privilegierter Forderungen nicht verletzt werden dürfen. 
Auch noch nicht fällige Forderungen hat er nach demselben 
Grundsatz zu tilgen. Die Tilgung bedingter Forderungen 
oder solcher, deren Zeitdauer unbestimmt ist, erfolgt nach 
Maßgabe der von einem gerichtlich ernannten Sachverstän- 
digen vorgenommenen Abschätzung. Erst nachdem auf diese 
Weise alle Gläubiger befriedigt sind, dürfen auch die Vei^ 
mächtnisnehmer befriedigt werden,*) Falls der Erbe infolge 
Nichtinnehaltung obiger Bestimmungen jemand Schaden 
zufügt, so ist er zu Ersatz verpflichtet*) Haben sich 
Gläubiger und Vermächtnisnehmer innerhalb der gesetzlichen 
Frist nicht gemeldet und hatte auch der beschränkt an- 
nehmende Erbe keine Kenntnis von denselben, so können 
sie ihre Rechte nur an dem übrig gebliebenen Vermögen 
geltend machen, es sei denn, daß sie am Erbvermögen eine 
besondere Sicherheit haben.*) 

IL Ablehnung. 

Ablehnen kann nur, wer ein Ablehnungsrecht hat, d. h. 
alle Erben mit Ausnahme des Descendenten-Hauserben. 
Die Ablehnung ist eine einseitige Willenserklärung seitens 
des nach Eröffnung der Erbfolge zunächst Erbberechtigten. 
Sie ist an eine Form gebunden und zwar muß sie, wie die 
Ausschlagungserklärung nach § 1945 des deutschen B. G.-B,, 



») B. G.-B. § 1028 fg. 
») B. G.-B. §§ 1030-33. 
•) B. G.-B. § 1036. 
*) B. G.-B. § 1037. 
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dem Gericht gegenüber innerhalb der bereits oben ange- 
gebenen Frist erklärt werden. Sie hat die Wirkung, daß 
von der Eröffnung an kein Erbe vorhanden war, doch hat 
der Ablehnende die Pflicht, das Erbvermögen mit derselben 
Sorgfalt wie sein eigenes zu verwalten bis zu dem Zeitpunkte, 
wo ein Erbe die Verwaltung desselben übernimmt*) 



*) B. G.-B. §§ 1038-40. 



Drittes Kapitel. 

Kritische Schlussbetrachtungen Ober das 
heute geltende Institut 

§ 34. 

Von vornherein sei bemerkt, daß wir die Hauserbfolge 
in der kaiserlichen Familie, die durch besonderes Gesetz 
geregelt ist imd nach Gründen des Staatswohles beurteilt 
werden muß, nicht in den Kreis unserer Betrachtungen ziehen 
werden. Ebenso wird das 1890 publizierte, aber nicht 
in Kraft getretene bürgerliche Gesetzbuch unbeachtet bleiben. 
Andererseits wird, über die engeren Grenzen des Haus- 
erbrechtes hinausgehend, auch das Familienrecht be- 
rührt werden, insofern dasselbe auf dem Familienprinzip 
beruht und ohne letzteres die Hauserbfolge nicht gewürdigt 
werden kann, wie andererseits die Hauserbfolge das not- 
wendige Mittel zur Erhaltung des Familienprinzips ist. 

Es wurde in der obigen Arbeit gezeigt, daß das Institut 
der Hauserbfolge sich im Laufe der Geschichte vielfach 
geändert imd nach den jeweilig herrschenden gesellschaft- 
lichen Verhältnissen und Rechtsanschauungen eine andere 
Gestalt angenommen hat, bis es in der Feudalzeit den Höhe- 
punkt seiner Entwickelang erreichte. Auf die Feudalzeit 
folgte dann unvermittelt die Umgestaltung des gesamten 
öffentlichen und privaten Lebens im Jahre 1868. Öffent- 
liches und privates Recht, vorher miteinander vermischt, 
wurden getrennt und jedes für sich geordnet. Aber während 
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das öffentliche Recht ganz auf dem Grundsatz der (Weich- 
heit aufgebaut wurde, behielt das private Recht und nament- 
lich das Familien- und Erbrecht das althergebrachte Ge- 
wohnheitsrecht als Grundlage, allerdings unter dem Einflüsse 
europäischer Rechtssysteme und Grundsätze wesentlich ge- 
ändert. Nun beruhte das alte Familien- und Erbrecht ganz 
auf dem Familienprinzip und der Hauserbfolge, und diese 
sind auch in dem neuen Recht beibehalten worden und 
zwar, wie wir meinen, mit Recht Der Gesetzgeber kann 
sich nicht in vollständigen Widerspruch zu den im Volke 
lebenden Gewohnheiten und Anschauungen setzen, er kann 
nicht eine Einrichtung, die fest mit der Denkweise des 
Volkes verwachsen ist, durch einen Federstrich beseitigen 
und an ihre Stelle etwas neues setzen, das dem Empfinden 
des Volkes fremd ist 

So sagt Savigny*): »Was sie (Recht, Sprache, Sitte, Ver- 
fassung) zu einem Ganzen verknüpft, ist die gemeinsame 
Überzeugung des Volkes, das gleiche Gefühl innerer Not- 
wendigkeit, welches alle Gedanken an zufällige und will- 
kürliche Entstehung ausschließt« 

Zwar fehlt es auch in Japan nicht an Anhängern*) des 
Gedankens, daß der Gesetzgeber besser getan hätte, wie auf 
andern Rechtsgebieten, so auch im Familien- und Erbrecht 
vollständig mit der Überlieferung zu brechen und sich 
einzig auf den Boden moderner Rechtsänschauungen zu 
stellen, also auch das Hauserbrecht verschwinden zu lassen. 
Wie bereits angedeutet, hätten wir jedoch eine deni- 
entsprechende Gesetzgebung nicht billigen können, sondern 
schließen uns der hierauf bezüglichen Ansicht Gierke's') völlig 
an, welcher sagt: »Durch die innige Verflechtung seiner (des 
Privatrechts) Institutionen mit häuslicher und öffentlicher 
Sitte, mit sittlichen Anschauungen und mit wirtschaftlichen 

«) Savigny, S. 8. 

») Vgl. z. B. Kishi, S. 56 ff. 

») Gierke, S. 402. 
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Grund Verhältnissen empfängt das Privatrecht seine zähe Be- 
hamingskraft, seinen bekannten konservativen Zug und seine 
oft bewälirte Sprödigkeit Weniger als auf andern Rechts- 
gebieten vermag hier die Willkür des Gesetzgebers aus- 
zurichten, und enger als sonst ist hier auch bei vor- 
geschrittener Reife des Kulturiebens der Machtbereich der 
bewußten und planmäßigen Umgestaltung begrenzt« Wenn 
dies schon von allen Gebieten des Piivatrechts gilt, so ganz 
besonders von dem Familien- und Erbrecht Der japanische 
(iesetzgeber hat darum in richtiger Würdigung dieses Um- 
standes das Familienprinzip und die Hauserbfolge beibehalten. 
Aber er sah zugleich ein, daß die Zeit zur Entwickelung 
nach dem Individualprinzip drängt und hat versucht, die 
Entwickelung und endliche ausschließliche Herrschaft dieses. 
Prinzips anzubahnen. So zeigt das heutige Recht eine Ver- 
mischung beider Prinzipien und charakterisiert sich deshalb 
als ein Übergangsgesetz. Wie der Gesetzgeber den Über- 
gang zum Individualgesetz eingeleitet hat, läßt sich am 
besten aus einer Aufzählung derjenigen Punkte ersehen, 
die den Unterschied zwischen dem alten und dem neuen 
Recht am deutlichsten erkennen lassen. 

1. In den früheren Perioden konnte der Descendenten- 
Hauserbe auf die Erbschaft nicht nur nicht verzichten, 
sondern sie nicht einmal beschränkt annehmen. Durch seine 
Geburt war er zum Erben bestimmt und dieser Bestimmung 
konnte er sich nicht entziehen. Er kam also unter Um- 
ständen mit Schulden belastet zur Welt und hatte sein Leben 
lang unter diesem Fluch seiner Geburt zu leiden. So for- 
derte es das Familienprinzip. Das neue Recht hat dies 
Prinzip insofern aufgegeben, als es den Erben zwar nicht 
von der Pflicht der Hauserbfolge befreit, aber ihm das Recht 
der beschränkten Annahme einräumt^) 

2. Während das frühere Gesetz die weibliche Succession 
^undsätzlich ausschloß und nur im Notfalle und subsidiär 



») Vgl. u. a. oben S. 136 u. dort Anm. 2; femer 8. 241fg. 
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in gewissen Ständen zuließ, bestimmt das heutige bürger- 
liche Gesetzbuch als Eegel, daß bei fehlendem männlichen 
Erben auch die Tochter ohne weiteres Hauserbin werden 
kann und daß bei vorhandener weiblicher Hauserbanwärterin 
ein Yöshi Schwiegersohn werden muß, wenn er nicht der 
Hausherrschaft verlustig gehen bezw. der bei seinem Eintritt 
schon vorhandenen weiblichen Hauserbanwärterin nachgesetzt 
werden wilL^) 

3. Während es früher in der Willkür des Hausherrn 
oder des Territorialherm lag, dem Hauserbanwärter das 
Erbrecht zu entziehen, sind heute die Fälle, in denen der 
Hauserbe erbunfähig wird, oder in denen ihm vom Haus- 
herrn das Erbrecht entzogen werden kann, gesetzlich fest- 
gelegt. Auch kann, wer einmal Inkyo gemacht hat, nicht 
mehr kraft väterlicher Gewalt dem Hauserben die Haus- 
herrschaft wieder entreißen. Die Stellung des Anwärters 
und des Hausherrn ist also gegen früher eine wesentlich 
sicherere.*) 

4. Wenn früher der Hausherr gewisse strafbare Hand- 
limgen beging, so verlor er unter Umständen nicht nur die 
Hausherrschaft, sondern auch die Erben verloren ihr Erb- 
recht, so daß das Haus untergehen mußte. Das heutige 
Recht läßt auch dem wegen irgend einer Straftat Verurteilten 
sein Haushermrecht; daß der Hauserbanwärter wegen einer 
nicht von ihm begangenen Straftat sein Recht nicht verlieren 
kann, ist demnach selbtsverständlich.') 

5. Bei mangelnden Descendenten-Erben kann heute der 
Hausherr einen Hausgenossen oder einen Fremden beliebig 
zum Hauserben einsetzen, auch ohne ihn zu adoptieren. 
Diese Einsetzung konnte auch in der Feudalzeit geschehen, 
aber der eingesetzte Erbe wurde infolge der Einsetzung als 
Adoptivsohn angesehen, was wohl darin seinen Grund hatte, 



») Vgl. u. a. oben 8. 127 fg. und 194 fg. 

*) Vgl. oben S. 181 Anm. 3, 190fg. 

») Vgl. u. a. oben S. 114, 183 und 190 fg. 
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daß nach dem natürlichen Rechtsbewußtsein der damaligen 
Zeit nur ein Sohn Erbe sein konnte.^) 

6. Das ältere Recht kannte kein Testament, sondern 
nur ein Kodizill, dessen Wirkung noch dazu nicht gesetzlich 
genau fixiert war. Das heutige Recht stellt genaue Vor- 
schriften über die Errichtung eines Testaments auf. Danach 
kann z. B. der Hausherr einen Erben ernennen, femer über 
das Vermögen, soweit nicht der Pflichtteil verletzt wird, frei 
testieren.*) 

7. Während heute das Sondervermögen der Hausgenosvsen 
der ausschließlichen Verfügung der letzteren untersteht, war 
nach früherem Recht überhaupt kein Sondervermögen der 
Hausgenossen anerkannt, oder es wurde durch keine 
scharfe Grenze von dem des HausheiTn geschieden und 
unter Umständen von dessen Gläubigern mit in Anspruch 
genommen.^) 

Aus den angeführten Punkten geht hervor, inwieweit 
sich Familienprinzip und Erbrecht gegen früher entwickelt 
haben. Wir möchten nun noch zeigen, daß die familien- und 
erbrechtlichen Bestimmungen des heutigen bürgerlichen Ge- 
setzbuches ein Kompromiß zwischen dem althergebrachten 
Familienprinzip und den modernen Rechtsanschauimgen 
darstellen und führen zu diesem Zwecke die folgenden Bei- 
spiele an. 

1. Das ß. G.-B. hat das Institut des Inkyo beibehalten. 
Demnach tritt, wenn der Hausherr Inkyo macht, der 
Descendentenerbe an seine Stelle und übt, vorausgesetzt 
natürlich, daß er volljährig und geschäftsfähig ist, die haus- 
herrliche Gewalt gegen alle Hausgenossen, also auch gegen 
den früheren Hausherrn aus, den er, wie alle andeni, im 
FaUe der Gehorsamsverweigerung gegen seine hausherrlichen 
Anordnungen, aus dem Hause ausschließen kann.*) 

») Vgl. oben S llöfg. u. 208 fg. 

2) Vgl. oben S. 57 fg. u. 208 fg. 

•) Vgl. oben S. 173, A. 1. 

*) Vgl. oben S. 219 fg. 
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2. Was der Nyüfu d. h. dorjenige, der durch Ver- 
heiratung mit einer Hausherrin Hausherr geworden ist als 
Hausherr erwirbt, verbleibt dem Hause, auch wenn die 
Ehe aufgehoben oder geschieden wird. Für die Schulden 
dagegen, die er als Hausherr gemacht hat, bleibt er auch 
nach Aufhebung oder Scheidung der Ehe mit verhaftet 
Dasselbe gilt, wenn eine Hausherrin oder ein Adoptivkind, 
das Hausherr war, wegen Aufhebung resp. Scheidung der 
Ehe der Hausherrin oder Aufhebung des Adoptionsverhält- 
nisses die Hausherrschaft verliert^) 

3. Wer als Yöshi in ein Haus eintritt und Hausherr 
wird, kann das Adoptivverhältnis nicht mehr auflösen. Falls 
er die Haustochter heiratet und die Ehe später aufgehoben 
oder geschieden werden sollte, so bleibt er weiter Hausherr, 
während die gescliiedene Frau, also die Tochter des Hauses, 
entweder als Hausgenossin im Hause ihres früheren Gatten 
verbleiben oder ihr Vaterhaus verlassen muß.*) 

4. Die Kinder gehören nicht den Eltern, sondern dem 
Hause. Aus diesem Prinzip ergeben sich mancherlei un- 
natürliche Zustände. In einem Hause sind z. B. zwei 
Kinder, ein Sohn und eine Tochter. Der Sohn ist Haus- 
erbe; die Tochter heiratet einen Fremden, der hierdurch 
Yöshi wird. Nachdem ihm im Hause der Adoptiv- 
(Schwieger-)eltern ein Kind geboren ist, gründet er ein 
Zweighaus. Das Kind kann er aber nicht ohne weiteres 
mitnehmen, es verbleibt im Hauptliause. Wird die Zurück- 
nahme des Kindes später vom Hausherrn des Haupthauses 
gestattet, und ist dem Zweighaus inzwischen ein zweites 
Kind geboren worden, so tritt jenes erstgeborene an die 
zweite Stelle und das im Zweighause geborene wird Erbe 
dieses Hauses ohne Rücksicht auf sein Geschlecht') 



») Vgl. oben S. 231 fg. 

«) Vgl. oben S. 183/84 Nr. 4 a. E. 

«) Vgl. S. 204 fg. 
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6. Beim Tode eines Hausgenossen wird die Ver- 
mögenserbfolge eröffnet, und die Hinterlassenschaft fällt den 
Kindern des Verstorbenen zu gleichen Teilen zu, auch wenn 
sie nicht mehr Hausgenossen sind, sondern z. B. in einem 
anderen Haus adoptiert oder Hauserben geworden sind. 
Diese das rein moderne Prinzip befolgende Bestimmung 
steht ganz im Gegensatz zu denen der Hauserbfolge, wonach 
nur ein einziger Hauserbe wird und Anspruch auf den 
Pflichtteil hat, während die anderen Kinder leer ausgehen.^) 

Nachdem nun, wie wir gesehen haben, das Familien- 
prinzip in unserem positiven Rechte stellenweise schon 
durchbrochen ist und modernen Rechtsanschauungen Platz 
gemacht hat, drängt sich die Frage auf, ob die Beibehaltung 
dieses Prinzips auch für die Zukunft wünschenswert ist 
und wie sich wolil das Prinzip weiter entwickeln dürfte. 
Der bisherigen Erörterung de lege lata mögen also einige 
Betrachtungen de lege ferenda folgen. 

Wenn im Laufe der Entwickelung Althergebrachtes über 
Bord geworfen wurde, so kann man immer annehmen, daß 
dies deshalb geschehen ist, weil es den herrschenden An- 
schauungen nicht mehr entsprach, so daß ein dringendes 
praktisches Bedürfnis nach hieraufbezüglichen Neuerungen 
fühlbar wurde. Die Entwickelungsgeschichte lehrt aber 
femer, daß Anschauungen sich in beständigem Fluß 
befinden und sich nicht künstlich dauernd zum Stillstand 
bringen lassen. 

Der Ursprung des Erbrechts ist überall der Ahnenkultus. 
Im weiteren Verlauf wurde die Fortsetzung der Familie der 
Zweck desselben, und zuletzt diente es ausschließlich dem 
Zweck des Vermögensrechts.*) Damit wird das Institut des 
Hauserben entbehrlich. Während dementsprechend das 
Erbrecht früher einen Teil des Familienrechts ausmachte, 



») Vgl. oben S. 237 fg. 

*) Vgl. Hozami, SDzoku sampen 8. 103 fg., aach Vorträge über Erb- 
folge, S. 676. 
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gehört es seiner letzten Entwickelung nach zum Vermögens- 
recht. 

In der ältesten Zeit, als es noch keinen Staat im heutigen 
Sinne, mit fest umschriebenen Grenzen und einem alle inner- 
halb derselben Wohnenden fest zusammenbindenden und 
jede Störung der gemeinsamen Ordnung verhütenden Willen 
gab, war die Familie, als das Institut, das den ihr angehö- 
renden Einzelwesen allein den nötigen Rechtsschutz gewähren 
konnte, eine Notwendigkeit. Aber in dem Maße, wie der 
Staat sich entwickelte und festigte und selbst jene Funktionen 
des Rechtsschutzes übernahm, die er zudem viel kräftiger durch- 
führen konnte als die einzelne Familie, wurde die geschlossene 
Familie eine zwecklose Einrichtung, die sich zwar, der Macht 
der Gewohnheit folgend, äußerlich noch lange Zeit erhielt, 
aber endlich doch verschwinden und sich in Einzelpersonen 
auflösen mußte, denen allein gegenüber der Staat seine Auf- 
gabe der Gewährung gleichen Rechts für alle erfüllen konnte. 
In diesem Sinne äußert sich auch Ihering:*) »Es läßt sich 
im allgemeinen der Satz aufstellen, daß die äußere 
rechtliche Organisation der Familie im lungekehrten Ver- 
hältnis zur Reife der Staatsentwickelimg steht; je unvoll- 
kommener letztere, desto ausgebildeter jene und umgekehrt. 
Solange nämlich die Familie noch als Surrogat des Staates 
zu dienen hat, bedarf sie notwendigerweise einer ungleich 
festeren Organisation als wo die vollständige Entwickelung 
der Staatsformen und der Staatsgewalt sie dieser Funktion 
überhebt.« Eine Folge dieser Änderung im Wesen der 
Familie ist es, daß der Hausherr seine ihm früher zustehenden 
hausherrlichen Rechte über seine Kinder an den Staat ab- 
getreten hat und nur noch die aus dem väterlichen Ver- 
hältnis fließenden Rechte jenen gegenüber ausübt. Das 
Verhältnis von Hausherrn imd Hausgenossen als zweier 
einander gegenüberstehender Faktoren hat überhaupt zu 
existieren aufgehört. 



») Jhering, Bd. 1, 8. 179. 
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In Japan dauerte die alte Herrschaft des Familienprinzips 
bis zum Beginn der neuen Periode (1868). Bis dahin standen 
dem Staat niclit Individuen, sondern Komplexe von solchen 
in iliren Vertretern, den Hausherren, gegenüber, die dämm 
allein Träger aller öffentlichen Rechte und Pflichten sein 
konnten. Die Hauserbfolge war unter solchen Verhältnissen 
eine Notwendigkeit. Seit der Umgestaltung des gesamten 
Staatswesens in jenem Jalire sind aber die einzelnen Indi- 
viduen Träger aller Rechte und Pflichten geworden, und das 
Familienprinzip und damit die Hauserbfolge hätten kon- 
sequenterweise beseitigt werden müssen. Wenn das Gesetz 
dies nicht getan hat, dürfte es in der richtigen Erwägung 
geschehen sein, daß die alten Einrichtungen einen noch zu 
starken Rückhalt im Volksbewußtsein haben und daß es 
nicht wohlgetan sein dürfte, ohne Übergang zwei sich schroff 
gegenüberstehende Anschauungswelten aufeinander folgen zu 
lassen. Das jetzige Gesetz könnte demnach als eine Art 
tJbergangsstadium aufzufassen sein, und darum erscheint die 
Annahme berechtigt, daß nach diesem das reine Individual- 
prinzip auch im Familien- und Erbrecht allmählich zur 
Herrschaft gelangen wird. Die geringe praktische Bedeutung, 
welche die nach dem B. G.-B. erheblich abgeschwächte An- 
wendung des alten Prinzips noch hat, wird aber auch einen 
Wandel in den Anschauungen des Volkes und die Über- 
zeugung von der Wertlosigkeit oder gar Schädlichkeit der 
Hauserbfolge hervorrufen, so daß ein späteres Gesetz sich 
in voller Übereinstimmung mit dem Volksbewußtsein auf 
den Boden des reinen Individualprinzips wird stellen können. 
Diese Erwartung darf um so mehr als berechtigt erscheinen, 
als der stets zunehmende internationale Verkehr der geo- 
graphisch voneinander entferntesten Völker nicht bloß in 
wirtschaftlicher, sondern auch in kultureller und somit auch 
in rechtlicher Beziehung eine immer mehr zunehmende gegen- 
seitige Akklimatisierung und Verschmelzung der Anschau- 
imgen in großen Kulturfragen bewirkt. Daraus folgt not- 
wendigerweise, daß die einzelnen Völker in dem belehrenden 
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Verkehr miteinander manche Eigentümlichkeit aufgeben, an 
welcher sie bisher mit zäher Pietät festgehalten haben. So 
wird es auch voraussichtlich in Japan mit der Hauserbfolge 
werden, und es wird sich auch hier das Savigny'sche^) Wort 
bewahrheiten: »Das Recht wächst mit dem Volke fort, bildet 
sich aus mit diesem, stirbt endlich ab, so wie das Volk 
seine Eigentümlichkeit verliert c. 

Betrachtet man das Institut der Hauserbfolge vom mo- 
ralischen Standpunkte, so muß man sagen, daß alle Kinder 
derselben Eltern, wenn man überhaupt einen Rechtsanspruch 
auf etwas, was man nicht selbst erworben hat, zuläßt, gleichen 
Anspruch auf das Vermögen der Eltern haben, und daß es 
ungerecht ist, dem einen einen unverdienten Vorzug vor dem 
anderen einzuräumen. Macht man doch auch keinen Unter- 
schied bezüglich der den Eltern geschuldeten Kindespflichten. 

Das Prinzip der Hauserbfolge, nach welchem dem zu- 
fällig zuerst geborenen Sohne das ganze Vermögen der Eltern 
zufällt, während die anderen Kinder leer ausgehen, enthält 
also eine schreiende Ungerechtigkeit gegen die letzteren und 
läßt sich deshalb nicht mit moralischen, sondern nur etwa 
mit Gründen des öffentlichen Nutzens verteidigen. Es ist 
überdies zweifelhaft, ob es im Interesse des Staates liegt, 
hierdurch eine, in gewissem Sinne wirtschaftlich bevorzugte 
Klasse von Bürgern zu schaffen und von vornherein den 
größten Teil seiner Bewohner zu Personen minderen Rechts 
zu verdammen. Schon Wolfram von Eschenbach klagt über 
die traurigen Folgen*) des Erstgeburtsrechts: 

»Noch ist^s auf welscher Erde Brauch, 
und mancherorts in Deutschland auch, 
Dafi, wenn ein Landesherr verstirbt, 
Der ältste Sohn sein Out erwirbt; 
Die jungem aber bringt sein Tod 
Mit jähem Schlag in Sorg und Not : 
Was ihnen bisher war gemein, 
Das hat der ältre nun allein.« 

») 8. 11. 

*) Parcival, neu bearbeitet von Wilhelm Hertz. Stuttgart, 1898. S. 2. 

Ikedfti HaoMrbfolge. 17 
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Allerdings ist zu bedenken, daß die Erbschaft nicht 
immer dem Erben Nutzen bringt Denn wenn aktives Yer- 
mögen gar nicht vorhanden ist oder von den Schulden 
aufgewogen wird, oder wenn gar die Erbschaft lediglich in 
Passiven besteht, so ist er doch, solange das Familienprinzip 
heilig gehalten wird und obgleich das Gesetz die beschränkte 
Annahme erlaubt, wenigstens moraliscTi zur Annahme der 
Erbschaft gezwungen, sieht sich also von vornherein mit 
einer Bürde beschwert, die ihn vielleicht sein Lebenlang 
am Emporkommen verhindert. Auch ist die Verpflichtung 
im Hause zu bleiben gerade für strebsame Leute eine Fessel, 
die sie verhindert einem freigewählten Berufe zu folgen. 

Noch nach einer anderen Seite hin äußert sich die 
Bevorzugung des präsumtiven Hauserben in nachteiliger 
"Weise. Von den Eltern in jeder Weise vorgezogen, von 
den Verwandten und Freunden des Hauses ausgezeichnet, 
von den jüngeren Geschwistern als eine Eespektsperson an- 
gesehen, ist es nur natürlich, daß er sich oft für etwas 
besseres hält als die Geschwister und daß er glaubt, er 
brauche nicht sonderlich sich mit Lernen zu bemühen, da 
ihm ja ohnehin alles zufallen muß. Er bleibt daher in 
vielen Fällen unwissend und träge. Nicht umsonst sagt ein 
japanisches Sprichwort: Söryö no Jinroku, »Hansnarr, 
der älteste Sohn«, ganz ähnlich vrie es im Englischen heißt: 
Primogeniture makes one fool in a family. Die jüngeren 
Geschwister dagegen, denen frühzeitig klar gemacht wird, 
daß sie späterhin vom Hause nichts mehr zu erwarten haben 
imd daß sie darauf angewiesen sind, in fremde Häuser ein- 
zutreten, müssen sich Mühe geben tüchtig zu werden, da 
sie nur auf diese Weise Platz in einem guten Hause finden 
können. 

Durch diese Verstöße gegen die Grundsätze der Moral 
und speziell der Pietät und der Gerechtigkeit treten auch 
für das sozial-ökonomische Leben eines Volkes große Nach- 
teile ein. Indem nämlich die Kinder derselben Eltern un- 
gleich bedacht und einzelne, oder gar ein einziges, ^. B. 
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das erstgeborene, auffallend bevorzugt werden vor den 
übrigen, wie es nach dem Prinzip der Hauserbfolge ein- 
treten muß, findet eine ungleiche, den Naturgesetzen 
und der Gerechtigkeit widersprechende Verteilung der 
materiellen Güter, statt, welche bei großen, zahlreiche Mit- 
glieder umfassenden Familien in sozialer Beziehung sehr 
schädlich wirkt; denn jede Familie hat immer nur ein 
Oberhaupt, den Hausherrn, und dieser hat ökonomisch ein 
mächtiges Übergewicht gegenüber allen übrigen Mitgliedern, 
mag ihre Anzahl eine noch so große sein. Dadurch stehen 
in einem Staate die Avenigen Familienoberhäupter als eine 
bevorzugte üntertanenklasse den anderen Untertanen, welche 
nur Hausgenossen sind, aber das Gros der Bevölkerung 
bilden, ökonomisch bevorzugt gegenüber, und es tritt ganz 
allgemein eine auffallend ungleiche Besitzverteilimg ein. 

Historisch ist es nun erwiesen, daß hierdurch Aufstände, 
secessiones und andere Unruhen im Volke erzeugt wurden, 
welche vielfach zu Gesetzesverletzungen und Gewalttätigkeiten 
führten. Es sei auf die secessiones plebis in montem 
sacrum, an die licinischen Gesetze, an die gracchischen Un- 
ruhen, die französische Revolution gegen Ende des 18. Jahr- 
himderts und auf ähnliche politische Vorgänge verwiesen, 
welche zugleich in sozialer Beziehung unsägliches Elend 
mit sich führten. Es soll nun hier durchaus nicht der 
Kommunismus verherrlicht werden, da derselbe ebenfalls 
dazu führt, daß einzelne ohne ihr Verdienst und ohne 
Arbeit materielle Güter erlangen, auf welche sie kern An- 
recht haben und da er von dem irregeleiteten Volke leicht 
zu anarchistischen Bestrebungen mißbraucht werden kann; 
im Gegenteil, wir erblicken auch darin ein tadelnswertes 
Extrem; sicherlich aber schadet es dem ökonomischen Loben 
eines Volkes, wenn mehrere Kinder derselben Eltern materiell 
ungleich behandelt werden, wie es die Hauserbfolge mit 
sich bringt. Sie führt schließlich zu grundsätzlicher ma- 
terieller Bevorzugung des Erstgeborenen, und es wird un- 
willkürlich das Fideikommißwesen eintreten, welches von 

17* 
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hervorragenden Nationalökonomen so herb getadelt und un- 
nachsichtlich gegeißelt wird. So wendet sich u. a. Sclimoller^) 
gegen die »ältere Besitzaristokratie«, da dieselbe zu sehr 
der Versuchung ausgesetzt sei, »sich dem Luxus, dem in- 
dividuellen Lebensgenuß, den Lastern des vornehmen Lebens 
zu ergeben, nicht mehr zu arbeiten und auf das stolze 
Vorrecht der Liitiative zu verzichten«. Dadurch muß sie 
sinken imd »die persönlichen Eigenschaften sinkender 
Aristokraten sind es, welche die wichtigste Ursache re- 
volutionärer, kommunistischer Bewegungen darstellen«. 

Solch traurige Wirkungen könnte mit der Zeit auch 
die weitere Beibehaltung der Hauserbfolge erzeugen. Dia. 
anderen Hausgenossen, welche nach den Naturgesetzen die- 
selben Anrechte an dem Nachlasse des Vaters haben, werden 
erbittert dadurch, daß sie ökonomisch gegenüber ihrem 
Bruder zurückgesetzt werden. 

FreiUch, es könnte entgegnet werden, daß sie ja, wenn 
Hausvermögen vorhanden ist, von jeher von dem Hausherrn 
erhalten werden mußten und daß auch das japanische B. 
G.-B. im § 747 eine solche Vorschrift enthält. Wir sind 
der Meinung, daß gerade dadurch in nationalökonomischer 
Beziehimg große Schäden eintreten können. So können 
vielleicht Hausgenossen gerade durch das Bewußtsein, daß 
der Hausherr sie ja doch erhalten muß und daß die Erüchte 
ihrer Arbeit nicht ihnen selbt, sondern dem ältesten Bruder 
zu gute kommen, der Versuchung ausgesetzt werden, träge 
zu sein und dadurch ihre Arbeitskräfte nicht dazu zu ver- 
werten, um, wie es sein sollte, auch ihrerseits zur Produktion 
von ümlaufsgütem beizutragen; sie könnten leicht des ge- 
eigneten Spornes ermangeln selbsttätig zu wirken und zur 
Förderung des allgemeinen wirtschaftlichen Lebens die Ini- 
tiative zu ergreifen. Also durch das »imverschämte Vorrecht«, 
das die Primogenitur nach Brentano^) enthält und welches 



') S. 384. 
«) S. 196. 
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schließlich doch auch die Hauserbfolge protegiert, wird die 
Arbeitskraft vieler tüchtiger Untertanen dem Staate entzogen, 
so daß vom nationalökonomischen Standpunkte das Institut als 
gefahrbringend zu betrachten ist Auch wenn die Hausge- 
nossen sich nicht von dem Gedanken beherrschen lassen, daß 
sie nicht zu arbeiten brauchen, da sie ja von dem Hausherrn 
alimentiert werden müssen, birgt die Hauserbfolge von einem 
anderen Gesichtspunkte aus Gefahren in sich. Die Hausge- 
nossen werden nämlich, selbst wenn sie strebsam sind und pro- 
duzierend wirken wollen, leicht dadurch an der Verwirklichung 
ihres Schaffenstriebes gehindert werden können, daß das 
ganze Hausvermögen in den Händen des Hausherrn bleibt, 
so daß ihnen nicht die nötigen Mittel zur Verfügung stehen, 
um gesunde und große Erfolge versprechende Ideen wirt- 
schaftlich verwerten zu können. Dadurch kann es kommen, 
daß ein großes Hausvermögen in den Händen eines zwar 
rechtschaffenen aber unintelligenten Hausherrn geringen 
Gewinn abwirft, während seine, wenn auch nur teilweise 
Benutzimg seitens der Hausgenossen zu seiner Vervielfältigung 
führen würde; also auch nach dieser Eichtimg stehen der 
Verteidigung der Hauserbfolge ökonomische Bedenken ent- 
gegen. Fügt man endlich noch die Möglichkeit hinzu, 
daß durch eine solche unpraktische Verwertung und Ver- 
waltimg des Hausvermögens seitens des Hausherrn die 
Möglichkeit gegeben wird, daß dasselbe nicht ausreicht in 
konkreten Fällen eine vielleicht große Anzahl von Haus- 
genossen zu ernähren, welche keine Mittel besitzen, um 
wirtschaftliche Unternehmungen ins Werk zu setzen, so daß 
sie schließlich gerade durch das unpraktische Wirken des 
Hausherrn der Gemeinde zur Last fallen müßten, so ist 
auch nach dieser so wichtigen nationalökonomischen 
Richtung hin der Beweis erbracht, daß die Hauserb- 
folge den Interessen der Einzelnen und der Gesamtheit 
nicht dient. 

Vielleicht darf es auch als eine Konsequenz des Familien- 
prinzips angesehen werden, daß viele Hausväter in dem 
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Gefühl der Verpflichtung, das, was sie selbst einst erblich 
überkommen haben, dereinst ungeschmälert ihrem Nach- 
folger zu hinterlassen, d. h. das Haus in seinem alten An- 
sehen zu erhalten, nicht den Drang in sich fühlen ihr Ver- 
mögen durch industrielle und geschäftliche Unternehmungen 
zu vermehren, in der oft begründeten Furcht das überlieferte 
Vermögen zu gefährden. Die Fälle sind daher auch seltener 
als in Europa oder gar in Amerika, daß ein Haus reicher 
und größer wird als es von früher her gewesen ist, wovon 
wieder eine weitere Folge ist, daß selten jemand sich ver- 
anlaßt fühlt, einen Überschuß seines Vermögens zu wohl- 
tätigen Zwecken zu hinterlassen. Namentlich ist es ganz 
ausgeschlossen, daß jemand mangels Leibeserben sein ge- 
samtes Vermögen zu Werken der öffentlichen Wohltätigkeit 
bestimmt, da doch fast immer ein Hauserbe eingesetzt wird, 
der das Haus fortzusetzen bestimmt ist und darum auch das 
Hausvermögen ungeschmälert erhalten muß. Andererseits 
kann aber auch das Hausvermögen durch Luxus, Leicht- 
sinn etc. des Hausherrn derartig vermindert werden, daß 
dadurch die Interessen der Hausgenossen erheblich gefährdet 
sind. Allerdings kann ihm alsdann die Verwaltung ent- 
zogen werden, aber dazu gehört vorher eine formelle Ent- 
mündigung wegen Verschwendung, imd bis es dazu kommt, 
kann ein großer Teil des Hausvermögens bereits imwider- 
bringlich verloren gegangen sein. 

Wir sehen, daß auf diese Weise durch die ökonomische 
Bevorzugung des Hauserben leicht die großen oben er- 
wähnten Nachteile der Fideikommißwirtschaft eintreten 
können. 

Was das Institut des Inkyo betrifft, das wir als einen 
Grund für die Eröffnung der Hauserbfolge kennen gelernt 
haben, so hatte es seine Blütezeit imter der HeiTschaft des 
Feudalrechts. In jener Zeit nämlich nahm nur der Haus- 
herr eine öffentlich-rechtliche Stellung ein, da in der Regel 
nur er zum Kriegsdienst verpflichtet war imd zwar solange 
als er Hausherr war; und da nur er öffentliche Ämter be- 
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bekleiden konnte, so war es natürlich, daß er sich, wenn 
er ein gewisses Alter erreicht und für einen Hauserben 
gesorgt hatte, von den Lasten, die ihm seine Stellung auf- 
erlegte, zurückzuziehen wünschte, um sie jüngeren und 
kräftigeren Schultern aufzuladen. Es veranlaßte ihn dazu 
aber auch der bei einem liebenden Vater natürliche Wunsch, 
seinen Sohn mit einer Stellung bekleidet ins Leben eintreten 
und von den Menschen geehrt und geachtet zu sehen. 
Dazu kam, daß der in den Kuhestand getretene Hausherr, 
der Go inkyo sama, wie er genannt wurde, sich seitens 
der Familie imd aller Bekannten eines gewissen Ansehens 
erfreute. Heutzutage ist jedermann zum Militärdienst ver- 
pflichtet, wie auch jedermann an und für sich das Recht 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter besitzt. Es ist also kein 
Gnmd mehr vorhanden sich vorzeitig auf das Altenteil zurück- 
zuziehen. Es ist sogar volkswirtschaftlich höchst nachteilig, 
daß Männer bereits im 60. Lebensjahre, während sie sich 
noch im Besitz genügender geistiger und körperlicher Kräfte 
befinden, sich von der Welt zurückziehen imd ein beschau- 
liches Leben führen, während ihi-e reiche Erfahrung der 
Gesellschaft noch zum Vorteil gereichen könnte. Für den 
Frieden innerhalb der Familie ist es außerdem nicht förder- 
lich,*) wenn außer dem Hausherrn noch ein geistig frischer 
und an natürlicher Autorität jenen überragender Inkyo 
vorhanden ist^) Das Institut besteht zwar noch, weil es 
in der Sitte wurzelt, aber es ist vorauszusehen, daß es, je 
mehr das Individualsystem in den Anschauungen des Volkes 
Boden gewinnt, aus der Praxis und demnächst aus dem 
Gesetz ebenso verschwinden wird wie voraussichtlich die 
Hauserbfolge. 

Aus dem Oesagten, besonders aus den Betrachtungen 
über die Fideikommisse ergibt sich, daß nicht bloß die 



») Vgl oben 8. 219 fe. und 252 Nr. 1. 

*) Vgl Hozumi, Inkyoron, 8. 232 und 246; Shigeno, 
S. 18 £f. 
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Hanserbfolge im aUgemeinen nachteilig ist, sondern daß es 
auch nicht ratsam erscheint, für einzebie Klassen der Unter- 
tanen die Hauserbfolge durch Kdeikommißgesetze, Anerben- 
recht etc. einzuführen; näheres hierüber zu sagen gehört 
nicht in den Rahmen dieser Studie, da dieselbe sich 
nur mit dem Hauserbenrecht im allgemeinen beschäftigen 
sollte. 



Anhang. 

Die in vorliegender Arbeit angeführten wichtigsten 
Paragraphen: 

L Des kaiserlichen Hausgresetzes. 

(Köshitsu-tempau). 

§ 1. Die Japan. Kaiserkrone vererbt sich in der Blutlinie der kaiser- 
lichen Ahnen im Mannesstamme auf die männlichen Nachkommen. 

§ 2. Die Ejuserkrone geht auf den ersten Sohn über. 

§ 3. Ist kein erster Sohn vorhanden, so geht sie auf den ersten 
kaiseiüchen Enkel über. Ist weder ein erster Sohn noch ein erter Enkel 
vorhanden, so geht sie auf den zweiten kaiserlichen Sohn bezw. dessen 
Sohn über u. s. w. 

§ 5. Sind überhaupt keine kaiserlichen Nachkommen vorhanden, 
so geht die Krone auf die Brüder des Kaisers bezw. deren männliche 
Nachkommen über. 

§ 6. Sind weder kaiserliche Brüder noch männliche Nachkommen 
von solchen vorhanden, so geht die Krone auf den älteren oder jüngeren 
Bruder des Vaters des Kaisers bezw. deren Söhne über. 

§ 7. Sind weder Vatersbrüder des Kaisers noch Söhne solcher 
vorhanden, so geht die Krone auf den nächsten Verwandten über. 

§ 9. Ist der kaiserliche Erbanwärter von einer unheilbaren geistigen 
oder körperlichen schweren Krankheit befallen oder sind andere schwer- 
wiegende Gründe vorhanden, so kann nach Anhörung des Familien- und 
des Sümitsurats gemäß den obigen Paragraphen eine Änderung der 
Thronfolgeordnung stattfinden. 

§ 10. Beim Ableben des Kaisers wird der kaiserliche Erbanwärter 
sein Nachfolger und übernimmt die von den Ahnen überkommenen 
Insignion. 

§ 11. Die Zeremonie der Thronbesteigung und die Onamefeier 
findet in Kyoto statt. 
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§ 12. Nach der Thronbefiteigang wird die Bezeichnung der Be- 
gieningsperiode festgestellt, die nach den Bestimmungen anläßlich der 
Benennung der Periode Meiji innerhalb der Begierungszeit desselben 
Kaisers nicht geändert werden darf. 

§ 13. Der Kaiser, der Kronprinz und dessen ältester Sohn werden 
mit vollendetem achtzehnten Lebensjahre volljährig. 

§ 14. Alle übrigen kaiserlichen Prinzen werden mit vollendetem 
zwanzigsten Jahre vol^ährig. 

§ 19. Ist der Kaiser noch nicht vol^ ährig, so wird eine Regent- 
schaft bestellt 

Ist der Kaiser dauernd verhindert selbst die Regierung zu fuhren, 
so ist nach Beschluß des Familien- and des SOmitsurates eine Re- 
gratschaft zu bestellen. 

§ 20. Zur Regentschaft ist der volljährige Kronprinz oder dessen 
erster volljähriger Sohn berufen. 

§ 21. Ist weder ein Kronprinz noch ein kaiserlicher erster 
Enkel vorhanden oder sind dieselben nicht vol^'ährig, so wird der Reihen- 
folge nach eine der folgenden Personen zur Regentschaft berufen: 

1. Shin-O und Ö (s. § 31); 

2. die Kaiserin; 

3. die Kaiserin Mutter; 

4. die Kaiserin Oroßmutter; 

5. Naishin-o und Jo-0 (s. § 31). 

§ 22. Wird die Regentschaft einem männlichen Mitglied der 
kaiserlichen Familie übertragen, so geschieht dies nach den Bestimmungen 
der Thronfolgeordnung; dieselbe Regel findet auf die weiblichen Mit- 
glieder Anwendung. 

§ 23. Bei Berufung von Frauen zur Regentschaft sind Ehe- 
gattinnen ausgeschlossen. 

§ 24. Ist der nächste kaiserliche Verwandte noch nicht vol^ihrig, 
oder wird aus anderen Gründen ein anderes Mitglied der kaiserlichen 
Familie zur Regentschaft berufen, so findet nach erreichter Volljährigkeit 
oder nach Wegfall der Behinderungsgriinde, außer beim Kronprinzen 
oder dessen Sohn, kein Wechsel in der Regentschaft statt. 

§ 26. Ist der Regent oder der Anwärter auf die Regentschaft von 
einer schweren geistigen oder körperlichen Krankheit befallen, oder sind 
andere schwerwiegende Gründe vorhanden, so kann naoh Beecfalufl des 
Familien- und des SQmitsnrates eine Änderung der Regeatsohafts- 
ordnung stattfinden. 

§ 30. Die kaiserliche Familie begreift die Kaiserin Großmutter, 
die Kaiserin Mutter, die Kaiserin, den Kronprinzen, des Kronprinzen 
Gemahlin, den ältesten kaiserlichen Enkel, die Gemahlin des ältesten 
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kaiserlichen Enkels, die Shin-o, die Gemahlinnen der 8hin-0, die 
Naishin-ü, die Ö, die Gemahlinnen der Ö. 

§ 31. Die männlichen Abkömmlinge des Kaisers (mit Ausnahme 
des Kronprinzen nnd seines ältesten Sohnes) bis zum Urenkel einschliefi- 
lieh heißen Shin-o, die weiblichen Naishin-ü; vom ffinften Grade 
abwärts heißen die männlichen 0, die weiblichen Jo-o. 

§ 35. Die kaiserliche Familie untersteht der Aufsicht des Kaisers. 

§ 39. Die Mitglieder der kaiserlichen Familie sind in der Wahl 
ihrer Ehegattinnen auf die kaiserliche Familie oder auf solche Adels- 
familien beschränkt, die durch besonderen kaiserlichen Befehl hierzu als 
geeignet gestattet werden. 

§ 42. Adoption darf in der kaiserlichen Familie nicht stattfinden. 

§ 54. Als Bestandteile des kaiserlichen Kronfideikommisses er- 
klärte Grundstücke und Gegenstände dürfen weder geteilt noch veräußert 
werden. 

§ 55. Der kaiserliche Familienrat bildet sich aus den vol^'ährigen 
männlichen Mitgliedern der kaiserlichen Familie und beruft als Beisitzer 
den Naidaijin (Großsiegelbewahrer), den Präsidenten des SOmitsu- 
rates, den Hausminister, den Justizminister und den Präsidenten des 
Beichsgerichts. 

§ 56. Der Kaiser leitet persönlich die Beratungen des Familien- 
rates oder bestimmt einen aus der kaiserlichen Familie zum Vorsitzenden. 



II. Des Adelsgresetzes (Kwazoku-rei). 

§ 2. Der Adel teilt sich in fünf Klassen : Herzog, Marquis, Graf, 
Vicomte, Baron. 

§ 3. Das Adelsprädikat vererbt sich nach der Erstgeburtsordnung 
auf die männlichen Nachkommen. 

Wo gegenwärtig eine Adelsfiamilie durch eine Hausherrin repräsen- 
tiert wird, muß sie, falls sie einen männlichen Erben bestimmt, durch 
Vermittelung des Hausministers mittels eines von einem Verwandten 
mitunterschriebenen Gesuchs die Verleihung des Adelsprädikats an diesen 
Erben erbitten. 

§ 4. Wenn beim Tode des Adelsinhabers oder des Hausherrn 
kein männlicher Erbe vorhanden ist, so verliert von jetzt an das Haus 
seine Standesvorrechte. 

§ 5. Die Gemahlinnen der Adelsinhaber genießen dieselben Elhren- 
rechte und Benennungen wie diese. 

§ 6. Die in das Hausstandsregister des Hausherrn eines adeligen 
Hauses eingetragenen Großeltern, Eltern, Gemahlin des Hausherrn, Kinder 
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und Enkel und deren Gemahlinnen genießen die dem Adel zukommenden 
Ehrenrechte. 

§ 7. Der Adelsinhaber kann bei Lebzeiten das Adelsprädikat nicht 
auf seinen Erben übertragen. 

Wird einem Adligen durch strafrechtliches oder Disziplinarverfahren 
das Adelsprädikat aberkannt, oder geht ein Adliger seines Standes ver- 
lustig und wird seinem Erben durch besondere kaiserliche Gnade der 
Adel wieder verliehen, so kommt Abs. 1 dieses Paragraphen nicht zur 
Anwendung. 

§ 13. Der zu Kinko (Freiheitsstrafe von elf Tagen bis zu fünf 
Jahren) und Stellung unter Polizeiaufsicht verurteilte Hausherr eines 
adligen Hauses geht seines adligen Charakters verlustig und hat seine 
Adelswürde zurückzuerstatten. 

§ 14. Denjenigen Personen, welche nach §§ 5 und 6 Ehrenrechte 
besitzen, wird der Genuß derselben untersagt, und diejenigen, welche 
eine Rangwürde innehaben, müssen dieselbe zurückerstatten, falls der 
vorhergehende Paragraph auf sie zutrifft 

Trifft der vorhergehende Paragraph auf die Descendenten zu, so 
können sie in die Standesvorrechte nicht suf«edieren. 
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Berichügungen. 



S. XI § 5 
„ XVI No. 24 
„ 3 Z. 11 Text V. u. 
„ 18 Z. 9 Text V. u. 
„ 29 Z. 9 Text v. u. 
„ 36 Z. 15 Text v. u. 
„ 45 Anm. 5 Z. 3 v. u. 
„ 49 Z. 5 Text v. u. 
„ 57 Inm. 3 Z. 1 
„ 78 Z. 5 Text v. u. 
„ 79 Anm. 2 No. 2 
„ 80 Z. 17 V. 0. 

„ 80 Anm. 4 

„ 149 Anm. 1 Z. 1 v. u. 
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